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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

V o r  s i t z e n d e: Präsident Benya, Zweiter längerfrisbigen Konzept von Ihnen erwartet 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. werden kann? 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Die amtlidlen Protokolle der 20. und 21. Sit­
zung vom 2 1 .  Jänner 1972 sind in der Kanzlei 
aufgelegen, unbeanstandet geblieben und gel­
ten daher als genehmigt. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Kranzlmayr, Kammerhofer und Doktor 
Kotzina. 

Entschuldigt hat sidl der Abgeordnete 
lng. Sallinger. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Idl beginne jetzt - um 1 1  Uhr 1 Minute -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesmintsterium für soziale Verwaltung 

Präsident: Wir kommen zur ersten Anfrage 
(127/M): Anfrage des Abgeordneten Melter 
(FPO) an den Bundesmin1ster für ,soziale Ver­
waltung. 

127/M 

Welche Maßnahme wird außer der geplanten 
Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage für die 
Krankenversicherung von 4800 S auf 5400 S 
bis 5700 S zur Sanierung der Krankenver­
sicherung ergriffen werden? 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Bundes­
minister das Wort zur Beantwortung. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter I Idl habe in der letZ/ten Frage­
stunde zu diesem Themenbereidl dem Herrn 
Abgeordnet·en Wedenig g,eantwortet. Idl 
möchte daher kurz sa,gen: Außer der ErhiÖ­
hung der Hömstbeitrag,sgrundlage ist deren 
Dynami,si,erung in Aussicht glenommen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! S�e wissen, daß es vor mehr 
al,s einem Jahr intensive Au:sspra<hen :im Rah­
men von fünf Arbeitskreisen gegeben hat. 
Diese Arbeitskreise haben die notwendigen 
Reformen für ein mittelfristiges Konzept im 
Rahmen der so�ialen Krankenversidlerung 
beraten. 

Soweit 'es also um die Zi,elsetzung geht, eine 
gesunde fi.nanzieHe Grundlag,e lfür einen über­
schaubaren Zeitraum ,festzuliegen, ist dJie Maß­
nahme der Erhöhung uoo Dynamisierung als 
tragende für 'einen mittelfrtstigen Zeitraum 
auch die Sicherheit für die AU'fr,ecbt'erhaltung 
des Leistungsredltes im Rahmen der sozialen 
Krankenversidlerung anzusehen. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter MeIler: Herr Vizekanzlerl Die 
Erlhöhung der Beitragsgrundlage allein ist 
jedenfalls keine struktullelle Veränderung im 
Bereidl der Krankenversicherung. Es bestehen 
erhebliche Zweifle I daran, ob mit dieser Erhö­
hung aUein die schwierigsten Probleme finan­
zi,ell ber,einigt werden können. Es ist bekannt, 
daß d'ie Ärzt'eschaft in Verhandlungen mit 
den KrookJenversich'erungsträ.gem wegen Ver­
besSierung ihres Anteil.es fb.ereits ,eingetr,eten 
ist und daß die gr,ößt.e St,eigerung bei den 
Krankenan:stalten eintr,et·en wird. 

Herr Vizekanzlerl Dar·aus ergibt sidl die 
Frage: Wieviel Mehr,eümahmen 'erwart,en Sie 
für da,s Jahr 1973 aus der von Ihnen lin Aus­
sicht genommenen Erhöhung der HöChstbei­
tragsgrundlag,e und wi.ev,iel davon wird für 
Ärzte und für Krank,enanstalten mehr zur 
Anweisung g,elangen könn.en? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, 
Abgeordneter. 

Herr Herr Abgeordneter! Ich darf annehmen, daß 

Abgeordneter MeIler: Herr Vizekanzler l Sie 
haben sich bei der letzten Anfrage'heanJtwor­
tung auf Initiativen des Osteneidli.schen 
Gewerkschaf.t'slbundes !berufen, der eine 
gesunde Grundlagle für d1e KrankIenversiche­
rung geior.dert hat. 

Ihnen das Erg�bnis di:eser Enquete bekannt 
i,st. HLer finden Sie auf Seite 119 die Schät­
zungen der Einnahmen im Zusammenhang mit 
den Reformen , dile vorgenommen wurden. Si,e 
würden 1973, wenn wir ,e'ine ,entspremende 
Enhöhung und ,Dynami:Slierung vornehmen, 
g,eg'enüber 1972 um rund 1 MiHiarde Schil­
ling ansteigen. 

Sind Sie nun der Auffa:ssung , daß di,e Erhö- Auf 'einer w.eiteren Tabelle finden Sie e,ine 
hung der Höchstbeüragsgrundlage allein diese Finanzvol'schau bis zum Jahre 1980, !in der 
g,esunde Grundla·ge ber'eits heDbeiführt und eine Steig,erung de,s Aufwandeis für di,e ärzt­
daß das aUes i,st, was in dem soglenannten lichen Letstung.en von 1970 auf 1980 in der 
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Vizekanzler Ing. Häuser 

Größe ,etwa einer Erhöhung um den zwei­
einhalbfachen Betrag t{,e,stg.ehalten ,ist. 

Si-e finden bei den Krankenanstalten .auf 
Grund der Tatsache, daß die Kosten für die 
Verpf1.egung und di-e ganze ärztlich-e Viersor­
gung in den Kran'k!enhäUJS·em .stärker steig,en, 
eine solche Steig.erung der Ausgaben ·auf das 
Dr·eieinhalbfache. 

Das !sind die Grundlag,en, driJe wir uns für 
dies·en Vor,schlag einer lDynamisierung und 
Erhöhung ,der Höms,tbeitragsgrundl.ag,e zu 
eigen g·emacht hallen. 

das Eregebnis dieser Beratungen nicht sehr 
ergiebig war. Ich vermute - und das kann 
j a  nur eine Vermutung sein -, daß man den 
morgigen Beratungen über einen Initiativ­
antrag nicht hat vorgreifen wollen. Es sind 
j edenfalls gestern auch jene Konsequenzen 
mit zur Diskussion gestanden, die sich etwa 
für andere Bereiche des Pensionsrechtes erge­
ben würden, wenn man den Vorschlag, den 
Versicherten, die 65 Jahre alt sind und 
540 Versicherungsmonate haben, eine völlig 
ungekürzte Pension zuteil werden zu lassen, 
verwirklichen wollte. 

Präsident: 2. Anfrage : Herr Abgeordneter Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Hans Mayr (SPO) an den Herrn Bundesmini- Abgeordneter. 
ster für soziale Verwaltung. 

153/M 

Was ist das Ergebnis der bisherigen Be· 
ratungen über eine Reform der Ruhensbe­
stimmungen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I Die &eform der Ruhens­
bestimmungen kann man nicht nur in hezug 
auf Auswirkungen auf T·etillbereiche ,sehen, 
sondern muß ,sie auch im Zusammenhang mit 
den :sich erg,eJbenden Konsequenz·en betrach­
ten. 

Abgeordneter Hans Mayr: Herr Vizekanz­
lerl Zumindest bisher war es ein unbestr.it­
tener Grundsatz UDs'er·es ASVG, ·aUJSg,edrückt 
vor allem im § 253, daß die Pensionsleistungen 
nach dem ASVG als Ersatz für das weggefal:' 
lene Arbeitseinkommen dienen. Sie haben 
anläßlich der Debatte über die 27. Novelle 
Zahlen über die davon betroffenen Personen 
gegeben. 

Kann man aus diesen Zahlen beziehungs­
weise aus den Ergebnissen der in der Zwi­
schenzeit zweifellos durchgeführten weiteren 
Erhebungen Rückschlüsse daraus ziehen, wie 
groß der Personenkreis ist, welche Einkom-

Ich möchte fürls eliStle darauf v,erw,eis'en, daß mensverhältnisse da herrschen und welche 
Reformen insbesondere ,in der letzten Zeit Gesamtrückwirkungen sich auf das Pensions­
durchgeführt wurden, wenn ich ganz konkI"et recht ergeben, wenn man den Grundsatz auf­
an die Vierbe,ss,erung der Gr·enzwerte nach gibt, daß die Pension nur ein Ersatz für das 
§ 94 - das ist j ener Paragraph, der allgemein weggefallene Arbeitseinkommen ist? 
die Möglichkeit vorsieht, zusätzliche Ein­
kommen zu erwerben - respektiv'e des Gr,enz­
weIites nach § 264 - das ist j ene Bestimmung, 
die festlegt, unter welchen Voraussetzungen 
eine 60prozentige Witwenpension gebührt -
denke. Wir haben also in letzter Zeit mehr­
fach solche Verbesserungen durchgeführt. Ich 
möchte hier sehr deutlich erklären, daß wir 
natürlich die Absicht haben, den von uns 
beschrittenen Weg auch fortzusetzen. 

Uber die Zusammenhänge und die Kosten 
einer Reform der Ruhensbestimmungen hat es 
im Rahmen meines Ministeriums in den letzten 
Monaten umfangreiche Beratungen gegeben. 
Wir werden auf Grund dieser Beratungen in 
der etwa Ende Feber zur Begutachtung auszu­
schickenden 29. Novelle zum ASVG diese 
unsere Erkenntnisse und Uberlegungen auch 
bekanntgetben. 

Ich möchte vielleicht auch noch darauf ver­
weisen, daß gestern im Ministerium auf Grund 
einer Einladung, die ich im Dezember an die 
Mitglieder des Sozialausschusses habe erge­
hen lassen, eine Aussprache stattgefunden hat. 
Ich muß zu meinem Bedauern feststellen, daß 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter ! Darf ich vieHeicht auf di,e Letzte Problrema­
tik. hinwetsen. Ich Ihabe ,schon .gesagt, daß 
hi·er di,e Forderung ,erhoben wurde, unter der 
Voraus'setzung des erI"eichten 65. L·ebensjahres 
und von 540 Versicherungsmonaten das Ruhen 
zum W'egfall zu bring·en. Nun ,g,ibt es unbe­
stritten Tausende Menschen, die das 65. Le­
bensjahr eneicht haben und noch nicht 
540 Voer,sicherung,smonate aufweisen, und für 
die stellt natüdich da.s Weiterar'beiten phy­
si·sch 'Und psychi,sch g·enauso teine Er.schwerniIs 
dar. Daher 1,st da.s leine der KOIl!SequenZren. 

'Ein·e ähnliche Kons�quenz - und oi.e ist 
fiskalisch vielleicht von noch größerer Bedeu­
tung - liegt darin, daß es Versicherte gibt, die 
vor dem 65. Lebensjahr bereits 540 Versiehe­
rungsmonate aufweisen, und die würden es 
nicht verstehen, daß sie nicht einen einzi.gen 
Schilling dazuverdienen könnten, während die 
ander'eJl in dem Aug.enbliCk, dn dem s1e das 
65. Lebensj ahr eneicht haben, ·eine ung'ekürzte 
P,ension 'erhalten sollen. 
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Vizekanzler Ing. Häuser 

Di'e dritte Problematik di,e,ser Konsequenz 
liegt .in der gesetzlichen 'Bestimmung, daß man 
an odem Tag, an dem man in Pension gehen 
möchte, pflichtversicherungs.frei werden muß. 
Das heißt also, auch diiJe Stichtag,sregelung hat 
hiJer große Bedeutung. 

Haben Sie die Absicht, im Hinblick auf diese 
Ruhensbestimmungen Veränderungen im Rah­
men der finanziellen Möglichkeiten vorzuneh­
men? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Viz,ekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich ihabe ,schon bei der 
Beantwortung der ersten Frage darauf hin­
gewiesen, daß wir in Konsequenz unserer 
Zielsetzung die Grenzwerte schon in den letz­
ten zwei Jahren einer Verbesserung zugeführt 
haben. 

Ich darf sagen, daß gerade dieser Grenz­
wert nach § 264 von uns ·als soziale Härte 
betrachtet w.ird. Wir haben U'lliS ,in voller Auf­
richtigkeit ,an di,e Offentlichkeit g,ewendet und 
erklärt, daß wir im Rahmen der g,eg,eibenen 
finanziellen Möglichkeiten dieslen Grenzrw,ert 
schrittweise verbessern werden. 

. 

Was oda,s Ergebnis der Unber,sudmngen anbe­
langt, haben wir miUler:weHe natürlich die 
MögHchkeit g,ehabt, uns mit den 584 Fällen, 
die nach dem Initiativantrag Anwartschaften 
auf e,ine volle P,ension g,ehabt haben, zu 
beschäfitigen. Ich möchte Ihnen lIIlittedlen, daß 
von den 584 Betroffenen 336 selbständig 
Erwerbstätige sind, di,e sich im Rahmen der 
ASVG-Versicherung auf Grund einer Sonder­
regelung 1958 haben weiterversichem können 
und daher keinen Stichtag brauchen. Sie sind 
allerdings gegenüber jenen Pflichtversicherten 
im Rahmen des GSPVG insoweit im Vorteil, 
als sie jetzt ihre Gewerbeberechtigung weiter 
ausüben können und dazu noch nach den 
derzeitigen Rechtsnormen einen Stei'gerungs- Es hesteht natürlich diJe Absicht, auch im 

betrag bekommen, der etwa 3000 bis 4000 S Rahmen der 29. Novelle eine weitere Ver­

beträgt, während ihre Kollegen, die nach der besserung in dieser Hinsicht vorzunehmen. 

gewerblichen Pensionsversicherung pflichtver­
sichert sind, eine Pension nur erhalten können, 
wenn sie den Gewerbeschein zurückgelegt 
haben. Hier ist also auch eine Inkonsequenz 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerium für Finanzen 

deutlich sichtbar. Präsident: Wir kommen zur 3. Anfrage. Es 

Von den übrigen 248, die unselbständig ist dies eine Anfrage des Herrn Abgeordneten 

sind, sind nicht weniger als 106 Personen Sandmeier (OVP) an den Herrn Bundesmini­

überhaupt nicht in der österreichischen Volks- ,ster für Finanzen. 

wirtschaft tätig, sondern befinden sich im Aus-
land und haben ihre Anwartschaftszeiten über­
haupt nur durch freiwillige Weiterversiche­
rung erreichen können. 

Der restliche Teil sind Dienstnehmer, die die 
Stichtagsregelung eingehalten haben, aber 
relativ bald nach diesem Stichtag - unter 
Umständen im ersten Monat oder innerhalb 
eines halben Jahres - wieder in denselben 
Betrieb zurückgegangen sind. Von den insge­
samt 126, die in diesen Personenkreis fallen, 
sind 96 wieder an ihren alten Schreibtisch 
zurückgekehrt, das heißt. sie hatten die Mög­
lichkeit, eine Lösung des Dienstverhältnisses 
vorzunehmen und damit die Pension zu errei­
chen, und hatten auf der anderen Seite schon 
die Absicht gehabt, im selben Betrieb weiter­
zuarbeiten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Hans Mayr: Herr Vizekanz­
ler! Nehen den .Bestimmungen ,des § 94 ASVG 
enthält § 264 in seinem Absatz 2 eine Ruhens­
bestimmung, die dahin gehend lautet, daß 
die Erhöhung von 50 auf 60 Prozent der Wit­
wenpension nur dann ausbezahlt wird, wenn 
die betreffende Pensionistin nicht ein Einkom­
men von derzeit mehr als 1 43 9  S hat. 

168jM 

Was war das konkrete Ergebnis Ihres 
Gespräches vom �.5. Jänner dieses Jahres mit dem 
Präsidenten des Osterreichischen Gewerkschafts­
bundes hinsichtlich der von Opposition, Gewerk­
schaften und Öffentlichkeit geforderten Pro­
gressionsmilderung der Lohn- und Einkommen­
steuer? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. An­
drosch: Sehr geehrter Herr Abgeordneter I Am 
Samstag, dleß 1 5. Jänner hat k,ein Gespräch 
zwischen dem Prä,sidenten des OGB und mir 
s ta ttgefund'en. 

Hingegen habe ich am Di,eThsta'g, den 
18. Jänner sowohl mit dem Präsidenten des 
OGB als auch dem Präsidenten der Bun­
deskammer Gespräche über das Problem der 
Einkommen- und Lohnsteuer ·geführt. 

Dabei ,sind wir übeDe<ingekommen, daß eine 
Steueneform und eine Milderung der Ein­
kommen- und Lohnsteuerprogpession mit 1. 1 .  
1 973 durchgeführt weflden ,soll, wobei dem 
folg'end,e Zi,elsetzung zugrunde Hegen soll: 
eine Form zu finden, die lei,stung,sfördernd, 
sozial oger,echt und vel1WaltungstecbJnisch mög­
lichst leicht handhabbar ist. 
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Bundesminister Dr. Androsdl 
Weiters haben wir gesagt, d-aß, wenn es die 

finanziellen Möglidl1reiten erlauben, -auf 
diese Reform und MHderung im heurligen 
Jahr am Ende der GesprädlJe, wenn man genau 
weiß, wi'e sich die Dinge gestalten, eine Vor­
lei,stung erbracht werden soll, nicht 'Zul,etzt im 
BlkkWoinkel der StafbiHtä1sbemÜ'hungen, die 
vergangenen Montag auf monetärer Seite 
durch einen Akkord von NotenbalIJ.k, Kredit­
wirtschaft und Bundesministerium für Finan­
zen eingeleitet wurden, um den Wirtschafts­
partnern nun in diesem Beroeich ein möglichst 
gesamtwirtschaftlich ol1i-enUel1tes VerhaUen zu 
ermögliChen. 

Zur Erreichung dies'es Zleles wurde ver­
einlbart, eine Expertenrunde einzusetzen, an 
der Arbeiterkammer, Prä'sidentenkonferenz der 
Landwirt'schafbskammern, Bundeskammer und 
Gewerkschaftsbund teilnehmen. Di,elSe halt 
gestern ihre Gespräch,e aufgenommen. Bei die­
ser Gelegenheit haben der o.stermichlische 
Gewerkschaftsbund und der Arbeiterkammer­
tag ihre Vorstellungen schriftlich präzisiert, 
während die Bundeskammer und d.ie Präsi­
dentenkonf-er-enz dies für die nächste Sitzung 
am 18. Februar in Aussicht 'gestellt haben. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Sandmeier: Im Vorjahr hat 
im Hinblick auf die inflationäre Entwicklung 
und die enormen Preissteigerungen seit dem 
Amtsantritt der Regierung Kreisky die Oppo­
sition sehr vehement eine sofortige Progres­
sionsmilderung verlangt. Sie, Herr Bundes­
minister, haben im Vorjahr nein gesagt, der 
Herr Bundeskanzler hat in seinen Reden ja 
gesagt und der Herr Präsident des Gewerk­
schaftsbundes "jein" . 

Ich glaube, daß es höchst an der Zeit ist, 
nunmehr sofort mit einer Progressionsmilde­
rung zu beginnen. 

Man hört von den Gesprächen mit dem 
Gewerkschaftsbundpräsidenten - wenn alle 
Zeitungen übereinstimmend davon schreiben, 
wird etwas Wahres daran sein -, daß Sie 
bereit sind, etwa im heurigen Jahr 200 S fix 
zu geben. Das bedeutet für den einzelnen 
Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen eine 
monatliche Entlastung von 16 S. Ich glaube, 
Herr Bundesminister, daß eine Entlastung von 
16 S mehr einer Frotzelei gleichkäme als einer 
Entlastung der Progression. 

Nun würde ich Sie ersuchen, mir zu sagen: 

Bundesminister Dr. Androsm: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneterl Ich möchte zuerst fest­
,stellen, daß es bei ,all diesen Uber1egungen 
auch unsere Aufgabe ilSt, für gesunde Staats­
finanz-en zu -sorgen, daß €IS sehr leicht! ist, 
Mer Steuerverzichte zu verlangen, daß man 
aber all das in einen gewissen Rahmen stel­
l'en muß. (Abg. Mit te r e r: Das weiß er 
jetzt aus eigener Erfahrung!) 

�hr geehrter Herr A:bgeordnetert Idl darf 
darauf ver.weisen, daß wdr .in der Opposition 
die staatsfincmziellen Notwendigkeiten ganz 
klar beachtet halben. Ich verweise hier auf das 
Finan�ierung'Skon�ept vom Novemlber 1969. 

Das Problem bei der Einkommen- und Lohn­
steuer besteht unter ,andel"'eIn ja in dem Aus­
einanderklaffen von Durchschnittsbesteuerung 
und Gre.nzbesteuerung. Sie wissen aus Ihrer 
privaten Berufstätigkeit als F.inanzbeamter, 
daß eine ,sofortige Lösung dieses Problems 
- wie Sie -es jetzt formuliert haben - tech­
nisch ja gar nicht möglich wäre. Da:silSt auch 
,der Grund, warum man im Rahmen der staats­
finanziellen Möglichkeiten an eine Vorleistung 
denkt. 

Ich hitte um VeI'Ständnis dafür, daß ich nicht 
berufen bin, über .aLe Wünsche, die der OGB 
auf seinem Bundeskongreß beschlossen hat, 
Au:skuIlift zu geben. üas fällt nicht in meine 
Kompetenz. 

Gestern wurde mir ein Papier übeHeicht, 
in dem eine Milderung der Progression ins­
gesamt ang,estrebt wird, in dem auch noch 
für <las heurIge Jahr Maßnahmeng.ewünscht 
und gefordert werden und .in dem noch eine 
Re,ihe anderer Punkt,e lenthalten ist, wobei ich 
um Vel"lständnis lbiUe, daß ich jetzt das ,ganze 
Papier - da es ja dn der Fr,a'ge ursprünglich 
nicht relevi'ert war - illlicht da ha'De und Ihnen 
nicht zur VerLesung bringen kann. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitter 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Sandmeier: Herr Bundesmini­
ster! A1s Si,e im Vorjahr Ihr Budget erstellten 
und Mitte des Jahre.s die Ber,edmungen Ihrer 
Beamten auf den 'f,i'sch gel.egt bekommen 
haben,aus denen ersichtlich war, daß Isich die 
Lohnsteuer 'im Jahr,e 1972 um 4 bis 5 MHliar­
d-en Schlilling erhöhen würde, wär·e es doch 
wohl Ihl"le Pflkht gewesen, darauf sofort zu 
reagienen und eine .enbspr€chende gesetzliche 
Initiative einzuleHen, um bereits per 1. Jän­
ner 1972 dem großen iProgres-sionsdruck etwas 
zu begegnen. 

Wekb.e Forderungen hat der aGB konkret 
für die Progressionsmilderung des Jahres 1972 W'enn maJIl bedenkt, daß Si'e im Jahre 1 972 

gestellt? von j1edem Lohnsbeuerpflich,tig.en im Durch­

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 
schnitt 1600 S mehr Lohnsteuer ka.slsi·eren wol­
len, Sie aber nur bereit sind, etwa 16 S im 
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Sandmeier 
Monat zu geben, glaube ich, daß das nicht das 
rjchtige VeI1hältnis ist. 

Ich frage Sie nunmehr, Herr Bundesminister: 
Wann gedenken Sie, um di,esen großen Pro­
gressionsdruck endlich etwa6 zu mildern, eine 
gesetzliche Initiative im Parlament einzubrin­
gen? Und: Sind Sie bereit, diese Vorauszah­
IUlllg, von der Sie '9'esprochen hahen, -sofort zu 
geben und nicht erst, wie Sie es wahrschein­
lich tun möchten, als kleines Weihnachts­
geschenk im Herbst oder Spätherlbst dieses 
Jahres? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androstb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die VeJ1handlungen haben 
begonnen. Ich kann diesen nicht vor,greifen. 
Ich kann Ihnen, da die Verhandlungen noch 
nicht abgeschlossen sind, auch kein Ergebnis 
;bekaDlIltgeben. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Das 
Ergebnis kennen Sie schon, Herr Minister!) 
Sobald dies möglich -ist, werde ich Ihrem 
Wunsche gerne nachkommen. 

Ich darf Sie al>er darauf aufme:r1lClsam machen, 
daß Ihre Forderun'g natürli<h auch eine mas­

Abgeordneter Dipl.-Vw. Jossem: Herr Bun­
desministerl Sie erklärten gegenüber dem 
"Kurier" am 5. 11. 1971, daß Sie aUtS Ihrer 
Sicht heraus Ihrem Ministerkollegen hinsicht­
lich TariiferhlÖhung auch für die Schüler nicht 
Ihre Zustimmung geben 'können, im Geg-en­
teil, Si,e sagten: Es gehören die SChülertarife 
ausgeklammertI 

Meine Frage geht nun dahin: Haben Sie 
6ich auf diesem Geibiet IlIicht ,entsprechend ein­
gesetzt oder konnten Sie sich nicht durch­
setzen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich darf Ihnen 
die damaligen Forderungen in ErinneTWlg 
rufen. Ich habe den Grundsatz anerkannt, daß 
dann, wenn Tarife erhöht werden, sozusagen 
die Struktur beibehalten werden soll, während 
ja der ursprüngliche Vorschlag bedeutet hätte, 
daß die Struktur in der Richtung verändert 
worden wäre, daß diese Art von Tarifen 
wesentlich über das anteilsmäßige Maß hinaus 
angehoben worden wäre. Sie sehen, daß die 
Bemühungen Erfolg gehabt haben, weil das 
nicht eingetreten ist. 

sive Erhöhung des DefiZiits 'beinhaltet. Ich Präsident: Wir kommen nun zur 5. Frage, 
meine, daß man hi,er auch auf die staartsfinan- zu einer Anfrage des Herrn Abgeordneten 
zieHen Notwendigkeiten Bedacht nehmen muß. Pansi (SPO) an den Herrn BWldesmill'ister für 

Präsident: Wir kommen zur 4. Anfrage: An- Finan�en. 

frage des Herrn Abgeordneten Dipl.-Vw. Jos­
seck (FPO) an den Herrn Bundesmini,ster für 
Finan�en. 

129/M 

Werden Sie eine Vorlage für ein Budget­
überschreitungsgesetz ausarbeiten lassen, das 
eine Abgeltung der dem Familienlastenaus­
gleichsfonds ,aus der Erhöhllllg der Schüler­
tarife der ÖBB erwachsenden Mehrausgaben 
vorsieht ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

93/M 

Da im Budgetentwurf für das Jahr nur 
ersichtlich ist, welche Beiträge die Selbstän­
digen in der Land- �nd F?rstwirtschaft für d�n 
FamilienlastenausglelCh leIsten werden (67·5MiI­
lionen Schilling), frage ich, mit welchem Betrag 
die Leistungen des Ausgleichsfonds für Fami­
lienbeihilfen für diesen Personenkreis 1972 
veranschlagt werden. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Di,e Selbständig,en in der 
Land- und For,stwirtschaft -erhalten die Fami­
lienbeihilfen aus der Sektion B d-es Aus­
gleichsfonds für FamiJi.enbe:ihilfen, woraus 
auch die FamiHenl:>eihiUen al1er übrigen selb­
ständig ErWlerbstätig,en gezahLt werden. 

Dte Anzahl der in der Land- und Forst­
wirtschaft selbständig tätig,en F,amHieDlbeih'il­
fen'bezieher i,st zwar nicht gesondert erfaßt, 
jedoch kann nach -dem Er-gebnis -e,ilIles vom 
Statistischen Zentral amt noch im März 1969 
durmg'eführten Mikroz,ensus folg,ende Anzahl 
von AnsprumSiberechtigten ang,enommen wer­
den: 

Bundesminister Dr. Androstb: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Im Bundesvoranschlag 
1972 sind beim Ansatz 1/56037 für Schulfahrt­
beihilfen 350 M<illionen Schilling v,eranschlagt. 
Sollte über diesen Betrag hlinaus edne Uber­
schreHung dieses Ansatzes erforderlich wer­
den, kann die Uberschreitung auf Grund der 
Ermächtigun.g im Artik,el III .A!bs. 5 Ziff,er 3 
des Bundesfinanzgesetzes, BGBl. NT. 1/1972, 
bi,s zu e,inem Betrag von 87,5 Millionen Schil­
ling vom Bundesminister für Finan,z,en geneh­
migt werden, wenn di,e Bed'eckung goe.gelben ist. 
Soweit derzeit ahgesehen weroen kaJIln, i,st 
daher ein Budg,etüber,sduei:tungsg,esetz nicht 
eI1f orderli ch. 

Anzahl der Ansprums,beI1echtigten mit 
einem Kind 37.500, jährlimer Aufwand an 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab- Familioenbeihilfe 126 MillIionen Schilling, mit 
geordneter. zwei Kindern 40.000, Aufwand 302,4 Millionen, 
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mi<t dr,ei Kindern 28 .200, A'tlIDwand 384,9 Mn­
Honen, mit vi,er und mehr Kindern 33.600, 
Aufwand 698,5 Millionen. 

Der Gesamtaufwand 
1 5 1 1 ,8 Millionen Schilling. 

beträgt oSomit 

Präsident: Eine Zusatzfrage . Bitte, Herr Ab­
geordneter Pansi . 

Abgeordneter Pansi: Herr Finanzministerl 
Der Klarhe.it wegen ,würde ich es für zweck­
mäß1ig ,eracht,en, daß di,eSler Aufwand in Zu­
kunft ,in den Budg,ets separat ausg,ewie:sen 
wird. 

Können Sie ,s�ch dreser Auffassung anschlie­
ßen? 

Präsident: Herr ,Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsd1: Ich werde 
prüfen, ob eine solche Möglichkeit technisch 
zu verwirklichen ist . 

Präsident: 6. Anfrage :  Anfrag e  des Herrn 
Abgeordneten Dr. Neuner (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

169/M 

Welches steuerliche Grundkonzept liegt 
Ihrem Reformvorhaben zugrunde, wenn Sie 
die für den Steuerzahler vorteilhafteren Frei­
beträge, Absetzmöglichkeiten und Begünsti­
gungen ablehnen und keine Wahlmöglichkeiten 
zwischen Inanspruchnahme der Begünstigung 
oder höherer Unterstützung vorsehen ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I In meinem Ressort Wler­
den derz·eit Uberlegung,en ang·estellt , ob und 
wieweit der .in der Offentlichkeit immer 
wieder vorg,ebrachten KriÜ'k an dem geltenden 
System der St.euerfr,eibeträgoe Rechnung getr,a­
g'en werden kann. 

Durch das derz.eitige System der ,steuer­
Urnen Berücksidl.t:igUing von Sonderau.sgaben 
und der Familienlast.en durch Gewä:hruD!g von 
Absetzbeträg'en von der St'euerbemessung:s­
grundlag·e ·erhält der St,euerpflichbig,e infol,ge 
der Progmssion des SteuertarJf,es mil höherem 
Einkommen ,eine höhefle iSteueroermäßigung als 
der mit gering,erem Einkommen. Dadurch wüd 
aber ger,ade der wirtschaftlich Schwächere 
gegenüber ,dem wirtschaftlich Stärkeren 
tbenach teiHgt . 

Es werden daher Uberltegungen angestellt , 
die ,sbeuerlich'e Herück,sichtigUlIlg von Sonder­
ansgaben und ,auch ·der F,amiLi-enla.stoen ISO zu 
gestalten, .daß ·aUe St1euerpflichtigen steuerlich 
ger,echt 'behandelt werden. 

ißei der kommenden Reform der Einkom­
men- und LOIhnsteuer wüd aber auch zu 
berücksichtigen sein , ob die derzeitige Uber-

lastung der Lohnsteu.er,stellen durch Anträge 
auf Eintr,agung von ,Frejbeträgen auf den 
Lohnsteuerkarten zu Beginn jedes J,ahres 
g,eändert w.erden kann. Für ,eine derartige 
Uberlegung bi'etat ,sich meines Erachtens vor 
all:em die Frage der B:erückJsichtigung der Bau­
.sparbeiträQle an. 

Eine Wahlmöglichkeit zwi,sch,en Inanspruch­
nahme deq: bisheri,gen Steuer begünstigung und 
einer PrämJe halte ich nicht für zielführend, 
weil dies weder ei'Ille v,erwaltungsVlereinfa­
chung bring,en noCh der ,eingangs erwähnten 
öffentlichen Krlitik R!echnung tra,gen 'WÜrde. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte , Herr 
Abgeordneter . 

Abgeordneter DDr. Neuner: Herr Bundes­
minister l Ich knüpf,e an  Ihr,e l,etZiten Ausfüh­
rung,en an. Si,e sagten , daß Sie eine wahlweilse 
AbSietzung von Br,eibeträgen für Bausparbei­
'träge nicht für zielführ,end halt,en. Damit, Herr 
Bundesminister, über,sehen Sie das Progms­
sionsprobl.em, wonach leben ,ein SteuerpfLiCh­
Hger, -der ,auf Grund ,eine's AJbsetzbetrages 
einen höheren St,euerbetrag lU'kI"i,eren kann, 
ja doch auch prozentmäßig und absolut einen 
wesentlich höheren Steuerbetrag an den Staat 
leistet . 

Ich darf als Beispiel bringen, daß es keinem 
Unternehmer einfallen würde, seinem Kunden 
einen fixen, absolut festliegenden Rabatt ohne 
Rücksicht auf die Höhe des Umsatzes, den er 
mit dem j eweiligen Kunden hat, zu gewäh­
ren, sondern der Kunde, der einen höheren 
Umsatz hat , hat perzentmäßig natürlich dann 
auch einen höheren Rabattbetrag. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister : Wie ver­
halten Sie sich dazu, wenn Sie sagen, Sie 
wünschen ein leistungsförderndes Steuer­
system. aber andererseits wollen Sie j enen, 
di,e durch di,e Progr,ession leinen 'hohen Steuer­
betr·ag zu leisten haben, dioes,en Vorteil der 
Freibeträg,e , von deilien ,wir uns vorstellen , 
daß man sie wahlwei,se anwenden kann, neh­
men? 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Ich g1aube, hi,er sollte man 
zwei Ding1e unteTlScheiden: 

Das eine ist der Grundsatz des Einkommen­
steuenechtes, nach der Lei'stungsfähigkeit zu 
besteuern, mit der Fol,ge, daß ,es sich um ·eine 
progressive Besteuerung handelt, wofür die:se 
von Ihnen 'Mer ausg,efühirt.en Uberlegungen 
ohne Zweifiel zutreffen . 

Das andere Problem 5li.nd Förde.rungsmaß­
nahmen, die unmittelbar mi\t dem Einkom­
mensteuerrecht ,in keinJer zWing,enden V,erbi!Il­
dung IStlehen, gLeich ob ,es 'sich ,dabei um 'W,ert-
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papi,ersparen handelt, ob ,es ,gidl um sOThStige 
Sparförderungsmaßnahmen handelt oder ob es 
sich um famHi'enfördernde Maßnahmen han­
delt. Di,e können mit gena'USo groß.er Berechti­
gung audl in einem anderen Ber,eiche in einer 
anderen Form durchgeführt werden. 

Daher ist zu 'frag,en, ob es 11icht:ig �st, d�ese 
Ding,e ÜJbel1haupt in das Einkommensteuerrecht 
zu neohm·en und dann di,ese von Ihnen geschil­
derte Konsequenz <in Kauf zu nehmen. Daß 
d.as nicht ,selbstv.el'ständLich i,gt, beweist da..s 
Einkommensteuenecht 1 967. DClJS rwurde be­
schlossen, als Ihr,e Fraktion di,e Mehrheit 
haUe . Damals i,st man beim Wertpapierspa­
ren - wo b1s zu (Hesem Z.eitpunkt, mit g,enau 
ders'elben Wirkung, die Selbständigen da,s aLs 
Absetzbertr,a,g in Form von etwa 1 0  Prozent 
des Gewinne,g reaHsiJeren konnten, sodaß also, 
je höher odalS Einkommen w,ar, desto größer 
der -daraus resultiler,ende Vorteil war - dazu 
überg.e.gangen, da-s bis dahin .geltende System 
zu bes,eitigen und eine fixe Prämie im Ausmaß 
von 1 5 Proz·ent bi,s maxlimal 1 00.000 S ein­
zufühllen. Sie ,sehen bereits aus diesem Bei­
spi,el ,  daß man diesen Uherlegun9len ber,eits 
im Einkommensteuenecht 1 967 Rechnung ge­
triagen :hat. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

spredlende Vorlage zu erhalten, der für 
andere Steuern entsprechende Vorlagen noch 
folgen werden. 

Präsident: 7. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Broesigke (FPO) laJIl den 
Herrn Bundesmini,ster für FinaillZien. 

143jM 

Welche wesentliche Änderung bezüglich der 
steuerlichen Behandlung der Bausparprämien 
wird vom Bundesministerium für Finanzen 
derzeit vorbereitet 1 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: In meinem 
Ressort werden derzeit folgende Uberlegun­
gen angestellt: Vor knapp zwei Jahren ist eine 
interne Steuerkommission im Finanzministe­
rium mit der Aufgabe eingesetzt worden, eine 
solche Steuerreform, für die es bei meinem 
Amtsantritt überhaupt keine Vorarbeiten ge­
geben hat, in Angriff zu nehmen. Diese Arbei­
ten sind so weit gediehen, daß nunmehr an 
eine zügige Verwirklichung gegangen werden 
kann, wobei sie für die Mehrwertsteuer be­
reits abgeschlossen SInd. 

Für den konkreten Bereich werden also 
Uberlegungen angestellt, ob und in welcher 
Weise das derzeitige System der steuerlichen 
B erücksichtigung von Bausparbeiträgen als 
S onderausgaben abgeändert werden kann. 
Insb esondere wird überlegt, ob die Uber­
lastung der LohnsteuersteIlen durch Anträge 
auf Eintragung von Freibeträgen auf den 
Lohnsteuerkarten am Beginn jedes Jahres ge­
mildert werden kann. An dem geltenden 
System der Berücksichtigung von Bausparbei­
trägen als Sonderausgaben wird in der Offent­
lichkeit auch deswegen immer wieder Kritik 
geübt, da sich die Sonderausgaben infolge der 
Progression des Einkommensteuertarifes bei 
höheren Einkommen steuerlich viel stärker wer-
auswirken als bei den kleinen Einkommen. Es 

Abgeordneter DDr. Neuner: Herr Bundes­
minister! Sie halben ,in Ihr,er Antwort auf di'e 
er.ste Zusa'tzfrag'e eine &ei:he -grundleg-ender 
PrOfblerne ang.esdmitten. AllS Mitglied einer 
Bundeosre'g,ierung, die ,sich ,drer ö,steueich1schen 
Bevölk,erung al,s di'e I I'bestvorbereitet,e" vor­
gestellt hat und di,e nunmehr ,schon f,ast zwei 
Jahre im Amt 11st, lfr,age ich Sie, ob -salme 
grunds ätzliche Uberloegungen nidlt 'bereit,s 'im 
Schoße der Bundesregierung abgeklärt wor­
den sind und wann Sile nun ,endlich ein Grund­
konZIept über d-i'e Einkommen- und LohIliSt'euer­
reform schl1ifUich und 'konkret vorLegen 
den. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sowohl in den 
Regierungserklärungen als auch in den beiden 
Budgetreden ist auf die Steuerreform Bezug 
genommen worden, auf dieses große und zu­
gleich schwierige Vorhaben. Die erste Etappe 
ist v erwirklicht, das Gesetz zur Reform der 
Umsatzsteuer liegt bereits im Hohen Haus. 
Uber die Einkommen- und Lohnsteuer sind 
gestern die Gespräche mit den Interessenver­
tretungen eingeleitet worden. Sobald diese 
Gesprädle abgeschlossen sein werden, wird 
darangegangen werden, einen Ministerialent­
wurf auszuarbeiten und in die Begutachtung 
zu schicken, sodaß Sie im heurigen Jahr damit 
rechnen können, auch dieslbezüglich eine ent-

wird daher zu überlegen sein, ob die Bau­
sparbeiträge steuerlich nicht besser und für 
alle Steuerpflichtigen gleichmäßiger dadurch 
berücksichtigt werden könnten, daß die Steuer­
ermäßigung analog der bestehenden Wert­
p apierbegünstigung des § 1 04 Einkommen­
steuergesetz mit einem fixen Prozentsatz der 
gezahlten Bausparbeiträge festgesetzt wird. 

Die bisherigen Gespräche mit den Bauspar­
kassen, die nächste Woche ihre Fortsetzung 
finden, zei-gen, daß im Lichte der bisherigen 
Entwicklung an einer solchen Regelung auch 
seitens der Bausparkassen ein beträchtliches 
Interesse besteht. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. Bitte,  Herr Ab­
geordneter. 
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Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister! Sie haben zu wiederholten Malen 
darauf hingewiesen, daß ,sich die im öster­
reidüschen Einkommensteuertarif enthaltene 
Progression im Vergleich zu anderen Staaten 
nicht 'so stark ·au.swdr�t, weil in Osterreich 
eine große Anzahl von Vorabzugsposten durch 
da5 System der Sonderausgaben ibesteht. Es 
besteht nun offenbar die Absicht, diese Ab­
zugsposten a'bzulbauen i das sieht man am Bei­
spiel der IBaUiSparverträge, aber audl bei den 
Kinderfreibeträgen. 

Ich frage Sie daher: Geht die Absicht dahin, 
auf der einen Seite diese A'bzugsbeträge ab­
zubauen, auf der anderen Seite aber den bis­
herigen Tarif aufIlech1ml:erhalten llIl!d damit 
die 'bestehende Steuerprogression auch in rela­
tiv niedlligen Einkommensschichten noch zu 
erhöhen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter !  Es ist keine der Maß­
nahmen isoliert zu sehen, sondern im Zusam­
menhang mit den Bemühungen, eine Reform 
und eine Milderung der iProgmssion im Tarif 
herbei7JUführen, um die immer stärker ausein­
ander.gelhende Schere �wisdlen Grenzbesteue­
rung und Durchsdmittsbesteuerung etwas zu 
schließen. Nur in diesem Zusammenhang der 
Tarif.korrektur sind aud!. die anderen Maß­
nahmen zu seh'en und zu ,bewerten. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Darf ich diese 
Antwort, Herr Bundesminister, so auffassen, 
daß Sie ein neues System der Freibeträge 
nicht vorschlagen werden, bevor eine allge­
meine Senkung des Steuertarifes stattgefun­
den hat? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. AndrosCh: Beide Fragen 
sind und werden Bestandteil der vorbereiten­
den Einkommen- und Lohnsteuerreform sein, 
wobei es im Tarif darum geht, in gewissen 
Bereid!.en die hohen Grenzsteuersätze etwas 
zu mildern, die Stufen etwa breiter zu machen, 
um genau diesen Progressionsdruck zu mil­
dern. Mit folgender Konsequenz : Heute be­
steht ja das Problem darin, daß die Besteue­
rung für ein zusätzliches Einkommen so hod!. 
ist. Wenn Sie die Gesamtbelastung auf das 
gesamte Jahreseinkommen nehmen, werden 
Sie sehen, daß das eine große Differenz gegen­
über der Belastung ist, die für ein zusätzliches 
Einkommen anfällt. Wegen der Belastung des 
zusätzlichen Einkommens besteht j a  der große 
Steuerwiderstand, der psychologische Druck. 
Hier, glaube ich, ist es notwendig, die Schere 
etwas zu schließen, und ich glaube, daß man 

in der Systemänderung nur die Maßnahmen 
als Ganzes und keine für sich allein betrach­
ten kann. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
sChaft 

Präsident: 8. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Egg (SPO) an den Herrn Bundesminister für 
Land- und Forstw.ir1::scha�t. 

94/M 

Welche Projekte für den Schutzwasserbau, 
für die Lawinen- und Wildbachverbauung 
werden in Tirol 1972 begonnen beziehungs­
weise durchgeführt ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Ab­
geordneter Egg! Eine Aufzählung aUer Pro­
jekte von Sdlutzmaßnahmen für das Land 
TiJrol im J ahre 1 972 würde eine 50 große Zahl 
seoin, .daß damit der Rahmen dies'er Frage­
stunde gesprengt würoe. Es g.ibt allein 50 Bau­
vorhaben rur Lawinen- und W:ildbadl:Verbau­
ung. 

Wenn Sie damit einverstanden sind, darf 
ich mir erlaulben, Ihnen eine l'iste der wich­
tigsten ProJekte zu über,g,eben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesministerl Ich 
bin mit diesem Vorschlag sehr gerne ,einv,er­
standen, möchte aber 'im Rahmen meiner An­
fr,age eine Zusatzfrage .stelLen. 

Der Hoch.wassellschutzbau konzentriert sich 
in Tirol neben den VO:r1haben in Osttirol vor 
aHem auf die Innr,egu1i,erung 'in Inn.sbruck und 
auf den Endausbau der Ziller im ZiUertal. 
Es wäre nicht uninteressant für uns, zu wis­
sen, wieweit nun ,die 'Finanzi:erun'g für den 
Endausbau der Zillier und für die Innregulie­
rung insgesamt ,sicherg,estel1t ist und lWi'eweit 
diJe Bauvorhaben und die entspr,echenden Vor­
arbeiten gediehen be�ie'hung,swei,se abg,e­
schlossen ,sind. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Für beide Maßnahmen werd,en 
derz,eit :im Ressort .aüe VoraI1beiten, nämlich 
die ProjoekUerung, die Finanzierung und was­
senecMliche BewiUi'gung, mit dem Ziele ver­
folgt, daß mit bei,den Bauten noch im Spät­
heI1bst 1972 begonnen werden kann. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! Es 
ist insbesondere ·al,s ,er,ste Etappe der Teil­
abschniJtt beim Hochwasserschutzbau dde Inn-
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regulierung zwischen Univ,ersiif:ätsbrücke und 
Kranewitterbrücke vor·g,esehen . Lst hi,er mit 
einem letwas früheren BauOOginn zu ,rechn€n 
od·er fällt!: das ,ins·g·esamt in das vorgese'hen€ 
Konzept für Herbst 1 972? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dipl..Ing. Dr. Weihs: Sobald 
die Vorarbeiten für diese Teilstrecke abge­
schlossen sind, kann auch mit dem Bau be­
gonnen werden. 

Präsident: 9. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Deutschmann (OVP) cm den Herrn Bundes­
minister für Land- und For,stwirtschaft. 

170/M 

Warum hat das Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft kein Gutachten zu 
dem Ministerialentwurf betreffend ein Assanie­
rungs- und Bodenbeschaffungsgesetz abgegeben ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter D eutschmann! Da,s Bundesmini­
sterium für Land- und FOl'stW1iJrt'Scha� hat mit 
Schreiben vom 25. August 1 97 1 ,  Zahl 57.58 1 /  
I/2/197 1 ,  zum Entwurf eines Assanierungs­
und Bodenbeschaffungsgesetzes Stellung ge­
nommen. 

Präsident: 10. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Horejs (SPO) an den Herrn Bundesmini,ster 
für Land- und Forstwirtschaft. 

95/M 

Wann ist mit der Erteilung der Baube­
willigung für die Regulierung der Brixentaler 
Ache in den Bauabschnitten I und II im Ge­
meindegebiet Kirchbichl und Wörgl, für die 
die wasserrechtliche Bewilligung mit den Be­
scheiden der Bezirkshauptmannschaft Kufstein 
vom 25. Jänner 1971 und 29. Juni 1971 erteilt 
wurde, zu rechnen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter / M,ein Ressort hai die techni,sche 
Genehmi,gung cHeses Projektes im Juni 1 970 
ert'eilt. Im Juni 1 97 1  war der Finanzierungs­
schlüssel a-ller Beteiligten f€I1tig. Auf Grund 
der bestehenden Bestimmungen mußte die 
Genehmigung des BUIl!desmirrüsteriums für 
Finanz'en eingeh olt 'werden, welche ,im De­
:oember ·erteilt wurde, wodurch ich 'in di,e La.ge 
kam, im Jänner die finan2Jielle Genehmi·gung 
des ,in Rede stehend,en Bauvorhabens zu ertei­
l,en. 

Präsident: Wir kommen zur 1 1 .  Anfrage : 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Lanner 
(OVP) ,an den Henn Bundesmini-st,er für Land­
und Forstwirtschaft. 

171/M 

Da der Ministerrat am 25. Jänner 1972 
eine Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Wirt­
schaftsgesetze eingesetzt ha.t, die untersuchen 
soll, wie die 2' 5 Milliarden Schilling Preis­
ausgleiche, die jährlich zur Verbilligung von 
Grundnahrungsmitteln ausgezahlt werden, 
künftig anders verteilt werden können, frage 
ich Sie : Werden Sie diesem Ministerkomitee 
vorschlagen, daß das gegenwärtige System der 
landwirtschaftlichen Preisausgleiche durch ein 
Prinzip direkter Beihilfen ersetzt werden soll ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Dr. Lanner! Die vom Minister­
rat am 25. Jänner 1972 eingesetzte Arbeits­
gruppe hat die Aufgabe, die Wirtsch·atts­
g,esetze ,auf 'ihre Zeit'g,emäßheit hin zu über­
prüfen und eventueUe Albänderungsvor­
schläge zu machen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Lanner: Herr Minister! 
Sind Sie mit mir ·einer Mein'UlIlg , daß ein 
System direkter Beihilfen, ,soffern dieser Weg 
g-ewählt werden sollte, zu wes:entl.ichen Preis­
erhöhungen bei den Grundnahrungsmitteln 
vor allem in den Städten fÜlhIIen .würde? Ich 
denke dabei vor al1em an Milch, Butter, Käse 
und Brot. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Dr. Lanner! Ich habe Ihnen be­
reits in meiIl!er Beantwortung ' mitgeteilt, 
welche Zi,elsetzung di,ese Arbeitsgruppe hat. 
Sie soll untersuchen, ob die Wirtschaftsgesiet�e 
den derz'eitig,en Geg.ebenheiten noch entspre­
chen. (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Das ist keine 
Antwort auf die Frage!) Das war eirre Antwort 
auf {He Fra·g€ I 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Lanner: Herr Bundes­
minister / Ich habe Si€ um lhr·e persönliche 
Meinung 'g,efragt. Ich steHe fest, daß Sie nicht 
in der Lage wa'I1en, IhI'le peIlsönliche Meinung 
zu artiikuHe:r.en. Ich veI1sume al,so ein zweites 
Mal Z'u fragen, ob Sie 1S€lhst eine Meinung 
dazu haben , und möchte dazu noch um die 
Er,gänzung bitten, ob es Ihr Z1el ist, den ein­
heitlichen Milch.pr,eis in Osterreich beizubehal· 
ten. (Abg. Dr. T u  1 1: Was heißt "Meinung 
haben"? - Abg. Dr. G r u b e r: Sie sind gar 
nicht gefragt, Herr Dr. Tull, sondern der Herr 
Bundesminister! - Weitere Zwischenrufe. -
Abg. Dr. G r u b e r: Die Geschäftsordnung ist 
noch nicht geändert!) 

Präsident: Herr Bundesminister. 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Dr. Lannerl Ich elIlaube mir zu 
bemerken, d-aß ich zu sprechen pf1.ege und 
nicht zu ,artik'1llieren. \Da Si'e mich abe'r um 
meine Meinun.g fragien, Wlerde ich mich h!1ebei 
von der Uberlegung leitoen lassen, daß bei 
einer An.passung der OI1dnu'IlJg de,r Ernäh­
rung,swirtschaft an die inzwismen eingetre­
tene gesamtwirtschaftlime Entwicklung auf 
di,e im internationaLen Vergleich gewonnenen 
Erfahrungen und auf di'e Erfordernisse ,eines 
Vertrages mit der EWG Bedacht genommen 
wtif.d. 

Bundesminislerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: 12. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Melter (FPO) an den Herrn Bundesmini.ster 
für Handel, Gewerbe und Industr.i,e. 

130/M 

Nachdem sich am Beispiel der kürzlich für 
das Land Vorarlberg erlassenen Ladenschluß­
verordnung wieder einmal gezeigt hat, daß die 
Bestimmungen des Ladenschlußgesetzes in 
seiner geltenden Fassung eine flexible bezie­
hungsweise den tatsächlichen Erfordernissen 
gerecht werdende Regelung nicht ermöglichen, 
frage ich Sie, Herr Bundesminister, ob Sie 
einen entsprechenden N ovellierungsentwurf aus­
arbeiten lassen werden. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacber: Herr Abgeordneter 
Melterl Ich heabsichtig,e. derZleit keine Novelle 
ausa'rbeiten zu lassen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter MeIler: Herr Bundesministerl 
Womit begründen S�e IhI1e Haltung? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: ICh habe 
versucht, im vorparlamentarischen Raum, das 
heißt mit den Interessensvertretungen, diese 
äußerst schwierige Frage zu bespreChen. um 
einen zumindest kleinsten gemeinsamen Nen­
ner zu finden. Das ist mir bis jetzt nicht ge­
glückt . 

Präsident: Herr Abgeordneter Melter. eine 
Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter MeIler: Herr Bundesministerl 
Es ,ist ja bekannt, daß in einz'elnen Bundes­
ländern unter,sdIiledlichoe Voraussetzungen und 
unterschiedlichJe Gegebenheiten Ibes tehe'll.. 
Dies läßt ,es zweckmäßig '8I1Scheinen, den Lan­
desihaupHeuten hi'er größer,e Befugnisse ein­
zuräumen. Es hat [sich j,a in Vorarlbe:pg ge­
z·eigt, daß in der Ausein.·ander,setzung um die 
verschiedenen Inter·essen joedenfalls auch eine 

gemeinsame BaJSis Ig.efunden werden kann. 
Dies list ortJsnahe zweifellos zweckmäßiger 
möglich ,als von. der Zentralst,ellre an:s. 

Nun eine Fr agie , Herr Bundesminister I 1st 
sei,tens ·der Bundesländer :in dies,er f:r:age eine 
Forderung an die Bundesregierung gestellt 
worden, im Rahmen der Kompetenzänderun­
gen auch dLeshezügHch'e Änderungen VOliZU­
sehen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Slaribamer: Eine dies­
bezügliche Forderung ist mir nicht bekannt. 
Aber ich möchte doch darauf hinweisen, daß 
die derzeitige gesetzliche Regelung den Lan­
deshauptleuten Möglichkeiten zur Gestaltung 
ihrer spezifischen Verhältnisse gibt und daß 
diese gesetzliche Möglichkeit keinesfalls von 
allen Bundesländern ausgenützt wird. 

In der Frage, die Sie besonders veranlaßt 
hat, diese Anfrage an mich zu stellen, wie­
weit in Vorarlberg eine übereinstimmende 
Meinung der Interessensvertretungen herge­
stellt werden konnte. gibt es bekanntlich ge­
teilte Auffassungen. Ein Teil der Interessens­
vertretungen fühlt sich durch diese Regelung 
benachteiligt und hat auch diesbezügliche 
Schritte angedroht - die nicht mich treffen; 
aber Sie werden verstehen, Herr Abgeordne­
ter, daß ich natürlich abwarten will, welche 
Ergebnisse die angedrohten Schritte, da diese 
oberstgerichtliche sein werden, ergeben wer­
den. 

Präsident: 13. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Neuhauser (SPO) .an den Herrn Bundesmini­
st,er für Handel , Gewerbe und Industri,e. 

96/M 

Angesichts der Tatsache, daß sich Messe­
termine in Österreich manchmal in sehr un­
günstiger Weise überschneiden, frage ich, ob 
Sie im Interesse der Wirtschaft und der Aus­
steller bereit sind, sich künftig für eine Koordi­
nierung der Messetermine einzusetzen. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Ab­
geordneterl Ich 'bemühe mich r,edlichst, die 
Me,ssetermillle autieinander abzustimmen. Das 
heißt, es liegt ja nicht an mir, 50ndern an d·ex 
Arbeitsgemei'IliSchaft. .Ich w.ar 's'elbst schon ein­
mal dort und habe appelliert, di·e ver.smLede­
nen Termine so abzustimmen, daß es nicht 
zu Uberschneidungen kommt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Neuhauser: Herr Bundesmini­
sterl Di,e Arbeittsgemeinscha'ft der östenedchi­
ISchen Mess'en hat j1a 'einV1emlehmlich dioe Ter­
mime ofe1stgele.gt, die W1e.ner Me;sse hat aber 
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Neubauser 

d1ese T,ermine umgestoßen. Dadurch �-st es 
dazu gekommen, daß vorauSisidltlkh ,im heuri­
gen Jahr die W'iener Herbstmesse gleichzelitig 
mit der Wels-er Landwirtschaftsmesse durch­
geführt wird. Da das ,sicherlich zum Nachteil 
der WiJrbsmalft und der Aus,steller oiJst, darf im 
doch fr ag,en , ob hi'er nicht eine Möglichkeirt 
g·efunden werden kann, 'solches künftighin zu 
v,ermedden. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die Wiener 
Messe, die im selbstverständlim in dieser 
Frage aum interpelliert hahe, hat mir erklärt, 
daß sie als internationale Messe ihre Messen 
im Messebüro Paris entsprechend abstimmen 
muß. Sie selbst hat sich redlich bemüht, für 
die dritte Septemberwoche einen Messetermin 
zu bekommen, der jedoch nicht möglich war. 
Dadurch ergibt sim jetzt eine Uberschneidung 
mit der WeIser Messe, die ich persönlich, die 
aber sicherlich auch die Wiener Messe und 
die WeIser Messe zutiefst b edauern. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Neuhauser: Zu dem Argu­
ment der Wiener Messe ist zu sagen, daß 
die Wiener Messe damit argumentiert, daß 
zum selben Zeitpunkt, zu dem der ursprüng­
liche Termin der Wiener M esse vorgesehen 
gewesen wäre, die Moskauer Landwirtschafts­
messe stattfindet und sie daher ausweichen 
mußte. Wenn man sich den internationalen 
MeSls-ek.alenoor lanJSie'hJt: , ISO k,ann man ,f'elStJSbel­
len, daß die Moskauer Landwirtschaftsmesse 
in der Zeit vom 6. bis 20. September durm­
geführt wird. Wäre also die Wien er Messe 
beim ursprünglichen Termin 20. bis 24. Sep­
tember geblieben, hätte es keine Uberschnei­
dung gegeben. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacber: Herr Abge­
ordneter ! Sie wiss,en ganz g,e;nau, daß ich als 
Bunde,sminister mich nur T,ooHchst bemühen 
k,ann, die M:e,ss,en zu v,eranlas,sen, abstimmend 
Term'ine zu finden, Ibei denen keine Uber­
schineidung,en vorkommen. Ich werde mich 
mdl'Ühst bemühen, die,se Politik fortzus,etzen, 
und hoff,e, daß wir im nächsten Jahr ,einen 
größ·eren Erfolg halben .werden. 

Präsident: 14. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Dr. Blenk (OVP) an den Herrn Bunde,smini:ster 
für Handel, Gewerbe und Industri,e. 

173/M 

Welche Vorschläge hat das Blllldesmini­
sterium für die von der Bundesregierung am 
26. Jänner 1972 eingesetzte Ministerarbeits­
gruppe zur Kontrolle der Preisentwicklllllg, 
insbesondere im Zusamenhang mit der Ein­
führung der Mehrwertsteuer, ausgearbeitet ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Ab­
geordneter! Idl halbe, nachd'em die Regierung 
besdllossen hat, ein solches Komitee r,espek­
tive diese zwei Komit,ees ,eiIliZusertzen, !Sofort 
die zuständigen Sektionen, da.s �,st die Sektion 
Handelspolitik, die Sektion IH, Industriepoli­
tik, die Grundsatzabteilung und einige Plräsi­
dialabteilungen ersudlt, entsprechende Vor­
schläge auszuar bei ben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Herr Minister I 
Darf ich frag,en, in weldl·e Richtun.g diese Vor­
schläg,e .g.ehen IsoUen, denn ,an tSim �st ja der­
zeirt ,d1e Pr,eisbeobadltung 'ber,eit,s kompet,enz­
mäßig verteiltj wir haben dli,e Pari,tätisme 
Kommission mit ihr-en hLsherigen Aktionen. 

In welche Richtung gehlen also die Vor­
schläg-e, die S�e in Ihrem Res,sort ausgearbeitet 
haben und di!e Si,e w,eit€·l'glehen 'WoUen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Staribadler: Die Vor­
schläge beziehen sich primär darauf, daß hin­
sichtlich der im Zuge der fünften und endgül­
tig letzten Kennedy-Runde durchgeführten 
GATT-StenkUJIlogen von milr j'ertzt fes1gletsreUt 
wird, wieweit bei den entsprechenden ein­
zelnen Produkten Zoll senkungen zu verzeim­
nen sind, um dann, so wie ich das seinerzeit 
bei der Schilling-Aufwertung auch gemacht 
habe, mit den Interes-senvertretungen, aber 
insbesondere auch mit den Firmen, die sich 
an mich gewendet haben, Besprechungen zu 
führen, wieweit hier Preis senkungen möglim 
sind respektive wieso es zu Preissenkungen 
nicht kommen kann, auch dann, wenn gege­
benenfalls Zollsenkungen auf diesem Produkt 
zu verzeichnen sind. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Herr Bundesmini­
ster! Diese Antwort ,ist für mein Empfinden 
sehr dürftig. Dieses 'Ministerkomitee, das sim 
di,e Preisdämpfung zum Ziele !S'etzrt, wurde ja 
mit 'Slehr viel Publizistik angekündi.gt und der 
OffentliChkeit !bekanntge.g,eben. 

Wenn ,im die Agenden, die Sie e'ben als 
IhiieIl AU1fgabenhereich umr,e:ißen, überdenke , 
möchte ich doch eanes sagen: Si,e 'haben schon 
beii anderer Gelegenheit ,ang,ekündigt, daß bei­
spielsw,ei!se die Pre'issenkung,en, di,e ,anläßHch 
der 'be,i der Letzten Kennedy-Runde v,erfügten 
Zollsenkung,en 'hätt,en ·Platz greif.en mÜJs-sen, 
nicht zum Trag,en g,ekommen seien. Nun sind 
d'ie Größenordnungen, i n  de nen ,sich diese 
Zollsenkungen heweg,en, zw.eifellos nimt dazu 
angetan, leinen entscheidenden odeT .auch nur 
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Dr. Blenk 

bemer-k-enswert-en Eingriff in das Preisniveau 
zu biet-en. Ich darf daran erinnern, daß die 
letzte Kennedy-Runde ,etwa ein halbes büs ein 
P,rozent ZoUsenkung,en nach sich gezogen hat, 
wa,s beim gesamten Güter- und Ledstungs­
volumen in däe Promme ,geht. Außerdem 
- und das ist, glaube ich, das entscheidende -
könIlJen Ste sich 'in Ihrer Arheit ja nur ·auf dte 
prei,sgereg-elten Wal1en bezieben, sodaß hier 
wiederum ·ein g.anz kleiner Preissenkungs­
bereich der Waren än Frage kommt. 

Ich möcht-e Sie da:hier fragen : Erwarten Sie 
von dieser J:hrer Aktivität tatsächlich eine 
Auswirkung im Bereiche der Preise? Darü'ber 
hinaus möchte ich frag,en, und das list die kon­
kr-ete Frage: Wie woUen Sie den Widerspruch, 
der zwrLschen der Ausdehnung der PTrE:!Iisrege­
lung, diJe Sie ,immer anstreben, auf der ,einen 
Seite und der NettopIie.i,sverordnung auf der 
anderen Seite besteht, wonach joeder � ein-e 
spe·zifische Kalkulation vorzulegen hat, sinn­
voll auflösen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Ab­
geordneter l Ich habe mich im Jahre 1970, aber 
auch im Jahr,e 197 1 ,  obwohl ich dafür gar 
nicht die ausschHeßlich-e Kompet-enz habe 
- wie Sie richtig sagen, :üst diie Kompetenz 
in den Pr-eisfragen ·auf die verschiedensten 
Ministerien verooilt; -erst mit dem DJeuen 
großen Kompetenzgesetz -soll eine KonU!ntra.­
tion im Hand-ellsminüsteräum ,erfolgen -/ mit 
der Interessensv,ertretung der Handelskam­
mer, �her auch mit den anderen I\Il!teI1essens­
vertretungen auseinander.ges>etzt und ver­
sudlt, Lösungen für di,e,se äußeI1st .schwü>el'i-gen 
Frag'oo, die Si,e jet�t angeschnitten haben, zu 
finden. Das ist bis jetzt nicht 'yeglüdd. Ich bin 
aber voller Hoffnungen, daß dann, wenn 
mir das -große Kompetenzgesetz diese Er­
mächtigung g,ibt, auf vorparlamental'Lschem 
R,aum in Ausspramen mit den Interessensver­
tretung,en ,ei-IlJe positive Lö·sung zustande kom­
IDen wird. 

Bis zu diesem Zeitpunkt hat die Bundes­
regilerung um unzulänglime Mittel. Ich ,st-ehe 
n1cht an, das ganz freimütig zu bel�eImen. Sie 
kann daher nur 'im Rahm-en der .ihr zur Ver­
fügung stehenden gesetzlichen Mittel enlbspre­
mendle Untersuchung,en und Beobachtung-eIl 
ansteHen und letzten Endes ,Mitteilungen an 
die Offent1iChik,eit mamen. Das 1st eben die 
Aufgabe des Komitees, um !in -der Offentlich­
�eit, ,alber auch hier 'im Hohen Hause dte not­
wendige &e,sonanz .für ,eine Änderung di'es'er 
Gesetz,e zu finden. Ich werde mim dann r,ed­
lidl Ibemühen, diese Änderung im vorparla­
men:tari�chen Raum mit den Interessensvertre­
tungen vor:zubel1eiten. 

Präsident: 1 5. Anfrage: Abgeordneter Egg 
(SPO) an den Herrn BundesmiIlJister fÜll" Han­
del, Gewerbe und Industri'e. 

97/M 

Bis wann ist mit der Einbringung der Berg­
gesetznovelle im Nationalrat zu rechnen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribamer: Herr Ab­
geordneterl Ich !habe rhnen am 9. Feher 1911 
in einer ,schriftlich-en Anfrage bereits mitge­
teilt, daß ich b estreht ,sein werde, gegen Ende 
der Frühjahllssession des NationSJrates einen 
entsprechenden Entwurf zur Begutacht.ung zu 
verrSenden; es w:il1d dann von der Begutach­
tung abhängen, wie und wie .bald das Gesetz 
in das Hohe Haus kommen kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesministerl 
Die Tliro1er Landesregierung hat mit ihrer 
Mehrheit und mH der TIWAG im Lande T.irol 
die Schaffung ,einer Berogbaustudieng,esel1smaft 
beschlossen. Sie hat dabei 'genau das, was 
im allgemeinen kdtLsÜ€rt wird, nämlich den 
Gemeinden eine ParteiensteIlung zu geben, 
nicht von sich aus berücksichtigt, sodaß damit 
wieder einmal unter Beweis gestellt ist, wie 
notwendig eine derartige Novelle zum Berg­
gesetz wäre. 

Sind es also nur mehr die Fristen, die ein­
zuhalten sind, um daml den EntwW'f zu einer 
Novelle dem Hause zuzuleiten, oder g.ibt es 
noch andere Schwi-erigkeiten, die -gegen die 
Abfassung der Novelle und die Zuleitung an 
da's Hohe Haus sprechen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Es gibt 
unendliche Schwierigkeiten, weil sich im 
Zuge der jetzt abgeführten Besprechungen mit 
den Ländern, mit den Hochschulen und mit den 
Interessensvertretungen über die zu erwar­
tende Novelle zum Berggesetz, die im. dem 
Hohen Haus zuleiten wollte, bekanntlicher­
weise herausgestellt hat, daß es zielführender 
sein wird, ein ganz neues Berggesetz zu 
machen. In diesem ganz neuen Berggesetz wird 
insbesondere die Mitsprache der Länder ver­
ankert sein. Es ergeben sich j etzt auch ver­
fassungsrechtliche Untersuchungen, die im 
Einvernehmen mit dem Verfassungsdienst, mit 
Universitäten und so weiter durchgeführt 
wurden. 

Ich bin aber überzeugt, daß diese Vorarbei­
ten, die jetzt von meinem Ministerium in die­
ser Materie geleistet werden, sehr zielführend 
sind. Damit hoffe ich nämlich, die Schwierig­
keiten, die sich aufgetürmt haben, weitest-
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Bundesminister Dr. Staribacher 

gehend zu beseitigen, um dann einen Entwurf 
in die Begutachtung zu schicken, der nach 
Möglichkeit nicht, wie das teilweise bei ande­
ren Gesetzen in meinem Ressürt der Fall ge­
wesen ist, Zehntausende Seiten an Stellung­
nahmen bringt und der dann damit endgültig 
auch dem Hühen Haus zugeleitet werden 
kann. Ebenso. hüffe ich, daß das nüch heuer 
der Fall sein wird. Aber wie gesagt, das ist 
eine Hoffnung; ich kann diesen Termin nicht 
garantieren. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeürdneter Egg: Herr Bundesministerl  I,st 
bei der Schaffung dieses neuen Ber'9freset�es, 
das Sie jetzt angekündi'9t halben, auch dar,an 
gedacht, den Interessenvertretungen Parteien­
steIlung zu g,eben, und zwar sowühl den 
Inter-essenv,ertretung-eIJ. der Di,ens1::geher als 
auch jenen ,der Dienstnehmer? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Daran ist 
nicht gedacht. Das würde wahrscheinlich auch 
gar nicht zweckmäßig sein, denn die Inter­
essensvertretung hat meiner Meinung nach 
die Möglichkeit, den davün -Betrüffenen, zum 
Beispiel einzelnen Bauern die Landwirtschafts­
kammer, einzelnen Arbeitnehmern die Arbei­
terkammer üder der Gewerkschaftsbund mit 
Rat und Tat zur Seite zu stehen, aber sie hat 
keinesfalls die Aufgabe, als Partei in ein Ver­
fahren einzugreifen. 

Bundesministerium für Unterrimt und Kunst 

Präsident: Wir nehmen nüch die 1 6. An­
frage : Herr Abgeürdneter Ofenböck (OVP) an 
den Herrn Bundesminister für Unterricht und 
Kunst. 

164/M 

Wann wurden seitens des Bundesministeriwns 
für Unterricht und Kunst erstmals KOntakte 
mit den übrigen Alpenlä.ndern aufgenommen, 
um eine einheitliche Stellungnahme für den 
Fall zu erarbeiten, daß einzelne alpine Schi­
läufer bei der Winterolympiade in Sapporo vom 
100 Startverbot erhalten ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Abgeürdneterl Ich habe 
am 15. Jänner, aLs dch ,in Kitlzbühel be:im Hab­
nenkammr,enn.en ge:wlesen bin, ,er,stmal,s Ge­
l-egenheit gehabt, bei einem Fems'€lh'ge,spräch, 
an dem auch der deutsche Mannschaftsbe­
treuer, der französische Mannschaftsbetreuer 
und der schweizerische Mannschaftsbetreuer 
teilgenümmen haben, darauf hinzuweisen, daß 
ich es für günstig hielte, wenn im Hinblick auf 
ev,entueHe Ausschlüss·e von d,er T·eilnahme an 
der Winterolympiade lein gemeinsames Vür-

gehen der Alpenländer erfolgte. Im habe noch 
am selben Tag mit dem P,räsid€lIlten der FIS, 
mit Mare Hodler, gesprüchen und habe auch 
daJbei ddese Frage aufgeworfe!ll und gemeint, 
daß, ISüUten ein:LelIlJe Fahrer ausg-eschlos,sen 
w.erden, eine gemeinsame VÜligangsweis-e 
a:uch von der FIiS nütwendig ,ersChiene. 

Ich halbe dann im Hinback darauf, daß dies-e 
Frag-e :in oder OffenUichkeit 'Sehr .stalrk ·disku­
tiert worden ist, am 2 1 .  Jänner den Aulftr-a-g 
g·egeben, -ein Schneiben ,an d!�e für den Spürt 
zuständigen IMinister der AlpenländJer zu ent­
w.erfen. Dieses Schreiben 'ist dann zum 
Wüchenende vorgelegien und i-st am 24. J än­
ner abg,ef,ertig:t worden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geürdneter. 

Abgeürdneter Ofenböck: Herr Bundesmini­
-ster! Es -g.aob di'esetS Problem j,a smon iJm JU!ll!i 
des Vürj,ahre,s, al,s zum lersten Mal vüm 
greisen IOC-Präsidenten eine "schwarze Liste" 
mit Namen vün 40 alpinJen Rennläufem g-e­
nannt würden li,st, isodaß man annehmen 
kOImte - Ihlie Aktivität ,sChätze ich s,ehr 
hüch -, daß Sie schon Idamals ,aLs Bundes­
minister für Unterricht, -der ja für S portifra-g-en 
Z'UiStälIl!chl,g dJSt, !in leiner Empf'ehliung ,an das 
OOC, an das o stefIleichLsroe Olympische 
Cümite und an den Skiverband hätten so. 
eingr.ei.fen können, wie Sie das nunmehr getan 
ha,ben, al,s Schranz berreits ausgoeschlossen 
worden war. 

Wa,s hat Sie veranlaßt, erst nach erfül,grem 
Ausschluß (Rufe bei der SPO: Mautner Mark­
holl - weitere Zwischenrule bei der SPO) 
an die Alpenländter her-anzutreten. 'UIl1d nicht 
schün gleich im AIlJSchluß 'an dieses Fernseh­
int-ervje:w, das ich ,selber ,g,esehen habe, .damaLs 
im Anschluß an das Hahnenkammrennen ? 

Warum halben Sli·e ndeht sChon damalls dieses 
Angebot der Franzosen 'en tg,eg'eng-enümmen, 
um g-emeinsam ;zu .beschließ.en üde:r zu lempfeh­
len: Wir treten ab, wenn einer von unseren 
Läutern ausg,eschlossen wirdl ?  

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Slnowatz: Herr Abge­
ordneterl AbgeS/ehen -davon, daß ich ,im Juni 
des Vorjahres noch 'lllicht die Auf'gabe batte, 
als Bundesminister für Untenicht und Kunst 
miCh mit diesen Fragen zu befassen, muß 
ich . . .  (Abg. Dr. G r u b e  r: Hahnenkamm­
rennen!) Ich .künnte das Hahnenkammrennen 
auch ,als PrivatpeT.son !besuchen, Herr Abgle­
ordneter! (Abg. Dr. G r u b e  r: Aber das 
Interview haben Sie als Unterrichtsminister 
gegeben und nicht als Privatperson!) Ja, 
selbstver-ständlich. Ich bek-enne mich ja auch 
zu diesem Interväew. Ich nahe· hei meinen 
Intervieows dazu immer tdas,s'elbe vertr,e,ten und 

1 13 
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Bundesminister Dr. Sinowatz 

bis gestern abend dasselbe vertreten. (Beifall Einsatz vergeblich war! ",Zustimmung bei der 
bei der SPO. - Abg. Dr. G r u b e r: Also gut!) OVP. - Heftiger Widerspruch bei der SPO.) 

Ich möchte .aber, Herr A:bgleordneter Ofen­
böck, das sag,en, w,as Sie j a  w.1s'sen. Ich 
möchte .das nun mit aller Klarhetit auch hier 
feststeHen : Das OsteI1I'leichQsche Olympische 
Comite ist eine völlig unabhängige und auto­
nome Einrichtung. Wir haben in. Osterreich 
k·einen Staatssport. Auch unsere Sportver­
bände sind vömg una'bhängig. Das Ost'errei­
chische Olympische Comite hat alle Vorkeh­
rungen zu treffen, daß .die Vorberleitun9len für 
di,e Olympi,schen Spi,ele in Ordnung gehlen, 
es hat für die Durchführung zu sorgen und 
es hat auch die nöti9leill Entscheidung,en 'Zu 
tneffen. 

Aber a'bg,e,sehen davon 'habe ich [immer, seH 
ich Unterrichtsminister bin, mit dem Prräsi­
denten .aes OsterreiChliJSch,en Olympischen 
Comites Kontakt gehalten. Ich kann Ihnen 
sagen , daß die Funktionäre des Osteneichi­
schen Olympischen Comites auf Grund der 
M,eldung, es sei ang,eblich ,eine ,,'Schwarze 
Liste " mH 40 Namen vorhanden - ,auch das 
war€n j a  immer wi€rder nur Zeitungsmeldun­
gen -, di,ese ,Meldungen v,erfol,gt haben und 
daß Isi,e der Meinung g,ewesen sind, daß ke'ine 
unmiUelbar,e Gefahr [für ö:sterre'ichis(n"e Läufer 
bestünde. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Ofenböck: Herr Bundesmini­
ster!  Ich gl aulbe, das d,st .aer österreichJusch.en 
Off'entlich'k,eit auch klar 'geworden. IMaJIl ha<t 
die Ankündigungen tde's IOC-PlI'äsidentren al,s 
niCht :50 kräfti'g 'empfunden, sodaß man ver­
säumt hat, d�e richHg,en ,ReakNonen zu setzen, 
nämlich Jene . . . (Abg. L i  b a 1: Das müssen 
Sie dem Herrn Sektionschef Pruckner sagen, 
dem Herrn Dr. Klee! - Abg. S e k a n i n a: 
Eine Schande für Osterreich! - Weitere hef­
tige Zwischenrufe bei der SPO. - Der P r ä­
s i  d e n  t gibt das Glockenzeichen.) 

Herr Präsident ! Ich bitte, heUen Sie mir, 
daß ich ,endlich meine zweite Zusatzfrage zu 
Ende 'bring.en !kann, (Anhaltende Zwischen­
rufe bei der SPO.) 

Herr BundesminLster! Es tSind also Mängel 
in dem V:erfahr,en: Wi.e I'Ieagiert Osbeneich? 
entstanden. Nicht ,ich habe gemeint, daß der 
BUI1desminJi:s-ter in Er,scheinung tr,eten soll, 
weil auch m1r klar ust, daß ,es 'eine nichtpoli­
tisene Ell'tsch'eidung i,st. Daß Mefür gewählte 
Grem:ien Z'U/SItändLg sinld, 'ust mir ,k>lar. Nur 
haben Sie, HeIlT Bundesmini,sber, ,sich erst zu 
einem Zeitpunkt in der Off.entlichkreit ,einge­
setzt, als Ihr Einsatz V€r'g,eblich war. Das habe 
ich Ihnen vorzuwerfen ; ,ein ZeitpunM, wo Ihr 

Daher meine Frage an Sie, Herr Bundes­
minLster: Was werden Sie unternehmen, daß 
bei künftigen Olympischen Spielen - sowohl 
dm SOIDlIIler w11B lauch 'im W,i\n!belr - deT,artige 
Zustände und derartige Ska:ndal'e, wie wlir sie 
heut'e ede'bt ihalben, nicht mehr eintreten we'r­
den? (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Herr 
Bundesminis<ter, bitte. 

Bundesminist,er Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Ofenböck! Ich möchte vor,ers,t be­
merken, daß ich diiese 'Frag,e ,sehr wohl als 
eine pollitiosch,e Frage ansehe, nicht aber als 
eine parteipolitische Frag€. (Lebhafter Beifall 
bei der SPO.) 

Ich möchte weHer sagen, daß ,ich, ,altS ich 
zu der Meinung k>am, daß Gefahr ,in VelI'Zug 
ist, in dem Rahmen, der mir in di.eser Ange­
l'egffilheit g'egeben i'st, tätJig geworden bin. 
(Abg. Dr. G r u b e l: Zu spätI) 

Ich glaube aber auch, mei.TIJe Damen und 
Herren, daß es für die Zukunft de� Olympi­
schen Spiele sehr wohl wirksam sein wird, daß 
in den letzten Tagen darüber sehr ausführlich 
düskumelit worden ist. Da·s ist auc:h die poHti­
sc:he Frage, und das ist tatsächlic:h widltig für 
die Zukunft der Olympischen Spiele. 

Eiille Frag,e , dLe wi'l' nach dJer Rüddoohr UIlISIe­
rer Mannschaft aus Sapporo werden aufwer­
fen müssen, ist die, ob es angeht, daß 
so weltweite Unternehmen auch in Zukunft 
von Gremien durchgeführt und vorbereitet 
WIeIden kÖlIDJen, ,die nJicht Kontalkt zu den 
gesellschaftlichen Realitäten unserer Zeit 
haben, wie sie nun einmal bestehen. Das, 
,gI aIU he :ich, 1st di,e Kemf!r.age. (Abg. S e  k a­
n i  n a: Pruckner soll zurücktreten! Der Pruck­
ner ist schuld an dem Ganzen!) Es geht Jetzt 
gar 7lIichJt darum, tbei e[in�e1nen PeI1Särllrichkei­
,ten Schuld zu Isuc:hen, ,sondelrn 'eIS geht darum, 
daß das System überprü:frt wind und daß Vor­
aussetzungen - 'in weltweitelf Form - für 
moderrne olympische Spi,ele .g.e1schaffen w.er­
den. Dafür :einzutroeten list, glaube ich, auch 
meine Aufgabe. (Langanhaltender Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. G r u b e  r: Die Zusatz­
frage ist nicht beantwortet worden!) 

Präsident: Die Fra.gestunde ist mit einer 
Uberschreitung beendet und damit geschlos­
sen. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung 
eingelangten Anfragebeantwortungen wurden 
den Anfragestellern übermittelt. Diese An-
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Präsident 
frage beantwortungen wurden auch vervielfäl- Zollabkommen über die vorübergehende 
tigt und an alle Abgeordneten verteilt. Einfuhr von Lehrmaterial samt Anlage 

Ich ersuche nun den Schriftführer, Herrn ( 1 58 der Beilagen) ; 

Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. LeHner, um die Bundesgesetz über die zollfreie oder zoll-
Verlesung des Einlaufes. ermäßigte Einfuhr von handwerklich herge­

stellten Waren zur Förderung der Handels­
beziehungen mit Entwicklungsländern (159 der 
Bei'Lagen) ; 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Ein Schreiben des 
Herrn Bundeskanzlers der Republik Oster­
reich : Bundesgesetz über die Gewährung von Vor­

zugszöllen (Präferenzzollgesetz) samt Anlagen 
"An den Herrn Präsidenten des National- ( 1 60 der Beilagen) ; 

rates. 

(Der Herr Bundespräsident hat mit Entschl'ie­
ßung vom 1 .  Febru.ar 1 972, Zl. 890/72, über 
meilIl·en Antliag ·gemäß A.rlIikel 73 des BUJI1des­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Auswärtige Ange­
legenhei t en Dr. Rudolf Kirchschläger am 2. Fe­
bruar 1 972 mich mit dessen Vertretung be­
traut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Präsident: Dient zur Kenntnisnahme. 

Vereinbarung zur Durchführung einer euro­
päischen konzertierten Aktion auf dem Gebiet 
der Metallurgie zum Thema "Werkstoffe für 
Gasturbinen" samt Anhang (161  der Beilagen) ; 

Vereinbarung über die Durchführung einer 
europäischen konzertierten Aktion auf dem 
Gebiet der Metallurgie zum Thema "Werk­
stoffe für Meerwasserentsalzungsanlagen" 
samt Anhang (1 62 der Beilagen) ; 

Vereinbarung über die Durchführung einer 
europäischen Aktion auf dem Gebiet des Um­
weltschutzes zum Thema "Forschungsarbeiten 
über das physikalisch-chemische Verhalten 
von Schwefeldioxyd in der Atmosphäre" samt 
Anhang (163 deli' BeHClIg'oo) . 

Ich b itte den Herrn Schriftführer, 
Verlesung des Einlaufes fortzufahren. 

in der Präsident: Die vom Schriftführer soeben zur 
Verlesung gebrachten Regierungsvorlagen 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Von der werde ich gemäß § 41 Abs. 4 Geschäftsordnung 
Bundesregierung sind folgende Regierungs- in der nächsten Sitzung zuweisen. 
vor,l.agelll ieingelangrt : Den Bericht des Bundesministers für Aus-

Internationales Dbereinkommen über die wärtige Angelegenheiten über die XV. Ordent­
Beseitigung aller Formen rassischer Diskri- liche Generalkonferenz der IAEO vom 2 1 .  bis 
minierung samt Erklärungen der Republik 27. September 1 97 1  (111-1 8  der Beilagen) weise 
Osterrei ch  (35 der Beilagen) ; ich dem Außenpolitischen Ausschuß zu und 

Protokoll über den Beitritt Rumäniens zum den Bericht des Bundesministers für Unter-
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen richt und Krunst betr,efiiend den KU11JSltberricht 
samt Anlagen (1 1 1  der Beilagen) ; 1 91017 1 (111-1 9  der Beilagen) dem Unterrichts­

Bundesgesetz betreffend die Assanierung 
von Wohngebieten sowie die Beschaffung von 
Grundflächen für die Errichtung von Häusern 
mit Klein- oder Mittelwohnungen oder von 
Heimen (Assanierungs- und Bodenbeschaf­
fungsgesetz) ( 1 35 der Beilagen) i 

Bundesverfassungsgesetz über Änderungen 
der Staat sgrenze zwischen der Republik Oster­
reich und der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft und über die österreichische Delegation 
in der Osterreichisch-Schweizerischen Grenz­
kommission (141 der Beilagen) i 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und dem Königreich Belgien zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung und zur Rege­
lung bestimmter anderer Fragen auf dem Ge­
biete der Steuern vom Einkommen und vom 
Verm6gen einschließlich der Gewerbesteuern 
und der Grundsteuern ( 1 51 der Beilagen) ; 

auss chuß. 

Debatte über einen Fristsetzungsantrag 

Präsident: Vor Eingang in die Tagesordnung 
gebe ich noch bekannt, daß der Herr Abge­
ordnete Gratz gemäß § 42 Geschäftsordnung 
den Antrag eingebracht hat, dem Justizaus­
schuß zur Berichterstattung über die Regie­
rungsvorlage betreffend ein Bundesgesetz über 
die mit gerichtlicher Strafe bedrohten Hand­
lungen (Strafgesetzbuch) (30 der Beilagen) eine 
Frist bis 3 1 .  Jänner 1 913 zu stellen. 

Zur Geschäftsbehandlung hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Koren zum Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Herr Prä­
sident ! Ich steHe nach § 52 Abs. 1 der Ge­
schäftsordnung den Antrag, über diesen eben 
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Dr. Koren 

mitgeteilten Antrag des Herrn Abgeordneten 
Gratz unmittelbar eine Debatte abzuführen. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. 

Ich lasse darüber abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag auf Durchführung einer Debatte zu­
stimmen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist einstimmig angenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Abgeordnete Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen UIIld Henen! Wir werden 
heute mit ,einem Geschäftsordnungsantrag 
konfrontiert, über den es normalerwlelise nicht 
üblich ist zu d,ebatHer-en. 

Ich möchte -gleich eilnes voraussdrick,en: Es 
steht hier nicht das &echt ,einer Ffiaktion zur 
Debatte, ,einen solch-en Antrag zu stelLen. Der 
Anlaß scheint mir aber schwerwiegend genug, 
an diesen Antrwg eine Reihe von Ffiag,en UJIld 
Feststellungen zu knüp1ien. 

Ich muß -einmal di,e Frag,e steHen nach dem 
Geist und nadl. dem Wiesen, d�e für den § 42 
der Gesdl.äftsordnung, der die Möglichkeit 
einer Fristsetzung des Plenums für einen Aus­
sdl.uß vorsieht, gegeben sind. 

Ich glaube, nach aller bisherigen Praxis ist 
diese Bestimmung der GesChäftsordnung ein 
Instrument gegen eine schon eingetretene oder 
erwartete Blockade der Arbeit des Parlaments ; 
sei es ,in ,dler Prälstdi'alkonferenz, dn. der d!iJe 
eine oder andere Fraktion die Behandlung von 
Themen verhindern könnte, oder in Aus­
schüssen, in denen die Verhandlungen ver­
sChleppt und verzögert werden könnten. Dann 
ist dieses Mittel der Fristsetzung fraglos die 
Handhabe, um die Behandlung hier im Hause, 
im Plenum zu ermöglichen. 

Ich möChte gleich hinzufügen, daß in der 
vergangenen Legislaturperiode einige Male 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
wurde : Einmal bei der Behandlung der Wahl­
rechtsreform durCh die sozialistische Fraktion, 
wo wir zwar in der SaChe keineswegs einver­
standen waren, aber für die Methode zumin­
dest noCh Verständnis aufbringen konnten. 

Und von unserer Seite etwa bei der Behand­
lung des Konkordats und des Privatschulgeset­
zes im vergangenen Sommer, das Sie nicht zur 
Behandlung bringen wollten. 

Aber es ist meines Wissens noCh niemals 
auf den § 42 und das Mittel der Fristsetzung 
für einen AussdlUß zurückgegriffen worden 
bei einer Materie, deren Behandlung einver­
nehmlich auf die Tagesordnung gesetzt wor­
den ist und wo im Grunde die Bereitschaft 
aller Fraktionen vorhanden ist, eine zügige 

Behandlung dieses Themas vorzunehmen. 
Noch nie sind Verhandlungen von ihrem Be­
ginn an in einem solchen Fall unter einen 
Zeitdruck, auch wenn dieser Zeitraum lange 
ist, gestellt worden. 

Meine Damen und Herren I Wir wissen, daß 
Sj'e mit -einem solchen Antra-g natüdich auf 
dD!e öffentliche M-einung bauen und spekul1e­
ren, die es wa'hrscheinlich begrüßt, wl€nn ein 
off.enbar in der öffentLichen Meü1Ung als 
aI1bei'tsunlustig g·eltendes Parlament 'Zu mehr 
T.empo, zu mehr SChwung g,ezwung,ea:t. wird. 
Idl glaube aiber, daß Si'e -sidl auch k1ar dar­
über sein mü S-seTI. , daß Si,e um eines solch'en 
Ga-gis , um ,einer solmen Optik wHlen dem Par­
lamentaTlsmlls in diesem Lande und ,dem An­
sehen -des Parlaments ,einen ,sdll,echten Dienst, 
wah�ch€'inlich ,einen Bär,endli;enst erWle�s-en. 
Das würden Wlir bedauern. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Si-e, Herr Abgeordneter Gratz, haben diese 
Vorgang.sweise ,schein'bar 'sachlJch beQ'ründet. 
Sachlidl. be-gründet mit dem Hinweis darauf, 
daß durch solche AnträJg1e quaSli eine Te�min­
planung vorg:enommen werden Isol1te. 5re Is'el­
be'f aber haben diese El1klärung, di,e Sie 'geg-e­
bell haben, mit eillier ganZ/en Reihe von Äuße­
rung-en wi-eder entwerte<t. 

Ich 'darf zurückgreifen auf Ihr Interv,iew im 
Osrt,erreichi'schen Rundifunk !im "Abendj ournal" 
vom 20. Jänn'er naCh der Klubsitzung, 'in der 
SiJe den prinzipiellen Beischluß 'g,efaßt haben. 
Sie halben damals dem ORF-ltedakteur fol­
gendes in das M:ikirophon 'gesagt: 

"Die fuiJs1::soetzung :5011 so erfolgen, daß, wenn 
bei kompliZiierten Mater,ien ,ein Unterausschuß 
eingesetzt wird, nadl AUiSSchußbesdlluß, was 
möglich i,st nach der Ge.schätftsorrlnung, dem 
Unter-ausschuß für die FefiUQlStelloog seiner 
Arbeiten e·in-e Ff1iJst ,gesetzt werden 15011, wobei 
di,ese Fr,ist unter Umständen auch Monate 
betragen Je-ann. Das heiißt, es Isoll jetzt natür­
�ich nicht ISO 's-ein, daß immer g,e,sagt wird: In 
:uebJn. T1agen mußt du �eI11Jig iSlein, lSoooem der 
Unter ausschuß muß wiSlSien, ab welcher Zeit 
er seine Beratungen ein1eilen muß." 

Die weit'BTI€ Frag-e lautete: "Wer soll di,ese 
FlI'ist setzen?" Sie sagten dwzu: "Na ja, natÜlr­
lich die Mehrheit, das 'heißt, unser-e Frakhlon. 
Aber es gIbt Mer keiIlJen -g-ener,eUen Klub­
beschluß, 'sondern ,im Aus,sdluß muß man sich 
ans-ehen: Wi1e komplizi'efit ist die Materie, 
brauche ich noch ,Experten?" und .so weiiter. 

kuf eine weuter,e Frage des &edakteurs 
haben Sie gesagt: "Ja, die Fristsetzung möchte 
ich geradezu als kleineiS Insbrument für zumin­
dest die Erzielung eines Arbeitsklimas be­
trachten." 
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Herr Klubobmann Gratzl .Jc.h fürdlte, daß 
dii·ese Jihr!e AU5's-a:g,en -eine ganze Reihe von 
ekLatanten Widel1spr'Üchen enthallten. 

D1e Kommentare Ihrer Zeil1:ungen halben ja 
ziemlich deutlich, fast offen, dieses Mittel als 
ein- Dru<xmittel .geg,enüber der Opposition be­
zeichnet. Wenn ich nur a·us der "Arbeiter­
Zeitung" vom darauffolgenden Tag Zliti·eren 
darf. Dort ste/M folg.ende,s : 

"Die Soz-ialLs,ten seien b ereit, alle Materien 
miif: der OsterreichiJschJen V01kspart,e'i, int·e'll'siv 
zu beraten und bei kompliz1erten Dingen auch 
Unterausschüsse einzusetzen. D as dürfe 
jedoch nicht daru führ,en, d·aß die Verwirk­
lichung von Gesetz,en von der OVP verhindert 
werde, erklärte SPO-Klubobmann Gratz bei 
den ganztägiig,en Be ratungen des tSovialisti­
seh·en Abgeordnetenklubs am Donnelistag. Es 
soUen daher, wie das auch die OeschäftJsord­
nung vorsieht, für dile Beratungen in Unter­
aUSlSchü,ssen Frist>Em gesetzt werden, d1e eine 
eingehende Beratung ,ermöglichen, eine unnö­
tige Verzög·erung aus parteitaktischen Erwä­
gungen jedoch v,erhindem." 

Das heißt, Me.r wurde klar untelist,ellt, daß 
offenbar Zie,l di'e,ser Fr.i's1::setzung,en ,se'i , eine 
best,ehende oder zu erwartende Blodrierung, 
Verzög,erUlng der Arbeit di,e,s,es Haus'es aus­
zuschalten. 

Ich darf dazu nur ein paar Bemerkung,en 
machen ; zu Ihrer Begründung letwa, Herr Klub­
obmann Gratz, daß durch diese Fru,sts,etzungen 
die Arbeitsplanung erleichtert werde. Sie wis­
sen ebensogut wie ich, daß die Arbeits­
planung lin di,esem HaUJS AUlfgabe der Prä­
si.dialkonferenz :ist, d�e nach de,r Geschäfts­
ordnung mit dieser Auf,gabe betraut i'st. Auch 
in ,e.i.Iliem Betni,eb rist ,es nicht Ü'bl'ich , daß die 
BetrJ,ehsvollver,sammlung beschN,eßt, was eine 
bestimmte Abt,eilung lin welche.r Zeit tun soll. 
Mit einer solchen Operation würde man die 
Planurng ehe'r :llerlstörlen, ,aber keinesw,egs ver­
bessern. Ich muß hier die Frage an Sri'e s,tel-
1en, warum Sie nimt ,in der Pr äosidi alkonofelr,enz 
des P,atflamen,ts Ihre WünsChe nach T,erminen, 
nach der Vorrangigk,eit oder Naduangi,gkeit 
deI' Materien zur Geltung ·gehracht h aben. 

Ich möchte daran ,erinnern, wie oft ich Sie 
seIhst und Ihren Vorgänger ,ertSucht habe', mir 
Ihre Ar.beitJsprioritäten bekanntzug,eben, um 
daMrllJS eliiIl:en v,erkI1aftbaJ'len T,erminplan für das 
Haus er.st'ellen zu können. Si,e ,welroden zug,eben 
müssen, daß das bisher Iliicht 'eifIetich!bar gewe­
sen j,st. 

Ohne nun an .der Stelle, wo es zweckmäßi-g 
und vorgesehen ilst,  -di,e T,erminpLanung für 
das ganze Parlament zu -g,estalten, .g,eihen Sie 
dazu über, si,e in Ein:llelfäUen hier im Haus, 
um ,sie nach außen demoIlJstri'el'en zu können, 

vorzunehmen. Das heißt: Dort, wo geplant 
werden soll, 1e-gen Sie keiIlieIl Wert darauf. 
Wo aber di,e OptJik für Sie list, stören Sie 
unter dem Vor,wand der Planung die wirklJche 
Arbeitsplanung in di,es-em Haus. 

Ich habe in oder l'etzt,en Präsidials'itzung ein­
deuUg auf di·e Konsequenzen hingewiesen, 
die aus ,einer solchen V O/I"gan9lSweise, WeIlIIl 
sile mehr 'Und mehr Schule machen würde, für 
di'e Arbei,t lin der P,rä,sidialkonfemnz entstehen 
mü,ssen. Denn wir müs,sen dann dort zur 
Kenntnis n-ehmen, daß die Funkif:ion der Prä­
s�dialkonf.erenz durch FrLsts.etzung,en auf .ande­
Den Ebenen eindeutJig ,ausge'höhlt wird. Wir 
wären dann dort llIicht mehr al,s leine Regoi­
stratulisfJelle für andeIiswo beschloss,ene Ter­
mJine und nicht mehr das GrelI1!ium, d,a,s 'in 
eig,ener Verantw ortung - ich glaube, bi'sher 
in einem guten Arbeitsklima - die Arbeit 
in di,esem Haus orgamsi,elit und ,eintei1:t. 

Darf ich nur ,ein paar Worte darüber ver­
lieren, wi'e die Sache im konkneten wirkHch 
aussieht. 

Der Justizaussmuß des Hauses .steht vor 
einer Arbeätsfüll:e, di'e ,geradezu gigalIltisch ist. 
Schon Jetzt ibestehen zwei Unt,e'raus'schüsse. 
Die StrafremtsI'leJorm aUein ist eine MatleTli,e, 
die de!ll Ausschuß -alUf l,aiIlJge Zedlt. für Jede 
andere Arbeit praktisch blockieren würde. In 
de[' gleichen Zeit �ber 'steckt ,eine Fülle -ande­
rer gewichtig,er Mate.r.i.e.n schon im Arbeits­
programm dJi,eses Ausschuss,es, das heißt, ist 
zU[' Erl'edi'gung vorges,ehen, und wir können 
bei der Aktivität des Herrn JustizlI1!inilsters 
annehmen, daß noch 'eiinoe Menge dazukommt. 

Wenn wir nun 'dazu überg,ehen, -die volle 
Konseque.nz solcher Frists1etzungsanträg,e in 
Kauf zu nehmen, so heißt dCilS, daß wir nun 
aUen diesen noch €linzuset7Jenden Unteraus­
schüssen ebenfaHs FI1isten ,setz'en we'fden und 
dann Gefahr l auf,en, weg,en Unmö gLichkeit der 
Erfüllung d�eser Arbeiten 1etzten Ende's hier Jn 
zweiten Lesungen Spezi aldebatten ,a:bzuführen. 
Denn Sie wissen so 19ut wie ich, daß, 'Wenn 
dte Mater.i,e dann im AUtSschuß zoeiHich nicht 
erledigt lilst, hi,er ,auf alle FäHe die zweite 
Lesung beginnt. W,erden wir danJll vi'elleicht 
dte Spezialde'batte über das Stra�Tlecht, über 
dCils eheliche Gütenecht oder was immer Si,e 
hernehmen woUen, bi1er �im halbfertig,en Zu­
stand beginnen? Ich 'glaube, daß das nicht Ziel 
einelT iSolchen Vorgang,sweti's'e sein kann. 

Das weckt ahe,r , meine Damen und Herr,en, 
den Verdacht .in uns, daß ·dals zwed;tJe Arlgument 
im Vordergrund st,eht, nämLich das Arr-gument, 
dLe Oppositionspartei,en würden Ihre Arbeit 
verzögern, und deshalb müßten Sie mit diesem 
Mittel der Fristsetzung vorgehen. Ich will 
hier ga'r niCht die Frage stellen, wo S1e uns 
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hiSher eine ,solche V,erzögerung,staktik, die in 
der vorv,er-g.angenen ILe9'�slaturpel1iode ,eindeu­
tig Bestandteil Ihr,er Verhaltensweise 'geweoSen 
ist, lin detIl letzten ,eineinIhai b J ahr-en nach wei­
sen wollen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich k,arul aus der Vor,gangsweise , dJ1e Sie 
gewählt haben, be:im hesten Willten nur einen 
Schluß zi-ehen: Sie haben :Sich, Herr Klub­
obmann Gratz, nach -al1en Ihl1en E:l�klärungen 
über ToleIianz und über Verhandlungsbereit­
schaft nun endgültig zur Härte ·entschlossen. 
Was uI1sprüng1ich wi,e Schalmeiell'töne anIäß­
lich Ihrer Erklärung :bei der <Debatte über di·e 
Regj'erung1serkIärUlIlg geklUlIlgen hat, kommt 
nun ,aus Ihr,en Reihem. wi,e ein Echo zurück, 
das eiIlle 'ganz ,ander,e Klangfarbe, nämlich .die 
einer ,scharf,en Dissonanz hat ; und 'ich fürchte, 
daß diese Art von Vorganglsw-eLs'e I,etzten 
Endes Intol,eranz ,anJkündigt. 

Deshalb möchte ,ich Ihnen r,echtz,eitig sag-en, 
daß für .cHe!se EntWlicklung, für dLe wir kein 
Ver,ständnLs aufbl1inogen 'köTIJllen, Sie s·elbst die 
V,er.a.ntwortung traglell (Beifall bei der OVP), 
denn Sie haben ohne ,alibeitsmäßige Gründe, 
ohne jemal,s den Vier,such unit,ernommen zu 
haben, eine echte Arbeitsplanung dort zu füh­
ren, wo .sie Isachlich zuständig iiSt, heute I,etzt-en 
Ende·s ,einen Affront gesetzt,  einen Affront 
gegenüber odem Justiz,aussdlUß, .der diese Frage 
!in der v'er·gang,enen Wome zwar be:sprochen , 
aher nicht -erledi'gt hat, der dahelf heute Mer 
präjudi�iert wird. Si'e hahen heutoe einen 
Affront 'gesetzt ,g,eg,enüber den Oppositions­
pafoloei,en, denen Sie Toleranz ang,ekündiogt, 
heute aber Härte präs'ent:ilert 'haben. Und Si·e 
haben, glaU:be ün, -einen Affront ge!Setzt geg·en­
über Ihren eig'eIlJen Erklä'rungen von früher. 

Deshalb können wir einem solchen Antrag 
nicht zustimmen, Iweil ·der W,e-g, den Sii,e 'ein­
schlagen, faLsch ist. Ich gl,aube , daß SiJe selbst 
noch einmal überLegen Isollten , ob Si'e nicht 
glaubwürdi'g.er wärlen, weIllll Sile den klaren 
W,eg von V.eI"einbarung,en dort suchen, wo er 
zu suchen .�st, 'llInd WleTIn Si,e dilesen A'IlJtnaog, 
den Sie 'giesbellt haben, zurück�i,ehen . (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Ab geordneten Gratz das Wort. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Ich bin dankbar für dli,e Mög­
licnk<eit, über diesen Antr·ag g,esOllldert eine 
Di,skuss'ion abhaUen zu können , w,eil ich 
glaube, daß sichler IrnClls Bed'Ürf.ruilS zur DilskuJs­
sion bestand,en hat, und 'W,eil es 'sicher !bes,ser 
ist, über d�esen Antrag unmittelbar zu di's­
kutieren, als 'bei Jirrgendeinem anderen Tages­
ordnungispunkt mit mehr oder wenig,er Stra­
pazierung der Tol'e.ranz des Präsidenten dann 
dazu zu spr·echen. Desweg,en nahen wir auch 
hter .dem Antr1ag, di'e Debatte zu eröffnen, 

zugestimmt , Wleil wi,r .glauben, ct,aß ,es gut ist, 
darüber gesondert zu spI1echern und dazu Stel­
lung zu nehmen. (Anhaltende Zwischenrufe. -
Abg. Dr. L e i  t n e  r: Das ist aber großzügig! ­
Abg. M a r w a n - S c  h l o s  s e  r: Das ist eine 
sehr merkwürdige Auslegung! - Beifall bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Es ist "das Recht 
der Mehrheit, Ziele Z'U :s,etz,eTI und j,ahre- und 
j a'hrz,ehntelang UIIlgelöste ,Probleme nach 'ihr,eu 
Vorstellungen zu lösen." (Beifall bei der SPO.) 
Ich weliß nicht, ob s.ich Kollege Withalm daran 
eIÜiIl.11lert, aber das w,ar jetzt eillle wörtliche 
Zibierung seiner Riede vom 22. Apnil 1966, 
und wir ·sind daher hi,er auf einer Li-ni-e . 

:Meine Damen und Hem-:en! Mir ,sind Frag,en 
gestellt worden, und ich möchte sie gerne 
beantworten , wlenn Sie :darm 'interessiert 'Sind. 
(Weitere Zwischenrufe.) 

Nun wurde hier gesagt - und das nehme 
ich sehr ernst -, daß dieser Antrag ein Ab­
weichen von dem :1st, was ich ·selbst ,in der 
D�skJug.Slion zur RegierUIlJg,serkläTlmg 'Cllm 
1 0. Nov,ember des vori'g:ell Jahres g·es·agt Ihabe. 
Ich möchte daher in Erinnerung ruf.etIl, w.a·s 
ich ,damals 'sagte, ich möchte mich also seIhst 
von damaLs zib1efoEm, und nur die wesentlich­
sten Punkte herauSogreif,en. 

Ich Ihabe .mich damal,s , WJeIID rich d.as sagen 
darf, auch von früher, aus der Zeit, ·als wilr 
in OpposHion warlen, zitoi·ert, und habe ,darauf 
hting,ewiesen, daß ich al,s Sprecher der Oppo­
sition rin der Z'eit von 1 966 bis 1 970 'eün�9'e 
MaLe -gle,sa·gt habe, daß das Toempo der Ges·e,tz­
g,ebUlnglsarbeit letzten End.es von der Me'brheü 
des Haus,es und von de:r Regilerung bestimmt 
werden müsse. DillS w,ar damaJ.s mei,ne Ant­
wort als Oppositionslspfiecher .auf odelIl Vor­
wurf, daß di,e soziaH.st:i'sche Opposit'ion derr 
OVP-Regierung ,in lder Ges,etzg'ebung Schwli'e­
rigkei:ten mache und :si,e v,erzöger.e . 

Ich habe damaLs darauf hingewri'esen, daß 
dies,e List,e der GesetZle, die am Ende der 
Gesetz'gebung,speriod'e, in .derr di1e OVP di:e 
Mehrheit haUe, ni,er :im Parlament unerLedigt 
g,el,egen .s ind , nicht desweg-en nicht ,erLedigt 
wurde, weil die so�la�i,sti.sch'e FJ',aJktion nicht 
mitarbeiten wollte. Ich habe damals g.esagt, 
meine DaIIllen und Herl1en: Das T-empo der 
Ge!SetzgebungsaI1bei1 bestimmt die Mehrhe.it. 
Und ich habe das a:m 1 0. November aLs SpI'e­
eher der Re'g�run9'spartei ·Wlioederholt. 

Ich h ahe dann weiter nach den Ausfüh.run­
gen, die Sie zitiert ha'ben, daß wdr, obwohl 
wir dü,e ,M'ehrheit siIl1d, natürlich him im Par­
lament die Kooperation in Iden Ausschüs·s·en 
suchen . . . (Ruf bei der OVP: Aber nicht unter 
Druck!) Ein.en Moment, Herr Kolle ge , zur 
Kooper,ation möchte dch überhaupt ·elines ISagien, 
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gerade am Beilspiel des Cesetzes über die 
Sch affung ,des Gesundheitsm1niste,riums :  Es 
muß ,soich die Opposit1Jion nur aussuchen, was 
si,e wlill. Denn wenn ,d�e IParlamentarner der 
Me'hrheitsparrei von ;ihIlem selbstverständ­
liich,en Rechit ·als P,arlamentarirer und von delI 
angekündigten Kooperationosberetit.schaft Ge­
br,auch machen und die Re<gteIUJIl'g,svorlage 
abändern, dann kommt ,diJe Oppo.sition und 
sa'gt : Da ,sieht man ,es j.a, wi:e schleCht die 
RJegIierungsvorlage war, wenn si,e sogar von 
der Mehrheit 'g,eändlert wurde ! 

Ich gLaube nich1, daß es Ihnen lieber wäre, 
wenn wir eben grundsätzlich sagten, dile Regie­
rungsvorla,g.en ,sind prinzipiell vom Parlament 
nicht zu vßI1bessem, d"aher l'ehnen wir !Sämt­
liche Albändemng,sanbräge ,ab. (Abg. Doktor 
K o r  e n: Das war nur der Beweis!) 

Ganz im Gegenteil, 'WIir haben dort, wo wk 
das Gefühl haben, daß das Parlament Regie­

SPO. - Abg. Dkfm. G o r  t o n: Bei Beginn der 
Behandlung einer Materie einen Fris tsetzungs­
antrag stellen!) 

Aber, meine Damen und Heuen! Hohes 
Haus ! J'etzt komme ,ich Z'Ur Frage : FrLstset­
zungsaJlitrag bei Beginn der Behandlung einer 
Materie - ,da:s list ja in WiJI1kHmkeit die Kern­
frage . 1st das, wi,e Si·e sagten, aus dem Geist 
di,eser Gesmäftsordnungs bestimmun.g e,rklär­
Hch oder ist diese Geschäfbsorrlnungsbestim­
mung - das Plenum kiaTIfll 'ednem Aus'smuß 
zur oßenicht,enstattung leine FJ1ist ,setzen - nur 
in dem Sinn zu ver,stehen, wenn ich das ein­
fach ,ausdrücke, daß dijJS PI,enum oder die 
MehrheH, wenn .sich etwa lein J ahr lang nimts 
rührt, Sla.gt: J,etzt ,mißt uns aher die Geduld 
und Jetzt kriegt der Ausschuß ,einen Mon.at 
FniJst, tdami,t enJdHch die 'Matenie behaJIldeLt 
wird! Das ist rimtig : So ist es bisher gehand­
haht worden. 

rungsvorlagen v,erbess,ern '�ann - so Wli!e dch I I� .b�k,el1!ne mich z,: di,eg.e:n Beischluß der 

zug,ebe , daß SiJe aLs Mehrheit seinerzeit j a soz.'lahstllschen Mehllhel,tsfrak,tllon U'Ilter ande­

auch Abänderung'en zug,estimmt ,haben -, das rem deswegen, weil ich ,ihn ,selbst beam.tragt 

auch ,g,etan. habe, lich bek,en.TIJe mich dazu, ,daß wir di,ese 

Ich habe dann am 1 0. Nov,ember 1 971 noch 
eioos g,esagt - im zit1er,e mich wied,er 
selbst -: "Wir haben seinerzeit, von 1966 bis 
1 970, als Opposition Maßnahmen der Regie­

rung linhaltlim kriHs�e.rt, für smlecht befun­
den, di,e Itegilerung seIhst .auch für ,smlecht 
befund·en. Das �st das .selibstv,er.ständliche 
Recht j eder Opposition. Wir haben aber nie­
mals bestritten, daß die Mehrheit des National­
r,ates das R·echt hat, j,ene Beschlüsse zu j>enem 
Zelitpunkt 'zu fas,sen, die ,der Regi'erung und 
i'hr·er Mehrheit aus c1er Zielsetzung delr R,eg,ie­
rungserklärung richtig erscheinen." (Abg. Dok­
lor K 0 h I m a i  e r: Um das Recht geht es 
nicht! - Abg. Dr. K o r  e n :  Das Recht hat 
niemand bestritten!) Das habe im am 10. No­
vember 197 1  als Sprem,er zur Roeg:ierungserklä­
rung 'ge ,sagt , und ich habe d ann wedter g.e.sa'gt 
- ,iCh komme dann ISchon ,auf ,dlie anderen 
Argumente -, "daß das Suchen naCh einer 
Zusammooarbei1 llIicht bedeuten .kan.n., daß 
man Ents chieidung 00 , weil ,eine ,elinhei'iliche 
Meinung :nicht gefunden werden kann, etwa 
v1er Jahre lan.g ·auf.smi,ehen könne, damit dann 
mit Itech:t die Oppos'ition fragt : Warum li!St 
die Regierungserklärung nicht erfüllt wor­
den?" (Abg. Dr. B I  e n k: Ihre Zitate aus der 
Oppositionszeit wären für uns interessanter!) 

Herr KoBeg,e ! Im kann Ihnen lauch meine 

Reden aus der Oppositionszelit ziUer.en. Das 
list das lang.enl€'hme , welIllIl lieh. lallS Sprechlelr dler 
M,ehrheitspartei über Minde,rhei1is,rechte 
sprech,e , dann brauchie 'ich mich nur aus d,er 
Opposit'ions�eit zu ZlitilereI1, Wleil wir dämal,s 
di,eselbe Einstellung hattelll, Wli,e war ,si.e j etzt 
al,s Mehrhei,tsparte.i halben. (Bei/all bei der 

Befr1stungisbesHmmung nunmehr anders hand-
haben wollen, weil wir 'nicht 'gLauben , daß es 
etwa tS-eriiÖs wäIie, nach ,einetIIl Jahr Ber,atung 
üher da1s Sbr,af.g,esetz im Ju:sbizauStschuß dann 
plötzlich eine ,sehr kurze Frist zu 'setzen. 

Wir halten es doCh für wesentlich ,seriöser, 
in di·esem Fall - ISO wi,e V11el1e.icM in ,eiIlJi-ge'll 
anderen FäHen, di'e, das häng,t von der jewei­
ligen Materie ,ab, noch kommen weIiden -
beTII:!lits jetzt zu ISa'g,en : Ende Jänner 1 973, aLso 
in etwa einem Jahr, ,sollen der Unt·erauS/schuß 
des JuS'bizaussmusses und der Jusmzaussmuß 
mit den Beratungen f.ertJig :sen, filit Bel'atun­
'9100, fü,r diJe ,ein J,a:hr rur Vlerfüg:uI1g Isteht. 

Im hek·enne mich auch hJi,er im Plenum dazu, 
daß es mÖ'9lich. ,sein muß, Ül 'einjähI1igen ße'ra­
tung,en die angedeute1:Jen, W1i,e mir gesag:t 
wUI1de, 40 oder auCh mehr Sitzungen des Untelr­
aussmusSies unterzu'br:ingen . 

Bei ,anderen Matenien wird e.s V'ieUeicht n'lLr 
eine Fristsetzung durch delIl Aussmuß an den 
UntJerausschuß 'geben. 

Meine Damen und Herren! Ich bek'eIlDIe mich 
dazu, daß wir es für s,eriöser und ehrlicher 
halten, zu ,sagen, wi,e man es sich vorstellt , 
wile w,e Arbeit der UnteraUlSlSmüsse 1angf'ri­
sti.g geplant werden .soll , als dann am Ende 
der Gesetz.gebung,speriodJe mit solch,en lJiJsren, 
wi,e ,im es auf'g,e�eügt 'habe, konfroiIlUert zu 
s'ein,  ,allS dann, um das Regierungsprogramm 
erfüllen zu kö:rmen, sehr kur:ze Fristen, s'ehr 
knappe Termine :s·etzelll zu müssen. (Abg. Dok­
tOI L e i t n e r: Gilt das auch tür das Privat­
schulgesetz?) Wenn le'm Gesetz ,ins Haus 
kommt, werden Wlir J.rn j.edem einz·elnen Fall 
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über eine solche ,Bef:ri,stung sprechen. (Abg. 
Dr. L e i  t n e r: Es liegt bereits ein Initiativ­
antrag im Haus!) Bs Helgt ein Initi ativantrag 
im Haus, a'ber, Herr KoHege, Sie werden, wi'e 
ich glaube, veDstehen, daß ,eis der ltegierung 
und der �egierung'spaI'bei auf dJ1e TerIIl!inpla­
nung und ,auf die Arbeitsplanung ZUIl' Erfül­
lung des RJegierungsprog.ramms ,ankommt und 
daß unser Khrbbeschluß nur auf das RJegie­
rUJIlgsprogramm bezogen ist. (Abg. Dr. L e i  t­
n e  r: Das war eine Materie, die man im letzten 
Parlament an den Ausschuß zurückverwiesen 
hat!) J,a wleil sidl ielben im letz1:en Parlament 
- es .i.st sehr ,anQlooehm, daß Si'e dieSleIS Bei­
sp'iel briITllgten - gezeigt hai, daß dJie Setzung 
einer Frist von einer Woche zur Berichterstat­
tung bei einem komplLzrierten Ges!etz eben 
niCht genügt, ,sondern daß hier ehen längere 
Hri5ten notwendig ·sind. (Beifall bei der SPO.) 

MeIDe Damen und Herren! (Abg. Doktor 
K o r  e n: Bei einem Staatsvertrag? - Wei­
tere Zwischenrufe.) Es tut mir leid : Ich ve!r­
stehe Soile nicht, wenn Sie aUe gemeinsam 
sprechen ! Ich muß daher in meiner Rede fort­
fahren. 

Ich möChte 'es sehr 'kurz machen, -iCh möchte 
hier keine lan'g,e Rede hal,ten, :sondern will 
nur feststeHen: Da,s Ganze reduZibert ,sich in 
WhkHchkeit .auf di,e InterpI'etation der Fr,ag,e, 
ob die Opposition r.echt hat, wenn Isie behaup­
tet, daß das dem Ansehen des ParLaments 
einen ..schl,echt€lll D,Len:st erwei,st, daß das ein 
Druckmittel 'geg,enüber der Opposition ist, daß 
da etw,a die PräJsidialkonferenz ,aus'geschaltet 
wird. 

Zur PräSlidli-alkon�ef1enz nur elin Wort: Wdr 
haben Ja .grundsätzl'iCh geisagt, daß dLe Unter­
ausschüsse ihr.e .Arbeiten lautonom pl,aThen sol­
len, di'eIS vor allem auch ,dJesweg.en, weil es für 
die Präsidialkonf.er,enz völLig ausg,eschlossen 
ist, sozusag,en die Ube'IiSlicht zu behaUen, wenn 
es dann ni chi nur drlei oder v,i,e([', :sondern w'el­
leidIt zwölf, dreiz'eihn oder vter�e1hn Unt-er­
ausschüsse g�bt. (Abg. Dr. K o r  e n: Dann wer­
den wir nur mehr eine Registratur sein!) Herr 
Kollege r Wir ,sind dazu da, ,dte Arbeit des 
Parlaments zu planen (Abg. Dr. K o r  e n: Zu 
planen! Genauf), AUSIschußwochen 'z,ur V'er­
fügung zu ,stellen, Ausschußtermine zu finden. 
Aber \ich 'glaube nicht, daß dJie PrälSlid;ialkon­
feroenz auch nur in der Lag,e iJst, bei 1 4  Unber­
ausschÜlslSlen, die 'inteDisiv und oft beraten müs­
sen, di,e Evidenz zu führen und von sich aus 
jeweils den Unter,ausschüssen zu sagen, daß 
sie etw,alS arbeiten soHen. (Abg. Dr. K o r  e n: 

es um Fri,sten geht. Die 'Frist beträgt, wie 
geSla'g:t, lim erwähnten Fall ein Jahr, im Falle 
des Unter·a'\1SlsdlU50SleS des BautenaUiSlSchusS€iS 
wird ., wie ich glaube, dIlei M'ooaie betragen. 
Solche Fr,isten bedeuten dom nUlr, daß man 
von vornherein ganz ,seriös lS·agt, in welcher 
Zeit dr1e Ausschüsse lbeZJi.ehungiSweiJSe die 
UnteraussmÜlsse .ihr,e Arbeiten beendet haben 
sollen. 

Das ist k,ein unzulärssiges Druckmittel gegen­
über der OppOlSition. Das ISIet�t ·auch nicht die 
Obstruktion der Opposition voraus oder . . . 
(Zwischenruf) - wi,e sagten Sie, Herr Kol­
l,ege? (Abg. Dr. K o r  e n: Sie haben es doch 
selber gesagt! Ich darf Ihre Interviews noch 
einmal zitieren, wenn Sie wollen!) Gerne, Heu 
Kolleg1e ! Wlir können uns dann darüber unier­
halten. 

Ich ISletz.e lIlicht vorau.s, daß die OsteJff€'icbi-
sch,e Vol�spartei die ltegierungsarbeit-,bewußt---- - - ­
v,erzögem w.ird, aber, meine DametIl und Her-
Den, wir ,geben eben, weil woir 50 viel Selbst­
überwl1ndung nicht If'ür mögUch haltelJl, auch 
nicht voraUlS, daß dIDe Opposition bewußt an 
der Erfüllung ,des RegierungtsprQgramIIl/S der 
Bundes'r,egierung mitarbeiten wird. (Lebhafte 
Zustimmung bei der SPO. - Abg. Dr. K o r  e n :  
Das wäre eine Ubertreibung!) 

Und desweg,en, meiIl1€ Damen und Rerren : 
Betrachten Sie diesen Antrag als das, was er 
i,st, näml1ich daß wir 'in di,esem Ei�lif,all - und 
darum geht ,es j a  - sagen: Hier gibt es eine 
Materie, die lS Jahre lang in Expertengremien 
beraten wurde, eilIle Maberi,e, die sehr kom­
plizLert ,i,st, dile ,aber lS Jahre 1ang mit Ver­
tmtem . . .  (Abg. Dr. G a s  p e r s c h i  t z :  Eine 
Materie, tür die die mit Strafsachen Befaßten 
zwei Jahre Zei t zum Studium haben werden, 
und der Justizausschuß beziehungsweise der 
Unterausschuß hat nur ein Jahr Zeit, nicht nur 
zum Studium, sondern auch zur Behandlung!) 
Heu Kol1eg'e ! Ge'ra:de beim Straf-Q1esetz sind 
von den Experten, von den Kommissionen 
unter Beiz1ehung von Par1amentariern ,die 
Unterlagen erarbeitet worden. Im Justizaus­
schuß wurde gesagt, ,der UnteIia'lhS,schuß wlerde 
40 Si,tzung1en brauchen. 

Meine Damen UiI1Id Herren! Wlir sind der 
Ansicht, daß in einem J,ahr 40 S1tzung1en unter­
zubring1en sind. Wii,r 'glauben vor al1em, daß 
das Pa,rlament beweisen ISollte, daß auch große 
echte inhaltliche Reformen von eÜlieITI demo-
krati,sthen Parlament in ,einer ,ang,eme,slsen€n 
Zeit herlat,en und beschlossen w,erden können. 
(Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Nein! Aber in den Gesamtrahmen muß es Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
passen!) In den Gesamtr,ahmen muß es hinelin- Abgeordnete Peter zum Wort gemeldet. Bitte. 
p,a,ssen! Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 

Ich muß ·ehr1ich Isa'gen : Ich vefistehe an sich Meine Damen und Herren! Ich gehe bed der 
di,e Enbrüstung und dJi'e Aufregung nricht, wenn A'bg,abe der Stellungnahme ,der ffieiheitlichen 
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Abgeordneten zur FrdJstsetzung von der Uber­
legung aus, die allen drei Fraktionen des Hau­
.ses 'gemeinsam ist : dem Tag des Inkrafttre­
teIlJS des neuen Strafg,eset�es mit 1. Jänner 
1975. Von diesem sehr wesentlichen Termin 
ausgehend solUe man jene Ubef'leguJIl:gen an­
!stellen, die ,in diesem Zusammenhang notwen­
dig sind. 

Ich wJderspreche Ihnen, Herr Abgeordneter 
Gr-atz, nicht, wenn Sie ,sich für Ihre Fraktion 
:heute einen Gedanken zu eigoo machen, den 
der Klubobmann der Osterreoichtschen Volks­
partei, Dr. Withalm, zur Zeit der OVP-Allein­
Tegierung formuliiert hat:  Es list das Recht der 
Me!hI1helit, Ziele zu ,s'etz-en und diese nach ihren 
VODStellungen zu v,erWlirtkHchen. 

Wenn in der IFrage des Inkrafttretens des 
neuen Strafgesetz-es Ubereinstimmung mit den 
Oppositionsparte.Len besteht, ,ist -es umso leich­
ter, Uberlegungen anzustellen, wlie man die­
ses Ziel gemeinsam v·erwJrkUch,en kann. 

Ich -g'ehe von der Tatsadle aus, daß die 
fredheiHichen AJbg-eordneten alles in ihren 
Kränen Stehende tun werden, um das Inkraft­
treten de's neuen Strafg,esetzes mit 1 .  Jänner 
1975 sicherzustellen. 

Es ist natürlliCh das Recht der Mehrheit, 
ihr-en ges amten Einfluß -geltend zu machen, 
um das T'empo zu hesl:!immen und notfalls 
zu forc.iel1en. 

Aber gestatten Sie, Herr Abgoeoroneter 
Gratz, in die-sem Z'li'sammenhang eine Uber­
legung: InWli,erweit erscheint es schon joetzt am 
Beginn der parlamentarischen Beratung-en :viel­
führend, die Frist mit 3 1 .  De'Z-ember 1972 zu 
fix'ieren , also in oeinoe'r Situation, -in der für 
die Oppositionspartei noch nicht el1k,ennba·r 
ist, welche Pnionitäten di,e 'SO'z'iaHstVschoe M-e'hr­
heitsre'91ierung zu setzen beabs'ichHgt? 

Wir 'sind lim ,gegenständlichen Fall mit den 
Vorst'eUungen eines sehr dynamiischen Reg,ie­
Tungsmitgliledes , nämhch de·s Herrn Jrustiz­
ministers Dr. Broda , konfrontiert, kennen aber 
die VOllstellung,en anderer R,essortch·efs zu 
.sehr wesentHchen Matel1i'en nicht. WJr wis-sen 
nicht, welche ZeitplaiIlvorstellunglen 'einzelne 
RegierungSI1lIitglieder zu anderen offenen Pro­
blemen halben. 

Eine Frag-e ,an den Klubobmann der SPO­
Fmkbion: Gilt für di,e ,soziallisbische Melhrlheoits­
fraktion, Idi,e iheute .die R,e9lierungsgew.alt 
allein in Händen hat, noch joenes Pr,iu:vip ,  dals 
sie von 1966 bi's 1 970 gegenüber der damaligen 
OVP-AUeinflegierung verfochten hat? Wir 
FreilhoeHlicben sind der Meinung, daß eis g,el­
teu müßte. Dann hat für die soz'ia1istische 
Alle'inre'gi'erung von heute al'so dalSsoellbe zu 
'gelten, was für die OV;P-Alle:i.nre-g,j'erung von 

1 966 bis 1 970 Gültigkeit hatte. Mein damaliger 
Klubobmann Dr. van Tongel hat das Seine 
dazu heiget,ra-gen, um es dem seinerzeitigen 
OVP-Klubobmann Dr. Wit!h:alm njdü I-eicht 
zu machen. Die Klubobmänner der beiden 
Oppos-ibionsparteien, Dr. Pittermann und Dok­
tor van Tongel , standen von 1966 bis 1970 
in einem 'haTten Wettstreit der OVP-Regie­
rung, die unter dense'lben Vorau'ssetzungen 
regierte wie heute die So:vi'aJoiostische P-artei, 
den Prio:ri1ätenkatalog abzuve.I'langen. Welche 
PriorHäten setzt die Reg,i,erung Kreisky II? 
Wa's möchte SJi·e in -ahs·ehbarer ZeH, also im 
Jahre 1 972, vom Parlament besdllososen haben? 

Wenn Sde, Herr Abgeordneter Gratz, die 
Taktik der FristS'etzung weiter fortsetzen, dann 
muß ich dem Klubobmann der OVP lbeipflich­
ten, wenn er meinte, daß uns in der PräsidJial­

konferenz der UberbHck über unseren Zeit­
plan sehr rasch ve:r1orengeht. 

Herr Abgeordneter Gratz l Ich kann Fhre 
Auffassung nicht teilen, die Sie hJi'llJsidülich 
des Z,eitplanes des Unteraus'schusses zum 
WO'hrubauförderungsg'esetz zum Ausdruck ge­
hracht ha,ben. WeIllIl de.r Be.ratungsablauf so 
ist, w,ie Sie, meine Damen und He:rren von der 
MehrheitsfrakNon, €'s wünschen, dann ISchaut 
der Zeitplan dieS'es Unterausschusises na-ch 
Ihren SPO-Vorschlägen folgendermaßen aus � 
Vom 4. r,ebruar bis zum 17. März des Jahres 
1972 sO'll dieser Unterausschuß 19 Sdtzungs­
tage noeben den sonsti.gen Ausschuß- und 
Hall'ssitzungen , die bel1eits fixiert sind, ,bewäl­
Ug,en. 

Bitte, Herr Abgeoroneter Gratz, -sagen Sie 
der Ö'sterrejchisch'en OffenHichkeit, wioe dieser 
Fahrplan - in dieser gedrängten Form ist er 
uns von Ihnen üboer,antwortet 'Worden - re-ali­
sioert werden ,soll, woenn nicht andere Materien, 

di1e Sie auch behandelt wissen wollen, bei der 
Heratung l'ioegen Iblelilben. 

J'etzt eine F.rilStsetzung für den Justizaus­
schuß, dann eline Fr:ilsbsetzung für oden Unter­

·ausschuß des Bautenau!s,smusses. ObenJd:re,in 
W1i'ssen wir nkht, welche Ffii1stsoetzungsabsich­
ten die lSozial,isti:scbe M,ehrhelitsfr.aktJiO'n in dde­
s-em Zusammenhang weHer doem Plenum des 
Nationalrates darLegen wird. (Abg. L a  n C :  
Verschiedene Leute!) Verschiedene Leube, di-e 
s'ehr oft, Herr Abg-eordneter Laue, personen­
gleich sind. WiiT Wli,s,sen dom aum, daß die 
SPO-Fraoktrion im Justizausschuß 'ber,eits ver­
schiedenie Unterausschüs'5e -gleichz-eiti.g ein­
g,eset'zt hahen wolHe. 

Ich wiecLe rho l,e- noch einma'l di·e -Bitte an 
die s07Ji-altistJisdle AUe'inregierung : Legen Sie 
endllich die Pnioritäben dar ! Geben Si'e dem 
Nationalrat die Rangordnung bekannt, wü'e Sie 
die einzelnen Ges'etz-e,smaterien behandelt wi's-
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sen wollen, dann werden wir uns hei der Präsident: Als näChster Redner ist Herr Ab­
Arbeitseinteilung in der Präsidia'lkonferenz geordneter Dr. Hauser gemeldet. Ich erteile 
wesenUich leichter tun! ihm das Wort. 

Darf lich Sie, Heu <Bundesminister Doktor 
Broda, etwas fragen: In Kraft treten soll das 
neue Stra'fgesetz am 1. Jänner 1975. Das 
bedeutet, daß hödl'stens zehn Monate für die 
parlamentari,sche ißelhand'lung der IM'ate'I1i'e zur 
Verfüguug 's telhen , idaß .alber aooerenseitJs zwei 
J,ahre für die Vor-bereiturng der Richter auf daJs 
neue Strafg,ooetz einkalkuheTt ,sind. 

Man könnte doch den Kompromiß ,ins Auge 
fassen, die v,erfügbare Zeit zwäJschen der Ge­
setzgebung und zwli'schen dler Vorber,eoitung 
der Verwaltung auf diese große Aufg,a'be zu 
teHen und die iFrist 3 1 .  Dez'ember 1 972 letwas 
zu ,erstreck'en. Dem Nationalrat soll für die 
parlamentaTische �haIlldlung w,enigsten.s da:s­
sel!be Ze'itJausmaß zur Verfügung stehen wie 
der VOI1beI1e'itung der Richter auf d1i'e neue 
Aufgahe. 

Wir könnten uns vom Standpunkt uns'erer 
Ff'1iiktion 'aus vODst,eUen, d,aß mit der 'Fr.ilSt 
30. JunJi 1 973 ,eine Lö'sun:g g,efunden werden 
:könnte. Ich .steHe mit Nachdfluck .fest, da'ß 
es uns FI1eiheitlkhen völlig rJ,ern 1ie'gt, di,e 
lBer'atung,en übe:r das neu.e Strafrecht zu ver­
z,ögem und zu verschleppen. Im Ge!genteH, 
der frei'he:itll�che A,bg,eortdnete ZeilHngeT wird 
als Obmann des Justizau'S,schuSises aHes !in 

sei:nen Kräften St'ehende unternehmen, um 
zügi,g zu verhandeln und idaJS langestre1bt>e niel 
so ,fiasch wlie möglich zu erreich,en. 

Hs könnte aber sein, daß wir ibis ,zum 31.  De­
zember des Jahr,es 1 972 - denkien Sie ,an die 
zu di,esem Z'eHpunkt Jbevolistehen.den Budg,et­
beratungen - nicht fertig 'Sind, daß wlir 'in 
da!s Jahr 1 973 mit den Ber.atungen hine'inkom­
men. - Warum können wlir UIlJS nicht 'auf den 
30. Juni 1 973 ,einigen? 

Zwei Meinung'säuBerungen de.r soziaUsH­
,schen Mehl1heHsfraJk1Jion seli'en ,in Eliinnerung 
geruf,en : di,e des Kanzlers Dr. KreilSky und die 
·des Klubobmannes Gr,atz. Beide Herren mein­
ten, 'es wäl"e ·auf die Argument'e der Oppo­
sibionsparteien zu hÖ'l"en, wenn di'ese Argu­
mente sachlich ber'echHgt sind. 

Meine Damen und He'fIen von der Meihr­
hei1sfrakbion, es list k,ein unbilliges Verlangen, 
wenn wir Fr,eilheitl!ichen Sie ,eIlsumen, zu prü­
f'en, ·di,ese Frist ,bis zum 30. Juni 1 973 zu 
€nstrecken, um das Inlkrafttreten des neuen 
Strafg'esetzoes mit 1 .  J änner 1975 nach Mög­
lichkeit in ,einem 'e:insbimmi'g,en Beschluß des 
N aNona'lrate:s ,Slimerzustellen. 

W!'u bitten Sie, dies,e'll Kompromißvol1Sdüag 
zu prüf.en und uns IIhre Stellungnahme he­
kanntzug,e'ben. (Beifall bei der FPO.) 

Abgeordneter Dr. Hauser (OVP) : Hohes 
Hausl 'Schon bei der Beratung der Str.af.gesetz­
vorlag,e 'im J'U!Sti�ausschuß nat uns Herr Abge­
ordneter Skrlilek cmg'eküIl!digt, daß lim Plenum 
an 'eine Fri'StsetZ'llug ,gedacht werde. Wir 
hahen schon im Jusbi'Z,aussdmß über di,e:se 
Fra'g,e debatN,ert, und es wurde uns euphemi­
stisch ,auseinander,gesetzt, es gelh.e da rucht 
um Druck. oder Jagen der Beratungen, sondern 
es 'gehe um Arbeitsplanung. 

AI'S ich damals im Ausschuß fI1a'gte, ob dClJS 
- zum Pflinzip erholben - ·bedeutet, daß nun 
aUe Regierungsprogrammpunkte, di'e !slich di'e 
Mehrheit mit Recht zur Durchsetzllm,g vor­
nimmt, im Weg,e ,einer Isolch'eTI Frilstsetzungs­
technik durch das Plenum geplant werden, hat 
man uns ,g,esagt, das werde man noch hören. 
M'eine Frag'e, ob es !in aUen Bereichen zu eliner 
solchen Fristsetzungsmethode komme, bHeb 
unbeantwort,et. 

Ich g1aube, wenn es dazu käme, Herr Abge­
ordneter Gr,atz, ,dann würde dieses Haus das 
einz1ge P,arlament der W'elt !s€lin, dn dem mit 
einem Isolchen StH Gesetzgebung hetrieben 
wird. (Beifall bei der OVP.) W,enn Sie abe'r 
nicht die Absicht haben sollten, diese Technik 
zur Ar.beitsplanung des Padaments zu machen, 
warum ,wird dann - 'so Ihabe lieh Sie :im Jrustiz­
aussChuß ge'fragt - -g'emde der Justiz,auS'schuß 
aufs Korn ,genommen? Denn, 'So gl,aube ich, 
gerade in diesem Bereich hat ·es lin der Ver­
gangenheit, egal wie die innenpolitische Kon­
sbeUabion und die Kräftev,eflhältnisse !im HaUJS'e 
gewesen sind, ein aUisgezeichnetes Klima .ge­
g,eben, das dadurch g'ekennz,eichnet war, daß 
man tunlichst zu einvernehmlichen 'Be'schlruß­
fassungen '9,ekommen ist. (Präsident 'Doktor 
M a l  e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Wir haben fast nie 'Mehrhe,i1'sa'hsmmmung,en 
im Justizarusschuß ,gehaJbt, und es gibt gute 
Gründe, daß in den Materien, Id'i,e der Jusbiz­
ausschuß Ülblicherweise zu Ibehandeln hat, lein 
solches Streben nach Einmüti'gkeit 'erhalten 
bl'ei:bt. Ich habe allso gefragt, warum Si'e 
g·enade in dem Ausschuß, lin dem wir uns hi's 
j'etzt !immer so 'glänz,end verstanden haben, 
Jetzt di'e!sels 'erst'e Punktrum setz,en woUen. 

Verstehen Si'e, d,aß die Opposition die ver­
schiedenen Erklärung,en maß.g,eblich'er Spre­
cher Ihrer Fraktion noch im Ohr hat. Der Herr 
Justizmini,ster Broda hat auch bei der Einbr.in­
gung des jetzi'g'eTI Entwurfs 'b.et'euert, daß er 
sich 'sellbstver,ständlich um die trunHch:st 'ein­
verständliche Ber,atung bemühen werde und 
das Efigebnis iin lSolch,en IBeratung,en g,ründ­
Hch, aber mit dem Ziel lder EinstJimmi'gk,eit 
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angest::l'ebt werde. Er hat ,in s·eliner Rolle als 
OppositJioll'S1sprecher lin den Jahren 1 966 bis 
1970 davor g,ewa'rnt, di,e Diktatur der 51 Pro­
zent lin Fr.agen der S tl1afremtsreform :hier im 
Haus zu p raktizieren. (Beifall bei der OVP.) 

AUe di-els,e Ihre Erklärung·en haben uns in 
Verlbindun,g mit Iihrer fFrdstJSetz;ung aufhorchen 
lass·en. WIi·r hören Isog,ar die leilSen Sohlen, 
auf denen Si,e v·ieUeicht zu -einer neuen Tech­
nik der M.ehrheitsdurrnsetzung 'in diesen Fra­
gen schreitlen. Wir wüllen da 'srnon den An­
fängen w,e!hren. 

Ich muß Ihnen norn ,etJwas sag,en: Wir haben 
schon in der Vergangenheit im JustizbereiCh 
Arbeitsplanung 'gemeinsam betI1ie'ben. Da hat 
es nirnt einmal ISO' 's,ehr der Präs,idi,alkünf'erenz 
bedurft, sondern es war unter den beteirldgt.en 
Fraktions,sprechern ·g'enüge·ild Gesprächsbasis 
vo:r1handen, daß wir di'es€ p.}oanung zusammen­
gebraCht halben. Selbst in der PerJode, WO' 
Si,e nicht odi'e MeihIiheit hattren, WO' Sli'e ·als 
Minderheibsr,egi,erung agiert haben, 'hialben wir 
e,s I'hnen al,s Oppüsibions.pa'rt,eien möglich ge­
macht, zu Ihren t'erminlichen Zielsetzungen zu 
kommen. Das war tatsächLiCh ein glänzender 
Bewei's uns,erer Arbeitsbereitsdlcaft ,auf diesem 
Gebiet. Wir haben etwa gepl,ant : Mach,en wir 
Zll'er.st dli·e Vürlag'e für dals uneheliche Kind, 
dann das Milrirtällst:Dafges'etlz, dann die Kleine 
Strafrechtsrefürm. Und das wurde auch be­
schlüssen 1 Niemand vün 11ns hat Si,e daran 
gehindert.  Im Gegenteil, wir h�ben kräftig 
am Zustandekommen mitg·earbeibet. 

Nun noch etwas, was Herr Albgeürdneter 
Gratz v,erklennt. Er hat hier angedeutet: V�el­
I'eicht j'st die Oppos:ition nicht 'So zu quallifiz.ie­
ren, daß sie verzÖ'g·ern W1iH. Darum wolle man 
uns j a gar nicht unter Druck Isetz'en, 180 sei 
eS ßlicht zu veristehen. Aber, fügt er hinzu, 
daß eine Oppos'itions.partei Is,ich gewisser­
maßen zum �rfiillungsgelhiH'en de's Regie­
rung'sprog-ramms mach'en will,  se:i ja 5dlließ­
lich auch nicht anzunehmen. 

Herr Albg,eordnet'er Gratz ! 'Ich muß Ihnen 
sag€n : Wir /Sind hier alle Erfüllungsgelhilfen 
de,s Parlaments. Es iist nJicht Sache dels Herrn 
JusUzmin i s tel1s, die JustUrzr,eform 'zu 'betreiben. 
Denn rim Namen dieses Parllaments, dCliS sei­
nerz'eH di'e EnbsdlHeßung gefaßt 'hat: Wir wol­
len ein neues, reformiertes Strafr,echt ! ,  werden 
diese Bemühungen lin Gang gesetzt. (Beifall 
bei der O VP.) Wir haben uns gemeinrsam zu 
di,eser Ziel'setzung hekannt. Wenn wir Ihnen 
sa'gen : W.ir bekennen uns nach wie vür zur 
Durchsetzung <Li'eser unserer ZIi'elsretrung,en 
auiS v'ergang·enen Jiahr.en, dann 'können S1'e 
Gift darauf nehmen, daß wir uns nidlt ·als 
Erfiillungsg,ehilf.en Ihres Programms betrach­
ten. (Beifall bei deI OVP.) 

Selbstv·eI'StändliCh werden wür uns vielleicht 
an diese Materie von v,e'f·schiedoenen Stand­
punkten aus heranmachen. Da's haben wir .in 
der Ver,gangeniheit j:a auch getan, das dJSt 
schl1eßIrich der Sinn padamentardtscher Aus­
eina!Ildersetzungen. Aber wenn wir den Geist 
bewahr-en wüllen, lin dem w;ir bi's!her ,gearbei­
tet haben, wenn wir das Klima bewaJhr,en wol­
l'eu, in dem wi:r tätirg waren, dann 'ist es un­
nütz, uns Ihi,er am Begrinn der ;P,e l1i ode , oIhne 
daß Sie Iden geringsten .zweifel in uns'ere 
AJ1beitrswiUigkeit s etzen 'können, weJl Wlir 
keinerl-ei Anlaß geboten 'halben, ,gleich eine 
FI"lJst zu Isetzen. Wir halben lhnen rSog,ar ge­
sagt, wlir vernichten ·auf die GeneralodebaUe 
im J'Ulstiz·a'Ursschuß. W'ir haben es nicht sO' 
gemacht wie Herr Justizmiruister Broda im 
Jahre 1 968 (Beifall bei der OVP), wir haben 
gleich den Unteraussch:uß eingesetzt, und er 
kann zu arbeiten 'beginnen. Aber Sie woUen 
üffenb ar von unserer Aribeit'sW1i1ligk,eit keine 
KenntIlJis nehmen, weil Sie vieHeJrnt schon 
ein ander.e;g Denken, daJs der 51 proz.entigen 
Di'ktd'tur, haben. Ich weiß es nicht. (Wider­
spruch bei der SPO. - Abg. Dr. G I  u b e r :  
Was is t es denn anderes?) W.i:r haben jeden­
falls die Sorge. Denn was süll es bedeuten, 
wenn m an uns schon am ,Be'ginn mit dies,er 
knappen Frist eine 'andere Form , einen SbH­
wechsel jedenfalls aufzwingt? 

Nun ganz zum Schluß noch 'etwas, Herr 
Abgeordnet'er Gr,atz. Sie wer,den joa wahr­
scheinllich durch unsere Reden jetzt nicht 
dazu gebracht werden können, daß Sie Ihr,en 
Antrarg zurückz'1ehen, obwohl ich Sie im Justiz­
auslschuß eing,eladen halbe, es slich noch ein­
mal zu übe·r!oe-g,en. Gera,de ,in diesem Bereich 
ist k,ejll Anlaß zu Isolchen Schritten. Wi'I wol­
len auch di'e Strahechtsre'fürm, wir woUen 'sie 
auch in dieser Periode, und ,es muß nicht bitS 
fünf Minuten vür zwölf dauern. Wann wir 
fertig werden können, wird die Beratung er­
gehen. Aber wenn Sie ·aus der fortg.eschritte­
nen Be'r,atung etwa das Gefühl entW1ick,eln .soll­
ten, daß wir verschleppen, v.erzöog·ern, dann 
hätten Sie nüch immer Zeit genug, mit diesen 
Ihnen zustehenden Mitteln zu arbeiten. Ich 
sage Ihnen: Sie werden keinen Grund haben. 
Wir werden genausO' arbeiten wie bei der Klei­
nen Strafrechtsrefürm. 

Der Abgeürdnete Gratz hat 'slich rühmend 
an 'Seine eigenen WO'rt€ ,in der früheren 
Periode ,erinnert. (Abg. G I a t z: Meiner eige­
nen Würte erinnere ich mich nie rühmend!) 
Aber es freut Si,e, daß Sie iSich sO' zitieren 
können, daß Sie heute genausO' reden wie in 
der M1inderheitsreg'i,emng oder noch früher in 
de'r OpposdtiüIliSrüHe. Nun, ich gebe Ihnen 
r,echt, und das 'hiat uns Ja ,an Ihrer seiner­
zeit'i,gen Rede bee,indruckt, das i'st tatsädüich 
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so. Nur 'bitte dch eines llIicht zu verkennen. 
In mancherJ'ei Hinsicht können Sie 'Sich er.in­
nem, WalS Sie gesagt halben. In der heutigen 
Fra'ge 'können Sie aber nichts aus der Ver­
g·a·ngenheit z.itieren, ,weil es nämllich keinen 
Anl'aßf,all gab. Es gab ke'inen Fall, wo wir 
etwa von unserer M.ehIfueit !in einem solchen 
Sinn für Geschäftsordnungszwecke Gebrauch 
gemacht Ihätten. Da können Sie nichts ZliHeren. 
Aber 'iCh möchte selhr wohl die 'Frage stellen, 
wie wIir Sie 7Jitier,en könnten, hätten wir da­
mals ebenfalls einen solchen Antrag .gestell t I  
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Fischer. ICh erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPO) : 
Hohes Haus ! Herr Präsident! Ich halbe nur ein 
paar ganz konkrete Feststellung·en zu treffen 
beziehungsweise auf di'e Ibi'sherige Debatte 
konkret einzugehen. 

Erstens : Der Herr Abgeordnete Peter hat 
zu dem Befri,stungsantrag, den wir mit 31 .  Jän­
ner 1973 in der Uberlegung ,befnilstet haben, 
daß ,ein Jahr eine iaUISfiedchende und gut be­
me.s'sene Frist 'für eine konzentrierte ArbeH 
des Justizausschusses zur Verabs chiedung di,e­
ses wichtigen Gesetzes 'iJst, gemeint, daß ejne 
Frist 'bis einige Monate spät'er, bits zum 
30. Juni des gleichen Jalhres, ihn jn die La'ge 
versetzen würde, ·sich diesem Vomchlag anzu­
schließen. 

Wir glauben, daß damit ,der G rundg,ed anke, 
den Kollegen Gratz dargestellt hat, daß es uns 
niCht darum .geiht, knapp vor TorsChluß eline 
Debatte abzuwürgen, Isondern dem Justizaus­
sChuß einen Rahmen für ·seine Beratungen zu 
geben, eIfualten Ibloeibt und daß damit die 
pI1i.nzipiellen Einwendungen 'gegen diesen 
Fri,strsetzungsantra1g ,wegf.allen. Der Kollege 
Gratz wird noch dm Verlaufe di'eser Debatte 
seinen Antrag dahln gehend modirfizier-en, daß 
der FIlist,auftr.ag an den JusHzausschuß im 
Sinne der Bestimmungen d·er Geschäft,sord­
nung bis 30. Juni laufen soll, denn uns kommt 
es aUISschließ�iCh darauf 'an, daß wir nicht 
- ohne abseihen zu können, wie die Arbei­
ten im JustJizaUisschuß im besonderen und im 
Nationalrat dm aHgemeinen verlaufen - ,in 
so wichtige Mate·rien einsteigen 'lmd d.n eiuem 
fortgeschrittenen Stadium der Gesetzgebungs­
per'iode dann eI1kennen müssen, daß wir uns 
mit dem Regieruu91sprogr.amm lim Verzug be­
finden, weil Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, die ersten wären, die 
uns da's zum Vorwurf machen würden. Und 
die!sem Vorwurf werden wir uns aus eigener 
Kraft entziehen. Das zum er,sten. 

Nun zur Sache selbst : Der Kollege Hauser 
und der Herr Kluibobmann Koren s·agen immer 
übereinstimmend, es .gibt keinen Anlaß, der 
es reChtfertigen würde, von einer Art von 
Verzögerungstaktdk zu spr'eChen, ode'I über­
haupt, der es ·reChtfertigeI;l würde, einen lSol­
chen Fristsetzrungs.antr.ag zu stellen. 

Meine Damen und Heuen I Einen solchen 
konkreten Anlaß gibt es nicht. Alber es gibt 
das normale Arbeitstempo des JustizaU!sschus­
ses, Herr Kollege Hauser, das Sie genauso 
gut kennen w,ie wir. (Zwischenrufe des Abg. 
Dr. H a u  s e r.) Er i'st zu- langsam, wenn man 
so groß,e Reformvorhaben verwirkliChoen wlin. 

Der J'UiSbizausschuß hat ,in der XI. Gesetz­
gelbungsperiode des Nationalr.ates dn .aUen 
vier Jahren 34 Sitzungen ahgehalten, da:s sind 
etwa acht h�s neun Sitzungen 'pro J·ahr. Der 
Jus1Jizausschuß hat in der vo:r;igen Gesetz­
gebungsper,iode in 'eineliDJhalb Jarhren 13 Sit­
zungen ,abgehalten, das sind wiederum aCht 
bis neun Sitzung,en pro Jalhr. 

Es ilst :e'infach Tatsache, daß man das, was 
im Regierungsprogramm dem 'Hohen Hau.s'e 
als Legi'sl'ativprogramm ·auf dem JustJizs·ektor 
vor,g,etragen wurde·, in 34 Sitzungen nicht erle­
di'gen kann. Man kann llIieht Strafg'e,setz, 
FamHienrecht, Pressoerecht, alle ddese Mate­
rioen, die ,hler dem Hohen Hause als Regie­
rungsvorl,agen ,angekündigt wurden, in 34 Sit­
zungen eded'igen. (Abg. Dr. K o r  e n: Das sind 
doch alles Unterausschüsse, Dr. Fischer!) 

Herr Klubohmann Kor,enl Die Zahl der 
Unterausschüss€ :ist in der XI. Gesetz­
goebunglspefliode leider 'g,eflinger g,ewesen. 
Wenn wlir jetzt melhr Unt,er.aU!sschuß,sitzungen 
machen . . .  (Abg. Dr. K o r  e n: Weil wir das 
Strafrecht nie behandelt haben! Jetzt sind die 
Unterausschußmaterien da!) 

Herr Klubobmannl Uns .geht es ja nur um 
fol,g'endes : Wir halben eindeutig 'gesagt, wir 
bieten Ihnen an, uns zu sagen, wie vi-ele 
T'ermine Slie innerhalb di,ese:s ei-nen Jahres 
brauchen. Der Herr Abgeordnete Zed.Hinger 
hat zum BeiJspiel . , .  (Abg. Dr. K o r  e n: Wir 
hät ten die Terminplanung gern von Ihnen!) 

Dieber Herr Klu1bobmann Koren ! Der Abge­
ordnete ZeiUinger, der j a  limmerhin der Ob­
mann des Justizausschus.ses i'st, hat, wenn ihn 
dlie "Kleine Zeitung" richtig zitiert hat - ich 
habe keinen Grund zu zweifeln -, gesagt : 
Für die Arbeiten am Str.afgesetzbuch ,seien 
mindestens 1 5, wenn Schwierigkeiten ,auftau­
Chen, sogar 25 Sitzung'en des Unter,aUlS'schusses 
notwendig. Das 'halte ich für eine 'rea�istische 
Beurteilung, obwohl heute noch ,größere Z'ah­
len ,genannt wUfld'en. Mehr al's zwölf Sitzun­
gen - sagte Zeilling'er - werden aber t'ech­
nilsch kaum möglich Isein. 

22. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 100

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 22. Sitzung - 2. Feber 1 9'72 1629 

Dr. Heinz Fischer 

Zwölf Sitzungen eines Unt,era'Us'5chuss'e's pro 
Jahr, meine Damen und Herren - :ich s aye 
das ganz leidenschaftslos -, sind nicht jene 
InteI1!sität der pada:mentarilSchen Ber,atungen, 
die notwend�g 'ist, um dies'es groß,e Reform­
programm durchzuibringen. Das list die Gret­
chenfr,age, ob dies'er Unterausrschuß des 
JusHzaussdl'lliSS'etS ber,eit dlSt, mehr al's dieses 
Dutzend oder mehr als 1 5  Sitzungen zu 
machen. 

Best,eht die,se Be reüschaft, dann ist die 
Sache vollkommen dn Ordnuny, dann wdrd 
man 'slich über dies'en Terminplan geeiIlJigt 
haben, dann wind wahl'Scheinlich noch vor dem 
Ablauf dieser Fr:ilSt, die Ja jetzt noch dazu 
eIlstr-eckt werden !soH, e in Aus schußboericht 
vorlieg-en. Di-e Sache list dn Ordnung. 

Ist man hingegen 'IlIicht bereit, mehr 'als 
zwölf Sitzungen an'Zusetzen, dann kommt der 
Beschluß des Ploenums des Nationalrats, der 
im Sinne der GeschäftJsordnung beantragt und 
gefaßt wird, zur G eltung. Aber dann kann 
uns niemand -sagen, daß wir am Schluß dielser 
Fr,ilst üJbenaschend -etwa mit d-em MiUel 
"Schluß der De,batte" oder mit 'einem Fr-ist­
setzungs-antrag krnapp vor Schluß der B'eratun­
gen einen wirklich unzumutbaren Zeitdruck 
erzeugen. 

Immerhin i,st di-e Regierungsvorlage für da,s 
Straf,gesetzbuch am 17.  NO'V€'mboer eing,ebr,acht 
worden, immeI1hin Hegt lsie je tzt ISchon zwe�­
einhalb Monate ,im Justiz a'Ulsschuß, immer.hlin 
hat der JustizauSischuß am 24. Jänner seine 
"erste 'Sitzlilllg ,abg,ehalten - ich -steHe di-e Tat­
sachen fest -, ,imm'e.rhin sind seU diesem 
Zeitpunkt wieder falst zwei Wochen verg,an­
g,en, und es 11st meines WdlSISens ,ein T'erm�n 
für die KOll'stituierung des Untel'ausschusses 
noch nicht einma·l fixiert. AI,so list elS wdhl 
nützlkh und Isachllich gerechtfertigt - wir 
haben das im AU'S1schuß vertreten, und wir 
vertr,eten das ,auch heute lim iPlenum von die­
sem Pult ,aus -, mit diesem MiUel de'r Ge­
Schäftsordnung siche I'ZUst'ellen , daß ein so 
wichllig€tS und so großes Vorhaben n.icht hän­
g,enbleibt und daß darüber hinaUtS 'auch noch 
Zeit bl·e.ibt für die übI1igen Vorhaben, die in 
der Regierungserklärung auf diesem Sektor 
angekündigt wur,den. 

Die Verantwortung für die Erfüllung des 
Reg1erungsprogramms - das hat Klubobmann 
Gratz in seiner Rede zur Regierungserklärung 
gesayt - trägt die MehrheHsp.art.ei. Niemand 
kann uns di.ese Verantwortung abnoeJhmen.  Wd.r 
wollen auch IlIicht , d,aß sie uns jemand 'ab­
nimmt. Aber wJ'r wollen M,aßnahmen setzen, 
die uns !in die La.ge bringen, dies'e Verantwor­
tung auch tagen 'Zu 'können. {Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Abgeordnete 
Gratz hat schriftliCh bei mir eine A b ä n d e­
r u n g seines Antrages eingebracht, und zwar 
dahin gehend, daß das Datum anstatt , ,3 1 .  Jän­
ner 1913" nunmehr ,,30. Juni 1913" zu lauten 
hat. Diese Abänderung steht mit in Verhand­
lung. 

Weiters wurde an mich der Wunsch heran­
getragen, zwecks einer internen Besprechung 
die Sitzung auf einige Minuten zu unterbre­
chen. Ich komme diesem Wunsche nach und 
unterbreche die Sitzung bis 13 Uhr 20. Die 
Sitzung ist unterb rochen. 

Die Sitzung wird um 13 Uhr 15 Minuten 
unterbrochen und um 13 Uhr 20 Minuten wie­
deraufgenommen. 

Präsident Dr. Maleta: Ich nehme die unter­
brochene Sitzung wieder auf. 

Wir fahren in der Debatte fort. Zum Wort 
gemeldet ist der Abgeordnete Dr . Withalm. 
Ich erteile es ihm. 

A:bgeordneter Dr. Withalm (OVP) : Hohes 
Haus l Medne Damen und <Renen! Der Klub­
obmann der Sozi,aHsU.schen Pa-rtei Gratz !hat 
meine Rede vom 22. Apnil 1966 vollkommen 
r.ichtig 1Jitiert, wenn -er ,gesagt Ihat, ich hätte 
damals ausgeführt, daß die Mehrheit das Recht 
hat, sich Zi,ele zu set�-en und diese :Ziele nach 
lihren Vorstellungen zu verwirldichen. Ich be­
kenne mich heute lin -g'eänderter Situation zu 
dem, was ich d amal,s ,gesagt habe, wortwört­
lich. Die Frage, meine Damen und Herren und 
Herr Klubobmann Gratz, I�st jetzt nur, wie 
man tdi'elSe VorsteJluugen bez-ie!hungsw€ltse d'ie 
Ziele dann tatsächlich in d�e Tat ums-etzt:  durch 
brutal-en Einsatz der Mehrheit dn diesem Haus 
oder . . .  (Protestrufe bei der SPO.) Meine 
Damen und Herren l  Ich werde Ihnen aus meii­
ner Erfoalhrung als KI'Ubobmann 1966 biJs 1910 
dazu einig-es s a9'en können. Nur schade, daß 
mein darnalliger KoUe-ge Pittel'lnann nicht mehr 
dasitzt, der da,s 'belStäUgen könnte, WalS ich 
Ihnen jetzt sa'gen werde. Also entweder durch 
den brutalen Einsatz der MehIlheit oder im 
Weg,e von Ver-einbarungen lin der Prä!sidial­
konf,er,enz. (Erneute Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

HQlhoes Haus ! Wir haben - und Ihr Ge­
dächtn�s -ist 'hoffentlich auch noch so gut wlie 
meines, daß Sie sich daran eninnern - in 
der Zeit nach 1 966 in der PräJsidi-alkonferenz 
j-eweHs um LösU!ngen und VereiIlJbarungen ge­
rung-en. KoUe-ge Peter hat da;s ber-eits bestä­
ti,gt. Me'ine Damen und Herren ! Das war g,ar 
-nicht 'so 1eicht. UIlId �ch kann mich heute noch 
5ehr g,enau ,el1innern, daß lich damals in mei­
nem Klub, in meiner Part-ei oft heftig kl'!iti­
s,iert wurde, weil es letzten Endes limmer wj,e­
der zu KompromiJs,sen zwdJschen den Klubob­
männern Pittermann, van Tong-eI und W1t-
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halm gekommen war. Wir hätten UIlIS wesent­
lidl leiidlter ge t.an , wenn w.i.r damal.s das prak­
tiziert häUen, was Sie zu praktizderen be.a:b­
sidltigen und womit Sie herute hegännen , näm­
!idl von der Mehrheit Gebmudl zu madlen . 

Sie wollen sich also ofiensichtlrrdl für den 
anderen Weg entsdleidenj nicht für den Weg 
des Sucherus von Vereinbarungen .in der Prä­
si,dialkonferenz. (Anhaltende Zwischenrufe. -
Präsident Dr. M a l  e t a  gibt das Glockenzei­
chen.) 

Ich mach-e Sie nur darauf ,aufmerks-am, und 
zwar aUen Ernstes, .als 'einer, meine Damen 
und Hemen, der lin der Zeit von 1 966 bis 
1 970 auf di·esem Gebi-et w:idclich iErfahrungen 
gesammelt hat. (Unruhe.) 

Prästirlent Dr. Maleta: Also bitte, vie lleicht 

Herr Klubabmann Gratz, Sie Ihaben g'esagt 
unld 'etne Lilst-e vorg'ez-eigt, allelS da-s sei in 
der Legi,slatul1perJode 1 966 'bis 1 970, aliso in 
der XI. Le'giJslaturper;iode Hegeng-ebHeben, und 
Sie wollen nicht Ihahen, daß es Ihnen, der 
sozialdsbi'sdlen Regierung, j·etzt -in dieser Leg,j,s­
laturperiode genauso ergehe, wie es uns da­
maIs, nicht zuletzt dank der Verzögerung,s­
taktik de.r SOZliaH,sti'schen Parte.i, e'r'gang,en list. 
(Beifall bei der OVP.) 

W,i,siSen Sie, was ich daraus entnehm-e? Daß 
Sie Iskh einfach nicht vorstellen könn-en, cl,aß 
eine Opposibioß'spart'ei ,es ander.s halten 
könnte, ,als Si,e iS,elbst eis dn der Zeit von 1 966 
bi,s 1 970 pr,akti.zj,ert !haben. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. lng. H ä u s e r: Aber das glau­
ben Sie doch selbst nicht! So etwas Schein-

tritt jetzt wieder etwas :Beruhigung ein. heiliges!) Sie können sich ,einfach ni cht vor-

A 'b ,d t D With I (10 t t e d) " .stellen, weil Sie damals veI1zögert und ünm
, 

e-r 
.t-\. geor ne er r. a m r se z n . . 

d ., h b d ß . . kl ' dl  h 1 ....1... ....J.. S' f '  "- 1., E Wie, er v,erzogert - a 'en, a Wolf wur 1 e, r-
Ut mauJ:e l-e nur an ellTI'eS ,aUIHler'NSMIl :  s . . .  . 

kommt -eben doch sehr darauf ,an, wie odalS 
Klima ,in diesem Haus zwischen der Reg,ie­
rungspart'ei und den Oppositionsparteien auch 
in Zukunft beschaffen 'sein wird . 

Und j,etzt 'gestatt'en Si,e miT 'e:ind.ge Bemer­
kungen zur Fnistsetzung im spez,iellen Fall der 
Strafredltsreform. W,enn sich aUe Materien für 
eine Fristsetzung eignen oder eignen 5011-
t'en - die Strafrecht,sreform unter k·einen 
UllltStänden. Denn - unser Klu'bobmann hat 
bereits darauf !hingewd'esen - 'steHen Si,e slich 
folgendes vor : Si,e werden jetzt 'e.ine Fr,i'st 
beschl,ießen , ob es jetzt metinebwegen der 
3 1 .  Jänner 1 973 oder der 30. Juni 1 973 sein 

lIch dazu 'st.ehen, was WUT sag-en, daß WH wl-r'k-
lich an der Verwirldlidlung dieser großen 
Str'af.rechtsreform gena'lllSo linte.retS:siert sind 
wi,e Sie. 

Ich möchte Jetzt nicht Dinge aufwärmen , 
aber Si'e müssen es doch wis'sen, gerade Sie , 
Herr Klubobmann Groatz, was damals mjt der 
Strafr,echtsroe'fonn pa!ssiert oj,st. Man war nicht 
einmal be r-eit , 'eine GIUl1Jdtsatwebatte ülber 
di·ese 'Materie ,im JustizaulSschuß abzu.lführen. 
Daran müssen Sti'e sich doch noch e r,inne rn 
können I Und wenn ,Si'e gesa'gt haben, WÜ 
hätten einmal eine Frist von einer Woche 
ges'etzt, dann darf idl .Jilmen dazu fol'gendes 

wdrd. W'enn hi,s dahin der Ausschuß nicht fer- sag'en. 

tig sein sollt'e, dann - da,s wd,ssen wtir alle 
al's -alte P,arlamoentallier - !hat in der dem 
Fri'stablaurf folgenden nächst,e'D. Sitzung diese 
M,at,erie lin zweite Lesung g'enommen 'Zu wer­
den. Wissen Sie, WCllS das bedeutet? Daß wir 
dann womöglidl hier <Eoe Spe7Jia1deb atte, und 
zwar mögl:icherweise ,eine wodlenlang'e Spe­
zialdehaUe der Rli,esenmater.i'e Strafgesetzbuch 
1 973, haben werden. Und jetzt bedenken Sie 
weH'er : Hahen Ste überhaUlpt bedacht, WalS das 
bederutet , daß Sd'e, wie Klubobmann Gratrz dar­
auf hing,ewtesen hat , auch noch in -anderen 

FäHen von den Flli.sus,etzungsmö-glichkeiten der 
Geschäftsordnung Gebraudl m amen wer:den? 
Ja haben. Sie ,be.dadlt, daß wü dann, wenn 
etwa mehrere Termine zusammenf.allen soll­
ten, womögllich nicht nur Wodlen bindurch, 
sondern vielle,icht .sogar Monate Ih·indurch dn 
zweiteT Lesung alle die Materi'en 'behandeln 
müßten, die von Ihnen mit 'einer FaHfnist aus­
g,estattet worden ,sdnd? Ich 'glaube, daJS schei­
nen Sie nicht bedacht zu !haben, weH ,in die­
sem Fall dann für AusschußanbeH'en bezlie-

Ein einziges Mal wurde in der Zeit von 1 966 
bis 1 970 ein Fri!Stsetzung,santr.ag von uns ge­
stellt, und das list damals - und das we,iß 
ich al,s damal:iger Klubobmann - so vor ISlich 
geg,ang,en : Es ,gab hi,er jm Hause eine harte 
Deb atte . Die Sitz,ung wurde unterobroch,en. 

Eine ilußerordentltich'e Präsiidialkonferenz. Wlir 
gingen hinüber, und drüben haben wir dann 
g-e·sagt, ,es !bl,eibt uns dn Anbetracht des Um­
standes, daß hli'er offensichtlich vern:6gert wer­
den soU ,  nichts ande,res üb rii'g , -a,ls einen Frist­
setzungsantra'g oeinzubIlinge.n. Und wir \haben 
uns dann 'geeiIlJi,gt. Nicht, daß Sie zug'estimmt 
hätten , Isond-ern es wurdoe damals gesagt : 
Meine Herren, wü halben nichts idageg,en, wiT 
sehen das e'in, aber Si,e werden dodl - das 
sagten damals Isowohl van Tongel -als auch 
Pittermann - von un:s nicht verlangen, daß 
wjr womöglich diesem 'Fri.sts,etzung,s,antra:g 
auch noch zUtst'immen können. So hat sich das, 
und dals war der einzige Fall, damals erei,gnet. 

Meine Damen und Herren! Sie hahen sich 
hungsweise für andere Arbeiten im Haus über- entschieden. Es kommen , ISO sagten Stie, wei­

haupt keine Zeit mehr zur Verfügung stünde. tere Fälle. Ich darf Ihnen aber eines sagen: 
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Dr. Withalm 

Wenn Sie glauben, daß damit willklrich das 
eueicht werden kann oder 'eneieht weroen 
wlird, was Sie ,sieh vor.stellen - lieh glaube, 
es könnt'e vielleicht ein Bumerang für Sie wer­
den, meine Damen und Herren von der sozi.a­
HSbischen Fraktion! Da's Klima in diesem Haus 
werden Sie damit ohne jeden Zweifel nicht 
nur nicht verbessern, sondern, wie äCh fürchte, 
verschlechtern. Sie werden :sich seIhst damit 
kehlen guten 'Dienst erweisen. 

Und jetzt zu dem VOl1schlag, den der KI'llb­
obmann ,der Freiiheitllichen Parteli gemacht hat, 
aufgegf'iffen von Klubobmann Gratz : Fristver­
längerung um fünf Monate, das heißt also 
Vellschiebung vom 31 . Jänner 1973 ,auf den 
30. Juni 1973. 

Ich sage Ihnen dazu klipp und klar: Dje 
ganze Frage, die heute hier ibe'handelt wurde 
und ,die schon von unserem Klubobmann vom 
Grundsätzlichen her beleuchtet wurde, dlst für 
UIlIS nicht e'ine 'Frag,e d,es Handels. Hier kann 
man mit uns einfach nicht handeln, weder 
um zwei Monate noch um drei Monate, um fünf 
Monate. Das �ISt für UIllS , meine ,s,ethr ge'ehrten 
Damen und Henen, eine grundsätzliche iFrage! 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Sie müss1en sich entscheiden, und Sie haben 
skh berelits entschieden. Aber Si'e werden auch 
die Verantwortung für ddese EntJsche,idung zu 
trag'en halben. Si'e werden sich entscheiden 
müssen, me.ine Damen und BeTTen : Wollen 
Sie ,den brutalen Einsatz d,er 'M,ehrhetit, oder 
entscheiden Si'e :sich für die Präsidialikonfe­
renz? {Beifall bei der OVP. - Zwischenrufe 
bei der SPO. - Abg. S e k a n i n a: Erinnern 
Sie sich an Ihre Regierungszeit, Herr Dr. Wit­
halm!) Wir haben uns 1966 bis 1970 - und 
dals hahe ich ber'eitJs gesa.gt, Herr Abgeordne­
te'r Sekanina -, w-ir haben uns 1966 ' "  
(Zwischenruf des Abg. P a  y.) Da's haben wir 
schon läng,st zur Kenntnis g,enomrnen, d·aß Sie 
di,e Mehrheit haben. Es ist nur die Fra'ge, 
welche Konsequenzen Si,e daraus zi'eihen. Wir 
haben uns jedenfalls in der Zeit von 1 966 
bi,s 1970 - und das wa,r ein Isehr mühevoller, 
ein :harter Prozeß - für die Prä'sildi,alkonf'erenz 
entschieden. Ich ,sage I€'S noch ·e1inmal : Wiir 
hätten uns damals wesentlich lelichter 9'etan, 
wenn wir gledchfalls brutal von der Mehrheit 
Gebr,auch .g,emacht hätten. Im Int,eresse der 
A'UJfr,echterhaltung e.ines 'guten Kldmas, und das 
i,st gerade auch zwischen R'eg'ierungsfraktion 
und OpposH2ionspfrrtei'en notwendig, haben 
w:ir -es damal's nicht getan. ,(Abg. S e  k a n  i n a: 
Herr Dr. Withalm! Wir legen Wert auf eine 
zügige Parlamen tsarbeit und nicht auf eine 
Verzögerungstaktik, wie Sie sie praktizieren!) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus ! Ich 
möchte Ihnen aibschl:ieß'end nur noch eines 

sagen. Sie werden jetzt diesen Beschluß faJS­
sen, Sie werden diesem Beschluß, Wlie HeTT 
KIU'bobmann Gratz ang'ekündigt :hat, weitere 
der'artige Beschlüsse folgen I,ass'en. Aber um 
eines würde lich Sie bitten, meine Damen und 
Herren von der sozialistischen Fr,aktion, um 
eineis würde ich auch den Kollegen S ekan1ina 
batten : R'eden Sie in Zukunft nicht mehr davon, 
daß wir, ein einziges Mal, in der Zeit von 1966 

bi·s 1 970 "Schluß der Debatte" beantra.gt 
haben! « Abg. H o  r r: Das müssen Sie schon 
uns überlassen, was wir reden!) Und r,eden 
Sie, meine Damen und HerI1en, audl nicht 
moor davon, was Si,e uns 'imm'er Wlieder anzu­
hängen v'ersucht haben, wenn Sie gesagt 
haben, bei uns würde de'f GrundJSatz prakti­
ziert: "Mir san die M'e'hr,ernl" Sie, meine 
Damen und Herren, sind lim Begriff, dielsen 
Grundsatz "Mir Isan die M'elhrern" mit 
50,04 Prozent ,in di'e Tat umzUJs'etzen. (Leb- . 
hafter Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Zum Wort gemeldet ist der Abg,e­
ordnete Dr. Broesigke. Ich ,ert,eHe es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
den Standpunkt der freiheitllichen Fraktion aob­
schließend wie folgt zusammenfassen: 

Wir wollen ein neues Strafrecht haben. 
Ich glaube, das ist eine unwidersprochene 
Tatsache und wird von ke:iner Fraktion di,eses 
Haouses ibekämpft. Genauso wollen wir, da'ß 
dieses neue Str,afgelsetzbuch a'ffi 1 .  Jänne'r 
1975 jn Kr,aft tritt. Auch daJs, .glau'be ich, ist 
unbestritten. Und nun sind wir der Meinung, 
daß ein 1Ileue's StraJrecht von einer rnögl1ichst 
breit,en Mehrheit g,etrag,en 's,ein 'solUe. Es geht 
nicht an, mdt knappen Mehrheiten über Recht 
und Unr·echt, über Schuld und Unsdluld ent­
scheidende Bestimmung,en felstzul'egen. 

Weil das .aber so list, glauben wir, daß in 
diesem Fall dli'e Streitigkeiten ü'beT formelle 
Frag,en und über formelle Grundsätze ,in den 
Hintergrund treten !Sollten. Hi'er unterscheide 
ich mich vom Standpunkt meine!S Vorredners. 
Ich glaui'be, daß das Setzen von Fr.i,sten ,an 
sich p arlamental1i1sch nicht gut list. Aber wir 
wollen es in diesem Fall 'e,ines neuen Sir'af­
r,echtes zu keine'r Streitfrage machen, weil w.ir 
d'er Uberz'eugung sind, d·aß ,eine Frist bis 
30. Juni 1 973 ausreich,end .s.ejn könnte. (Abg. 
S t e i n  e r: "Könnte"!) 

Uber e,ines aber möchte ich keinen Zweifel 
lassen. Der Herr Ahg,eordnete Dr. F-isch,er hat 
hier eine FormuHerung ,gebraucht, die mir 
k,eineswegs gefanen hat. Es k,am darauf hin­
aus, daß de'r Justizau'sschuß zu langsam 
aIlbeite. (Hört!-Hört!-Rufe bei der OVP.) Was 
bedeut,et denn, in e,ine andere Sprache über-
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Dr. Broesigke 

s-etzt, langsam arbeit.en? V'ielleicht zu grund­
lkh? Ich glaube, daß hier eine Gesetz;esmaterde 
vorliegt, bei der man 'g,ar !llicht gründlkh 
g'enug arbeitoen kann (Zustimmung bei FPO 
und OVP) aus dem einfachen Grund, weil 
bei einer Strafr'echtsgesetzg,ebung ja Il!icht die 
Frage besteht, ob jemand hundert Schtilling 
mehr oder weniger zu bekommen hat, son­
dern einzelne Worte entscheiden unter Um­
ständen über das Schicksa,l ein,els Menschen. 

gesetz über die mit gerichtlicher Strafe be­
drohten Handlungen (Strafgesetzbuch) (30 der 
Beilagen) eine Frist bis 30. Juni 1 973 zu 
stellen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. A n  g e­
n o m m e n. 

Ergänzung der Tagesordnung 

Und hier muß natürlich ein 'Parlament mit ent- Präsident Dr. Maleta: Auf der für die 
sprechender Sorgfalt an die AIIbeit her'an- heutige Sitzung ausgegebenen Tagesordnung 
g,ehen. steht als einziger Punkt der 

W'enn wir also einer Ffli,sbsetzung bis 
30. Juni 1 973 zustimmen, sü bedeutet daJs 
nicht (Abg. G I  a f: Nur um Ihren Obmann 
nicht zu desavouieren, wahrscheinlich! Denn 
das hat Ihnen nicht viel Freude gemacht, was 
Herr Peter hier gesagt hat!), Herr Gr,af, daß 
wir desweg,en bereit sind, 'bei der Ausschuß­
arbeit unter Ze:itodruck auf ,gründltiche Arbeit 
zu verz i cht,en , daß wdr bereit sind, Bedenken, 
die Wlir haben, unaUJS,gesprochen zu l'aJSlsen, 
nur zu dem Zweck, da'ß wir möglichst schnell 
fertig sjnd. Denn bei di,eser Strafrechbsreform 
geht es in eflSter Lillli'e darum, daß das Parla­
ment und VOT allem der Ausschuß, de'r die 
Parlamentsar'beit vorber'eiten muß, qualitativ 
ausgezeddmete Gesetzesar,beit l'eisten und 
nicht, daß die Quantität der zutage geförder­
ten Paraogr,aphen mögHchJst groß lilst. 

Wenn Sie sich die Regierung,svorla'ge an­

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
betreffend Haftungsübernahmen des Bundes 
im 1 .  Halbjahr 197 1 .  

Einvernehmlich mit den Parteien schla.ge 
ich vor, diese Tagesordnung im Sinne des 
§ 38 Geschäftsordnungsgesetz um acht Punkte 
zu ergänzen. 

Es kommen folgende Punkte in Betracht: 

Bericht des Rechnungshofausschusses über 
den vom Rechnungshof vorgelegten Bundes­
rechnungsabschluß (UI-1 der Beilagen) für das 
Jahr 1 970 ( 176 der Beilagen) ; 

Bericht des Verfassungsausschusses über die 
Regierungsvorlage (49 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem die Bundesgendarmerie be­
treffende Bundesgesetze geändert werden 
( 1 67 der Beilagen) i 

seihen, meine Damen und Herren, 'so list schon Bericht des Verfassungsausschusses betref­
die Uberschrift beim § 1 falsch. Sie ersehen fend den Bericht der Bundesregierung (UI-tO 
also daraus, daß der Ausschuß eine sehr der Beilagen) über die innere Sicherheit Oster­
gründliche Arbeit wird leisten müssen, um reichs ( 168 der Beilagen) i 
das zustande zu bringen, was wir alle uns 
von dem neuen Strafgesetz erwarten. 

Meine Damen und Herren I Wenn wegen 
der Schwi-eI1i'g'keit der Beratungen der 30. JUnJi 
1973 nicht '9,ehaltoen :w,erden 'könnte, dann 
- darüber müssen Sie sich ,im klar,en sein -
wird das Pl-enum die Arbeit ,leisten müssen, 
die der AU!sschuß nach der Geschäftsordnung 
in diesem Fall nicht le'isten kann, soweit nicht 
eine Rückv,erwei,sunog ,an den Ausschuß und 
eine neue FI1i'stsetzung - wenn dann noch 
Jemand Lust hat, etwas Derarbig.es zu tun -
erfolgt. Wir werden .keineswegs deswe.gen, 
weil wir heut;e der FI1isusetzung zustimmen, 
auf die ,erforderlich'e Quallität der Beratungen 
Verzicht leist'ell. (Beifall bei der FPO.) 

PräsiJdent Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge,schlos­
sen. 

Wir kommen somit zur A b 5 t i m  m u n g 
über den Antrag des Abgeordneten Gratz, 
dem Justizausschuß zur Berichterstattung über 
die Regierungsvorlage betreffend ein Bundes-

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über die Regierungsvorlage (9 der 
Bei1agen) : 2. Weingesetznovelle 1 97 1  ( 169 der 
Beilagen) ; 

Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungsvor­
lage (77 der Beilagen) : Internationales Uber­
einkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr 
(CIM) vom 7. Februar 1 970, Internationales 
Ubereinkommen über den Eisenbahn-Perso­
nen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom 7. Februar 
1 970, Zusatzprotokoll zu den am 7. Februar 
1 970 in Bern unterzeichneten Internationalen 
Ubereinkommen über den Eisenbahnfr,achtver­
kehr (CIM) und den Eisenbahn-Per,sonen- und 
-Gepäckverkehr (CIV) und Protokoll über die 
Beiträge, welche die an den Internationalen 
Ubereinkommen vom 25. Februar 1 961 über 
den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) und über 
den Eisenbahn-Personen- und �epäck.verkehr 
(CIV) beteiligten Staaten an die Kosten des 
Zentral amtes zu leisten haben, vom 7. Februar 
1970 ( 165 der Beilagen) ; 
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Präsident Dr. Maleta 

Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungsvor­
lage (79 der Beilagen) : Zivilluftfahrt-Statistik­
gesetz (1 66 der Beilagen) ; 

Bericht des Bautenausschusses über den 
Antrag 2/A (II-4 der Beilagen) der Abgeord­
neten Ing. Hobl und Genossen betreffend die 
Einsetzung eines parlament.arischen Unter­

suchungsaussdmsses gemäß § 33 Geschäfts­
ordnung des Nationalrates (1 64 der Beilagen) ; 

Wahl des Ausschusses für Gesundheit und 
Umweltschutz. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser 
Ergänzung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - E i n s t i m  m i g 
a n  g e n  0 m m e n. 

Ich schlage vor, die Tagesordnung in der 
Weise zu reihen, wie es in dem allen Abge­
ordneten zugegangenen Aviso vorgesehen ist. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das 
i·st nicht der Fall. Ich werde dalher wie vor'ge­
s chlagen vor'gehen . 

1 .  Punkt: Bericht des Redmungshofausschusses 
über den vom Rec:hnungshof vorgelegten 
Bundesrec:hnungsabsc:hluß (111-1 der Beilagen) 

für das Jahr 1970 (176 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: 
Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 1 970. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Hag­
spiel. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Hagspiel: Herr Präsident !  
Hohes Haus I Der Rechnunglshofa:uSlschuß hat 
in s'einer Sitzung am 27. Jänner 1912 den 
vom R<echnungshof im Sinne des Artikels 1 2 1  
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz verlaßten 
und dem Nationalrat vOligelegten Bundes­
n�chnungsabschluß für das Jahr 1910 jn Ver­
handlung 'g,ezogen. 

Von den Einna:hmen d,es ordentllichen tHaus­
haltes stammten 55 . 1 1 0  MHlionen Schilling aus 
Offentlrichen Abgaben, 20.829 MilLionen Schil­
ling aus der Gebarung der Bundesbetriebe 
und 1 8.415 MiUionen Schi1ling aus der üb rigen 
Verwaltung. 

Im ordentlichen HaU5haIt wurden 36.781 Mil­
lionen Schilling - das sind 37,7 Prozent -
für den Pellsonalaufwand, 46.487 Milltionen 
Schilling - ist gleich 41,6 Prozent - fär den 
laufenden Sachaufwand und 14.294 Millionen 
Schilling - list 1 4,7 Proz,ent - für die Ver­
mög,ens.ge'bamng ausgegehen. 

Der außerordentliche HaUJshaU schloß bei 
Aus.gaben von 4022 Millionen SchilLing und 
Einnahmen von 12 Millionen Schlilling mit 
einem Abgang von 4010 Millionen SdlJilling 
ab. Die außerordentlichen Ausgaben verteilten 
skh mit 992 Millionen Schilling ·auf dien lau­
fenden SaChaufwand und mit 3030 MiUionen 
SchlilHng auf die Vermög,ens'gebarung . 

An der Debatte im Rechnungshofaussmuß 
beteiligten sich außer dem Berichterstatte r  die 
Abgeordneten DDr. Neuner, lng. Rudolf Heinz 
Fischer, DDr. Köni1g, Dr. Tull, Dr. Pr,ader, Hietl , 
Dr. Fleischmann, Dipl .-Vw. Josseck, Brauneis, 
lug. Scheibengraf, Hahn, Troll und Jungwirth. 
Der Sitzung wohnten ,auch der Präsident des 
Rechnun.giS'hofes Dr. Kandubsch und der Vize­
präsident Dr. Marschall bei. 

Die Bundesminister Dr. Staliiibamer, Rösch, 
Dr. Sinowatz, Dr. Hertha Firnberg, Mos er, lng. 
Häuser und Frühbauer sow,ie Staatssekretär 
Elfri'ooe Karl (in Viertretung des Bundeskanz­
ler,s Dr . Kr,eilsky) nahmen ZU den während 
der Debatte auf.geworfenen Fragen Stellung. 

Die das Bundesmin1steliium für Flinanzen be­
treffenden Fragen beantwort.ete Sektionschef 
Dr. Autengruber. 

Der Prä'sident des Redmungshofes Doktor 
Kandutsch ,nahm zu verschJiedenen Problemen 
ausführllich Stellung. 

Der Ausschuß nahm auf Seite 43 1 des 
Bundesrechnunglsabschlusses 1910 eine ,Dmck­
flehlerherichUgung illJsof,ern vor, aJs lin der 
Kopfleiste di,e SpaUenbezeichnungen für die 
Gruppe 1, Gruppe 8 und Summe j-eweils l"ichtig 
zu lauten haben (von links nach rechts) : "Vor­
ans chI a.g " , "Ge barunglserfol,g", "Ersparung (-) , 
Ubel'sch,reitung (+)" .  

Grundlage für die ,Führung des Bundeshaus­
haltes war das Bundesfinanzges,etz 1 970. 
Dieses sah in der ordentlichen Gebamng AUJS­
gaben in der Höhe von 97.722,679.000 S und 
Einna1hmen in der Höhe von 92.278,264.000 S 
vor. Es war also ein Abgang von 
5.444,41 5.000 S präliminiert. In der außer­
ordentlichen Gebarung waren Ausgaben von 
3.570,51 7.000 S und Einnahmen von 
40,00 1 .000 S veranschlagt. Insgesamt war als o  
für das Jahr 1 970 ein Abgang von 
8 .914,93 1 .000 S errechnet worden. Einstimmig wurde der Beschluß 'gefaßt , dem 

Hohen HaUJs'e die Genehmigung des vorge­
Nun das Gebarungsergebnis 1970 : legten BundesrechnungsabschlusseJs für das 
Der ordentliche Haushalt wies Ausgaben J ahr 1910 im Sinne des Artikels 42 Abs. 5 

von 97.562 Mmionen Schilling und Einnahmen Bundes-Verfa1ssungsg'esetz in der Form eines 
von 94.354 Millionen Schilling, demnach einen entsprechenden Ge'setzesbeschlusse's zu emp-
Abgang von 3208 Mmionen SchiUing auf. fehlen. 

1 14 
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Hagspiel 
Rechnungshof nur in verhältnismäßig wenigen 
Fällen Umschlichtungen unt(} Budgetübersehrei­
tungen feststeHen konnte, ohne daß vorher 
hi,efür die erforderHChe Genehmigung erteilt 
worden wäre. 

AI,s Ergebnis seiner Beratung steHt der 
Rechmingshofaus'sdluß durdl mich t(}en A n­
t r a ,g, der Nationalrat wolle dem dem schr,ift­
Hch'en Ausschußber,icht ang,eschloss,enen Ge­
setzentwurf die verfassungsmäßige ZustJim­
mung erteilen. Feststellen möchte dch, daß das Budget für 

Falls Wortmeldungen vorHe'gen, bin ich er- dals Jahr 1 970 vom OVP-Fdnanzminister Pro­

mächtigt zu beantra'g,en, General- und Speziial- fessor Dr. Koren e11Stellt wurde und nun ·auf 

debatte 'in einem durchzuführen. Grund der feststehenden Zahlen des Bundes-

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. - Ein­
wand wird nicht erhoben. Wir gehen somit 
in die Debatte ein. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Stohs. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Stohs (OVP) : Hohes Haus ! 
Herr Präsident ! Jahr für Jahr kommen drei 
sehr bedeutungsvolle Berichte des Rechnungs­
hofes ;in das Hohe Haus : 

Einmal j,st es ,edn "Auszug aus dem Bunde.s­
r'echnungsabschluß" , der uns mit Schre,iben 
vom 2. August 1 97 1  zur Verfügung 'g,e'steHt 
wurde und das endgültige Zaihlenmaterial und 
die textliichen 'Erläuterung'en enthielt und 
einen wertvollen Behelf für die Erstellung 
des VoranJSchl a'ges· ibedeut'et. 

AllS zweüe,s wurde am 4. November 197 1  
der 309 Seliten umf.ass'ende Tätigkeitsber'icht 
des R'echnungsihof.es den Abgeordneten zuge­
leit'et und vom RechnuTiigshofaus:schuß dn der 
Sitzung vom 27. Jänner 1 972 in Beratung ,ge­
nommen ,bez'i'e'hung:sweise wurden teilweise 
die Vorberatung des Teilkonzept'es der ver­
staatlichten Industrie sowie die vom Rech­
nungshof beanstandet.en Zentralaus'g·aben 
beiim Bundesmini,st'el1ium für InneTes einem 
zwölfgl:iedriogen Unt·erauS'schuß zur Vorbera­
tung zugewiies'en. 

Als drittes lWurde ebenf.alls ·am 4. November 
197 1  der 6 1 1 Seiten Istarke Bundesrechnungs­
abschluß für das J a'hr 1 970 vorgelegt. Dieser 
Boeliicht steht heute lim Hohen Haus zur Be­
handlung, nachdem Isich der R,echnungshof,aus­
'Schuß in einer 'eing,ehenden Sitzung damit 
befaßt hatt,e. 

AUe dr,ed B-er.icht,e sind äußerst exakt ver­
faßt, und wir müssen den Beamten des ReCh­
nungshofes für di'e beispielgebende Ar:beit 
'sehr dankbar 'sein. 

Nun zum Bundes r,e Chnungsabschluß. 

Während das Budget ·au'f Schätozungen ange­
wiesen list und 'sich wällm�nd des Jahres 
manche Veränderungen ,ergehen, beruht der 
Bundesre'Chnungsabschluß ,auf Zalhloen, an 
denen ,eis nichts mehr zu 'Tütteln ,gibt. Mit 
Genugtuung können wir f.elstJsteUen. daß der 

rechnungsabschluslses bew,i'es·en ist, daß das 
Budget äußenst real enstellt wurde und sich 
die diskriminierenden Äußerung,en der dama­
Hg'en SPO-OppO'sitions-Spr'ec:he'r al's grund­
fallSch erwiesen haben. Ohne auf die Budget­
ergebnis'se , d1e vom Berichteflstatter teilweilSe 
bekanntgeg'eben wurden, nä!heT einzugehen, 
bfiinge ich in E flin ne rung , daß der Abgeord­
nete Dr. Oskar Weihs bei der Budgetberatung 
'im Dezember 1969 folgendes Ibehauptet hat. 
Er sa,gte laut Istenogr.aphi,sch'em Protokoll 
wörtlich: 

"Meine -Damen und Herren von der re·chten 
SeJte diese,s Hauses ! Das Budget, das Su.'e 
beschlli'e.ßen woUen, 'ist ,ein .Budget, das es 
mit dem vielgerü1hmt'en Grundsatz der Budget­
wahrheit nicht 'So 'ernst meint. Bin Vollzug 
die.sels Budlgets - Is'elbst wenn man die ibe'son­
der,s weitgehend'en ManipulatiolliS'ermächtd­
gungen des .aUgeme'inen Toeile'S des Bundes­
finanz,g'e5'etzes ·ausnütz'en wollte - w,ird ri.n 
seiner vorliiegenden Form uThd Fas:sung nicht 
möglich Isein. Ihre unrichtigen iEinnahmen­
schätzung·en, Herr Finanzmini'ster, werden 
eines Tages sehr wesentlich stärker in die 
roten Zahlen führ,en, als Si;e es behaupten, 
und das Wli'Slsen Sie heute in Wahrheit doch 
selbst. 

Der neug,ewählte Nationalrat - gleich­
gültig, wie er zusammengesetzt s·e,in mag -
wird sich daher der Mühe unterzi,elh'en müs-s,en, 
di-es'e,s Budget der UnwaihIfueit durch Sonder­
'g'esetZie der notwendigen Korrektur, nämlich 
der Anpassung ·an die wJir1JSchaftliich,en Reali­
täten, zu unterziehen." 

Meine Damen und Henenl Ich :glaube, doch 
fe,ststellen zu dürfen, daß ,dies eine unrwahre 
und eline ung·eheure Anschuldigung war. 
F:inanzminilster P.rofelssor Dr. Koren ,sagte in 
der Antwort damals : 

"Wenn erbe'r der Abgeordnete We'ihs wieder 
einmal zum Ausdruck .gebr,acht hat, daß dieses 
Budget nicht dem Grundsatz der Budg,etwahr­
hedt entsprech,e, dann muß dch dagegen sChärf­
ste Verwahrung einlegen. Der Herr Abgeord­
nete W·eihs ilat zum BeweQls Iseiner Behaup­
tungen angeführt, daß die Einnahmenschätzung 
übeIfuöht seli . Ich darf ,in diesem Zusammen­
hang noch einmal .fes1Jhalten, wlie iCh es schon 
vor W odlen Ihi,er ,in di,e:sem Hause und audl 
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im B'lldgetaUJssdruß tun konnte, daß diese 
Einnahmenschätzung - so wie j ede Sdtätzung 
mit -gel1ingen Fehlergr-enzen behaftet - ein­
d'euHg von allen Fadtleuten akzeptiert und 
anerkannt worden li,st und daß audt das W-irt­
,sdtaftsfollSChungs'institut in seinem !sidt mit 
dem Budg-et auseinandeIlSetzenden Aufsatz 
feststellte, daß verglichen mit dem vora'llS­
sichtlidten Erfolg 1 969 die Einnahmen 1970 
um 1 1  Prozent ste:i'gen müßt-en, damit der 
Schätzwert des Voransdtlages eneidtt wird. 
Diese Zuwachsrate, ,sagt das Institut, dürfte 
eine realistis che Größe sein." 

Der Abgeordnete Dr. Androsdt rund heut'ige 
Finanzminisl-er 'hat in deI1selben Sitzung, aller­
dingos !im Geg'ensatz zum Abgeordneten Doktor 
Weihs, darauf ihingewiesen, daß die Einnah­
menseite zw-ar stimmen könnte, daß es aber 
-auf der Ausgabenseite nidtt stimme. 

Nun, Hohes Haus, mödtt'€ ich dlie Fest­
stellung treffen, wer damals recht hatte : 
Prof'essor Dr.  Kor-en oder der jetzige tFinanz­
minister Dr. Androsch oder der Albgeordnete 
Dr. Welilhs ? 

Ich stelle fest : Es waren k'e-ine Sonder­
gesetze nolw-endig, aber da,s Bud,get 'stimmte. 
Im Geg-eni'e1i 1 :  Es Ist-elIte sich heraus, daß es 
zu vorsichtJi,g ersteHt worden war und daß 
sich dank der guten wirtlschaftHchen Entwidc.­
lung das Budget 'günsHg'er gest,altete al,s der 
Voranschla'g. Nachdem der Gesamtalbgang, d-er 
im Budg,et mit 8975 Millionen SchilLing vor­
goelsehen w a r, ,in WirkHchk'€Iit rum 1 757 Mil­
lionen Schilling auf 7 2 1 8  Millionen 'Sch!iUing 
heraJbgedrückt werden konnte, dürfte wohl er­
w,iesen selin ,  daß Finanzminister Profess-or 
Dr. Kor,en recht hatte und ihm Dank für seline 
BudgetJierung gebü'hrt. (Beifall bei der OVP.) 

Da,s Budg-et und die OVP haben die Vor­
-ausisetzung,en für die ,guten iErfolge ge,sch,affen. 
Wenn auch seitens der SPO Kritik 'g-eÜ'bt 
wurde, so können wir fes th alten , daß die­
jenig-en Gesetz,e, die gerade während der 
OVP-Alleinregi'erung -geschaffen wurden, die 
Vor.auss-etJz'llugen ge\wesen -sind, daß wir 
diesen ,gut'en Abschluß heute verze,ichnen 
können. 

Allerdings z-eig-en runs dieser Bund-esredt­
nung'sabschluß, abe'r noch me'hr die Gebarungs­
'erfolge de's Jahres 197 1 ,  daß es höchst an der 
Zeit ist, di.e Steuerreform, dnsbesondere {He 
Milderung der Steuerprogrels,sdon, durchzu­
führen. Idt -glaube f.estst,ellen zu dürfen, daß 
ein OVP-Finanzminister nicht so lange häUe 
w.arten dürfen, wi-e es der SPO-Finanzminister 
Dr. Andrasch heute tut. 

an die jet�'gen Gegebenheiten und an die 
veränderte wirtschafUidte Situation anpaßt. 
Die Regierung Dr. Klaus 'bracht'e während 
ihrer Alleinreg:i-erung eine Vorloage für ein 
modernes Haushaltsredtt ein. Diese Vorlage 
ist aber ,in einem UnterauiSschuß stecken­
g-ebldehe n ,  und zw.ar dnsbe,sonde'f'€ deshalb, 
weH der he'lltioge Finanzmiilü>ster Dr. Androsch 
neue Einwände um Vorschläge vorbrachte, 
sodaß e s  nicht zu einer Einigung g-ekommen 
ist. 

So wie lim veI1Qangenen Jahr der Herr Abge­
ordnete Machunze -bei der Beratung des 
BundesrechnrungsabschluSises 1969 ,die Forde­
rung n a ch  einem neuen Budgetrecht sehr €Iin­
dI1ingliCh vOfogebracht hat, möchte ,ich heute 
diese Forderung namens der OVP ebenfalls 
wiederholen und feststellen, daß leider Gottes 
im vergangenen Jahr in dieser Ridttung nichts 
gesdle'hen ist. 

Ich möchte mitteilen, daß die Ost-eHeicbische 
Volkspartei dem Antra,g des BeI1ichtefistatters 
auf Genehmi gung des Bundes re chnun gs ab­
schlusses 1 970 und dem -angeschlossenen 
Bundesgesetz zust<immt. Si,e ve'rbindet aber 
mit dies-er Zustimmung ,erneut di,e Forderung 
nadl einem neuen Ha'llshalt,srecht und nach 
Verbesse rung der KontrollmögHchkeit für dlie 
Oppos>ition. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ,gemeldet 
ist Herr Dipl.-Vw. Josseck. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Vw_ Josseck (FPO) : Herr 
Prä!s'ident l  Meine Damen und Herren ! Wir 
sitzen heute - viel'e sind 'eis ja nicht mehr -
meiner Meinung nach bei e:inem s'ehr wesent­
Hdlen K-apUel, und zwar beim Rechnungs­
abschluß 1 970_ Idt möchte ffilich aber trotzdem 
kurz falss'en. 

Idt darf von dielSer Stelle aulS wi,ederholen, 
was mein Kolle-ge Peter im HeI1hst anläßlich 
der Budgetdebatte ,schon 9-€!S agt hat, nämlidt 
daß j etzt an und für sidt der Ze:itpunkt wäre, 
eine große Debatte abzuführen. 

Man könnte hier nun br'e-it darüber disku­
tieren, was gesdtehen ist. Ich glaube, wenn 
wir jetzt 'in einer halhen Stunde das >ganze 
Gespräch zum Bundesrechnungsabschluß abge­
führt hahen, wurde der Aufgabe nicht ent­
,sprachen. Wir lSit�en Ta'ge und Nächte bei­
sammen und streiten, möchte lich lS-a-ge!I1, über 
alles das, WalS eintreten wJir.d_ Und wenn nun 
der Schluß daraus zu zi'ehen ist, wa's 'echt 
'eingetreten ä:st, dann ,sitzen nur 20 Herren 
hier 'Und hordlen sich das an, weH sie -sidt 
damit näher befaßt haben. Es ist also meiner 

Abschli'eß-end möchte 1ch darauf aüfmerksam Meinrun'9 nach -ein echt'er F,ehJoer - das wüd 
machen, daß wir endlich ein neues und sich vlieUeidtt im Zuge der Reform der 
modernes HauslhaltsT'echt brarudten, das sich Geschäfttsordnung ände-rn lalS!s-en -, daß hier 
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zum Rechnungsahschluß nur eine so kleine w ar, denn das Isa'gt ja nicht, daß es desweg-en 

Debatte abgeführt wird. in Zukunft auch so -bleiben müßte. 

Vor allem die'joenigen Her.ren, die vorher 
immer alles besseT wj,ssen, hätten jetzt nadl­
her die MögHchk'eit, zu Isagen - wenn sie 
dazu den Mut find,en -, ob sie sich 9"erirrt 
haben oder ob sie' 'sich nicht geirrt haben. 

Eine zweite Tabs'ache, dJi,e ich ,auch ISchon 
hier ausgesprochen Ihalbe, möchte .ich dm Zu­
s ammenhang mit dem Bundesrechnungsah­
schluß noch einmal vorbringen. Es hat sich im 
AUls.schuß ge1}ei-gt, {Wie entscheidend und wie 
wichUg es dlSt, daß der R!echnunglshofpräsident 
Rede und Antwort stehen kann. Da's wäre 
auch M-er im Plenum wichtig. Es hat 'sich an 
Hand der Unterla'g,en ,gezeigt, daß di,e Abge­
ordneten ja mit der Fachmaterd,e gar nicht so 
v,ertraut sind, um .in Details g'e'hen zu können, 
aber der Redmungshofprä,s-went kann hier 
ganz de7Jidi'erte Auskunft erteilen. Er ,ga'gt j a  
nicht nur NegatiV'es, Isondern, wie wir erlelbt 
haben, oft auch Positiv'es, al'so nicht nur Auf­
klärendes, sondern unter Umständen auch 
Lobendes. Ich darf sagen, daß allein dlie A'llS­
führungen des Re,chnungshofprä,sident,en zur 
UsteneiChischen -Bundesbahn .hör,eruswert 
wären. 

Zum &eChnungsabschluß selbst : Mir persön­
lich 1'st zum Unterschied von meinem Vor­
redner auf g'e f allen - ,es war zweifellos da,s 
Auffallendste und fast etwas befremdend -
die Unzahl von Budg,etüberschI'eitungen. Das 
Wort "Uberschreitung" allein ist zuwenig. 
Aber wenn man !in den Unterlag'en bläUert 
und 'eine Anzahl von Punkt,en findet, bei denen 
steht : " Nicht g'ene'hmi,gte UbeI1schreitung",  
• ,Keine UbeI1sChreirung'sgenehmigung", flOhne 
ge.setzliche Genehmigung" , ISO bJ.eibt hei einem 
Abgeordneten, der ,sich zum ,ersten Mal mit 
dies'er Matelii'e zu beschäfti,gen hat, ein g,e­
wi,sses Unbehagen zurück. 

Es gibt aber auen eine Unzahl von nicht 
erzielten M�hr,einnahmen. Auen /Wenn vom 
Bundesfinanzminister dann festgestellt wunde, 
daß auf Grund g,esetzlicher ErmäChm'gungen 
zug'€lstimmt werden konnte, bleibt doch - wie 
ich vorhin !schon sagte - ein gew,i'sser Mange'l 
haften. 

Allein, wenn lich darauf hinweilsen darf, daß 
die MehI'einnahmen an Körperschaftsteuer mit 
280 MiUionen Schilling angesetzt waren und 
dann letztLich nur 251 Millionen SchiUing er­
relicht haben, 'so erogibt da's ,eine Difier,enz 
von 23 Millionen Schilling. Wenn dieser Be­
trag dann auch aus ander,en Ansätz,en 'gedeckt 
war, so ,erscheint mir dClJS doen ,erwähnens­
wert. 

Ich will aber von seiten der OsterreiCh,i'sChen 
Vol�sp artei niCht hören, daß das 'immer so 

Da die Ub-er:schreitungen hesondeIls be'im 
Untenichtsministeliium 'ein größer,es Ausmaß 
ang,enommen haben, wenn sie auch dn Summe 
niCht hoch s-ind, habe ich den Herrn Bundes­
minilSt'er im Rechnungshof.aulSsenuß dazu ge­
fralgt und meiner Hoffnung Ausdruck g,eg-eben, 
daß er bemüht sein wird, dies abzustellen. 

Ich glaube, eine gew,isse Anzahl von Uber­
senreitungen Wlird zweHellos - iCh Wlill hier 
keinen Beruf.sstand angr,eifen, a'ber ü:h er­
wähne es noch 'einm,al, weil ,iCh 'es im A'Us­
,schuß auCh schon g-esagt hClJbe - auf die 
Land,esschulräte und Präsidenten zurückzu­
führen sein, die ja letzUien Lehr·er und keine 
ge,wams'enen Beamten ;sind. Aber nachdem an­
geblich 'e,in neuer Besen gut kehrt, darf lich 
annehmen, daß der Herr Bundesminister für 
Unterricht diese Kleinigkeiten leicht abstellen 
wird können. Er hat ja in den letzten Tagen 
'sehr Vliel Rückgrat bewiesen, zumindest etwas 
mehr als ISO manCh'e Iseine-r Beamten, die im 
Olympi'sCh-en Komitee arbeiten. 

Nun zum Schuldenausweis . 'Man Hest hier, 
daß der Rechnungshof seit mehr,eren J,ahren 
an di,eser Stelle auf dClJS Be-st�hen der Schulden, 
vor allem '9.er VerwaltungSlschulden besonders 
binwei,st, die ihrem W-elsen nach als Uber­
'sChreitung der finanzges-etzl1ich g'enehmigten 
Ausgabenansätze ,anzusehen sind und in der 
Regel den Haushalt des fol,genden J-a'hres be­
lasten. 

Herr BundesminiJst,erl Ich nehme an, daß 
auch bei Ihnen das Wort zutreffen kann : Ein 
neuer Besen kehrt gut. Es müßte doch durch­
,aus möglich :sein, da'ß 1}Um 'Bei'spi,el Ube'f­
stunden, die die Lehrer v,erreChnen, zum 
3 1 .  Dezember des Jahr'es doch !schon fest­
Ist,ehen und nicht eI'St -am 3. Jänner Iherein­
gemeldet werden. 

HdnsichtlliCh der ,ausgewie'senen Verwal­
tungsschulden bleibt auch 'ein gewi,sses Unbe­
ha-gen zurück. Man könnte es ,als AUlshöihlung 
der Budgethoheit be z,eäChnen. 

HinsichtliCh des Abgabenerfolges entnehmen 
wir dem Bundesr,echnung'sabschluß, daß in den 
letzten Jahren stei'gende Einnahmen zu V'er­
'zeidmen waren. UDS ,sind auch Ischon Ziffern 
delS vergangenen J·ahr,e,s 1 91 1  bekannt. Nun 
fällt einem dCllooi auf, daß bier eine beträCht­
liChe V,enschilelbung 'hinsichtllieh des Allifkom­
mens an Lohnst'euer und an Einkommensteuer 
festzusteHen ist. 

ICh darf ,aber hier warnen und aus ,einem 
besonderen !Grund warnen, .denn sch,einbar 
führte diese Tatsache bei e:ini,g'en der Herren 
'zu 'einer völlti,g-en Fehl'einlSchätzung der 
Situation. bei den Steuerreformplänen. 
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WeitefIS darf lich feststellen, daß die Anzahl 
der se1bständdg Beruf,stätigen J,aufend ab­
nimmt, während das Einkommen der unselb­
'ständig Berufstätitgen vehement oder we·sent­
lich stärker steigt alls bei 'anderen Berufs­
gruppen. Aber diese ArgumentatJion darf doch 
nicht dazu führen, wie dch schon sagte, daß 
,sich die St�mefI'efoTm-€'r diese Fehlargumen­
tation zum Grundsat;z m achen und die Steuer­
reform in eine ganz hestimmte IHc:htung len­
ken wollen. 

Herr Bundesminister I Ich deponie're hier 
diese Warnung noch einmal, denn ich finde, 
eine Änderung der Steuerge,s,etzgebung nur 
für ganz bestimmte ß.erufsgruppen, w!ie LS!i'e 
dn den letzt'en Ta,g'en aus der Zeitung zu ent­
nehmen j:st, würde dem Glekhheitsgrundsatz 
a'rg widersprechen. 

Ich bin der Meinung, daß man unter solchen 
Vor.aussetzung'en .auf k,eoinen Fall eine Steuer­
reform durchführen 'kann und vor allem auch 
nicht darf. Soweit meine kurz·en Ausführungen 
zu dem Bundesrechnungsaibschluß 1 970. 

Zum Schluß darf ,ich sagen, daß wir Freiheit­
lichen dem Bunde!srechnungs ahsdlluß 1970 
unsere ZU'stimmung 'ert'edlen werden. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Tull. Idl erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPÜ) : Herr Präsi­
dent ! MeJne Damen und Herren! Die in },etzter 
Zeit wiederholt gemachte Anregung, anläß­
lich der Behandlung des Bunde:srechnungs­
abschlusses eine 'größere Wlirtschaftsdeb aUe 
a·bzuführ,en, erscheint mir wirklich diskus­
sionswert zu 5-ein. Ger,ade der Bundesrech­
nungsabschluß 1970 würde Isich .dazu insoweit 
besonders gut -eignen, ·alos man jetzt hier einen 
sehr 'eindeuN.gen und klaren Kontrast heraus­
arbeiten kann, zumal j a  - wri-e der Spr-ech,er 
der Osterreichischen Volkspartei fest,g,estellt 
hat - das Budg-et 1 970 vom OVP-Flinanz­
mini'ster Dr. Koren erst-el1t, j edoch von der 
im März 1 970 gewählten beziehung:sweise im 
Apliil jnstallierten 50ziaHstiscn-en Bundesregie­
rung vollzogen werd-en mußte. 

Es i'st 'Schon richHg, Herr Kollege Stohs, 
wenn Sie sagen, daß oda,s Budget ·den wirt­
schaftlichen Realitäten gemäß vollzog-en wer­
den muß. Wir können mit Befriedigung fest­
stellen, daß die Regierung Kreisky, daß der 
Finanzmini:ster bemü!ht gewes'en list, das von 
Koren lin weiten Teilen unzulängNch er,stellt,e 
Budgoet dennoch den rwlÜtsCb.aftllic:hen Notwen­
di,gkeiten entsprechend zu vollziehen. 

Ich möcht'e in di'esem Zusammenhang nur 
zwei Dinge hier lin Erinnerung rufen. Erinnern 

Sie sich noCh, meine Damen und Herren der 
Osterreimischen Volkspartei, daß die BUR­
GES-Aktion, an deren Fortführung wir alle 
größtes Interesse Ihaben müßtoo, im April 
1 910 'ausgelaufen d�st und nur dadurCh, daß 
der nach den Wahl,en des J.ahre:s 1 910 ins 
Amt gekommene Handel,smiJllister Dr. Stari­
bac:her entsprecbende Initiativen gesetzt hat, 
es 'ermögl'icht worden ist, die BURGES-Aktion 
,im Wege eines N adltragsgesetzes auCh -im 
Jahre 1970 erfolgreich fortsetzen zu können? 

Oder ist es Ihrer Aufmerksamkeit, Herr 
Kollege Sto'hs, vöHig ent'gangen, daß im 
Budget 1970, das von Koren erstellt worden 
ist - dch will jetzt nidlt von Manipulationen 
sprechen, ;ich wHl ihm 'keine böse Arbsicht 
unterstellen, und ich will nicht davon 
sprechen, daß es vielle·icht da und dort frisiert 
gewesen ist -, beispielsweise der Abgang 
bei der Post nur zu einem Drittel präliminiert 
gewesen list, sodaß ·es nachher notwendig 
wurde, durdl entsprec:h,ende Budgetüberschred­
tungsgesetze, die Voraussetzungen zu schaffen, 
da'ß die Gebarung dort ordnungsgemäß voll­
zogen werden konnte? 

Meine Damen und Herren I Ich glaube fest­
,stellen zu können - ,ganz o:b}ektiv und sach­
lich -, daß das Er,ge,bnis des vorHegenden 
Bundesrechnungsab'SchlulSses eindeuUg be­
weist, daß di-e Regierung KreilSiky das Budget 
1 970 absolut konjunikturgeredlt vollzogen bat. 
Dies gelang einmal dadurch, daß der inlands­
wirksame Ausgabenüberschuß durch gezielte 
Aktionen zedtgerecht 'g,esenkt werden konnte, 
und zweitens dadurch, daß erhöhte Rücklagen­
zuführungen erJ.ol.gt sind. Durch di,es,e vom 
zuständigen Finanzr,essort durchgeführten 
Maßnil'hmen wurde von den Bundesfinanzen 
her ein wesenHicher Beitrag zu der von der 
Bundesregierung !in die Wege g'eleiteten 
StabilisierungspoHtik geleistet. 

Darüber hinaus i,st es gelungen, einer 
drdhenden Konjunkturüberhitzung entgegen­
zuwJrken und schlioeßlich - dClls erscheint uns 
besonders wichtig, hervorgehoben zu wer­
den - d as mit 9 MliUiarden Smming präli­
minierte Defizit im Haushaltrsplan 1 970 ·auf 
7,2 Milliarden SchiUing zu senken. 

Um die von der Bundesregierung ange­
str·ebte Stabilis'ierung,spoHtik zu unteJ1stützen , 
bemühte 'Sich da's Finanzressort, da:s lim Inland 
nachfragew.irksame Defizit abzubauen, und 
zwar -sowohl durch di-e Stillegung von Ein­
nahmen als auch durch die Bildung von ent­
sprechenden Rück.lag,en. Durch den von 
mir bere,us erwähnt,en konjunkturgerechten 
Budgetvollzug gelang ·es, die Ausgabensteige­
rung nur mit 200 Millionen Schilling, im 
Bundesrechnungsabschluß festgestellt, zu er­
halten. 
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Im Budget 1 970 wurde - wenn ich d·as 
in Er.innerung ruf'en darf - der inlandswirk­
same Ausgabenüberhang noch mit 2900 Mil­
lionen SchilLing ,ge,schät'zt, durch d'en wirt­
schaftspoUtisch a'bsolut rlichbgen Vollzug des 
Budgebs durch die Regierung Kr-eisky konnte 
dieser Ausgahenü1>erhang auf 200 Millionen 
SchiUing g.esenkt werden. 

Das J aJhr 1 970 war für die ö.st'eueiChische 
Wirtschaft ein 'außerordentlich erfreuliches 
Jahr. Ich darf nur dar·auf v,erweisen, daß die 
Wachstumsr,ate des r,ea·l'en Bruttonational­
produktes um 7 , 1  Proz,ent ,g'estieg,en i'st, daß 
die Bruttoinv,estitionen sowohl auf dem Sektor 
der gewel1bJrimen Wlirtschaft al,s auch im 
Bereich der Industri,e um ein ganz Beacht1iches 
g,esbiegen 's:ind, daß ,schließllich und endlich 
auch der private Konsum besondeIls än der 
zweiten Jahreshälfte entsprechend ang·e,stie­
'gen ist, er lag um 5,75 Prozent hö'ller al,s 1 969, 
und daß die Exporte v:erhältn�smäßi.g ,stark 
gewachsen sind, sodaß sich auch die Zahlungs­
bilanz de.s Jahr,es 1 970 sehr 'zufrieden stellend 
·gestalt-ete. 

Auch das Sparkliima waT lim Ja.h:re 1 970, 
entgegen ver·schiedenen Befürchtung·en und 
Unkenrufen aus dem Blätterwald, ,der vi'eUaCh 
der Ostermich&schen Volkispart<ei nahe'ste'ht, 
.auß·e-rondentlich günstig. Die Spareinlag'en 
haben 'sich um elin g,anz Be'achtliches g'este1gert 
- auch ,ein Bewe�s des Vertr·auens der öster­
reich'ischen Bevölkerung lin di'e 'sozialistische 
Bundesregi,erung ! Die Spareinlagen Isind um 
18 'Milliarden ,im JaJhre 1 970 .gesbieg'en und 
beliefen sich Ende des Jahres 1 970 auf 1 3 1  Mil­
liarden Sch!ming. 

Das Jahr 1 970 war aher ·auch in einer 
anderen Hinsicht 1>emerkenswe-rt. Es stand :im 
Zeichen ,einer GewÜlinexploslion. Ich möcht,e 
da's in keiner W'ei'se negati,v v·ermerken. Das 
ist ledigMm die FesvsteUung ·einer nackt·en 
Tatsame. Wä!hr,end Idi,e Lohn- und Ge!halts­
summe im Jahre 1970 um 1 0  Prozent ange­
wachsen ,ist, stiegen die Einkommen aus Besitz 
und Unternehmungen um 17 Prozent. Die für 
di,e Spätplhase <der Konjunktur !Signifikante 
Bewegung zur WiederheI1steUung (Abg. Dok­
tor B I  e n k: Das ist eine Irreführung!) der 
Sozialsymmetr:ie i,st im Jahr·e 1 970 noch nicht 
e ing,etreten. 

Im Jahre 1 970 ,erfol,gte di·e W.eichenstellung 
zu e1ine-r verstärkt'en Forschungsförderung. 
Wir erinnern uns ,an die OVP-Redner anläß­
lim der Budgetv,erhandlun.gen dn <der Zeit von 
1 966 hiJs 1 970, w,ie oft sie damals Schwer­
punkte in Aussicht gest-ellt, große �eden und 
V,erspr,ech'en ge'g,eben haben. Si,e haben damals 
gesagt, die Forschung würde ,in Osterr.eich 
ver,stärkte Impuls,e 'erfahren. IEs würde mehr 
für W,i,ssenschaft und Forschung ,g,eschehen. 

Bedauerlicherweise war dem nicht so. Erst 
nach dem J ahre 1 970, nachdem damals das 
neue Ministerium installiert worden war, sind 
in einem größeren Umfange als in den Jahren 
vorher Mittel für die Förderung der For­
schung in Osterreich zur Verfügung gestellt 
worden. (Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k.) 
Von ,di,esem Stan:dpurnkt aUJS gesehen, Her,r 
Kollege Dr. Blenk, müßten g'e,rade Sie ,eg ,als 
einer <der Spr,echer dier OS'terreidliJsch,en Volks­
parrte-i zu Fr.agen der Forschung 'so Wli,e wir 
begrüßen, wenn die Budgetansätze auf dem 
Gebi·et,e beilspi:eI,sw,ei,S!e der wlissenschaf.tlichen 
For,smung um 38,7 M'ilLionen SchiUing über­
smllitten wOIiden .silIld, Ibeim Fonds zur Förde­
rung der Forsmung in der ·gewerblichen Wirt­
schaft um 35,5 Millionen Schilling, bei ,den 
Anlag,en zum Ankiauf von verschi,edenen 
Appa.ratuIlen für Laborator,i'en, Maschinen und 
so w,eiter um fast 62 MilHonen Schilling. 

Im Bundesrechnunglsa'bschluß 1 970 find,et 
a1>er darüber 'h'inaus ,auch dier Beginn einer 
fiieUJefl, modemen Ag,rarpolitik seinJen Nieder­
schla'g. Damit ist, 'glaube ich, zum ,erlsten Male 
in aller OffienHichkeH Ihr,e Beha'llp,tung, Ihr 
Märch·en von der Ba1lJemfeindlidrkceH der 
Soz,ialisten widerl,egt und altS leer,es Ger,erle 
entlarvt. Unter dem J1itel "Vmbess€lTung d.er 
Struktur und BetrilebS'wirtsch,aft" .scheinen lim 
Budget 1 970 1 90 Millionen SChilling .auf, für 
Strukturv,erbesserungsmaßnahmen wurden um 
1 6  Prozent mehr ausgegeben, und für den 
Sonderzuschuß für ,die Berlgbauern wunden · 
36 Millionen SchJilling ,auf Grund delr In.i,Ha,t:ive 
di,eser aegi,erung verausgabt. (Abg. Doktor 
L e i  t n e r: 300 S hat jeder bekommen! -
Abg. H i e t 1: Gießkannensystem!) Ich werde 
Ihnen etwas ,sag'eu : Immerhtin besser ,aLs gar 
nimts ! Und der Ausgang der WaMen -gerad,e 
in Ti.rol und Vorarlberg hat j,a bewieSlen, daß 
dte Ber-gbauern damr VerständnilS haben und 
di,ese Aktion dankbar zur K;enntni,s genom­
men haben. (Abg. DI. H a I  d e I: Sie scheinen 
ein Hellseher zu sein!) 

Meine Damen und Heuen! Ich möchte aber 
auch nicht vlel1smiedene Probleme v,erschwe'i­
gien, di'e uns ·genaUJso w.te Sie beschäftig,en. 
Während ,der VerhandlUiThgen im R.echnung,g­
hof ausschuß hahen wir uns ,sehr eing€ihend 
über das Problem der Theater,defizirte uruter­
halt'en. Gerade Kolleg.e Dr. König ist es ge­
wes'en, der di,ese Fr,a,g,e ,angesdtruitten hat. Es 
scheint hier ein Abg,ang von 371 Millionen 
Schilling auf. 

In diesem :Cusammenhang muß man Isicher­
lich noch 'einmal dJi:ese-m Albgang von 377 Mil­
lionen Schilling dj,e schwi,ellige Situation ,der 
Lände.r-bühnen g'eg,enühersteUen und mit 
Recht lerwarten - wir sind überzeugt, daß 
w.ir in dies,en Erwartungen '!licht ·enttäuscht 
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werden -, daß in Hinkunft für d!i'e Förderung 
der Länd-erbühnen und der städtischen Bühnen 
mehr gesmehen möge aLs ;in den vfeI"g ang,enen 
Jahr,en. 

Aber iCh ,glaube, es war ,ein HoffnlIDgs­
schimme'f, 'ein verheißungsvolle,r Beginn, wenn 
der Hen UnterrichtJsminJister uns bei der Ver­
handlung im Itechnung:shofausschuß e,rklärt 
hat, daß di,e �eform der Bundestneater, ,die 
unter unseren Res:sortmirr1ilstem 'in di'e W,ege 
gelei.tet worden ist, gute AIlJsätze 71eigt und 
erwarten läßt, daß dies'es Defizit zumindest, 
wenn nicht ver,ring,ert werden kann, vfieUeicht 
zu stahilLsi'eren .ist, weil dife biJsner !in die 
W,egle 9'eleiteten Maßnahm�:m al,s zd,elführend 
quaHfiziert werden kÖIl1lielIl. 

In diesem Zusammenhang'e nur ,einen Hin­
wei s :  Der Umbau des Depots ,im An�enal e,r­
möglicht, wie der UnterrichtJsminis·ter ausg'e­
führt. hat, hereits ,entspnechende Rationalisie­
rungien. 

Di,e Behandlung des Bunde;Sir,echnung's­
absChlu:ss,es !im Aus,sdlUß ierfoLgte außerordent­
liCh ISChrn.ell.  Noch :I1!ie wur,die ,ein B undes.rech­
nunglsahsChluß in ,einer 'so kurzen Zeit im 
Ausschuß 'besprochen, lerörbert und vom Aus­
schuß zustimmend zur Kenntnis glenommen. 
Es ,sind eben nur wenJige strJtUg,e Frage!Il, es 
gab nur w,enig Zünds,toff. 

Einigle Be'iträge der OppositioIlJsJ"ledne,r, die 
gera·dezu an ,den HaaI1en herbeigezogen war,en 
- näml'iCh dJie Beiträg'e, nicht di€ Oppos'itions­
redner, möchte ich sagen -, muß m an wirkliCh 
miUeidsvoll als kl'eink,artert bez.ekhnen. Man 
hat sich bei,sptelsweilse 'bemüht, den �alten 
K,aff,ee, warum 'es im Büro de,s Handelrsmini­
sters sechs Angestellte gebe - obzwar dieses 
PrüMem h1er im Haus ibe'mits 'in eriner Frage­
stunde s,ehr ausführlich behande lt worden 
ist -, neuerlich ·aufZ'uwärmen. 

Ren.n fürmal ges-ehen gibt es 50 gut wie 
keiIlJe Män·gel, UIlld wenn Hen Kollege 
Dipl.-Vw. Josseck darÜber Kla'g,e füh,rt, daß 
es Uber.schre1tungen ohne Genehmi,gungen ge­
g,eoo!Il hätte, belsünders ,in zwed R!eSlSürtls, näm­
lich in d,er Unberrichtsvlerwaltung und im 
Bundesmind/Sberium für WJs,sen,schalft und For­
schung, so möchte ich ihm ,ein:els zum Tlrüste 
sag,en : In der Zeit, al,s Piffl für d:i,eses �elSsort 
veranbwortLich war - dem Herrn KoUeglen 
Josseck wird das der Präsident d€lS .R.echnungs­
hotelS, den er sicherHCh Isehr <gut kennt und 
mit dem er fr,eundsChaf,uiche Bezi'ehungen 
unterhalten dürfte, rwahrlSchieinlich 'gern,e be­
stätigen -, hat 'es Hunderte ,solch€T BeaIlJstan­
dungien 'g,eg,eben. Auch jetzt ,gibt les noch 
welche, wir haben j,a 'gehört, und ich muß 
bestätJi'g,en, daß es Ibei Landesschullräiren 
Schwierigk'eiten gibt, zum Bei,spiel beim 

LandeSISChulra.t für Oberösterr,ed.Ch, in Salzburog 
und so weiter. .Aber w.1r hoffen und sind 
überzeugt, daß di'e Unrerrimtsverwaltung nun­
mehr aUes unternehmen wird, um ,solme Be­
anstallldUlllg.en in Hinkunft IlJicht aufkommen 
zu 1 a,s sen, um solch,e oFehl'erquell€lIl dUJSZU­
mer2Jen. 

Mei,ne Damen und Heuen ! Ich glaube, sagen 
zu können, daß für die Enstellung dteses 
Bund'esrechuungsabschlusses, .der, w,�e g·esagt, 
so ,schnell im Ausschuß Vlera:bsdüedet wIeirden 
konnte, dem Rechnung,shof, den dort beschäf­
tigt,en Bedi'enst'eten ,der Dank ,ausg'etsproch,en 
wer-den muß. Ste haben Isich wi,e rin den ver­
gang,enen Ja'hren bemüht, möglichst schnell 
das ZahlenmateI1i,al zusammenzuu,ag.en. 

Wenn in .der De'batte im Rechnungshof­
ausschuß we Frag,e der vler,stärkten Kontroll­
möglJichkei,t de.r OppositiüIlJsparteiJen ange­
schnJiUen worden !i,s't und 'unter anoenem auch 
r.eklamLert wurde, ob ,es nicht möglich .sei, 
in Hinkunft die Unterlagen des ReChnungrs­
hof,es früher den Abgeordneten zugänglich zu 
machen, ,so muß ich leines sa'g,en : Das lie,gt 
nicht :nur jm System, wie es der Herr Präsi­
dent des Rechnung,shof�es im AUSIschuß heneits 
ausgeführt hat, ,im Zusammenhang mit UIl!�e­
I'em Haushaltsliemt Ibegründet ,  sondern da;s 
ist l'etzten Endes wahrlscheinllich auch ,aUlf die 
peflsonelle und technische AusSitathung des 
.R.echnung,shofes zurückzUfü'hr,en. 

Ich bin überz'eugt, daß die dort Beschäf­
tigt,en ,alle,s :in ,ihr'er Macht Stehende tun, um 
daJS Rohkonzept, um di,e Rohau6s1Jellung, die 
wir ja in der Reg,el hefleits immer zu 
Sommerbeginn bekommern, möglichst schnell 
fer,tigzuibekommen, um ISO' Iden AbgeüI'dnet'en 
ze'itg'erecht einen Uberblick für iihr,e Kontroll­
täti,gk'eiJt zu 9,eben, denn der ReclmU!llogshof 
ist ja die wertvolls.te KontroUeinrichtung, 
über di,e w,i.r v,erfüg,en, neben j,en,em Instru­
mentarium, ,daJs uns die GelSchäftsordnung im 
ZusammeIlJhang mit den Interpellationen und 
so weiter bietet. 

Ich gl,aube, meine Damen und HeI1r,en, der 
Bundesr,echnulIlJg:sabschluß 1 970 'b�eugt, daß 
das J ahr 1 910 unter der Regierung KreJi.sky 
ein gutes Jahr für unser,e WIiI'tschaft, ein 
gutes Jahr für OsteI1:[1eich g'ewl€lsen ,ist. DaJs 
soll IDeine paiiteipoHti,sChe Erklärung VO!Il mir 
s-ein i ich will in diesem Zusammenhang einen 
unverdächti'g.en Zeuglen ZlitJi.'€'I1en, der ähnliches 
im Zusammenhang mit der Wlirtschaftlich,en 
Entwicklung Osterreichs .im J,ahr 1 970 in ,einem 
Vorlra'g ,ausg,€!sprochen hat, nämlich Proflessor 
Fr,anz Nemschak. Er hat 'im Zusammenhang 
mit dem J,ahm 1910 in ,einem Vortrag - und 
ich bitte den. Herrn Präsidenten, wörtliCh 
zitieren zu dürfen - fol,g,end'es ilus'9'€lsagt: 
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Beurteilt man die Wdrtsmaftspolitik eines 

Landes danach, in welChem IMaß es ,ihr ge­
lungen ,ist, die grundsätzl'ich gleich wichtigen 
Ziele Wi1rtsmafbswarostum, VoUbeschäfti­
gung, Wä'hrungsstabilität und außenrwirt­
schaJfUiches Gleichge,wicht zu erreiroen, dann 
darf man der östeueidÜlschen Wirtschafts­

politik für 1970 ein gutes Zeugnis ausstellen. 
(Abg. Dr. B I  e n k: Für das Budget 1970 ist 
noch die OVP-Regierung verantwortlich ge­
wesen!) 

Dem haben wir flIichts hinzuzufügen, daJS 
un1Je'fstreimen wir vollinhaltlich. Es :ist für 
uns daher ,eine SelbstveI1ständlichkieit, neben 
dem Dank, den W1ir dem Rechnungshof und 
s'einen Bediensteten aussprechen, diesen Be­
richt zustimmend zur �ennrtnis zu nehmen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Scherrer . Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Scherrer (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Hallls I Die Anw,eSIemeirt so viieier 
hoher ,Beamter des Rechnungshofes,  aber auch 
des Bundesminilsteriums für Finanzen v,eran­
laßt illlim, ,am Beginn eine Bitte anzubringen , 
und zwar ,eine Bitte in der Rimtung, daß man 
dom mögl'ichst rasch die VoraInschlagrsordnung 
und auch di,e ,Itechtsordnung für d'en R,em­
nungsabschluß ändern mö ge. Es dlst für einen 
Ab ge ordn,eten des Hohen Hauses, der og,ewis­
senhaft dLe,S>en Rechnung,s'abschluß Istudier,en 

möchte, unmöglich , 620 g,anz klein bedruckte 
Seiten, ja so klein 'g,edruckt, daß man g,erade 
noch niCht eine Lupe br,aucht , um d�e einzelIlJen 
Ziffern les'en zu könIlJen, zu ,studier,en und 
sich. ein Bi1d über !di,e Wles.entlich,en AIlJsätze 
beziehungsweise Erg,eblllisse ,eines Rechnungs­
abschluss'es zu rnach,en. 

Es müßte denn doch mögHm sein, das 
weil1Jigs,tens in .der Hälf,te des Umf,an.ges, sa'gen 
wir' in 300 Seiten, genauso zus,tande 'zu brin­
g'en, ßliswns, wenn sehr vil8l vorkommende 

Wied,erholung,en vermieden lWürde!Il, und 
zweitens, wenn dalrüber hinaus die vi,elen , 
vielen Erläul!erung'ell , die zu den Uberlsdlrei­
tungen beziehungsweilse zu den Ersparung,en 
gegeben werden, kür�er gehalten würden, da 
der prüf,en,de Abg,eordne,te oder überhaupt 
j eder, de'r dien Rieclmunglsa'b.schluß des Bundes 
einer 'Prüfung unt'erz'i,ehen Wlill, gar ruidlt in 
der Lage ist, di,e.se Erläuterung,en auch in de,r 
Weise zu überprüfen , wie sie mit den ,seiner­

z,eitigen BudgetalJlJsätz,en übereinstimmen. 

Ich habe mir daher bewußt mer gl'eich elin 
Kapitel des Bundesmini,steriums für Finanz'en 
heraus'!JIesucht, und zwar den V,erwaltungs­

heißt es, daß die EmparungleJl, die bei Budget­

ansätzen von 54 Millionen Schilling gem.ac:ht 
wurden , 1 5, 1 77.000 S he1Jr;agen und sich ,aus 
Z'ehn Posi'IDonen zusammens,etzen, ohne daß 
UlliS gesagt wird, w1e flom die einzelnen An­
sätze ,auf diesem VerwaI.tun9lsaufwandsg,ebiet 
überhaupt gewesen sind. Ich. kann daher die 
EIlSpar'IlJi'sse, die gemamt wurden, nicht vom 
Ansatz abz'i,ehen, Wleil mir j,a der Ansatz gar 
nimt bekannt ist und UIliS daher diese .Beträge 
k'ein,e,rlei irgendwie wesentliche Aussage 
gelben. 

DaTÜber hinaus möchte 'ich hier mit beson­
der,ern Nach.dru<k auc:h ,auf etwlas 'anderes ver­
weisen : Zu die,ser Unklarheit, daß Ersp.a.run­

gen, die beilspi,eLsw,ei,se mit 500.000 S 'ange­
g'eoon ISind, dadurch eIlJtstanden sind, daß man 
auf der einen Seite El1sp.arungen von 20 Mil­

Honen 'g,emachrt hat und ,auf dier ,anderen Seite 
Mehrausg,aboo. von 19,5 Millionen stehen , per 
SaLdo ,sich. aber TichtJig,e,rweise nur ·eine Er­
spa'I'ung von 500.000 S ergiibt, muß 1ch. .sagen, 
daß di,ejoenigen, dile mit diesem HaushaLbs­
posten zu tun haben, wlirklich ,allerhand damit 
be'gin'l1'en können. Und zw,a.r b-egründe kh da,s 
mli,t zwei Punkten : 

EI1soons ;im P,eIlsona}.aufwand wi.ro 'begreif­
licherweise - ich seihe das vollkommen ein 
und ,es enhspriCht ,sicherlich dien Vorsc:hriften ­
mit dem Sollaufwand budgetiert. Man hringt 
die SoHaIlJsätz'e. Die Be,setzung dies,er Posten 
ist das ganze Jahr hioourch. unmöglich., man 
we:iß das von vornheI1eiil1; und nun lelTlg,eben 
sich aus dem Plelisonalaufwand zum Jahr'es­
ende und ,aus den dar,aus zu zahlenden Sozial­

tlIbgaben natürHch Mon:sterbeträg'e , aus denen 
dann ln anderer We,ise eIl!tweder mit BUidg,et­
Ü'be:l'IschreHuugsges,etz oder mit Genehmi,gung 
des BU1I1desministeriums für Flinanzen odex, 
wie 'heute hier auch 'schon ausg,eführrt wurde , 
sogar ohne Genehmigungen ancle're Zahlungen 
ge1e:i,stet werden, mit denen man also gar 
nicht budg,etierte Vorhaben verw.irklicht. 

Dazu möchte .ich feststeHen, daß es bei­
spi:elsweis·e auf den Seiten 1 36 u!Thd 1 37 unter 
Heere,s-Land- und Fomtwir,tlsch,afts'betdoeb 
Allentste1ig unt,er KapHel 40503 heißt: 

Anlagen : budg,ebiert mit 1 ,443.000 S, tat­
sächlicher Aufw,and 1 ,348 . 1 00 S, daher Ersp.a­
rung,en 94.900 S. 

W,a's sagt nun d:i,e Erläuterung d,azu? 

"Mindera'lllS,g:a!ben entstanden vor allem 

weg,en Zurückstellung der Gener:alr€paratux 
eines Betri,ebsgebäude:s (S 900.000) sowie der 
Anschaffung von Maschinen, eines Personen­
kraftwagens und von Imnootar (S 1 95.000) ." 

aufwand auf den Se:it'en 1 40 und 141 und die Dafür haben wir aber Mehrausgaben zu ver­
Erläuterung,en dazu. In :diesen Erläuterungen zeidmen, und zwar für d,en AnkJauf eines 
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Spezialkraftfahrz'euges um 577.000 S und von 
Geräten um 423.000 S. 

Im Zei,tp11llkJt der Budgeterstellung 'hat die 
betreff.ende Verwaltung diese Positionen gar 
ruieht beantragt. Sie hat also im Jahre 1969, 
als sie ihre Bedürf.DJi,sse für das J,ahr 1 970 
an�melden hatte, noch gar nicht gewußt, 
daß si,e das brauchen wird. Sie oot aber ganz 
andere Vorh�ben angegeben, diese ,anderen 
Vorhaben aber dann stehooge1assen, wor-aus 
sich meiner Meinung nach ,ergibt, daß man sie 
bei g,enauer Uberprüfung hätte ga'r nicht auf­
nehmen dürfen, denn wenn oSiIe dann. !Sowieso 
nicht durchführunQ1snotw,endi'g waren, hätte 
man si'e doch ni mt 1m J.ahTe 1969 schon als 
für 1970 unbed'ingt notwendig budgeHoeren 
müss-en. 

Auf .der anderen Seite hat man aber dann 
die Beträg.e f.ür Vorhaben v,erwendert, die im 
Jahr-e 1969 der vorgesetzten Di,enststelle nicht 
g,emeldet wa'r,en, die man dann ganz ,einfadl 
umfunktiomer1Je. 

,Mag ,sein, daß di,es r'ichtig war, das will 
-ich gar nicht belStr-eit,en, aber, Hdhes Haus, 
ich bin der Meinung, daß derartige ,int,erne 
Umstellungen, dioe hi-er minaesteIliS 20 Prozent 
des gesamten Haushaltes ,aUlSmamen, nicht so 
ohneweiters gemacht werden dÜTfien. Wenn 

wi'r diles :in e-iner Kommunalbehörde, in ,einer 
Gemeinde mach,en würden, würde s'ich der 
betreffende FinanZIIefeDent vom Gemeinderat 
etwas Schönels anhören mÜlssen, wenn mit 
jenen Be tr äg,en , die tatsächlich enspart 'Worden 
sdnd, ganz ooder.e Vorhaben durchg,eführt 
werden. 

Ich will dami,t nicht Kribik üben, nein, son­
dern feststeHen, daß das -so ndcht wei1:!eT'9,ehen 
soll, -daß man eI1stens bei ,der BudgeHerung 
e,twas genauer sein soll, daß von den vor­
gesetzten Die<IllS-tstellen auf di,e untelren Di,enst­
stelJien mit Nachdruck v,erwi1esen w,e'rden muß, 
daß nur unbedingt notrwendig-e Vorhaben 
budg-etüelt werden sol1en, die ,s,ie -dann natür­
lieh auch durchführen lSollen. Wenn sich Ver­
änderungen erg-eben - und die erg-eben sidl 
in die ,MilUarden, das w1sIsen wLr aus -den 
sogenannten Budgetände'rungsgeseltzen -, 
dann müssen 51,e dem Hohen Haus vorg,elegt 
u.nd auch vom Hdhen Haus beschlossen wer­
den. Es kann aber nicht nur den Dienststellen 
an sich über1aJSsen bleihen, eine Isolche UIIIl­
wlidmung g,ewaltiger -Beträg,e, dJi,e in die 
Milliar.densummen gehen, se Lb.st vorzuneh­
men, ohne daß das Hohe Haus darüber zur 
Beschluß'f,assung eing-eladen iwird. 

D CliS 1st meine Bitte, die lich an die hohen 
Angestellten des &echlImnglshofels und des 
HlIlanzmirüsteriums richten möchte, weil ich 
gl aube, daß es sicherlich in ihr-em 'ei9'enen 

Interesse liegt, wenn sie von seiten der Abge­
oIdneten auf soldle Umstände aufmerksam ge­
macht werden und wenn wir Abgeordneten 
bitten: Wenn Änderungen im Budget, dann 
nur über das Hohe Haus, weil ja  das Hohe 
Haus in den Budg,etänderungsgesetzen ohne­
hin begründeten Anträgen noch immer seine 
Zustimmung geg-ebelI1 hat. 

Und nun zu ,den Posten des Redmungs­
abschlusses !SeIhst: Ich möc.hte voreTst nodl 
einmal feststeHen: Mehreinna-hmen von 
2076 Millionen, Minrlera'llsgaben von 1 60  MH­
lionen bei der oroentlichen Gebaruny, 
Melhrausgaben von 451 Millionen, Minder­
einnahmen von 28 Millionen bei der 

außerordentlichen Geharung, sodaß 'sich 
ein Budgetminderabg-ang von 1757 Mil­
lionen ergi:bt, was aber, UIIld das -&ei mit 
Namdruck oostg,es-tellt, nicht ,auf ETspa,rung,en 
zurückzuführen Est - ,es sind MehraU5gaben, 
nicht, wie Herr Dr. Tull sagte, von 200 Mil­
Honen, sondern von 451 MiHionen vorhan­
den -, sondern ausschließlich auf Mehrein­
nahmen. 

Es sind also Jene Ansätze, die die Eonträg­
nisse OOS Bundes darstellen, also i1llshesondere 
di,e l'autenden Abgaben, vmsdchtig :budgetiert 
gewes-ell. 

Daß diese Bedeckung des AbgalIlges durch 
Aufnahme von Anleihen elI"folgte, ,i:s,t 'eindeutig 
und kl,ar. 

ICh möchte dazu nur feststel1en : Es 'ilst g-ar 
nicht uninter-etSSaIlIt, Z'll wissen, daß ,der 
Bundesvor,anschl.ag dann, wenn kein Amorti­
s atioll'sdiEmst fÜT -di,e Schulden und k,ejn 
Zinsendi-enst zu l,eisten wäre, völUg ausge­
glichen wär:e. Wir haben nämlich 'bed einem 
Budgetabgang von 72 18 Milliornen i1lJsge:s amt 
5 MiUiaT,den an Tilgung,en und rund 3 Mil­
liarden ,mn ZinsencLi€lI1Jst ,gele'ilstet. W'enn ,iCh 
aLso -diese heiden groß-en Posten absetz,e, 50 
war das Budget, der Bund€ls haushaIt , an sich 
ausg,eglichen. 

Nun zu den Ansät2':en für öffentliche Ab­
g,aben. Hs .i.st notwendi'g, hier einige, wirt­
schaftspoHtische Feststellung,en zu tr,effen. 

Wh haben bei der Lohnst,eue-r - das ist 
a'Uch ,schon in -anJder,en Debatten zum Aus­
druck g,ekommen - ,einen budgretierten Ein­
gang von 10.100 MiUionen f·elStzustellen. Wir 
ha:ben Mehr-einnahmen von 360 Millionen e['­
reicht. Für 1 97 1  ,sind bei dieser Post 1 1 ,6 Mil­
liarden und für 1972 15 MHliar'den vor-g,e­
sehen. 

Innerhalb von zwei J ahr-ell1 hdngt eine 
einzige SteuerpOisition ein PIUJS von 50 P,roz,en1 ! 
Wtir w1S1s'en um die V'erteuelfung, wir k,ennen 
di'e Wertminderung des Schillings, die dadurch 
eintritt. Aber hier spielen ,einzig und -allein 
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eiistens das ihöhel1e Einkommen d,er Unselb­
ständi,gen und zwei'tens die höhere P1rogrßs­
sion, :in die dLes,e EiJnkommen h i'Theinw achsen , 
eine so ,gewaltige RoUe, daß innerhalb ,etine5 
Zetit'raumes von nur zwei Jahrlen ,aUeilIl bei 
-der Lohnsteuer M,ehI1eiJnnahmen von 50 Pro­
z'ent f'estgestellt wer-den können. 

Di'e bei der Umsatzsteuer festgestelUen 
Erhö'hung,en sind s:elbstvers1.ändlich begreif­
Hch. 20.100 Millionen sind budgeUert 
worden, um 2 1 1 Millionen mehr sind 
eingeg,angen.  23.550 Millionen waren für 
1911 budg,etiert, und dJi,es-er Bert.rag wird meiner 
Meinumg nach sicherlich Ü'be,rsmr,uten werden. 
Für 1912 iJSt Mer her,eHJs ,ein Ama.tz von 
21. 1 50 Millionen vor,g,eseibJen, sodaß beim 
Budg,etansatz Ums,at�sbeuer 'ebenf.alls inner­
halb von zwei J;ahren 'eine Steigerung von 
30 Prozent festglesteUt wlerden kamn. 

Ich w.ill nun die ande,rell Steuern, ,dte durch­
wlegs Mehreinnahmen ,erbracht haben, di-e 
KÖ1rpeI1schafbs-teueT, ,d&e Sond,er,abgaJbe von 
K,raft-fahrreug,en, ,die lin oder Zwisch,enzeit auf­
gehoben wUIlde, di'e Ta'baksteue.f, di-e Grund­
epw-erbsteuer und vor 'allem -auch die Steu,er 
de.r Spielbanken, 'g,ar nicht genauer 'anführen, 
sondern l,edi'gbich Lesustel1en, daß Minder,ein­
nahmen :bei der EinkommellJstJeuer 'Und bei .der 
Gewerbesteuer f>estzustel1en ,sind, obwohl auch 
bei die,sen Ansätz!en Erhöhun9eIl vorgesehen 
s.ind : für 191 1  und 1 972 sind bei der Ein­
kommensteu.er M-ehr,einnahmen von 20 Pro­
zent ulIld bei der Gewerbes.teuer solch,e im 
Ausmaß von 11 P,rozent budg,eHent w()Jrden. 

Ich 'glaube, man braucht k-ein Prophet zu 
'sein, wenn man hier f,eststel1t, daß dielSe 
Einnahmenansätze vlermuUich auch in dren 
Jahr-en 1 97 1  und 1 912 kraum zu erziel,en sein 
werden, weil laus der völli9ffil UmschJichtung, 
die ,sich hi'er vollz�eht, eiinde'llltig und kl.ar zu 
ers,ehen ist, daß trotz .der Ist.eigenden Umsätze, 
trotz der Erhöhung des Gel dumsatz es im 
Lande nicht zu erwarten ,i,st, daß di,e Ein­
kommen .der wü,tscha'fiUich Selbständiglen 'be­
ziehung-sw.e,is,e die E!1gehnisse de-r Gewerbe� 
'steuer ,steigen wleI1den. 

Dazu möcht,e ich 'einlilge interessante DClIten 
f.eststeUelI1. Die EiIl!kommenstleuer war bis zum 
J ahr,e 1 964 di,e tfla.g,ende Steuer U1lJter .aUen 
Personalsteuern. Sie hat bis 1964 noch ümmer 
mehr betrlagen allS die Lohnsteuer . . 1965 kam 
'e,s erstmau,g zu ,einer kl,einen VIeI1Schiebun-g 
zugulI1!S.t,en de,r Lohnsteuer. In diesem Jahr ist 
di,e Einkommensteuer mit 5104 ;Millionen und 
ddre Lohnsbeuer mit 5132 M�llionen ,e,ilIlge­
gaJll'gen. 

Seit 1 965, also ,i.nnerha�b der le,tzt,en sieben 
Jahre, i!st diJe Lohnsteuer der Einkommen­
steuer um 60 Pro�ent davong-elaufen, deus 

heißt, die Lobnsteuer 1st beute um 60 p.rozlent 
höher als die Einrgänge aus der Elinkommen­
steuer. A1so ,inIlJßJ1halb dileSies 'ku["z·en ZeIi..t­
paumelS kam ,es zu drer schon oft betonten 
gesellschaftspoHtiJsch,en Veränderung, di,e s,ich 
allein ,auf Grund der Umstellung des ,gesamten 
Wirtsc:hafusl€iooIl!s uns'eI1es Landes vollzog'en 
hat. 

Ich möchte in d�esem Zusammenhang eilIl,e 
zw.eite FeststellUlllg tr-effen, eine Feststellung, 
ooe ,den Anteil ,am Volkiseinkommen betrifft. 
Im Jahre 1960 hatten die Uns,elbständig,elIl ,am 
VolkJseinkommen eIDen Anteil l.m Ausmaß von 
59 Prozent, im Jahfie 1968 'betru,g dieser Anteil 
66,5 Prozent. Der Anteil .der SeJbständi.g'eIl 
fiel im gleichen Zeitr.aum von 32,4 Proz,ent 
auf 28 Proz,ent a.b. 

Mcine Damen und Her.I1oo l Am linteres­
,santestJen i,st hier diJe Toa1Jsache, ,daß die 
Untennehmeminkommen ,im JaJhre 1 910 noch 
um 11 Proz,ent ge:stieg'ell ,sind, im Jahfie 1971  
w,amn ,es 5 ,5  Proz.ent, und lfür 1972 w,erden 
,el\)e!IlfaHs nur 5,5 ProZient prognostlir.?:ieIt. Bei 
den Selbständiig.en in der ILa,ndwhtsch,aft w,ar 
schon im J ahr-e 1 97 1  ,ein Minus zu v,erz,eichnen, 
d8JS heißt, daß bJiler übe r'haup t keilDJe Ein­
kommenssteig,erung mehr ,ein'g,etr,et'en ,irg,t, son­
dern ,ein Rückg.cmg ,der Einkommen geg'e<llüber 
1910 f,estzUistellen war. 

Eine derarHge Umstellung und Umschich­
tung muß uns metiJner Meinung nach denn 
doch zu denkoo geben. Dj,ese T,a1lSlach!e müßte 
vo'! alLem hei aUen Steue.rv,erhandlung.en, dlie 
joetz.t beginIlJeIl, mit be,sonder,em Nachdruck lauf 
den T,�sch ,gelegt we.n]en, damit man die tat­
sächlichen V.erhältniiS:se lerk,ennt. Hs heißt, es 
sollt,e untier Umständen ,eine Ver:schiedenhei,t 
bei ,den Steuer ansätzen d'er Selbständigen u[l!d 
der Unselhständigen vorgenommen werden. 
Ich haUe es aber ISchon aUIS G ründen der 
GI.eichh€iit aller Staatsbürtg,er vor der �e'ffas­
sUlng 'und vor dem Gesetz für unmöglich, daß 
man hiJer ,eil1Steitig vorgeht. Man könnte doch 
nur bei den Selbständigen eine Reduzierung 
.der SteuJer-aufkommen vornehmen, w,eil j a  
deren Einkommen nachw,eilslich auf Grund der 
Ergebnisse der 1etz:ten J,ahre ununterbrochen 
im FaUen beg:r1iffen ,sind. 

üarube:r h:inaus ist f,es tz uste l1en , daß die 
Arbei'tskosten, die wir zu tr,a,gen haben, im 
Jahre 1 97 1  bereo1ts ,eine Ste'igerung um 8 Pro­
z-ent 'aufwiesen, wäh,rend ,s,ite im Jahr-e 1 910 
um 21/4 Proz.ent 'g,estoiegen s1'Thd. 

Ich ,glaube, ,es war notwendrig, über diese 
T.atsachen -einmal zu sp.rechen, weil man ja 
-gerade in der ,augenblicklichen Situation, in 
der al1es :in fluß zu ,sein scheint, unbedingt 
,gerade auf solche Entwicklungen hinwei's-elJl 
muß. 
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Scherrer 
Nun möcht,e lich noch g,anz kurz auch zu 

den Er-gelbnis's-en der Bilanzen der Bundes­
betriebe ,etwas ,sag,en. Herr Abg,eonlneter TuB 
hat hier insbesondere über die Burudestheateif 
-gesprochen. Ich will mich mit dem elfwähnten 
Ri€:senabg-ang von 377 Millionen ,gar nicht 
beschäftigen, Isondern möchte l,edjglich f·est­
.stellen, daß die GesamteiIlJllJahmen -der Bundes­
theater 1 1 0 ,8  M'illionen 'betr,agen haben, wäh­
rend d,er Pensionsaufwand für -eLie BUlIlIdes­
the-aif.-er 82 Millionen :betrug. Das heißt, :daß 
unsere Bundeslheaber drei Viiertelj ahre im 
Jahr 'spi'elen, nur um die Pensionsl,eiJstung,en 
a'llf dem Gebiete der Bundestheate-rbelfiiebe 
überhaupt de ck>en zu könn,en. Dass Ii,st sicher­
lich e,ine sehr ,inte.r'e5sante Position !  Denn 
wenn nun von Rationalisierungell und Maß­
nahmen -glesproen.en wird, diJe vielleicht die 
Defizite der IBun.destheartJer senk€al, :dann er­
folgt -dies hoff,entEch nicht -auf Kosten einer 
Steig,erung .der P,ensiOJlien. Es wird doch 
hoffentLich nricht dazu kommen, daß aUe Be­
träge, die an Einnahmen ,erz.ielt werden, allein 
für die Zahlung .der P-enJSionell lin Anspruch 
genommen w-ellden. 

Ich möchte noch auf 'eine Bilamz, und zwalr 
auf die der Staatsdruooerei, hinwei,s'en. :Es ilst 
wichNg, ,daß man Jauch hiIlJsichtlich der öffent­
lich-en BU,anzl.eg,er dJi,e kaufmänni.schen Grund­
,sätze he-achtet .  Man kann feststellen, daß die 
Boetriebe an sich d'l1rchweg-s -eine gut,e Führung 
aufweisen. Abe'f Ibei einigen BetrLeben müs-sen 
auch die Mängel f.estgestellt :we,rden, die 
le'ide-r vilelen wirtscha.fUichlen u.nternehmungen 
umer·es Landes noch 'immer anhaften. 

So i,st zum Bei,spiel bei de,r Staatsdruckereti. 
wohl ein Gewinn von 9,7 MiUionen ausge­
wi,esen, der Gesamtumsatz beträgt rund 
207 Millionen Sdltilling im J,ahr. :He'i di'esem 
Gesamtumsatz :sd.lIl!d f,ertig,e ErzeugniSlS'e zum 
JahrelSIende im W,erte von rund 50 MiUionen 
Schilling vorhanden gewiesen. Die Liefer­
forderung'en betragen 52,7 MiUionen, di.e An­
zahlung/en, die gegeben wurden, machten 
1 4,4 Millionen aus, sodaß lin di,es,em Unter­
nehmen fast überhaupt k,ein Ba,rgeld vorhan­
den ist;  nur rund -1 00.000 S. M,an 'hätte dami;t 
am nächsten MonahseDsuen .sichierlich lIlicht di,e 
Gehälter beza'hlen können, wenn nicht in­
zwische n  BiIligäng-e aus den Lieferforderungen 
entst'ehen würden. Es war al.so ei!lle völlige 
lUiquidiität f,estzusteUen. Man ,ist -unter Um­
s,tänden zur Kr,ed1tauf.nahme '9'ezwungen, ob­
wOlhl auf der -a:nde'I1en Seite .sehr hohe AMiven 
vorhanden ,sind. 

Zum Familienlastenausogleich möchte ich nur 
drei Sätze sagen : Auf Seite 1 73 wird fest­
g,estellt, daß bei ,ti-en Unsellb.ständigen Mehr­
ausg-aben in der Höhe von 49, 1 ,Millionen 
Schilling vorhanden waren. Begründung : 

Gastarbei1,er. Das .sagt ·alles. Bei den Selb­
ständigen er·gaben sich Minder,aus-g-aben von 
37 ,8 MiUionen - diese werden immer wenig,er, 
die Zahl der Unsel'bständigen aber mehr. Bei 
den Geburtenbeihilfen - und auch das ,ist mei­
ner Meinung nach wichtig festzustellen - ein 
Rückgang von 3,75, das heißt Ersparnisse von 
37,5 Mill ionen konnten ,erz:i,elt werden, weil 
die Zahl de.r Geburten ISO bedeuten.d 'Zurück.­
gegangen 1st. 

Das sind naoWrIich·e EntWlicklunogen der An­
sätz,e, di-e wir selbstv-er,ständlich e1IlJs,ehen. Eis 
ist daher ,sicherlich nicht uninbenessant, wenn 
·gerede über :solche Ansätz,e, die vom sozi,alen 
Standpunkt ;aus -außerorde!IliUich wichtig sind, 
g-esproch,en wir.d. 

Nun hätte ich -g-eme di,e Anwelsenheit des 
Her.rn Finanzmimster,s '9,ehabt. Leider �st er 
nicht da. Der Herr FinaJIlz,miniJSoter hat hder 
vor 1 4  Tag,en auf di,e Fr-age des Herm Abge­
ordIlieten Dr. Stix, wi-e hoch deJnn eigentlich 
die Verwaltungissdmlden des Bundes &ei'en, 
geantwortet : Im Jahre 1 966 3397 Mlillionen 
- -ich hah mir das geiIllau ·aufgeschrieben -, 
im Jahre 1 967 3563 M iUionen, !im J,ahre 1968 
4255 Millionen, -im J,ahI'e 1 969 361 8  Millionen 
und im J ahr·e 1 970 1 8 1 9  Millionen. 

Was der Herr Fjnanz.minister dam.it zum 
Ausdruck bring-en wollte, gl,aube ich, brauche 
ich den D amen und Her,r,en des Hohen Hauses 
nicht zu erklär-en. 

Ich habe nun ,in di,esem 6 1 1 Seiten langen 
Buch 9,esucht, wo denn d'ielse Position her­
kommt, und habe festoges-teUt, daß dalS un­
möglich z u  finden JESt. SondeIlfi hier ,steht ein­
-deutig und kLar drinnen, daß di,e Ve,rwaltungs­
schulden des Bundes -am 3 1 .  De-zember 1 970 
1 5 .059 Millionen betnag,en. Darüber kommen 
wir ,auch nicht hi:nw,eg, weil sie ja g-enau 
auf.g-egHedert sind und interess anterwe�se der 
Bund am 3 1 .  Dez,emJber 1 970 den Gemeinden 
und Lände.rn aUein ,aus den Ertr-agsanteilen, 
die ulmen noch für 1 970 zustanden, ,einen 
Betfiag von 2240 Millionen schuldet. Also 
allein -aus den Erü1a-g.sant'eilen an di,e Länder 
u.nd Gemeinden war lein V.erwaltung,sschulden­
rückJstand in der Hö'he von 2240 Mlilliooen 
.geg-eben. Der Bund :schuLdet dre,r Brenner-auto­
bahn 2,5 Milliarden nicht fällige Verwaltungs­
ISchulden, ,er ,schuldet aus dem ERP-!Ponds, aus 
der AUA-Schuld allein dn der Höhe von 
537,3 Millionen u.nd aus intemational·en Ver­
pflichtungen gegenüber Bank,en und 'So weiter 
4,8 Milliarden, soctaß :s.ich ,aLso nicht fällig·e 
Verwaltung-sschulden in der Höhe von 
1 5 .059 Millionen lergeben haben, deilien aller­
dings -auch Forderung,en ,aUlS der Verwaltung 
g'egenü'beTisbeh€'l1, und zwar lin der Höhe von 
448 1  Millionen, was einen Saldo von rund 
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Sdlerrer 
1 1  Milliarden allein aus den Vell"waltung:s­
verpflichtungen des Bundes erg1ibt. 

Ich will meine Ausführungen, obwohl sie 
noch weit ausgedehnter sein könnten, damit 
beend,en, daß ich mich mit dem Schuldenst.and 
des Bundes und vor allem mit jener Politilk be­
schäftige , die Ihier ,'9,e,rade vor zwei T,agen 
in eine'r V!ereinlbanmg dies H,e'11I'll B'U!lldes­
minisbens füIT Binanzen mit Iden Trägern de,r 
österreimisch!en GeldwirtJsch.aft ,einschließlich 
des Herrn Präsidenten der Na1:tionalbank ge­
troffen wurde ulIld die meineT Meinung nach 
ger,ade in der derZieitigen Situation, iIliSoo­
sondere dn Ansehung des Standes der Ver­
pflichtungen des Bundes gegenüber dem In­
land und Ausland, denn doch eine,r Be­
sprechung bedarf. 

Der Bund hat ;im J.ahre 1 910 d..nJsg,esamt An­
leih'eIl in der Höhe von 7924 MiUiOllJen auf­
genommen, davon an Investitions anleilhen , die 
63/4 bis 1 Prozent kosten, 2 MiUiaroden, .an 
Darleh'eIl aus Versicherungsanstalben und der­
glekhen 990 Millionen, ,an Smat:z.scheLnen hat 
er 3 1 08 Mill'i<meal Ibegeben, und ,a'UiS dem Aus­
land wurden 1826 Millionen 'aufg,enommen, 
hauptsächlich dn DM und Dollars, und, ich 
gl,aube, auch Schw,ei2ieT Fr,anken w,aren dabei.  

Hobes Haus I Auf diese lIlJeuen Kreditauf­
nahmen, und zwar dm Inland in der Höhe 
von 6 1 30 Millionen, wurden Rückzahlungen 
in doer Höbe von 3880 MiUionen gel,etstet. 
D1e.se KlrecUte dm InLand kost,en durchsdmit1:t­
lich 71/4 bi,s allerhöchstens 11/2 Prozent. Aller­
dings haben 's,ie tast durchweg, ,a'bgesehen von 
den Invest,itionsanl,eihelIl, nur ,eine Laufzelii 
von zwei bis drei J,ahren, es handelte sieh 
also .ausnahmslos um ,sehr kurzfr�stige V,e'r­
pfltchtungen, die für }eden Schuldner irgend­
wie einmal 'g,efährHch und unang,enehm wer­
den können. Meiner M,eiiJl:l1ng nach Ii,st das 
j a  auch schon einige Male ,eingetreten, aUer­
�ings Ihins,ichUich doer VlerpfHchtung,elll g,ege'D­
uber dem Ausland, weil es S'idl j a  f,ast aus­
nahmslos um kurzfristLge Kl1edirte handelt. 

Dem Auslanrd gegenüber wurden den Kmdit­
aufnahmen von 1 826 Millionen Tdlguugen von 
1 1 07 Millionen g-egenübergelstellt. Die Ver­
zinsung di,eSler Kr,ed1te geg,enüber dem Aus­
l,and kostet allerd'ings zwischen 101/2 und 
121/2 PTOZIent. Es Isind ·also ·außerol'd·entlich 
teure Kredite, die im Auslande - sicher 
in nicht glücklichen Situationen - iaufg,elIlom­
men worden sind. Ich 'bin daher per,sönHch 
der Meinung, daß man !sich dann, we'lln man 
den ausländischen Markt 'in Anspruch Illimmt 
und in Anspruch nehmen muß - und ich 
habe volles Ver,ständIri's dafür, daß dillS unte'! 
Umständen im Inter'€SlSe der Aufr,echterhaltung 
des ,inneren Geldausgleichsg,ewichtes notwen­
dig ist -, günstige Zeiten am ausländi-

'schen Markt ,aussucht. WJr sind ja in keinen 
solchen DrangpositioDJeIIl, der östeI1rei<h1sche 
Staat steht meiner Mein'U:Il.tg [lach im Ver­
gl,eich zu anderen Sta,at,en Europas wirt,schaft­
lich immer lIloch so gesund auch in &einer 
BHaJIlz da, daß er al,so lauch bei der Aufnahme 
von K!r.edi4en dm AUlSland als guter Kreddt­
n�hmer auftreten kann und daher .audl gÜll­
s1:ligere Konditionen bekommen muß. D aher 
ist es notwendig, ,im Ausland den. Markt zu 
beobachten und Knedite dann dort in Anspruch 
�u nehmen, w,em:t man ,si'e vielleicht momentan 
noch gar nicht bl'auch,t, ab€[' 'weil die SHuation 
,�.iner . solchen Kreditaufna'hme gerade günstig 
'Lst, eme solch güDlStiglB SitU8JtJiOiIl zu wählen, 
w�'b�i n-�tür1:ich in er.ster LiIl!.ie ,auf die Lang­
frlshgkJeIt ,auch iSolchl€[' Kred,ite Rück.tSlicht ge­
nomme:n werden müßte. 

Di,e Ges·amtV1erschuldl1ng des Bundes be­
trägt am 3 1 .  Dezember 1 910 'g,eg,enüber dem 
AUlSl'and 1 3. 1 56 'Millionen und gegenüber dem 
Inland 33.642 Millionen. Sie beträgt daher 
pro Kopf der Bevöllmrung 6654 S oder 
46,3 Prozent de,r g,esamten Bundes aUJSg aben. 
Ich gelbe ,auch al,s ,ein MitgLied der Opposi­
tionspartei zu, daß dieser Schuldens'tarul 
meiner Meinung nach für den ,ösbetfIoeichilSdlen. 
Staat .a;l,s ·absolut tl1agbar zu bezetichnen ist 
und von ,roner UbeIlschuldUlIltg ü!berhaupt nicht 
die Red.e sein .kann. 

Aber gerade aus di'eg.er Pos.ition heraus 
glaube ich, daß man ,auf di'e La;ngf�,Lstigkei,t 
der Kredite mehr W'ert legen müßte daß man 
nicht 'Wie 'bisher - und ,es ,silIld ,�neilll per 
3 1 .  Dezember Bundessch,atzsdreine in .der Höhe 
von 8,3 Milliarden ,im Umlauf - mit diesen 
kurzfristig.en Bundesschat:z.sche1iIlien m aJIl'i pu­
lieren 15011, sondem daß man mehr ,auf eine 
Langfrits tigkeit der Krledlite, die de� Staat 
bI,aucht, Gewicht leigen müßte. 

Und dazu war nU[} meiner Meinung nach 
,g,erade bei den Verhandlungen vor zwei 
T,a-g� die MöglidlkJe,it. Ich will nicht sag,en, 
daß dIese Verhandlung,en, d-i,e zu e,inem guten 
Abschluß kamen, nicht auch meine Zus,um­
mU[}g fiinden. Selbstverständlich I Ich war sehr 
frdh darüber, daß man vor 'allem eine 61/2-
oder. eine 63/4prozentige Anl,eihe des BU'll·does 

in der Höhe von einer MHHal1de mit einer 
zehnjährig,en Laufzeit bei di.eser Gel,egenhe'it 
placieren konnte und daß man auch wiederum 
Vorsorg,e tr,af, daß in Ge.r Höhe von edner 
Milliarde KalStSenscheine begleben werd-en kön­
nen und daID'�t ,eine Abschöpfung von zwei 
Milliarden von vornhoer,ein der Fall 'ist. 

Man b.ilde sich aber bitte in die,sem Zu­
sammenhang doch nidlit 'ein, daß diese Maß­
nahmen auf das Preisgefüge in asterreich 
irgendeinen Ei'nfluß ihätten. Ich bin f,elsenfest 
überzeugt, daß aus dieser Warte her,aus nichts 
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eI1reidü oder erzi,elt wunde. Aber zwei Mil­
liarden wurden wieder festgelegt durch Er­
höhung de.r Mindesteinl ag,en 'bei der National­
bank. 

Der Herr Bundesm'inilster für Finanzen 
müßte bei ,einem ,solchen Anlaß fol'gendes 
überleg·en : Würde ,er - und ich glaube, es 
sind im heurigen Jalhr, ich kann es nichrt sicher 
sagen, zwlismen zwei und dlr,ei MiUiarden 
SChilling an Auslandskr,editen zurückzuzah­
len - diesen Devisenüberschuß, der hier nach 
Osteneicb heI'leinkam, .in ernter Linie dazu 
verwenden, die im J ahI1e 1 972 fälHg werdenden 
Verpflidüungen des BUllIdies ,geg·enü!ber dem 
AuslaJIld ,abzudeck,e'ill, dann hätte er damit 
schon ,eine bedeutende Abschöpfung vorneh­
men können. Es wäre dann n.icht die Stillegung 
von zwei Millia,ra.en SchillJing ohne Vlerzin­
sung notwendi'g 'g,ewes€'ll, denn wenn .auch 
die ölsterreichische Ge1dwirtsCh,aft sidrerlim 
dar,aus k,eine Vert€'Uerung ,der �r,edi.te ,ab-
1,e1iten wird - das, 'gla'UJbe �ch, wiro 's'ime,r 
der F'all sein -, 50 bedeutet das immerhin 
eine V.erm�nde.rung der Gewinne �n e,inem 
bedeutenden Ausmaß. Und eine Verminde­
rung >der Gewinne bedeutet Mi'Illdereinnahmen 
bei den Steuere.rträgnliss,en. 

Daher, glaube lim, sollten ger.ade in dies.e,r 
Rich,tUIlig ebenfa1l5 moo,emneTle und iIle1ll€ Wege 
g,egangen werden. Es ist nicht meine Auf­
gabe, hier Vorschläge zu ersotatti€n. Alber im 
hin über�eugt, daß der Herr Bundesminister 
Jene Berater haben und finden 'Wli'Id, dte hier 
auf längere Sicht gesehen ,eine richUge FdlIlanz­
und Dadehens-, vor ,al1em Kr,edi1l:poHtik des 
Bundes einlei te'ill. 

W.ir aUe ha:ben doCh rem Inter·esse dar.an, 
daß der Iseit dem JahI1e 1 966 ununterbrochen 
begdnnende Wirllschafbsaufst,i,eg -anhält. Wir 
glauben, und das '1st auch heute hier schon 
von meinem Kolle9'en Stohs frestg,es·1;el1t wor­
den, daß gera.de di,e Politik, di,e aus der 
schwierigen Zeit der Jahre 1 966 bis 1970 
zum Aufbau, zum Auftl1Leb lim den InVlesti­
tionen des BUlß>des geführt hat, den Bund 
g,enauso in ,s'einen w,irtschaftlichen Auf,g,abem 
IDodew.,ilSiert hat, wi,e ,es dJile Unternehmen 
uns'eres Landes tun mußten. Denn die, die 
5teckoeng,eblieben sind, dite den EillJSatz nicht 
riskierten, d�e keine lCredite ,aufgenommen 
haben, sind leider heute überrollt und zum 
1ieH beretts zur Aufgabe ihr,er Betn,ebe und 
.zur PJ.'1eirsg,abe ihrer Produktionen ·gezwung'en. 
Nur edn immer modern MeiJbender Betrieb, 
ein immer le1stung,sfähiger BetI1i,eb, so gilt 
das .auch für den HaushaI t des Bundes, 1st 
imstatllJdJe, seinen Anforderungren und Auf­
g,aben g.erecht zu werden. 

Die Inv'e.stitionen der J ahr,e 1966 'bis 1 970 
haben dem Herrn BundesmilIlister für F!N1anzen 

schon im Jah:pe 1970 reiche Früchte gebracht. 
Sie werden sie ihm im J,ahre 1 97 1  'genau­
so bring,en, denn ich bin jertzt schon, ohne 
die Ziiffi€·rn zu kennen, f.elsenfest überz.eugt, 
daß audl .das Jahr 1 97 1  mehr ,an Binnahmen 
erbracht hat, ,als ,im Bundesvor,ansdllag fest­
gelegt wurde. (Präsident P r o b s t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Dadurch wiro auch tim J.ahr,e 1972, daJS 

andertSwo herum ,eine Stagnation bringt, das 
Land OsteroTeim von ,eililier tsolml€lIl Stagnation 
v€'I\schont bl,eihen, w,eil iWÜr mit der Wirt­
schaftspolitik, die die Bundesliegi'erun.g von 
1 966 bi5 1970 g,emaCht hat, dite Voral\lJSSetzun­
g'en für eine weitere gesundi€ wirtsch,aftliche 
Entwricklung, das FundamenJt für die Sicherheit 
der Wdrtsma.ft dJi'eses Landes g,elregt ha:ben. 
(Beifall bei der OVP.) Ich glaube daher, daß 
wir damH aum ,dLes'er J,ahrlesr,echnung 1970 
g,em,e UIlJSelie Zustimmun.g .geben, w,eil wiT 
daraus sehen, daß all d'te VoraussetzUllg,en, 
dii€ .die Osberl1eidüsche VolkJspartei dn den 
Bundesvor,a1lJSchla'g für .das J,ahr 1 970 gestellt 
und gelegt hat, nicht nur eingetroffen, sondern 
sogar in einem stärkeren Maß'e, als wir uns 
erwartet haDen, zug.etroff.en sind. Aus diesem 
G runde ,sagen wir ,selbstv,er,ständHm zur Rech­
nung .des Jahres 1970 '1.lIllSer Ja. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abg,eordnete Dr. König. Er hat das Wort. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä­
sident !  Meline ,sehT ·g,eebr,ten Damoo und Her­
reoU l Ich möchte mich zunächst ,einmal mi,t den 
A:rgume�üen ausema:rudel1setzen, die h1er der 
Herr KoUeg,e Dr. Tull - er 41st ,im Moment 
nicht 1m Saal, .aber es wird !ihm tSicher aUJs­
g,ericbtet werden - 9,ebraucht hart. Dr. TuB 
ha.t gemeint, der Recbnoogs,absmluß wärre ein 
Bewets dafür, daß eilIl unvollkommenes Bud­
g'et durm den der7leiUgen Finanzmin:ister er­
folgr,eich vollzogen wurde. 

,Meine Damen und Herren I Ein ,Budget, das 
sein,erzoeit von drer Opposition kr,i,tLsiert wurde, 
weH es unzutreffende AnsätZ'e 'enthalrt'eIl sollte, 
das in Wtahrheit aber 2 'MiHialllden Mehrein­
na1hmen erbracht h at,  ein solch unvoll'komme­
ne5 Budg,et i,st fürwahr ein sanf.tes Ruhekissen 
für joeden Flinanzmintster. 

Dr. Tull hat ,aber auch gerneim, darauf hin­
weis'en zu müssen, daß das Sparklima das 
Zeichen einer aus'g,e�eichne'ten Konjunktur in 
dliietS,em J.ahr gewesen rsei. Das ,i,srt durchaus 
richtig. Ich dal1f ,aher emeu,t ,auf den OECD­
Helficht über das Jahr 1 970 v,erweLs'en, der aus­
drückliich bestätigt, daß diese Konjunktur j a  
nicht erst im J.ahr 1 970 ,g,esmaffen wurde, son­
dern .daß di'e Grundlagen di'€rS,er Konjunktur 
in -den Jahren 1967 un.d 1968 durdl ein-e an.t.i-
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zyklische InvestitJioruspol1tik gelegJt wunden, 
,genau durch jene Politik, dite Sie altS Sdml­
denwirtJsch'aft g,ebIlaJIldmaJrk1 nahen. 

Auch wenn Dr. Tull meilnt, daß einstmals 
in diesem Budget lechte Schwerpunkte, und 
zwar 'durch Nachtraogsbudget'5, geschaffen wur­
den, so irrt 'er. Gewiß, für die Forschung,s­

förderung wurden ,erhöh'te Mittel :im Nach­
tragISbudget zur Verfü'g'ung g,estent. (Bundes­
minis ter Dr. S t a  r i b a c h e r: BURGES!) 
Aber die Schwerpu:nkt,e, idrl.€ von deT OVP­
Regierung ,seinerz'eit ,angeküooigt wurden, 
finden in diesem Budget sehr wohl ihren Nie­
derschlag. 

Es ·tst der Schwerpunlkt ,de,r Bildung 9rewe­
sen, wo trotz der Eirust,ellung von einigen 
Tausend Lehrern insgesamt gesehen eine Per­
sonalmduktion mögLich wlar.  

Es war der Sdrwe'rpulllkt delI" Wohnungen 
- Si'e haben ja ,angekful,digt, 5000 Wo'hnun­
g,ell1 ID€:hr zu bauen ; bei -der Ankündigrung :i'st 
es vorde,rhalfid ,g,e'bl!�eheIJ. -, der €'nstmalls von 
der OVP-R'e'g,j.erung mit 50.000 Wohnung:en 
verwirklicht wunde. 

Und was die FOI!schungsffuderung anLangt, 
so gibt ·es zwei W.eg,e , dile FO Dsdmng zu för­
dern, Erst'eIJ.S über ai'e Fondsj ein legitimer 
W,eg, Und de'I Z'WI€ltte Weg führt ÜbeT dLe 
steu'erLiche Begünstigung der betrieblichen 
For,sdmng . Dies'er We-g wUIT,de unter der OVP­
R,eg,i,erung - und ich meme el'folgr,eich, wie 
,sich g,erei.gt h at - beschnitTbern. 

Wenn von der neuen A9'rarrpol,iJbik g,espro­
chen wurde, ISO list 'es doch ,einf,ach lllicht glaub­
haH, von 300 S Ber'g'ba'll'erriliilf,e und einer 
16proz,entirg.en Stei.g.erung bei der InhastTuk­
tur ,eine neue Agrfarpolit,ik rabzul,eriten , wenn 
IgleichreHJig von oorlselhen &egierung dren Bau­
€Im ·ein Vielfaches durch die Di'esfelölprei!s­

,erhöhung und ,emdere Erhöhung€1Il wl'edeT 
weg,genommen wurde. 

Meine Damen und Hel1l1€1ll! Dies'es Budge1 
ist alber auch ,in anderrer Hi1l!Sicht bemerkoellS­
wert. In di,eseID Budg,et dst e,rstmalls dii,e Be­
larstUlIlg des Bruttonationalprodukltes mH Steu­
-ern UiIld ,steuerä:hnlichen. Abgaben zurückge­
gangen. Ge9:enüber 1 969, Istellt drer RrechnllIDgs­
hof fest, :bedeutet dLe Be1astung mit 37 Pro­
z.ent einen Rückgang. Somtit ein eindell'bigerr 
Erfolg eLner Politik, die genau .in diametra­
lem Gerg€'l1!satlz zu dem steht, w,as wir h€'llte 
von der Jetzigen Regierung 'geboten. bekom­
mell1, nämlich ,eine s<tändig ,steigende Steuer­
helatStung. Und si'e -jost ein Hewe.iJs dafü[", .daß 

Wenig,er erfreulich !i.st ,arus diesem Rech­
nungISabschluß d1e ReststeIlung, daß die ge­
,setzIlich g,ebuDJd,eIll,en Ausg,aben nn diresem Bud­
g·et we,i<t,er um ,ein 'halbes Prozent von 75 , 1 Pro­
zent im Jahr 1969 auf 75,6 Prozent ,angestie­
gen iS1nd. Dieser große Proren<tsatz der gesetz­
lich gelbUlllJdern.en Aus'ga:ben .ist Anlaß zu rernst­
haftter 'Belsor'gIIl'iJS, UIIlid ich bin sehr intereSlS'1errt 
und weHre :sehr aufmerksam sein, fieSltz'UJSt'el­
len, wo Sie, Herr RinanzminiiSlter, 'in di1e>ser 
Frag'e di,e von Ihnen 'so oft langekündigte 
W,€'nJde im Budget präsentJi.erren 'Wlerden. 

Ich möchte in di'€lsem Zusammenhang ,auf 
dI1ei Dinge zu ,spI1echen kommen, di'e oeson­
deres Interesse an diesem Rechnungsabschluß 
erwecken. Zunächst auf die Bundes­

.apothe:kJen , von denen der Rechnungshof be­
richtet ,  daß im GegtmSla:tlz zu -dem rerwarteten 
Betrlieibsüberschuß ,ein Abgang ,ausgewie'S,en 
wunde. Es ist ,schon liichtfi.g, daß dieser Ab­
gang ,auch mili durch odire P,entSionsl,aJSten, die 
Mer ,aUlS'g,ewiesen werden, ibew,irkt wird. AbeT, 
meine Damen UIl!d :Herren, dies;etS Er,g,ebnis 
der ,Bundesapotfue'ken steht doch in !Seltsamem 
Ge'genrsatz zu den Äußerl1IlJg,en des He,rm 
Viiz-ekanzllens 'und SozialmilIl'ilSteflS, der noch vor 

den WclIhlen ,erklärt hart, daß ,es von Vorteil 
wäre, die pharmaZleuH'5ch'e Industr.ie zu v,er­
sta'atlichen. Oder mei�n Ste ,etw,a, daß dieses 
Ergeb1.1lilS so ,ermuUg,end wäDe, de-r TbJetSle des 
Herrn Viz.ekanzlelis zu folg,en ? 

Der Herr ViZ'ekoanzler hat ,auch leinmaI die 
Melill1ung vem,oot,eIJ., daß die BunJd.e,g,ap otheken 
pre'irSlstabiHsi,e�'€IIld wi.rkJen ,sollten. Nun, medne 
Damen und Herren, im Rtechnulligtshofaus­

'Schuß hat der PlräJslident des Rechnl1I1gs'hofelS , 
wie mir sch,eint, ,s,ehr zutreffend auJS se�nen 
Erf,a:hrungen festg.es,tellt , d.aß dies k'€Iin€lsfaUs 

irgeiOldwo bemerkbar g,ew,e'sen ist. Und jeder , 

de,I dr,außen :in eine dietSeI dreQ Bundesapo­
thelren geht, wird, abgesehen von dell1 prrei-s­

geregelt'en Walien, auch !bei den anderen wohl 
kaum eine V,eI1lJ1illtigrung fe's<tstellren. 

Edn zweites K,apitel , das belsondere Auf­
merks am keilt verdi,ent, lIst dars der Bundes­
bahnen, Es iiSt 'Mer vom Herrn Velrkeh[1Sminii­
'ster auf Anflrag;en 'im Riechnungshofal\l!s-schuß 
'erklärt worden, -daß ,er nunmehr eine Invest:i­
tionstan.g'ente von jährHch 500 MilHonen 
Schilling durch zehn J'aJhr,e ,hindurch dem Herrn 
Hnanzmindrster zur .außerhueLgetMoo Fdnanzi,e­
,rung für Sicherungs- und Riationa1tsi'erung:s­

investitionen üoormitt,elt hat, damit -dies'e 
InvestiHonstangente in ,aalS ges,amtJe Investi­
tionsprogramm des BinanzministreiI!s eing,ebaut 
werden könne. 

trotz sin:�enaeT SteUJerlast dClJS Ge'samtsteu'€'r- DeT Herr V.€Irk'ehnsmilnilster mußte ,aher 1m 
aufkommen für den Staat höher ,sein kiann, .srelben Atem�ug zugebelll, daß mit di,esen 

j a  v.iel höheT, als rSein€lrZleit vonsicht<igerweise 500 ,MinionelJl dars AusLangen nicht gefunden 

prählmini,eJ1t 'Wurde. werden koa:nn, um den Nachholbedarf t,arbsäch-
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lich aufzuholen. Schon bei den Budgetbler.atun­
goo habetn. wir darauf hingewiesen , daß es 
jetzt hoch an der Zeit ilst, die einmalige 

Chance ednels v·erstärIDtlen Abganges beim 
Personal zufoLg,e PensiaIllienmg zu nütz.en und 
durch RationaHsi·erung j'ene Ausgabe:nexplo­
,sion 'eilnzudämmen , 'dd,e, wenn Is�e nich1 etin­

gedämmt w.i'rd, .in den nächJStetn Jahren dazu 
führen muß, daß die Bundeshahnen überbJaupt 
nicht mehr in der Lag.e >sind, Investit�on,en vor­
zunehm'en . 

I,st .also schon der Ansatz ,�ine,r Inv'estitions­
tangente mit 500 Millionen Sch!illtiThg, von 
denen der VerkehI1sminlster sebbst 'sagt, daß 
sie lselbst dann nicht .ausI1eichen würden, wenn 
um Budget diie narmaLe InvelsHtiDnJsquotJe ent­
hal ten .ist,  bedenklich, i,S't ,sie umsamehr dann 
bedenkhch, wenn davon di·e R!ooe Ivst, daß 
91,eiChz,eiN'g ohnedies bei j!edem HeamtJen, der 
e'ingespa'rt wIenden koann, le,ine EnUastuIlig der 
B'lllIldesbahIlJen nur um 20 Proz,ent ,eintrliiU, weil 
das V,er:hältnlrs kktJiv·e zu ,Pensiondlst'en dies,e 
kostenmäßige Auswükung mit sich bringt. Ich 
glaube, daß man diese:s Problem nicht ,ernst 
g·enug betrachten kamn. 

Es wäre falsch , lanläßHch diesles Rechnungs­
hafheI1ichtJe·s ,den Finanzminitst·er zu :bejubeln, 
wi,e ,es der Abg.eordne·te Dr. Tull tat, ·daß €'I" 
vorzeitig,e Schuldenrückzahlung'en tätigt'e 
- an Iskh ein.e ,gute Sache -, gle:ichz·eiUg eis 
aber v1erabsäumte, Iden BumJdesbahnen Jene 
Mittel zu g·eben, ooe nach Aussa:g·en des zu­
·ständigen MinisteI1s 15-, 20-, ja 30p'ro�enHg'e 
Rentabilitätsrendi'ten, das heißt K alstelIle.in­
sparungen, mit sich bringen könnten . Ich 

glaube , daß das ·ein Spa1ren am f,allschen Fleck 
ilst 'Und daß man nlich:t ,ernst 'g,enug darauf 
hinwe1sen kann. 

Aber auch ,ein drittes Pak,tum hat 'heute 
KoUege Tull erwähnt . Er hat .auf die, Erklä­
rung des Herrn Uutenlichtsmiill'ilstens he zügl.ich 
der Bu:nde,stheater hJinglewilesen. Ich muß 
sag·en, Mer gilt der Satz: Si tacUlis·ses , phrila­
saphus mamsiiSises ! Das, WaJS Kolle,ge Tull 
zi,tJiert hat, hält ,e,iner erru;tha1tl€n Prüfung delr 
Ziffern des Rechnungsabschlusses nicht stand. 

Der RechnuThg'sabschluß weihst für d as Jahr 
1 970 ibei den Bundestheat,em e!inen Re'inve.r­
IUJst von 377 'Mmionen Schilling alUIS . Dals 4:st 
gewiß g:i'g.ant;i,sch, daJS ilSit :aber geg,enüber 1 969 
eine Ste'1gerung um 8 'BrÜ'zent, denn damals 
waren 'es 350 Milliianen. DamaLs h at delI' jet­
zige Bundeskanzl'eT tOr. Kneli,sky und damalig.e 
OppositiO'nsfühIier davon ·gesprachen, daß die­
tS:es Defizitt unerträgHch wär,e. Die St€ligeTung 
im Jahre 1 970 um 8 ProZ'€'Tht H'e'gt runter der 
StJe'1gerung ,de,s Budg'etausgabenr'ahrnens, die 
9 Prozent betr ag·en hat. 

Wals .aber list ,seither unter Ihrer Reg,ierung 
g'eschehen? Was !Wurde ,aUJS diesem untrag­
baren Defi1Jit der Bundestheater , dCllS der HeIlT 
Bundesk,anzler als Oppositionslührer ISO sehr 
kllnti!siert hatte? 

Wir w,i1S1S1en, daß dies,es Defizit :im Budget 
1 972 mit übelr ·ei'll!er halben Millliarde Sch'il­
Ung ·ang·e.setzt ist, w,as etwa dem gaiIlzen Bud­
get des AußenmilIl,i1S1t,e.I1iums entlspirlidlt. Wenn 
Sie dCllS umlegen , meilIlle Damen und Heuen, 
sind da,s per anno St'e!i'gerungoffil van 15 Pra­
z,ent. DClis übertrifft 'bei weitem die Ste,ig'erung 
.des Art1!sg·a!benr.ahmens der BudgleIts 1 91 1  UIIlid 
1 912. 

Und nun spricht der Herr Untell'.richJbsmd'ni­

.ster davon, daß er es als Erfolg bezeichnen 
würd'e, wenn les ,ihm 9,eI äng1e, ,dieselS Defizit 
auf Jenen Steigerungs1>etrag zurü<x:zuführen, 
der ·der normalen Ausgabenstei'9€ifung des 
B udgetl5 entspricht. 

.Meine Dam en und Henen ! W,ell111 dies<er 
Erfolg, den Dr. Tull so g,eprLesen hat und den 
sich der Unte,rrimtsII1IintitSter zum Zi€le .gesetzt 
hat, Wirkldchikeit würd-e, dann l,anden Sile -erst 
genau dart, wO' die OVP-Finanz- und -Unter­

richtsminister g,eendet haben, dort, wO' Sie 
lhr,e Kritik ang,esetzt haben . Das , was Sie als 
ungenügend empfunden haben, Ibetnachten Sie 
nun allS Zi,el einer ,erfolgTleichen Kult'l1rpoli:tJik. 

Ich möchte aber tin d1esem HaiUlSie auch 'eine 
Äußerung wi'ederholen, dile delI' Herr Unter­
richtJsminLster im Ausschuß .gtemacht hat, weil 
.ich m€line, daß es wert ;�Stl dilelSte Äußerung 
Mer festzuhaUen. Der Herr Unt'errrichtsmini­
ster halt auf ·di'e Frag:e , wile er zum Pliivat­
sch'Ulg·esetz stehe und zu de,ssen V,erabschtie­
dung hie,r :im Hause, wÖ'rt�id1 erklärt: Ich 
w-erde miCh bemühen, die Novlelle möglichst 
r·asch elinzubIling.en - und j.etzt kammt das 
Wich,tig,e -, und zwar so, .daß IS1,e dem GeriJst 
des abgeschlossenen Velitrag,es mit dem H-eHi­
gen Stuhl ·entspricht. 

WÜT können d1i,ese Haltung nur beigrüßen . 
Wir können nm haften, daß eis dem Herrn 

UnterrJchtsmindster gel�ngt, jene Partisanen 

in den Reihen Ihrer Partei zur Zu­
IStilll[l1ung zu g,ewinnen, di'e ber,e1its einmal di,e 
V,ena'bschiedu:ng dieses GeseIDzes Vl€lI'hJindert 
haben. 

Es wurde h€UJte von .al1en R'edne'rn betant, 
daß der R,echrrungshof da·s wertvallste Organ 
der KontraHe des ParLamenrts dansteHt und 
daß di,e,s·es Or,gan für das P,afl.ament jene 
Grundlagen z·u schaff,en 'halbe, die -es in die 

Lage verset�en, tatJsächlich der Kontrollfunk­
t:ion, dlte d1iJe Verf,a1ssuIlig dem Parl.ament g:egen­

über der RegierUIlig zuw,e:i'st, g,e.r,echt zu w,er­
den. 
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DDr. König 
Meil1Je Damen 'lIDd Herl1en! BereiJts im Aus­

schuß haben wir odar:auf hiilllgewies'e'll, und auch 
der Hellr RtechnuThg,shofprätStitdeIllt, der s.ich hier 
nicht zum Wort meldien kann, hat dort sehr 
eindeutig darauf hiin,gewi'esen, daß das Pro­
blem der KontroHe ,ang,eSiichtJs der Notwen­
dJig�eit eines modernen HaushaltsTieChrtes und 
längerfristig-er Pl,anungen .immer mehr auch 
zu einer FlTag-e der Kontrol1e jlelll�T grundlegen­
den Annahmen wird, die d!ile &eg-i-ef1l.[l1g dies'en 
langfristig-en Prognosen zugrunde legt. Ich 
glaube, .cl·aß hier ,ein,e 'edolgr:eiche KontroUe 
-ansetz,Em wi-rd müssen rtmd daß man dites-em 
Faktum auch lim neu-en ReChnungiShof.g,esetz 
Rlechnung wird tI1ag-en müssen. 

Wenn ich von KontroUe IspIlechJe, dann steHe 
im Mer ,erneut die FJ1age ,an den Her,rn Klub­
obmann der Sozialistischen P,ar,ted, wo dJioe von 
ihm ,angekündigten VieIlStärkten Kontrollmög­
lichkeiten .für ,die OppoSlition ,gebHleben sind. 
Er hat ,s-ie hilB'! ,aJIlgekündJigt, er h at 19i,e in 
Auss:imt ,gesteIlt. Im steHe !test, .daß bislang 
noch ke'rne ,einziJge I'Illiili:ativ,e Iseitens der Re'g:ile­
rungspartei m d1ese.r Rlichtung 'ergIliffien 
wurde. 

Im Gegenteil ! W'ir haben w:iedeThoH den 
Antr.a-g 'eing,ebracbt, daß die R.-egi�runglspartei 
weTIlig,stelllS ·e i n 'e r -g·ermgfügiglen Vierbesse­
runq der Kontrollmögliimk-eit'Bn deT Opposi­
tion zllstimmen soll�, ,einen v.iemeljährl'imen 
Bericht -der InanspruChnahme der Ermächtligun­
g,en de·s Fin:Mlzminisbers und des Schulden­
standes zu geben. 

Si,e haben das ,abg,e1ehnt, obwohl, Her'r Kol­
},eg,e Dr. T'11l1, Ihr FraktioTIlskolle-ge Lane Iselbst 
im Ausschuß darauf hiinlgewliesen ha,t, daß man 
Üiberleg.en müss,e, ob man :l1licht früher den 
Fmanz.smuldenbericht <der PosbsparkaJSls,e UiIld 
nidl1 .den RechnungshofberiCht, den SLe 'lüer 
zi1!i!ert haben, lins Haus bring,en könne. Er 
durfte dass dann im Plenum nichJt mehr saglen. 

Als unser Antr,a-g a:bgesbimmt wurde, 'ist 
miT nicht entgangen, daß Ihr Klubobmann vor­
her m1t dem Herm Finanzmwster ,ein kurzes 
Gespräch gef.ührt hat. Ich kiann mir vOI15't,ell-en, 
wass der Inhalt di'B.ses Gespräcbes g-ew.eS!ell S'ein 
mag. 

Es kann JliiCht ·cmgenehm Isein, wenn der 
Klubobmann, ·der hi,er das V,ersprec.ben aJbgi'bt, 
der Opposiltion verstärkte Kontrollmög�imkei­
ten zu 'glewähren, von ,seiner eig,enen. Fr-ak­
tion und seinem Ministerkollegen gezwungen 
wird, beim leI1sten Anlaß, wo es ,gilt, den 
Wahrhelitsbeweis anzutreten, glenau das Ge­
glente.il davon :lJU demonS'trI1e.r-en. 

MeülJe Damen und Henen ! Nimt nur di·eser 

es mH der Information, di1e der Herr Bundes­
kanzler immer ISO lSehr pre�s,t? 

Ich ,erinneI1e Si€ dar an, daß wü den H€nn 
FinCllIlzmrl.nilster -im Fi-nanz- und Budget,aus­
schuß nach einer beabsidtti'gten Erhöhung der 
Zigarettenpreise und ihrem Ausmaß gefragt 
haben. Das war am Vorabend joener SitzUiIlg, 
i,n der di,eser Antr,ag von Ihnen e'in.gelbl"acbt 
wurde. 

Der Herr Fi'IlCllIlzmi'Illiister hat mit Beclauem 
f,estgestellt, daß er l1Jicht .in der Lag-e i:st, diese 
Fr,ag,e zurzeit Z'U beantworten, weil noch keine 
Entscbeidung g,etroftien worden wär,e. So al,so 
'sieht ,es mit der Information ,aus. 

Und w�e ,si'eht ,es mit der -Begutachtung aus'? 
Wir erl-e-ben immer wieder, daß Vorlagen, di-e 
in da-s BegutachtUlllgsViediahren giehen, von 
derselben &egierung, dlte sie ms HaU/S brilll.gt 
und vorh,er ,in die Begutachtung geschli<kt hat, 
abgeändert werden, womit dillS BegutaChrungs­
verfahren zur F,aroe wti-rd. 

Mein'e Damen und HerDen! Betr,adllten Sie 
das als Erfüllung des Venspremens Ihrle5 
Klubobmannes, der Opposition verstärkte 
KontrollmögI.ichkieitten einZ'Uräumen? SiJe 
haben ,es ja vffi'lsprochen, :nicht wir. Sie 'haben 
das in -der ersten Sit�ung .di,eS'es Hauses er­
klärt. Wi,r warten dar,auf, .daß Sie dieselS V'er­
Isppemen w,ahrmamen. 

Wir ,steHen miJt Ihnen test, daß der Rech­
nungshof das wertvoUSite Instrument des .g.e­
-samt,en Pa,rlament:s und -ane-r Fraktionen 
g,egenüber oder R.egierung daTls-tellt, daJS ein­
zige lnstru/ffile'Illt, das di1eses P.arI.ament ,ange­
sichts des Kräft,eu:ngleimg'ewichfles - und wilr 
grind j a  .hJi,er ll)-ehr schl'echt -ausg!es1Jattet - :in dite 
La-ge v,ersetzt, überhaupt €Ii11l-e KontroUe 
durchzuführen. 

Wi,r s.tellen ;aber gleim�eitig f'eISt, daß dass, 
was S�e bisher darüber 'hinatlJS ang.e'boten 
haben, über Allikünc1tgun-gen und leeI"e Ver­
spDemungen nicht hiinaus-g,egangen ist. Neh­
men Si'B nicht an, daß S�e Mer -auf die Ver­
geßlich.:keit der Opposition IspekuHeren kön­
nen. (Beifall bei der OVP.) W,i,r werden Sie 
an .die Einhaltung d!i,eses V'eI\sprlemens be>:i. 
Jeder Oel1eg,enheit ·epinnern. Würr weDden Ul1JS 
das ltecht, teine gtenaiUe Karl'troUe der Regie­
Ilmg durChzufühnen mit Hilfe des Rechnungs­
hofes und mit HiIf.e j,en'er Unterlagen, d1e die 
Beamten des R·echnung,shofes in gew�s<senhaf­
t,er Arbeit zu:sammel1Jst,eUen, nilema1s n-e'hIIllen 
la<Slsen ! (Beifall bei der OVP.) 

Prä,s�dent Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Androsch. 
Er hat das Wort. 

Antra.g, der di€ v·er,stärkte KontroHe zum Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Inhalt hatte, wurde nieder,g·estimmt. Wi-e steht Hohes Haus!  Hel1r PräSlident! Der Herr Abg-e-
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Bundesminister Dr. Androsdl 

ordnete Sch,euer hat die· Fr,age der V,e,rwal­
tun91sschulden relev,i,ellt. Ich dad Sie darauf 
aufm,erk'SaJIl machen, daß ofieIllSoichHidl ein 
Mißv'ellständnis vorHegt. Weo:m Sie die 
Seite XVI hernehmen, ISO halben SÜle dom die 
Verwaltung'sschuLden d,ar,gestellt, und zw.ar in 
Form fäHi'ger Zahlung's- und Anwei,sung:srück­
stände. 

Ich muß midl ihier geg,enüber IDeliner F'est­
stellung vom 21 . Jänner ,j'D1sotiem korlli'gde'I',en 
oder, genauer gesagt, ergänzen, als damals 
auf Gr.und 'eines Mißvler'Sitä.Il!dnlliSSeJS n'U'r di'e 
Zahlen der ord·entlich'en Gebarung be,kannt­
g,eg,e'ben worden sind. 

Temden�iell �Lst das Probloem gleichgebltiJeben, 
nämlidl daß lS'i,e g,esu'llkeJIl lsind. Aber lich darf 
Ihnen di,e konkreten Zahlen, die ich .in einem 
SdH1eiben audl dem Her·I1ll Ahg,eordneten Dok­
tor Kön:ig miJtg,eteilt habe, bek,anntgelben. 

Di,e Summe der Verw.alrtungsschulden 'im 
SinlIlJe der 'fäHigen Zahlungen hat sddl von 
1 966 ,auf 1970 - Bezug nehmend auf Seite XVI 
des RechnuIllQlsahschlusses - w1e folgt g,e­
ändert: 3,81, 4,38, 5,29, 4,43 und Ende 1 970 
2,33 Milliarden, also nahiezu eine Halb1:e,rung 
gegenüber dem Vorjlahr. 

Was ,sich ,auf Seilte 452 findet, geht 'Schon 
dar alUs hervor, daß ,es ei'llJe Seite vo.rher dn 
de'!' UibeI1Schl1ilH "Nachwe'iJsungen über das 
Bundesvermägen" heißlt, ,dals heißt elille Ver­
mögensda,nstellung, und les sid:l hier um eine 
ganz ·andere Kiategorie handelt. Di'ese hetr·a­
geIl richtig 1 5  Milli,ar,den. 

leb darf d'as Hohe Haus linformliJeren, daß 
'sich diese Art von Schuld von 1 966 ·auf 1 970 
wi'e foLgt verändert hat: EIlIde 1966 2,9 Mi!­
Lia'rden, Ende 1 970 15 Mil1iaJrden Schtillin-g. 

Ich darf Ihnen lein -Beispiel dafür sagoen, 
warum das eingetreten 'Lst. Stie finden dor.t 
,eIDe V,erwalt'lLllgssch'llld ;an den F,amilien­
lastenaus'gl>eich ,in der Höhe von 3,4 Mi!­
l,iarden Schilling, die dadurch entstand'en i·st, 
daß dJi,e Ubel1schüSise ·des Familten1as,tenaus­
gleims auf Grund der EIlltsdl:eidung Lhrer P a'!'­
tei ,in der vorvor.i'g,en LegilSlaturpelf,iode zur 
Bud'9'ßtdeckung Vierwendert und htie,r aLs Ver­
waltung,sSchuld aus'gewiesen wurden. Das sind 
di·e Gründe, warum :in der Zeit von 1 966 bis 
1 970 dtese Art von bundesve'!'mögldcher V.er­
waltung'Slschuld von 2,9 ,auf 15 Milliarden 
Schilling gestiegen list. 

Bundeshalmen gibt. Sie haben damit doku­
,menbiert, welch rschwer.es Erbe der Herr V.er­
kehrsminLster Frühbau'er Mer ,antreten mußte , 

weil er sidl diJe,sem Nachholbedarf gegenüb.er ­
s'ieM. Wir wissen, daß wh im Rahmen ,der 
.staat'sfinan�iellen Möglim}{1mten hachten müs­
!Sen, eine entspJ1echende Invle5tÜltIionstang.ente 
auf re chJt:zuer:hal ten. 

Am VOffilittag wurde da'für plädJier.t, Steu­
'eUl zu rsenken p.nd ,auf Einnahmen zu ver­
zichten, ,alber ,am NachmiU,ag wiJ1d v,erLang.t, 
daß etwa �ür diesen Ber,eich meh'f Aus'g,ahen 
getätigt w,enlen iSoHen. <Das n.st überhaupt nu'!' 
um den Pr.eilS ie�nes wesel1JUich höhe'I1en Defi­
zilts möglich, das ,g,esamtwirbschaf.t1idl nicht 
meihr VJelftI1etbaT wälle. -(Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. K ö n i g: Ich habe von Anleihen 
gesprochen!) 

Zur Frage des St,a,atssdluJdJenbeoric'l'utes, .sehr 
geehrter Her,r AbgeoI'dinJeter, kiann ,ich nur noch 
'einmal mH ,allem Nachdruck belj:onen. : Daß ies 
di'esen überhaupt gibt, '�st einer 1nri:t.iabive mei­
ner F'f·aktion aus dem J,all!J1e 1969 7JU daJIlrken. 
In di,esem Staatsschulodenaussdmß ,sitzen Ih're 
F,achleute ebenso WlLe dile anderer Gruppie­
rungen. 

Es handeLt ,sich darum, daß nJller ein Be'l"icht, 
'eine A.n.aly!S'e und - was das iffilJ1:sdl:eddende 
i'st - 'eine Prognose ,samt Empflehlwngen gege­
ben wird, und di'e !�st früher nicht mögLich. 
WaJs S�e Vierlang·en - 'ich bi,tte Sre, sich bei 
Ihren �achl'euten, d1e tim StaatlSschuldenau'S­
.schuß isitwn, zu ,erkuudlig'en -, iJSt elinfach 
nicht ,sinnvoll, weil res die Prognose nicht 
möglich macht und die Empfehlung, und das 
dJst immerhin ,ein 'eIlJtschJeLdJender Best.andteil 
desselben. 

Zum Schluß muß ich ,s ag'en: Ich V,e'I1Slt:elhe 
,den Vorwurf nicht, W.eIlill Heu Abge oJ1dneter 
Dr. K!önä,g meint, les iJst eme Mißadl,tung d·er 
Be'gutach,tung, WleIllIl man ,einen Entwurf nadl 
der Begutadlrun,g ralbä,ndert. 

Ich habe dmmer 'gegLaubt, ,es 'Lst geradezu 
der Sinn einer BegutachtuJng, den Einwänden, 
Bedenken und VallSdlläglen &echn'1Nll9 zu tIia­
g,en. Daher wird r€!s aJUch in ZJUk'lln�t :solch,e 
Abänderung,en ge'ben. (Beifall bei der SPO.) 

PräSideIllt Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 

Ich darf zum Ver·glei ch  ,auch noch erwä:hnen, Sdllußwort? - J!r v-erzkhtet. 

daß sidl iin der,selben Z'eit dIiJe Fi!I1anz,schulden Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m-
von 29,2 auf 41 MilbLarrden SchJilling erhöht m u n g. 
h aben. 

Und nun zu ,eilllligen ,andeTren Dingren. 

Herr Abgeordneter Dr. Könilg ! Es i'st uns 
bekannt, daß es di,ooen Nachholbedarf ,bei den 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
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Präsident Probst 

zu erheben. - Danke. Das ist einstimmig 
·ang-enommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Einwand 
wird nicht erhoben. 

ICh bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf aum in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
auch in dritter Lesung e i n  s t i m  m i g a n g e­
n o m m e n. 

2. Punkt: Beridlt des Verfassungsausscbusses 
über die Regierungsvorlage (49 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem die Bundesgendarme­
rie betreffende Bundesgesetze geändert wer-

den (16'1 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung : Bundes-gesetz, mit 
dem die Bundesgendarmerie betreffende Bun­
desgesetze geändert werden. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Thalhammer. Ich bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Thalhammer: Hohes Haus ! 
Durch den vorg,elegt;en GesetZientwurf sollen 
die Voraussetzungen dafür g'esmaffelIl w.er­
den, daß tdi,e Bundesgeooarmerie dem zur Be­
,soIigung .der Aufg·aben de� HeZlirkJSverwaltung 
-oostimmten OI1gan. ,einer Stadet mdt ,edglelIlJem 
Statut zug,eordnet und von dJi,esem im Rahmen 
des Aufg,aJbenbeJ:leiches zu.r Besorgung de,r 
untelrSOOIIl staiWtLichJen 'Sich!erhei1JsveTWlaltung 
,elingese,tzt we'roen :kann. 

Der Verfalssun'9!sall'siSchuß hat dLe1Ste R1e'giJe­
rungsvorI.a,gle in Iseiner Sitzung am 25. Jän­

ner 1 972 din V,eIihaJIldlu.IlIg gezogen und nach 
Wortmeldungen der Abgleoroneten Dr. Gas­
penschJi.:tz, Dr. Broesi-gke, Sto'hs, Dr. Gruber 
,sowie des Bund,esmilll:iJsteIls Rö.sch beschlossen, 
dem Hohen Ha'l1Sle dite Annahme des Gesetz­
entwurf,es ,zu ,empf,ehlen. 

Der VerfasS'UJngsaUJsschuß !Stellt som�t den 
A n t r a 'g, der Nationahat woUe dem von der 
Bund€tSreg:�eru'llig vorg,el,e'g:ten Ge,setZlelThtwuTf 
(49 der Bei.laglen) dli,e VlerftCliSlSungsmäß.ige Zu­
stJimmung 'erteilen. 

Für den Fall, daß Wortme,loongen vorliegen, 
bin :ich beauftragt, zu beantI1agoo, Gell'ffial­
und Spezli,aldebatte ulIlter einem durchzufüh­
ren. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herren ! Ich d'Mf 
den ablehnenden Standpunkt der freiheitlichen 
Fr-aktion zu dieser Vorlage mdt we11liglen Wor­
t-en begründen. 

W'enn man den GesetWSlt'ext a'llJSieht, si,eht 
es so ,aus, als ob es sich 'lNIl ein Ge5etz handle, 
das ganz .aHgemeine Be-deutung hat. In Wirk­
Uchk,edt hetrifft .dieses GeS/etz nur die Polizei 
dn Krems und .in WaJidhof'elIl ·an der Y:bbrs und 
soll die Vor,ausse1Z'Unig dafür smaff.en, daß 
dOI1t ansteHe der bilsherlgielIl Poliz'eli Gen.dar­
meri'e 'ein-ge,s'etzrt ward. 

Beka'IllIlmch -sind di,e Betroffenen mi,t dllie,ser 
Regelung nicht einveiistanden. Sde haben au fis 
l-eb:h afte5-te beim BUllIdJesminJisterium für Inne­
res un d -bei aUen lin Betracht kommenden 
Stellen protestiert, weil ,sie lIlIicht zu UTI're'cht 
befürchten, in ihrer dilenst'rechtLic:hen Stellung 
s,ehr WIBSIeIlItlJich -beein.trächtigt !Zu werden. 

Und nun bitte ich Si'e, slich letW-a;S ,andeI1ßs 
vor Augen zu halten. W,ir haben heute den 
Siche'l1helitsberich:t auf der Tagescm:lnuiIl'g. Der 
Sicherhei:nsbenicht enthält e'i'IlJ€ Iteihe von Fest­
st'eUung,en, d�e unbestr,e�tbar sind : !Steigende 
KmminaMät, ;stJei'g'eIlIoo Zahl j€'IlJelf Fälle, ,in 
denen es nichJt ,geNngt, den TäteT zu erUhel1en, 

nicht voll auf.gefüllte P,ensoruüstände bei der 
Polizei. Die heutige Uberschrift des "Kuri,ers" : 
"UbeTf all auf eitn Spa'rkasseninSJt:itu t" . 

Bei einer -defiaI1bi'gen Lage ,auf dem Gebitet 
der ,iJn[})eren Sicherheit list es 'UlIlIser,elf Meinung 
nach nicht zu ver,aJntworben, eine fiurrktio'IlJi-e­
r,ende Pold�e'�truppe aU'fzulösen und, wtile lich 
hin�ufü'9,en möchte , damit zu (feduzie.ren. Denn 
eis um.te'fll�e'gt k,einem ZWielif.el , daß eine R'edhe 
von Beamten auf d�es,e WeilSIe dem Sicher­
heitsdi'eIlIst überhaupt veiflolloogehen wird, 
und MeT sind wür der Auf.{,aJS-SIlID9, daß man 
sich das heutzutage einfach nrichJt 1edslflen kann. 
Bei dem heutilg'eTI Stand der dnneren SichelI'­
'heit in Osterreidl kann man nicht einfach die 
Bedi,oo:steten dieIlJStrechtllich hlin- und he'l'5chie­
ben oder die VOr,a'1.llSiSleltz't1IlJgen dafür sch.af­
felIl, daß etWaIS Der.a\rtiog,es stattfinde,t , sondern 
man muß sich e:iniQ"lermaßen daIIlliJt befreunden, 
auch den Wünschen der Bedi-ensteteil1 Rech­
nung zu tifa.g'oo. Dies wäre ohne weilteres 
möglich ,g,ew€lS'eTI, wenn man sich hätte oot­
IschlLeßen können, wie dn aJIldJerelIl Statut ar­
,städt,en ein BundespoliZleikomm�SiSa(f1aJt odler 
zumindest lClie Expositur eines BundespoLi­
zeikommiSiSar,iates zu erI1ichbelIl. Man hat dies 
nicht g,etm, ,sO'llld,em will mit der vorlii,egenden 

Prä.sident Probst: Es ist beantragt, General- Ges'et�esvorlage die Beltl1effe1lllden zwingen, 
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh- ,sich ,in den GendarmeJiternenst überführen zu 
ren. - Einwand wird nicht erhoben. 

lassen. 

Wir beginnen mit der Debatte. Als erster Wir glauben, daß dies sowohl vom sicher-
zum Wort gelangt der Herr Abgeordnete Dok- heitspo1ittsch'en ,als auch vom per!Sonalpoliti­
tor Broesigke. Er hat das Wort. sehen Standpunkt aus nicht g,er,echtfer.Ugt i,st, 

22. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)50 von 100

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 22. Sitzung - 2. Feber 1972 1651 

Dr. Broesigke 
und werden daher d1e,ser Vorlage .nacht unsere Der Verf.aJssun.g.sa'UlssdlUß stelM somit den 
ZusbimmUlllg geben. (Beifall bei der FPO.) A n  ,t r a 9, de,r Nationalr,aJt wolle oden Benicht 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
der BUIlldesregienmg über dti,e lIlll!eTe Sicher-
hei.t Osterreidls zur KJennltnlis nehmen. 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der F.all. 

Wi,r kommen zur A b s .t � m m  u n g. Ich 
bitte jene Damen und Her,Den, die dem vorlie­
,gendlen GesetzeTIItwurf ,samt T:itel und Eingang 
ihre ZUJStimmung erooHen, !sich von den Sitzen 
zu erheben. - Dan}{le. lDas :i.st die MehTheit. 
Angenommen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor He­
gen, bin idl ,ermächtigt, d,ie Durchführung der 
General- und Spezi,aldebatte unter -einem zu 
beant!lagen. 

Prä,s�dent Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh­
ren. - Ein Einwand wird nicht erhoben. Wir 
gehen in die Debatte ein. 

Der Benidüel1statter beanJtJ.1agt dJie sofor1!i'ge Als erster zum Wort gelangt der Herr Ab-
Vornahme der dr,iJbten Lesung . - EilIlwand geordnete Dr. Schmidt. Er hat das Wort. 
wi,rd ke�oI1er erhoben. 

Ich bitte jene Da-melIl IUIlod Herr,en , di,e dem 
vorlliegenden Gesetzentwurf atUch in dJ.1i:tter 
Lesung 'ihre Zus timmu.ng ertelilen, sich von 
den Sitz,en zu rerheben. - Danke. Der Gesetz­
entwurf ilSt mit Mehrheit -auch in dritter 
Lesung a n g e n 0 m m e  n. 

Abgeordneter Dr. Scbmidt (FPO) : Herr Präsi­

dent! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Die Kriminalität in Osterreich j'st ,im An­
steigen. Das ist, so me,ine ich , in e'inem ein­
zigen Satz zusammengefaßt , die Quinte,ssenz , 

das Result.at d.iese,s uns h-eute hi,er vorUegen­

den Ber,idlt,e.s der Bundesre,g-ierung über die 
innere Sicheriheit in Osteneich. Ein Re'sultat, 

3. Punkt : Beriebt des Veriassungsausscbusses meine Damen und Herr.en, oda,s , so :glaube ich, 

betreffend den Bericht der Bundesregierung man nicht IhinwegdebattJieren kann und da-s 

(111-10 der Beilagen) über die innere Sieber- auch nicht v,erniedlicht werden isollte etwa 

heit Osterreichs (168 der Beilagen) dadurch, daß man sagt, na Ja, di'e Entwicklung 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung : Bericht der Bun­

desregierung über die innere Sicherheit Oster­
reichs. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mondl. 
Ich bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Mondl : Herr Präsident ! 
Hohes Haus l M,eirne ,Slehr ,g,eehrten Damen und 
HeTIlen ! Der dem V,erfaSlsU'IlJg,s,au.s,schuß zu� 
VortberatUlllg vorg-eleg-ene HerichJt biebet einen 
UberbNck übe,r das Ausmaß und di,e Entwick­
lung der Vmbrechen:skrlim'iI1alirtät -in OsteJ.1Teich 
im J,ahre 1970, über di'e V'e'IbrechJensaurfklä­
rung und über die von den Siche,rheits­
behörden -als Täter ,ermittelten beZ'iJehungs­
w,e�s'e von den Strafg,erichten v,e'rur,teilten Per­
sonen und behandel.t di,e bereits g.etroffenen 
be1Ji'ehunglSweise in Vorbel'edt'Uillg befindLichen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verbl'e­
cheIlisvelThÜltung und V,erbnemen:saufklärung. 
Schließlich 'befaßt Isich der BeIlicht auch mit 
den Suchtgiftde1ikten. 

Der V,erfassung,Sa1lJSlSdlUß <hat d€lIl Bericht 
in lSe'iner Sltzung am 25. JäIlJner 1 972 in Verr­
handlung ,glezog,en <UIIld nach Wortmeldll1ng.en 
der Abgeordneten Dr. KönJig, Klilnzl, Stohs, 
Dr. Broesig1ke, Dr. Heinz fd,sche,r, Dr. Fiedler, 
Gr.atz, Dr. Blenk ISOW;]e des BundesIIlÜlIl!�sters 
Rösch mit M,eh:nheit 'bes chi OIssen , dem Hohen 
Haus zu empfehlen, oden Bericht zur �enntnis 
zu IlJehmen. 

'sei  nicht besor'gniserre-g-end - 50 heißt es 
nämlich auch dann weiter ;in diesem Bericht 
,in der abschldeßenden Zusammenf,assung -, 
oder daß man, wie 'e's auch 'schon g,e:sche'hen 
.�st, sagt, d1e MalS's'enmed i'en bauschen Ja das 
nur ,auf, 'in WirkJ<ichkeit ist es ja gar nicht 
-so ar·g damit best.ellt . 

Nun, meine Damen und Herren, ,g,er,ade Jn 
den letzten Tagen und Woch'en hahen wir 
eine Reihe von Gewalttaten !in Osterreich 
erleht, die das Gefühl der ohnehin sdlon VoQT­
'handenen Unsich,erheit ,in unserer Bevöl­

kerung nodl mehr verstärkt hahen. Es ist 
doch heute her·eits ·e,ine trauri'g,e, jledoch felst­
iStelh.ende Tatsache, daß 'sljch zum Bei'spiel in 
manchen Hezliriken oder B�i:r1k'stenen der 
Bundeshauptstadt Ver.hältnisse ergeben, da'ß 
sich vor aHem ältere Frauen nach Einbruch 
der Dunk.,ellheH aUein kaum mehr -auf die 
Str,aße wagen. Ich ha'be da's schon 'einma,l an­
läßlich der Budg-etdebatte hier erklärt, und ich 
gestatte mir nochmalos di!e W,i,eder'holung. 

Hs iiSt auCh ,eline Tatsache , die man nicht 
wegdiskut:ieren kann, daß sich Raubüherfälle 
auf offener Str'aße in der Bunde:shaupt'stadt 
,er,eignelIl, vor den Augen ents'etzteT Passanten, 
di,e :Slich noch da�u dabei sehr palS!si,v verhalten, 
di,e nicht eingreifen, die 'sich wei'gern, ,als 
Zieugen zu gehen, um j a  nicht 'in diese Ange­
legenheit mit,einbezogen zu werden, weH sie 
.an den Schutz durch die SicherheH'sbehörden 
nJicht glauhen. 
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Sind ,aLso die Straßen in der Bundeshaupt­
stadt, 'Zumindest in bestimmten Geg,enden. 
längst unsiCher 'g,eworden, so j'st !in letzter 
ZeH mit de'r Bundesbahn lein weiterer Bereich 
des öffentlichen Lebens lin di,e SphäJ1e der 
UnsicheIiheit ,einbezog,en word'en. Eine oganze 
Serie von Attentaten ,auf Zugr,eisende mußten 
wir rin letzter Zeit fes1Jstellen. Ich meiIJ.'e nicht 
einmal so sehr dieses eine el1ste Sexualatten­
tat ,auf di'e Kärntnerin, das 1iegt V1i'elleidlt ,auf 
einer aIllde-ren Lini,e. .A!OOr eine Reihe von 
RaUJbüberfällen lauf Zugreisende Ihaben statt­
gefunden und !haben dcwu beiogetragen, Un­
simerheH und Angst unter den Zugpassa­
gi,eren zu V1erbreiten. 

Raubüberfälle auf Banken und auf Sparkas­
sen sind an der Tagesordnung. Und die Ver­
brecherwelt ILst hereits so dr'eist ogeworden 
- wü 'h.aben es oger,ade heute in der Morogen­
zeitung gelesen -, daß 'sie ,sich nicht mehr 
beognügt, kleine Bankfilial'en ·am Stadtrand, die 
·a'bg,elelg.en oder an einsamen Orten sind, heim­
zusuchen, sondern mitten lim Sta.dtg,ebiet de·r 
Bundeshauptstadt werden Uberfälle naCh 
amerikani'schen Gangstermethoden verübt. 
Dazu kommen dann noch Bombenattentate, 
Bombendrohungen, die das allgemeine Bild der 
Unsicherheit albrunden. 

Wenn das, Hohes Haus, niCht besor'gnis­
erreg,end ist, 'so weiß ich nicht, was 'eigentlich 
noch gesche:hen muß, um der Bundesregierung 
zu Besorgnissen Anlaß zu geben. Wenn dJioe 
Bunde'Sr,egie'rung keine Be,sopgnisse hat, die 
Besorgnissie ,der Bevölkerung Isind selhr stark 
vorhanden. Man muß nur hineinhören !in ,di'e 
Bevöl�erun9. Es sind vor ,aUem {He alten 
Leute , die von selhr ,großer Angst g,eplalgt 
sind, und j-eder von uns, meine Damen und 
Herren, hat j a  ,alte Leute al,s Vellwandt'e, als 
Bekannte, allS Mitarbeiter lin der Gesinnungs­
gemeinschaft, und j eder weiß, daß die Angst 
vor dem V'erbrechertum in FI1i,edenszeiten 
kaum joemals größer 'g,ewesen list als heut­
zutage. Und wenn ich von der Ang,st der 
ä.Jt.eI1en Leute spreche, ISO darf man auch nicht 
die Sorgen der Eltern übeiisehen und nicht 
bagateHils'i'eren, die Sor'g'en der Eltern um ihre 
he-ranwamsemten Kinder. 

Meine Damen und Henenl Hohes Haus I 
Ich bin weit davon entfoernt, di'e gräßI,iche 
Ermordung eines achtjährigen Mäddlens 
kÜl'Zlich tin Salzburg zum Anlaß zu nehmen, 
nun zu drama'tisieren oder dn Panik. zu machen. 
Ich bin 'mir bewußt, ISO tieftraurig dies,e Ange­
legenheit .ist, daß so etwas Ioeider dmmer 
Wli,eder vorkommen wird. W,as mich ·aber in 
Panik vellsetzt und was man nicht genug 
dramatisieren kann, i,st doch di,e Tats.ache, daß 
ISO 'ein UnmensCh, wenn er tatsächlich ge;faßt, 
v,erurteilt und eing,egperrt wird, dann, wenn 

er ,aus dem Gefängnis w&eder her,auskommt, 
.in der Lage Ii,st, se,in schändlliches Tr'eiben zu 
wiederholen. Im war erschüttert, alis ich vor 
el'mg,en Tag,en die Fernseihsendung 
"Hol1izonte" über das Interview mit dem 
lGiTIldellSchänder in der Str·afanstalt Stein 
'gehört und Igesehen habe. Und man kann 
veristehen, woie den Eltern der geschändeten 
Kinder zumute sein muß, wie den EItern der 
�ind'er zumute sein muß, die in a'bseihbare-r 
Zeit wied'er in d,er Nähe oder sogar unter 
einem Dach mit diesem Herrn zusammenl,eben 
müssen, der, um es vorsichtig auszudrucken, 
auch in Zukunft ndcht für Isich ,g,arantieren 
kann. Ich kann venstehen, daß auch diese 
Eltern von Angst, SOI'lge und Panik erfüllt 
sind. Da wollen, ja da müssen iF,amHien lihre 
Wohnungen wechseln, weH de-r Herr Kinder­
schänder woi,eder einziehen wlird und niCht 
weiß, ob 'er ·es V1ieUeicht nicht wi,eder tut. 

Ich möchte sagen, das darf doch ei,gentlich 
nicht wahr g·einl Meine namen und Herren I 
Wie weit sind wir eigentlich in Osterreich1 
Dals kann es doch nicht gelben, daß heute 
MensChen, die ,wegen eines Veribremens ,abge­
urteilt 'SliD!d, beTeits lin der Str·ClIfhaft neuerLich 
Untaten anlkündJ�gen und daß man darüber 
ohne R'eaktion von öffentlicher Seite einf.ach 
zur Tag,esordnung überg,ehtl (Beifall bei der 
FPO.) 

Meinle Damen und Herren ! Ich glaube, das ist 
genau das, w.as die Bevölk'erußlg in Unruhe und 
Sorgen v,ersetzt: daß man nimt weiß. wenn 
'endlich einmal ein Ver.br'ech·er geJaßt und ein­
gesperrt wird, ob dJieseT Voerbrecher nicht auf 
Grund einer sehr, seihr tol,er,anten Handhabung 
der einsChlägl,g,en Gesetzg·ebung vorz.eitJig ent­
lass'en wiI'ld und dann wieder neue Untaten 
setzt. Hi'er muß dorn ,etwas g,eschelhen! Hier 
muß doch verlangt werden, daß zusätzlime 
Sich,erungsmaßnalhmen getroffen werden, die 
verhindern, daß nach der Entlassung 'aus der 
Straflhaft neue Unt,atJen ,g,esch,ehen. Und wenn 
ddl kürzLich von dem Mord an eine'r Grei'sin 
bei Ulioenf'eld laos - man hat den Täter g·ef,aßt 
und festgestellt, daß er 21mal vorbestraft 
war -, 'so 'fr,aog'e lich mich : Sind dCllS die Erlgeb­
ni,sls·e einer ohnelhin recht fr'a'gwürdigen 
Reso�i'alisierußog? Ich möchte 'frag,en, ob es 
ni,er nicht veTtretbar :ist, das volle Ausmaß, 
diile voUe Schwer,e de'r Str·afe für den Ver­
bremer fühlbar zu mach'en. Ich möchte fr,agen, 
ob es hier n1idlt vertr,etibar ist, ges·etzliche 
Maßnahmoen zu er,greifen, um solche Un­
meIliSchen ein für a:lliemal unschädlich zu 
machen. Dals liest keine Pr,a'ge der Todesstrafe. 
Das möchte kh gl,eich betonen, um nicht falsch 
v,eDstanden zu werden. ,Ich peflsönlich bin lein 
Gegner der Todesstr,afe. Aber ich ,gl,aube und 
wenn Sie in die Bevölk,erung hineinhören, 
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werden Sie ,einen Grundsatz und eine 
Äußerung hören, die man absolut vertreten 
kann : Lebenslang muß lebeIlJSl,ang bleiben! 
(Beifall bei der FPO und bei Abgeordneten 
der OVP.) 

Das ist doch auch eine Frage der ,inneren 
SicheJ'lheit, eine Frage, die in diesem Ber,icht, 
der uns vodie'gt, nicht beantwortet wird, nicht 
be'antwortet werden kann, weH diese Frage 
ja n1cht in den Kompetenzbereidl des Bundes­
ministers für .innere Ang,ele,genheiten fällt, 
es ist 'aber ,eine Frag,e, die doch wohl ,auch :im 
Ralhmen der Debatte, der nilskuss:ion um die 
-innere Sicherlheit dn Osterreädl einer endhchen 
Beantwortung beda·rf. Denn die dnnere Siche'I­
heit ist nicht nur eine Ang,eleg'eoo'eit der 
Polizei, sondern auch Angel'eg,enlheit der 
Justiz. 

Aber der vorl'iegende Benich.t 'beschäfbigt 
sich nun einmal mit der Krimina,Lität und ihrer 
B ekämpfung bezieihuugswoeise Verhütung. 

Wir müssen aus diesem Bericht .entnehmen, 
daß die Zahl aUer VeDbrecben im Jahre 1 970 
um 2,4 Prozent '9,egenüber 1 969 ange,stiegen 
ast. Der Herr Bundesmini'ster hat einmal im 
AUISschuß Zahlen genannt. Er Ihat gesagt, die 
Verbrechen ,sind von 92.9 1 6 i1IIl Jahre 1 969 
auf 95.31 4  ,ang'estiegen. Be,acbtlich ange­
:st'iegen sind die VeI1brechen .gegen Leib und 
Leben: von 1 966 auf 1 970 um 19,8 Proz·ent. 
Me'ine Damen und Herren, da'S ist viermal so 
staTIk wie das Anst'eiogen der gesamten Ver­
brechenSlkriminal.ität 'g,eg-enüber 1 969. 

Es list daher er:klärltich, daß ger,ade bei di'eser 
Verbrechensgattung die Furcht der Bevöl­
kerung am größten i,s t.  Und dar.m trdtt noch. 
ein Umstand. Ein Umstand, den wir ,auch 
erläutert finden ,auf Seite 1 8  die,ses SicherheHs­
berichtes. Näml,ich der Umstand, daß zwar 
mehr Verbrechen auf.gekl ärt we.rden konnten 
als dn den Vorjoahren, arber gemessen am An­
stieg der ,gesamten Verbrechenskriminalität 
d,ie Aufklärung 'in.sgesamt zurückgeblieben ist. 
Das hedßt mit ander,en Worten: Der Polizei 
gelang 'eis in 'einem W'esentlich g,er,ingeren 
Ausmaß ,al's früher, Verbrechen aufzuklären. 
Wurden .im Jahre 1 966 noch 57 Prozent aller 
VeJ1br·echen ,aufgeklärt, waren es :im Jahre 
1 970 nur mehr 51 Prozent. Bei den Verbrechen 
gegen Leib und Liehen wurden lim Jahre 1966 

97,2 Prozent aufg'eklärt, 1 970 nur mehr 95 Pro­
z'ent. Bei Sittlichkoeitsver.brechen wurden 1 966 
93,5 Proz,ent ,auf'g,eklärt, 1 970 nur mehr 88 Pro­
z·ent. Bei Einbruchsdiebstählen 1966 36 Pro­
zent, 1 970 nur mehr 34 Proz·ent. Bei Raub­
verbrechen 1 966 70 Proz,ent, 1 970 nur mehr 
63 Proz,ent. W,ir stelloen also überall e,in Ab­
,sinken d'e's Aufklärungsprozentsatzes fest. Das 

heißt also : Bei ste'i'gender Kriminalität bleibt 
die Aufklärung perz,entuell  zurück.. 

Das i,st natürlidl auch ein Umst.and, das j'st 
natürlich auch ein Faktum, das dazu beiträgt, 
die Uns>i<herheit in doer Bevölkemng �u stei­
gern und das V€rtrauen in unsere Si che r­
heitsbehörden, in die PoLizei zu senken. 

Daß das Vertrauen in UIlJSer€ Polizei 'Sinkt, 
ist wohl auch eine unbestreitbare Tatsache. 
Heute wird doch ,in Osterreidl, wenn man 
von Sicherhoeüsbehörden spricht, im allgeme:i­
noen nur mclu die Gendarmerie als eini,ger­
maßen intaktes und zur Ve rb reche r­
bekämpfung einsatzbereites Sdche'I1bedtS'korps 
angesehen; von der Pol1zei hat man die,sen 
Eindruck lelider nicht me/lu. 

Viele Geschädigte ,erachten e s  überhaupt 
als zwecklos, sich auf das Polizoejkommissarliat 
zu begeben, um ein Verhrech'en anzuzeig'en, 
und die Po1izei ihr'erseüs nimmt d.iese An­
zeli.g·en vielfach mit ,einem mehr oder weniger 
hilflosen Achselzucken ,entgegen. Ja lich höre, 
man empfiehlt den Anzei'gern manchmal sehr 
di1s'kret, sich doch eines Pr,ivatdebekbivs zu 
bedi,enen, dann wäre boestimmt de,r Erfolg' 
größer. 

Hohes Haus ! W,a's sind denn die Gründe für 
eine Situation, wie wir sie jetzt haben? Ich 
möchte doch wieder sa'g,en, was ,ich schon in 
meiner Budgetrede zum Kapitoel Inneres gesagt 
ihabe : Unsere Krimin.albe,amten - das muß 
hier gesagt werd'en - werden nämlich letder 
weitgehend fal,sch und unrichtig und zweck­
entfremdet eingesetzt !  Sie werden leider weit­
goehend für Aufgaben herangezogen, für di,e 
,sie einfach nicht da 'sind. 

Herr 'Minister ! Man berichtet mir immer 
wi'eder aus Kreisen der Krimina.Jbeamten, daß 
die Uberlastung doer Beamten mit 'sog,enannten 
Verwaltung'sangelegenheHen, wie das g'enannt 
wird, vor allem mit sogenannten Lenker­
erhebung·en und mit ,ander,er Laufburschen­
tätJigkeit, ein Ausmaß errelicht hat, daß e.s 
ihnen fast überhaupt nicht mehr mögNch �!st, 
zeitmäßig und auch physisch nicht mehr mög­
lich i!st, Verbrech,en a,ufzuklär,en oder gar zu 
verhüten, Bestenfalls können !sti,e Igerade noch 
die ange�ej.gt'en Verbr,ech,en re.gistDier,en. 

Was hat die Off'errtlichk'eit davon, wenn e;in 
Kr.iminalbeamter j a'hrel.ang he'ruflich dafür 
ausg,ebildet wüd - gut ausgebildet wird, eine 
Sp€ZIialausbildung -beikommt -, Verbrechen 
künftig verhüten oder aufklär'en zu könnoen, 
und wenn diese Beamten dann dn der Praxis 
;in Wden den Polizeikommi'ssariaten ,zug'et,eilt 
werden, wenn sie Konzept's:beamten wei,sung's­
gebunden unverstellt werden, und zwar Kon­
zeptsbeamten, denen ,es ,an derseihen kriimino­
logischen Ausbildung mang,elt, die dn diesen 
Dingen keine Erffrlhrung oder nur sehr wenig 
Erfahrung besitz.en und di,e die zugeteilten 
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K:r.iminalheamten eben mit Hilf,sarheiten be­
,schäftig,en, wii:e eis die Lenke]}edlebungen sind? 
Sie Ihaben dann zu erbeben, wer an dem einen 
oder dem ander,en Tag ein bestimmtes Fahr­
z'e'ug fa.Jsch geparkt hat oder wer -an einem 
bestimmten Ta'g y.erk'ehrswidri.g gefahren ist. 
Es i:st doch kl,ar und verständlich, daß ein 
Kl1iminalbeamter, der täglich acht .bis z·ehn 
solcher Lenk'ereI'hebun·gen durchführen muß, 
keine Zerit me'hr hat, sich um Diebstähle und 
Einbrüche zu kümmern. 

Herr Mini'ste'rl Ich k,ann mir vOI1sl-eUen, daß 

'solcherart verwendete Kriminalhe·amte nicht 

auch noch um einer lächerlich geringen Zulage 

wHlen ber,eH Isdnd, nachdem iSJie lihr T,ages­

pensum ,an ,solchen ander,en Tätigkedten been­
det hahen, abends od'er nachts noch auf Streife 

zu 'g,ehen, Lokale ·aufzusuchen; das muß man 

ja tun. Man muß den Kontakt mit der Ver­
brecherwelt soz'us,a'g,en pflegen, wenn man 
etwa's erreichen will, denn bekanntHch richt,en 
sich die Herroen V,erbrecher nicht nach den 

Dienststunden der öffentlichen Sidlerlheits­
behörden. Man muß al,so !hing,ehen, man muß 
zur Abend- und zur Nachtzerit hi'ng,ehen, man 
muß ,aufspür,en, um womöglkh v,erhüten zu 
können. 

Das ,ist e,ine lS'ehr risk1ante Sache. W-enn Sie 
einen Kriminalheamten fra'gen : Warum tun 
Sie das nicht?, dann Isagt er Ilhnen ·außer dem 
Umstand, daß ·er tag,süber mit anderen Dingen 
aus'gela'stet d'st : Für di'e pa,ar Nebsch ·lasse ich 
mir nicht den Schädel einschlagen I - Das 
list heute diie Me.inung im Kriminalbeamten­
korps. 

Herr Minister! Es wäre also im Int'eres,se 
einer ,ef1höhten Sich·erheit notwendig, daß sich 
aUe dafür verantwortl:ichen Stellen dn1:!ensiv,st 
mit diesen Probl,emen beschäftig,en, die ich 
nur ganz oberflächlich ·anl'1ed:ßen konnte. Mir 
'schelint persönLich das rderneit herrsch·ende 
SicherheHssy.stem veraltret. Wien und ·ganz 
Osterre-ich hat meines Er,achtens h€'llte keine 
Kl"iminalpoliz-ei in dem Sinne, wi'e man diese 
Einrichtung SOIlJst in der ganren Welt ver­
steht. W:ir IhaJben keli·ne s·el'bständige Kriminal­
polizei, 'sonde!ID l,edJiglich kniminalpolizeiliche 
Ahteilung·en und Kriminalbeamt'e, die Pol.izei­
kommis'safii,aben zugeteilt ,sind. 

Ich glaube - -auch das habe lich in der 
Budg'etdebatte gesagt -, ,es wäre für die 
Schlagkraft und mr die Einsatzbereibsch·aft des 
kIliminalpoliz.eilich,en Dienstes von Vorten, 
würde man der KriminalpoLizei 'eine größere 
SeihstäIlJdi9keit, eine größere Big,enständ'igkedt 
durch Schaffung einer ei·g·enen Zentral'stelle 
im Rahmen des Bund,e'sminilsterJiums .für 
Inneres einräumen. Eine solche Z,entralsteHe, 
die -alledn we,isungsbefiugt und richtunggebelIld 
für den gesamten nachgeordnet€lIl Kniminal-

dJi'enst wäre, würde sich zweifellos vorteilhaft 
auswirk'en. Ich glaube, daß man 'eine Lei­
stung,ssteigerung auf dji:esem Sektor nur durch 
Spezi,alisierung erreichen kann, und zwar 
durch Spezi'alti,sierung und Konzentrierung auf 
dem Sektor oder Schwerkniminalität; dJi,e leich­
teren KriminalfäUe müßte die Polizei über­
nehmen. 

Herr BundesminiJst,er l  Ich glaube, daß einer 
der-artigen or.ganisator.i'sch,en Veränderung ein 
ebensolches GeWlicht zukäme wie zum Beispiel 
den im Sicherheitsbericht auf'gezählten und 
angekündigten tech-nilschen Maßnahmen. Aber 
mit technilSc:hen V,erbeg,serungen allein 'Wird 
man meines Er,acht,ens das Sicherlheitrsbedürf­
DliJs der Bevölkerung nicht beüli.edi.g,en können. 

Wiir wiss·en j,a auch, daß allein mit der 
Ausgestaltung des W,agenparkJs bei der 
Poliz·ei k!e1ine wesentLiche Ve'rstär:kunrg der 
Sicherheit lerreicht worden lilst. Ich habe schon 
einmal el1Wähnt: Der Einsatz vermehrter Fun­
streifen kann ,den zu Fuß patrouillierenden 
RayonSlin.s.pektor nicht ersetzen, und ISO ist 
e's auch beim BiTIJS·atz des Streifendi'enstes der 
Kriminalbeamten, die in 9'anz Wien h·erum­
fahren, und zwar ,in Geg,enden, die der ein­
zelne .gar nicht kennt. Der Be·amt'e kann sich 
nicht hinlängl·ich orientier-en, er kennt diesen 
oder jenen Be2lir:k nicht ·50 'g,enau wi,e der 
frühere· p atrouiUi'erende Rayons-inspelk.tor oder 
der dort früher diensttuende K'I'1iminalheamte, 
der �die verschiedenen Schlupfwinkel und 
Lokal,e weiß und k,ennt. Derher glaube ich, 
daß man mit der Technik allein den einzelnen 
Menschen dm SdcherheitSld:ienst nicht ersetz.en. 
wird können. 

Ich lese, daß ein EIektronischelS Kriminal­
polizeHiche,s Infol1mationssystem - EKIS -
a,uf<g'ebaut werden 'Soll, lin dem ,aUe Taten 
über kriminalpoldz-eilich dnteres'S-ante Per­
,sonen, Sachen und IFakt'en ge'speichert werden 
sollen. Wonen wir hoHen, d.aß dadurch wirk­
lich eine Verbesserung der Situation auf dem 
Gebiete der krdminalpolizeiHchen Fahndung 
-eintreten wird. 

Ich höre übI1igenJS, daß man den kriminal­
polliz'eüich,en Meldediellist 'im Vorjahr über­
ra-schenderlweise eingestellt hat. Aber gerade 
bei der kDiminalpoHzeiHcben Fahndung g,ibt 
es sehr viele und zahlreiche Det'arilangaben, 
die bi-s'her in zahlreichen Einz-elkartei'en nach 
den verschliedensten Gesicht,spunkt'en erfaßt 
waren. Ob sich da's für eine e ll€ktroni,sche 
Dat·enverarbeitung eignet, ist wohl sehr fr-ag­
lich. Denn ich gliaube - d.as gilt eigenHich 
.ganz allgemein für die Verwaltung -, daß 
den Elektronengehirnen heute ein Wunder­
-glaube entg·egell!g.ebracht wird, der schon fast 
-an Aber.glauben grenzt. Ich glaube, .im 
speziellen Falle wenden di,ese selhr kompl,izier-
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ten Rechenmaschinen di'e Denk- und Planungs­
aI1beH des Kr,iminalisten nie ers'etzen, sondern 
bestenfaUs nur ergänzen können. 

Dafür werden -aber diese Maschinen selhr 
viel höhere K:osten verursachen und vi'el mehr 
p.ersonal 'benöHg,en. Der w,irkLime Nut�en 
bleibt fragHch. Ich höre - ich weiß nicht, 
ob es stimmt -, daß der Comput,er in Ihrer 
EKIS eine monatliche Miet,e von 650.000 S bi's 
800,000 S kostet. Bs mußt'en allein 60 Frauen 
angestellt werden, die wochenlang nicht aus­
ge,lastet waren. Sie sind dort 'ge.se,S!sen und 
haben ge,str,ickt. Hoffen wir also, Herr 
Mi-Iliister, daß der Aufwand einigermaßen in 
e-inem Verhältnis zum Erfolg 'steht. 

Hohes Haus ! Abschließend möchte ich 
sagen: Der Si cherheüsbericht für das Jahr 
1970 äst ein linteressanter oßericht. Er ist aber 
leider nicht dazu ang,etan, uns ,im Zusammen­
hang mit den seoither 'stattge·f.undenen Er-eig­
nissen des J a'hr,es 1 97 1  und der Anfang-sta'ge 
des Jahres 1 972 die Uberzeugung zu ver­
mitteln, daß diese Regjerung wJUens und -in 
,der Lage ist, die VerbrechenJSbekämpfung und 
d,ie Verbrechensv,er!hütung in eäner -genüg-end 
ene,rgischen Weise durchzuführ,en. Ich muß 
sogar sagen, ,im GegenteH : Wir haben den 
Eindruck, daß di'ese Regi'e-rung und doie 
Reg:ierungspart'ei , seit sie mit absoluter Mehr­
heit in die!sem Hause re'giert, durch den A:bbau 
von Begpiffen <"wie Autorlität und Ordnung auf 
verschiedenen Sektoren des öffenUichen 
Lehens geradezu erine g-eistige BClJsis schafft, 
auf der die Sumpfpflanze der KI1iminalität 
besser denn je 'gedelilht. Da's bestürz,ende An­
stJe1igen der Kriminalität, vor allem der Krimi­
nal:ität 'bei unseren Her,anwachsenden (Abg. 
Dr. T u  J J: Das ist ein starkes Stück, Herr 
Kollege!) - auch darübe'r gibt dLe,s,er Bericht 
einig,ermaßen 'interes!s,anten Auf.schluß (Abg. 
Dr. T u  1 1: Eine kühne Behauptung!) -, gibt 
einen deutlichen BeweilS. 

Es ist kein Zufall, meine namen und Herren, 
daß -sich somit -gleichsam ,ein 'roter Faden -
wie könnte es anders se'in - von dem so laut 
verkünde-ten PriVlileg-i'enarbbau bei ,den Sächer­
heit'sorganen über die Lockerung 'einzelner 
w.e,sentHcher Bestimmungen des Strafr,echtes 
bis hin zu e iner fr,agwüroig-en Resoz,i al,isi,erung 
abgeurteilter Verbrech'er Zlieht. 

Meine Damen und HeHlen! Das muß l'etzten 
Endes zum Verlust jegl'icher Ordnung und 
Sicherheit im St,aale führen. Dieser Demon­
tage der Sicherheit w.erden wir FreiheitHchen 
nicht zustimmen! (Beifall bei der FPtJ. - Abg. 
Dr. T u  1 1 : Sie sind stockkonservativ! - Abg. 
Dr. S c h m i d t: Den Eltern der ermordeten 
Kinder, denen sagen Sie, ob das konservativ 
ist! - Zwischenruf des Abg. K e r n.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. König. Er hat das Wort. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä­
sidentl Hohes Haus ! Vor uns -Hegt der Sicher­
heits'bericht, der ·auf eine EntschLi,eßung dieses 
Hauses zurückgeht. 

In der Vergangenheit, in der Oppo.sition, hat 
die jetzi-ge Regierungspartei wiederholt Be­
pichte der dama},igen Regierung in der Form 
zur Kenntnis genommen, daß srr'e - man 
heacht,e die (,eine Nuanoierung - "vom Be­
nicb.t Kenntni,s nahm" und damit bestäHgte, 
daß der Bepicht entsprechend einer Entsch1ie­
ßung erfolgte, ohne sich mit den Konsequen­
zen :d:iese-s BerJichtes und mit den M-aßnahmen, 
die hierin zum Ausdruck g-ebr-acb.t wurden, zu 
,identifizieren. Ihr Klubobmann hat sich heute 
vormittag darauf berufen, daß er d-amach 
tracht,e, weHerhin ,in Uber,einstimmung mit sei­
ner Haltung ,in der Zeit der Oppolsition auch 
Jetzt, wo s eine PaTt,ei die Regie rung ,steLlt, zu 
bleiben. 

Ich steHe fest, daß Sie .in di'eser Fraog-e von 
dieser Ihrer Haltung 'ganz ,eindeutig abge­
rückt sind, Im Gegens atz zu der von Ihnen 
praktiz,ierten Ubung 'haben Sie nämlich dies­
mal ;im Zug-e der 'harten WeHe durch den 
Abgeordneten Dr. Hscher dar,auf bestanden, 
daß "dieser Bericht zur K'enntni.s genommen 
wird" . Sie haben damit der Opp osätion die 
MögHchkcedt -g,enommen, "von doi,e,sem Bericht 
Kenntnis zu nehmen". Sie Ih aben darauf 
bestanden, daß er zur Kenntnis genommen und 
damit vollinhaltlich gebilligt wird . Sie zwingen 
uns damit, heute hier Ihnen klarzulegen, 
warum wir diesen Bericht nicht zur KenntIllis 
nehmen können. 

Der Bericht verharmlost in g,eradezu oosorg­
niserreg-ender Wei'se. W€!lln auf Seite 42 etwa 
steht : Die Entwicklung der VeI1bl'echenskflimi­
naHtät ,in Ost,erreich sei nicht besorgni,serre­
g:end, dann nützt ,auch .die 'ooschwichtigende 
Ergänzung nichts mehr, daß damit das Anstei­
gen der KI1iminaHtät k,eine,sf,aU,s ha'gatelli:s'i'ert 
we-rd-en ,soll. 

Meine Damen und Herren! TatsächldCh stel­
len wir heute einen höheren AnteH der Her-an­
wachsenden an den Suchtgiftdelikten fest. Wir 
st'ellen ein Ansteigen der Verbrechen gegen 
Leib und Leben fest. Wir :stellen eine zunoEfu­
mende BrutaHs'i,enmg des Verbr,echenlS rest:  
Die jüngsten BanküberfäHe, di'e Geäselnalhmen 
und (He Sprengostoff.attentat,e ,sind der Beweis 
für ,diese BrutaHsi,erung. Wir stellen gleich­
z'eiti-g eine sink.'ende Aufklärung,squote fest. 

Das aHes soH nicht be,soflg.nilserDeg-end sein? 

Im einzelnen ,gind die Zäffem ja noch vliel 
er,schüttemder. Wenn 'etwa auf Seite 37 darauf 
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hingewiesen Wlird, daß die Anzahl der bekannt­
gewordenen SUchtg,utde1ikte im J.alhre 1970 
gegenüber dem J ahre 1969 um 263 Prozent 
angestiegen ist - tin einem eil!l7Ji,gen Jahr! -, 
dann soll dCl!S llIicht he:sor,gnä'serreogend sein? 

Wenn weiter festgestellt wird, daß :im J.ahre 
1 966 der Anteil der Minderjährigen ,an Sucht­
giftdel1kteill nur 3 Prozent Ibetr.ag,elIl h,at, aber 
,im Jahre 1969 tbereit,s mit 53 Prozent mehr 
al's die HäUte aller Suchtgiftfälle erreicht hat, 
dann ist das nicht besopgndserregend? 

Wenn auf Seite 39 festgestellt wird, daß 
von den Suchtgiftkonsumenten bereits 60 Pro­
zent Opium konsumieren, dann mögen sich 
jene, meine Damen und Herren, die d·as 
Ha-schen nur 'als e·ine ·andere Form des Alko­
holkonsums betrachten, vor Augen halten, zu 
welchen Ausw1il1kungen das für die Ge sen­
-schaft und für unsere he·r,anwadllsende Jugend 
führ-en muß. 

M-eine Damen und Herren I Dieser Sicher­
heitsbericht zeigt ,abe'r noch etw6Js anderes. 
Es wurde Ischon darauf hingeWli,e'sen, daß die 
Gesamtzahl der Venbrechen tim Jahre 1 970 
weHer im St,eigen :ist. Der langfI1istige Trend 
der Veribr-echoo und nicht nur der Ubertre­
tungen und Vertge!hen 'ist ste1itgend. Aber ganz 
besonders Isteig·end iIl.'llterihal'b d'er VerrbI"ech€n 
-sind die Verbrechen gegen Leib und Leben. Sie 
ste,igen stärker als di'e allgemeine Kr,iminali­
tät. 

Ja gibt uns das nicht zu denken, daß gerade 
,in unser,er Zeit die V'erbJ'lechen gegen Letih 
und Leben besonders anste�gen? Auch dats 
Ansteig.en des Proz'€nrs at7Jes der Jug'€udlichen 
und Heranwachsenden, al,so d,er Minderj ähri­
gen, ist -beli den VerbJ'lechensfäUen vi,el stärker 
als OO,i den sonsNgen IDelikt,en, und !hier wieder 
besonders ,bei d'€ofi Sittlimk'€itsverbremen. Das 
alle's ·soll nicht ,besor'gnis,erreg,end Is'ein ? 

Nidlt ,im Sicherheitsbel1icht, aher :in einem 
ande-ren EntWU'IT der Regi,erung, -der 'Stehr auf­
,schlußre,ich ,ist, i,st letwas andeJ'les zu finden. 
Im Minisberi,alentwurf .eine'r Entschädigung 
von VeJibrechensopfern 'steht nämlich be� der 
Kostenber'echnung, daß slich d!i'e Zahl der Raub­
überfälle und Morde .in den nächsten zehn 
Jahren verdoppeln .würde. 

Wenn man da,s bei den Kosten für die Ver­
bJ'lechensopfer nüchte'rn foeststeUt und damit 
sozllISa·gen belgründen möchte, daß man den 
armen Voerbrechensopfem nicht mehr z·ahlen 
kann, dann fr.ag,e lich mich: Nehmen wlir dies·e 
,EntWicklung einfach zur K,enntnis? Registrie­
ren wdr das 'einfaCh nur? 

schnitt, von reaktionärer Haltung gesprodren 
(Abg. Dr. T u  1 1 : 1ch habe IIslockkonservativ" 
gesagtl) -, daß die Resoz.i,alisierung ein wim­
Uges Anliegen unserer Ge'sellschaft �'St. iß.e'i 
all den kleinen V€'I1gehen und Utbertretungen 
ist es ·eine le-gitime' Aufg,aJbe und Verpflich­
tung der Gesellschaft, die Gestrauchelten Wlie­
der .einrugHedem. 

Meine Damen und Herren! Angesichts ai'eser 
Entwicklung des Scb.werverbrechertums stellt 
ts,ich doch die Frage, !inwieweit UllJSer g,eltendes 
System der Forderung nach Prävention, nach 
Abschreckung .für Schwerverbrecher noch 
gerecht w.ird. Ich glaube, daß die Offentlichkeit. 
'einen Anspruch darauf hat, daß der Schutz. 
unsere'r Frauen, d,er Schutz unserer 'Ktinder 
vom Gesetz und von der nach dem Gesetz 

da-für verantwortlichen Regierung voll und 
ganz gewälhrlei'stet wird und daß diese Prä­
v;entivrnaXtime W1eiterhin Geltung 'haben muß. 
(Beifall bei der OVP.) 

Im Simerheitsbericht steht, daß die Aufklä­
rungisquote trotz der ste'ilgenden Zahl der Ver­
brech,en stinkend wst. Ich möchte Ihnen hier 
laut Poliz-ei'Stat-istik ergänzende Ziff·ern nen­
nen, die nicht im SicherheitsbeI1icht enthalten 
sind, wen ,sie ef'St das g,anze Ausmaß, das 
erschreckende Ausmaß dieser Unsich-erheil 
darstellen. 

Laut Pol,iz.eistatistitk wUJ'lden 'im Jahre 1953 
noch 85 Prozent ,aUer Dellikt'e aufgeklärt; 1968 
nUr mehr 69 Prozent. Wenn Sie die Verbre­
chen nehmen ,  so waren es 1 953 noch 83 Pro­
zent, di'e .auf.geklärt werden konnten, und 1968 
nur mehr 52 Proz'ent, nur mehr die Hälfte ! 

M'eine Damen und Herren! Da 5bimmt dom 
,etwa's nicht! Da ist doch etwas nicht in Ord­
nung ! Und da·s hezeichnet d,er Bericht ,al,s nicht 
be'sor,gniserre,gend. Wir können mit diesen 
Fests1leHung,en nicht übereinstimmen. 

Aber -auch mit den Konsequen�en, die dm 
Maßnahmenkatalog des Herrn Innenmini'sters 
angeführt werden, können Wiir nicht voll und 
ganz übelieinstimmen. Nicht, daß wir di'e dort 
vorg-es-ehienen Maßnahmen nicht billti'gen wür­
den, abe'r wlir müssen s1,e doch ·al's unzuläng­
Hch 'ansehen. 

Es steht dort zum 'BeilSpiel auf Seite 43 ,das 
ehrliche Einbekenntnis, daß das Ansteig,en der 
Kriminalität bewirkt, daß di'e für die einzelne 
Ermittlung nach kJ'liminalisHschelIl Gestichts­
punkten verbleitbende Zeit eing,e,engt wiJ'ld und 
daß auch die techni·schen Einrichtung'€n di,e 
menschliche Leistung nicht ersetzen können. 

Meine Damen und Heuen I Was ,sind di-e 
Ich persönlich bin de-r Auff.assung - Sie, KOllJStequenzen -dieser F,estst'ellung? Mein Vor­

Herr Dr. Tull, haben vOf'hin .bei der Rede des redner hat hier bereits gesagt, daß di,e Krimi­
Herrn Abg,eordneten Dr. Schmidt vom Rück- nalibeamten, di,e laut Bericht hesoldung,smäßi,g 
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und auch schulungsmäßig qualitativ aufgewer­
tet wurden, für mindere Arbeiten eingesetzt 
und überlastet werden. Der Herr Innenmini­
ster hat jm Ausschuß auf Befr,ag,en gesagt: 
Was soll lich tun? Ich muß Stie dafür einsetzen. 
Irgendwer muß j a  das machen. Wir denken 
ohne'hin daran, P,ensionisten noch heramruz,ie­
hen, di'e diese Aufrgaben durchführen. 

Auf Befragen hat er weiteI"'bin erk'lärt, d.aß 
alle,in in W,ien 350.000 Lenkererhebungen im 
Jahr von den Kriminalbeamt,en durchgeführt 
werden müssen. Da wundert man sich ruicht 
melbr, daß die Aufklärungsquoten so gering 
sind. wenn diese :Beamten mit Bag,atellfällen 
maßlos überfordert werden, von denen deh 
meine, daß 'si,e ke'inesfaUs von den qualMizier­
teJ1en, nun ,auf.gewerteten Kraminalbe,amten be­
sorgt weIiden müßten. 

Die Grot,eske· gelht Ja noch weiterl Nach § 48 
Verwaltungs strafgesetz ist bei solchen Lenker­
erhebungen Name, Adresse und Beruf zu prü­
fen. Aber tatsächlich - tatsächlkh! - eruiert 
man die Identität. W,a:s vefisteht man unter 
Identität? Man veIisteht d.arunter, daß man 
noch das Geburbsdatum prüft . Das ging,e viel­
leicht noch leicht. Aber man erkundigt sich 
auch nach den Daten der 'Eltern, als ob die 
irgend etwas mit den Vorschriften des Ver­
waHungsstrafgesetz,es zu tun hätten. 

Ich glaube, daß dCl'S di'e gan� Groteske 
einer Entwicklung beleuchtet. die -alles amler'e 
eher ,al's dazu .ang-etan ist, die Kfliminalbeam­
ten odort einzusetzen, wo sie .eigentlkh einge­
,setzt werden müßten, nämlich zur Aufklärung 
der Verbflechen, wofür sie geschult wurden. 

M'eine Damen und Henen! Ich möchte hier 
nicht nur kflitisieren, 'sondern ach möchte auch 
einen ganz konkret'en Vorschl,ag an den Herrn 
InnenrnlinoLster richten, weil 'ich meine, daß es 
mit der Einschränkung der Arufklärung,stätig­
keit auf die dm § 48 Verwaltungsstr,afgesetz 
vorgesehenen Daten allein nicht getan ist. 

Es ist doch so, daß zunächst einmal, wenn 
die Fahrzeugnummer ausgehoben wird, ein­
deuti g  feststeht oder zumindest in den meisten 
Fällen zweifelsfrei feststeht, ob es sich um ein 
Firmenfahrzeug oder um ein privat genutztes 
Fahrzeug handelt. Bei einern Firmenfahrzeug 
wird der Halter und der Lenk.-er personenver­
schie den sein. Es wird sich also hier sehr ein­
fach durch Anruf die Identität des Lenkers 
ermi tteln lassen. 

Bei Privatfahrzeugen , die ·aufwendige Unter­
suchungen bedingen, wäre es doch hingegen 
,sehr viel elinfacheI', die Strafv,erfÜogung .auf den 
Fahrzeughalter auszustellen, dem es unbenom­
men bleibt, in j enen wenigen Fällen, in denen 
er nicht mit dem Lenker an diesem Tag ident 

war, durch einfachen Einspruch diese Straf­
verfügung außer Kraft zu setzen. 

Mag sein, daß es hiezu legistismer Ände­
rungen bedarf. Aber gerade das hat der Herr 
Innenminister auf Anfrage verneint. Er braucht 
k eine Änderungen der gesetzlichen Bestim-· 
mungen. Er kommt mit den bisherigen aus. 

Ich meine, daß die bisherige Vorgangsweis e. 
absolut unbefriedigend ist. Sie kann nicht 
befriedig,en, wenn. für BagatellfäHe die Zeit 
verschwendet wird. die im Interesse der Be­
völkerung dort eingesetzt werden muß, wo e s  
um den Schutz existenti'eller Bedürfnisse die-· 
s e r  Bevölkerung geht. 

Meine Damen und Herren! [)er Herr Innen­
miniiSter hat erklärt, daß keine 'gesetzlü:nen 
M aßnahmen notwendi'g sinid. Im meine, daß 
sehr wohl ,auch 1n anderen Ber,ekhen ges'etz­
liChe Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher­
heoitssitua1Jion heUen könnten. 

Meines Wdssens list es zwar mögHch. zur­
Suche nach 'gestohle.nen Gegenständen einen 
Hausdurchsuchungsbefethl aUSIg'efolgt zu erhal­
ten, natürlich auch zur Suche nam Pel1Son en, 
die  zur Fahndung .ausgeschriehen sind, nicht 
aber nach ·a,bgängigen P,efisonoen. Sie können 
in fremden Wohnungen - auch dann, wenn 
man vermutet, daß si,e sich dort ·aufhaltJen -
nicht ·ausgef.orscht w,erden. Soweit meine In­
formation. Ich glaube, daß dioes edn Zustand 
ist, deT ·einfach unerträglich ist. 

Auch die Auflösung von V,erednen ,scheint 
ofieusichtlich gesetzlich nicht ,ausre'ichend gere­

gelt  zu sein, denn sonst wäre es nicht mög­
lich, daß sich 'ein VeTeiiu namens "Spartacus" 
Dinge le�stet. von denen lich me'ine, daß ,sie als 
Beispielosfall hier ,in dies,em Haus erwä:hnt und 
aufgezeigt werden müssen, wedl 'sie ansch,au� 
lich,er als jeder andere Fall die Unsicherheit 
in di'esem Lande unld die Scbutzlosi'9keit der 
Ge'S'ellsch-aft vor WHlkür und Terror aufzei� 
g-en .  

Ich fr-ag'e Sie. Herr Innenminister: Ist Ihnen 
bekannt, daß durch MitgLieder de,s Vereines 
"Spartacus " mindestens fünf Mittelschüler und 
ein Lehrling - nach mir bekannt gewordenen 
FäHen - 'entführt wund-eu ; dr,ei davon waren 
s ogar Vorzug,sschüler? 1st Ihnen 'hekannt. daß 
di'e Eltern dieser Schüle,r 'erpr,eßt wurden, Er­
klärun'9,en zu unterschmiben, daß sde damit 
einveJ1standen sind, daß sich liihre Söhne und 
Töchte,r lin den Kommunen von "SpartaC'UJS" 
auflhalt,en ; daß ,s'ie bedrolht wurden? l'st es 
wahr, daß -seritens der Polizei k,ein Grund zum 
Einschr,eiten g,eg'en d,en V-erein gefunden 
wurde, ohwohl be,i der PoHzeli zu Protokoll 
gegeben wurde, daß sich in den Räumen der 
KOlIIllllune " Spartacus" lin W,ie n  JugeruUiche 
zwischen 10 und 1 4  J'alhren aufhalten? 
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Ich frage, Herr Minister:  Wie vi.eIe junge 
Leut'e müssen eigentlich noch vor die Hunde 
gehen, bevor hi,er durchgegr,iffen ;wird? Wie 
hoch -ist eigentlich die Zahl der Abgäng-igen 
in Wien und Niederöst,eneich? Stimmt es, daß 
64 junge Menschen in Wien und Ni'ederös1:ier­
r'eich aLs ahgängig g'emeldet 'SliOO? 

Herr Innenmini:sterl  Ich weiß nicht, ob Ihnen 
bekannt ist, daß einer der Väter dieser jungen 
Leut'e, doie in di'e Kommune von "Spartacus" 
geführt wurden, nur mit freundlicher Hilfe 
von Kriminalbeamten, und zwar pri'Vat tätig 
gewordenen· Kriminalbeamten, denn gesetzlich 
gilbt es keine Möglkhk,eit, dort eine Haus­
durchsuchung durchzuführ,en, seiner Tochter 
wieder habhaft wurde lIDd daß er <Li·e'Se Toch­
ter dann nach England ins Internat vor den 
Mit,gHedern von "Spartacus" dn Sicherheit 
bring·en mußte. 

lost Ihnen bekannt, daß ,es daJooi zu Tät­

lidIkleiten kam, d,aß zwei der Kommunarden 
f.estg·enommen und, obwohl sie mehrer'e Vor­
strafen aufwiesen, vom Journalbeamten sofort 
auf frei,en Fuß 'ges'etzt wurden? 

tabsächlim keine Dedmng durch die zustän­

dig,en Minister hedeut'Em sollte. 

AJber eini'ge Dinge ,in diesem Zusammen­
hang :sind denn doch aufklärungsbedürftig, 
und im darf, da Sie anwesend sind, auch Sie, 
Herr JustiZ'lIl!inister, frag,en : 

W-ie steht es mit der ddesbezüglkhen An­
zeige wegen Hausfriedensbruchs im Zusam­
menhang mit Entführungen durch Spartaki­
sten? Von Mai 1 9 7 1  bis heute ist meines Wis­
sens noch keine Verhandlung durchgeführt 
worden. 

Welche Rolle , Herr Justizmini,ster, 'spi,elt in 
die,sem Zusammenhan'g der Herr DDr, Gün­
ther Nenn'ing, der sich bei ,der letzt'ell Fern­
seJhsendung - ich weiß nicht, ob mit Ihrem 
Wli'ssen - als Ihr Freund bezeichnete und 
von "meinem Freund Dr. ßrod·a' - spr·ach, der 
jene KI'.iminalbeamten angez·eigt hat, die dem 
Vater goehoUen haben, seine Tochtoer wieder 
aus dem Gewahrsam der Spa-rtaki!sten zu be­
frei·en, und zwar angleze,i'gt hat, weil 'sie ohne 
gesetzlichen Auftrag gehandelt hätten? 

Wlie 'st'eht es mit den von HeTffi Doktor 
Günther Nenning -ges teuerten PublikoalJionoen, 
doi'e zum Boykott des Elte:rnhause5 oder zum 

Boykott der Schule .aufrufen, die über eine 
Buchhandlung - übrigens eines Par1:ieifreun­
de'S von Ihnen, der d'em IFr,eien Wirtschafts­
verband ·ang,ehört - fl.eißi'g vertr,i'eben werden 
und die jetzt nach d·em Willen der Mehrheits­
partei aus dem Budget ·aum noch gefördert 
werden 'SoUen? Wde steht es mit diesen Blätt-

Ist Ihnen bekannt, daß der Sohn eines die's,er 
Vä1:ier auf Anraten der Bew äihrungshilfe kurz­
fr.i'sHg in ,ein Heim k!am, dort von Kommu­
narden entführt und ,aus dem F,enster abg,e­
seilt wurde und dann spurlos v,eflschwunden, 
unauffindbar ,war? Ist Ihnen bekannt , d,aß der 
Vater daraufhin von and.er·en Ang,ehörigen 
,<:Li'elser Kommune in seinem Wolhnblock mit 
FlugbläUern noch Ischmählichst diffamiert 
wurde? men, Idi,e Herr Dr. NenI1!ing ,hrerarus'Qlibt und 

Und überaH fand die Polliz'ed keinen Anla'ß li'hr'er Z:iel�ichtung in diesem Zusammenhang 

oder keine gesetzliche Handhabe einzuschr'ed- und dem Beitrag, den sie zur Verunsicherung 

ten! in unser'em Lande l,eist,en? 

l,st Ihnen bekannt, daß in den NachfliChten 

von "Spartacus" neben dem Aufruf zur Revo­
lution Sätze ,enthalten sind wie "Schweine 
schlacht,et man mit dem Schlachtschußapparat" 
oder "Wart'et, ihr kommt aUe dran"? 

Ich frage Sie, Herr Mini'ster : Sind das nicht 
Zustände , di'e dJie Ex·ekutive ber,eits selhr naCh­

drücklkh 'häUoen auf den Plan rufen müssen? 

Ich freue mi,Ch, daß d�eser Debatte !heute 

auch der Herr Justizminister beiwohnt, weil 
ich meine, daß die Justiz und di'e Ex'ekuHve 
hi'er doch -sehr ·eng mit,einander verflodlten 
sind. 

Mitglieder von "SpartacU's" haben Äuß'e­
rungen getan wie : Uns kann !Il!i.chts geschehen, 
wir werden von oben gedeckt. 

Ich weiß, daß der Herr Justizmmister doi,es 
- ich wünde sa'Qlen : mit ,berechtigter Empö­
rung - zurückgewli,es'en !hat. Ich würde k€inen 
Moment dar,an zweHeln, daß dies'er Ausspruch 

W·elche Rolle, Herr Minister, spielt die Be­
währunyshilf.e, der-en Leitel1in einem dieser 
Väter dring,end ,erklärt 'hat, er mög,e doch 
k'Bine Anz'e:ige mach,eu, und g,emeint hat, sie 
würde das ,s·elbst besorgen, Ibis heute a,.ber 
noch k,e,ine Anz'eige eiistattet hat? 

Und welche Rolle spielt die Recht'e Harul 
dieser Leiterin, die einem Vater nahegelegt 
hat zu unterschreiiben - oer hat das auch dort 
tun müs·s,en -, daß er damit ,einv,erstandoen 
&5t, daß sich ,s·e,in Sohn ,außerhal:b des Eltern­
hauses in der Kommune ,aufhält, weil er nur 
so in der Lage wäre, ihm zu !helfen und von 
"Spartacus" den Auf,en1Jhaltlsort ,ausfindJi'g zu 
machen? In wes·s'en Auftra'g erfolgt di,ese Kon­
tiden tenr 0 lle ? 

D as, meine Herren Mini:steT, steht nicht ,im 
Sicberheitsbel1icht l 

Es steht auch nicht drinnen, daß diese jun­
g·en Leute ;im letztvergang,enen Jahr �eimal 
ohne Paß und, da sie k'einen Beruf hahen, 
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wohl auch ohne Geld in der Schweiz waren. 
Ich frage mich : Zu welchem Zweck? Wer finan­
z1ert das ? Ich könnte mir noch vOIlstellen, aus 
jugelIldlimem Leichtsinn einm.al rim Sommer in 
die SdJ.we,iz zu trampen - aber ein zweites 
Mal -im Derember erneut dhne Paß? W'er 
finanziert da's, -in welchem Auftra·g und zu 
welchem Zweck. erfolgt das? Ich glaube, das 
wäre ein Anlaß ,  der auch die Staatsp·olizei 
näher interessieren sollt'e. 

Meine Damen und Herroenl Wd'r müs·sen fest­
steHen, da,ß es in Osterreich um die S:ich'erheit 
in di'es'em Lande noch nie so schlecht best-ellt 
war. Die Bundesr'egierung trägt dafür nach der 
Verfassung die volle Verantwortung. Wir wol­
l-en nidlt, daß Wlir in Osterreich deut'sche Ver­
hältnisse, wie wir sie dort mit der Baader­
Bande ,erleben, bekommen. I(Beifall bei der 
avp.) 

Mit R-eden und B-eschwichHg,en i.st es nicht 
g,etan und auch nicht damit, Herr 1Dr. F'ischer, 
daß man di'esen BeIiicht mit Mehrhe,it befl1ie­
digt zur KenntnJils nimmt. (Abg. Dr. F i s  c h e r: 
Sollen wir ihn ablehnen?) 

Wir wi,ssen, daß nicht 'alles, /SIel ost heim 
best,en WHlen, lö:sbar i·st. Um:so moor aher 
müss-en woir verlang,en, daß die Reg,ierung 
dort, wo si,e di,e Macht hat, auch durchgreift 
und sich von k'e!inen falschen Rück'sidünathmen 
leüen läßt. 

Me,in-e Damen und Renen ,auch von der 
RegieTUngsfraktJion ! Dieser Sicherheitsbericht 
und das, was hi'er anläßlich der S:icheme,ibs­
de'baUe 'g,es agt wurde, i'st eine unübethörbare 
Aufforderung hierzu. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Neuhauser. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Neuhauser (SPO) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meline Damen und Her­
ren ! Mit einer Ent'schließung des Nationalrates 
vom Dezember 1910 wurde in der XII. Gesetz­
gebungspelliode (.estg,e,l,e'gt, daß allj ä'hrHch sei­
tens der Bundesr,egi,e.rung ein BeI'icht vorzu­
leg,en ,sei , der alle Aspekt,e der inner,en Sicher­
heit .in Osterre'ich 2U umfassen halbe. Der 
BeI"icht hat zu enthalten, weldle Maßnahmen 
g,etroff.en wurd-en be�iehungsweis,e in Aussicht 
,gestellt werden, um der Ausweitung der Kr,i­
minal:ität Einhalt zu gebi'eten. 

Djeser He nicht, der nun für das J.ahr 1970 
vorliegt, steht heut·e zur Oi,s'kussion. 

Meine beiden Vonedner der bei,den Oppo­
sitionsparteien !haben 'V'ersch,1edenHich nicht 
sachlich - ich glaube, nur ,auf dies'er Ebene 
kann man 'eine der.artJig,e MateI1ie behan­
deln -, ,sondern ziemlich polemisch Stellung 
g,enommen. Di'ese Polemiken waren geze1idlnet 

von einer 'ge,wissen Angstpsychose und dem 
Hodlspielen ·einigoer Fakten, um dn der Off.ent­
lichkeit einen verstärkten Eindruck. zu erwek­
ken, Osterroerich wäre -ein uIlJSicheres Land. 

Herr KollegJ€ Dr. Königl Bevor Sie das näch­
ste Mal hier Ausführungen machen, di·e nicht 
den Tatsachen entsprechen, wär,e es günstiger, 
sidl zuerst die authenti'Schen Unterlagen von 
der Parl,amentsdirektion geben zu lassen. Denn 
-es wurden ,in der XI. Ge1setz'gebungsperiode 
158 Berichte von Mitgliedern der Bundesregie­
rung b€lhand-e1t; nur lin zwei von diesen 
158 Fällen wurde "vom Bericht Kenntnis ge­
nommen", in 156 FäHen wurden die Bel1khte 
auch mit .den Stimmen der SPO "zur Kennmi's 
genommen" .  Ich glaube, das muß ganz deut­
lich einmal f,estgestellt werden. (Abg. Doktor 
H a u  s e  r: Herr Kollege! Darf ich Ihnen sagen, 
daß wenn 11 vom Bericht Kenntnis genommen" 
wurde, das auch einverständliche Beschlüsse 
waren!) Das war j a  d,er Grund dm Verfas­
sungsau/sschuß, 'daß Sie diesen Ber:icht nicht 
zur Kenntni,s nehmen, Herr KolLege Hauser. 

Meine Damen und Heuen I Ich darf aber, 
.glaube ich, doch für da's Bellichtsj,whr 1 970 
feststeHen, daß nach di,es-em Bericht, der v,iel­
leoicht etma's verspätet vor,g,el,e'gt wurde - die 
Be,gründung dafür hat Ja her,eli-ts der Herr 
BundesmiIl!i'ster hei der Budg·etdebatte g,ege­
hen -, e s  heredts für das BerichtsJahr 1911 
möglich Is,ein wird, daß nach Ablauf der erst,en 
sechs Monate dieser Ber,icht dem Parlament 
zu'g-eleitet werden kann. Di,ese Mögliimkeit 
er'gibt 'sich dureh di'e Einbezli:ehung polizei­
licher Krimin,alstatistik'en ,in {he el·ektroni'sch·e 
Datenv,e r arbeitung'sanlalge. Mit di,e,s,er zusätz­
lichen Speich,erung :in der EDV konnte e.in 
sehr wes'entlieher Rationalisierungseffekt er­
r,eidJ.t werden, der sich nieht nur personell ,  
sondern, wie hier bereits aufgezeigt, auch auf 
zeoitlicher Ebene er,gibt. 

Di,e Bundesffilini'st'er für Justiz und Inneres 
haoben in di'es'em Bericht joene Aus'schnitte der 
Krimina·Lität behandelt, in der iherkömmLieher­
weise 'e,ine Gefährdung od'er BeeinträchHgung 
der inneren Sicherheit ,eIlbloickt wird. Er bein­
halt'et daher die VerbrechenskriminaHtät, wi,e 
Ver·brech·en g·egen Leiob und Leben, g'egen di,e 
Sittlichkeit oder gegen -fremdes V'ermögen. 
Weg.en d-eT 'besonder,en AktualHät wurden in 
.diesen Bericht auch di'e SUchtg,iftdeliiokte ein­

bezogen. 

Di'e DetaHZ!ahloen der polizeilichen Kr'iminal­
'statistik z,e'igen uns, daß der Ant,eil der Ver­
mögensdeliikte an der 'g,esamt,en Verbrech-ell's­
kIiiminal:ität 81 Proz·ent beträ'gt, der der Ver­
brech·en g;eg'en Leib und Lehen 3,5 Prozent, der 
der SitHichikeit'Sverbrech,en 2,2 Prozent und 
j,ener der sonstig,en Verbrechen 1 3,3 Prozent. 
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Diese vier Fünftel ,aller >Delilkte umf-a,ssende 

Zahl bei den genannten VeJ1bremen zeigt uns 
s-e'hr deutlich, d'aß dies eine Begleiterscheinung 

'eine's geWiils'sen Wohlstandes ist. Statistiken 
in allen Staatoen, die eine gewisse Stufe des 
Lebensstandards erreicht haben, zeigen über­
einstimmend dasselbe Bild. In dieser Gruppe 
nehmen die Kraftfalhrzeugdiebstähle rbezie­
hungsweise die unbefugte Inibetrriebnahme 

-eine einsame Spitze eiin. Auch dCliS :j-st wliede'r 

-auf die enorme Zaihl der zugelassenen Fahr-
zeuge zurückzuführen. 

Sicherlüh ist der Anstieg der Delikte g,egen 
Leib und Leben unerfreulich. Dem steht wieder 
erfreulicheITWeise der Rückg-ang de;f Sittlich­
keibsverbre-chen von 7 Prozent lim Ve-rgleich 
zu 1 969 geg-enüber. Es i,st unbestnitten, daß 
ein Anwachsen der VeTbr,echen gegen das Ver­
mögen und eine !Steigende Tendenz bedauer­
licherweise auch bei Mord vorhanden ist. 

Gerade den -auf Seite 9 de's Berichtes auf­
gezeigten hesonderen Ersche:in'llugsformen de-r 
Ve-rbI"echeTIlskfliminalität, wi,e UberfäHe -auf 
TaxHenker, Geldinstitute und P.ostämter rund 
Kulturgüter, wird man künftighin be,soooeres 
Augenmerk zuwleooen müssen. 

Da g-erade das Delikt der lJberfälle auf Geld­
institute und Postämter ,auch lim Jahre 191 1  
,sich weiter ·ausbreitete, wurden ,in der Zwi­
schenzeit seüteIllS des Innenmini,st'erliums we,i­
tere vorbeug·ende 'Maßnahmen getroffen. Die 
Zusammenfas'sung d,ies,er gefährdeten Objekte 
in Notrufz,entra.},en, die bei den veTischliiedenen 
Polizeidienststellen rinstalHert werd,en, 'soll 
hier eine :seIhr wes-entllkhe vOfrbeugerude M-aß­
na:hme se,in. Es harben hereits V,erhandlung-en 
mit der Finanzprokuratur und der iß'lNldes­
kammer der ·gewerblichen W,iTtsch,aft stattg,e­
funden. 

Als Schutz <g'egen RaubüberfäHe auf Taxli­
'lenker wurde über IruiUative des Bunde'smind­
st'erüums für Inneres eine Änderung ,der Be­
trie-bsmdnuTiig erwlirkt, die eineI"S,erits die Aus­
stattung der Taxi-s mit Alarmanl'ClJgen, andere�­
,s-eits eine weritg,elhende Lockerung d·er Beför­
derungspfljcht vors'ieht. 

Zum SChutz von Kulturgütern, deren Dieb­
,stähle 'ebenfaHs in den l'etzten Ja!hren ,ange­
:stieg,en sind, 'sind <im Zusa:mmenafibeH mit 
den Sicherheit-sdirerktionen uord den Landes­
konservatoren taktische Richtlinien in bezug 
auf vorbeug,ende M.aßnalhmen all'sgeal1be1itet 
worden. W'eiters wurden 10 Beamt'e für dieses 
SpeziaJ.g'ebiet -g-eschult, ,die nun bei den Poli­
zeihelhör,den bez1i'ehung,sweise Landes'g,endar­
meri-ekommandos als Spe�j.albeamte 'im Ein­
,satz 'stehen. niese Maßnahmen haben im 

ein Schrei100n d-es Präsidenten des Internatio­
nalen MuS€umsrates verwei-sen. Ich darf mit 
Genehmigung detS Herrn Präsidenten eiruige 
AusiZüge daraus zitieren : 

"Unserem Urtei-J zufolge ist OsterreiCh das 
einZiige Land, das das vorliegende Problem 
nicht nur ridlbig einschätzt, sondern .auch ver­
sucht, durch eine 'koordinderte Polititk eine 
konkre·te Lösung zu finden." 

Es wird dann weiters ausgeführt: "Deshalb 
beehre iCh mich, miCh an Sie mit einer Bitte zu 
wenden: . . .  uns Kopien von Dokumenten wie 
Verordnungen oder anderen an die Polizei 
Ihres Landes gerichteten Texten . . . zu über­
lassen." 

Absdll:ießend Wlird !he,rvorgehoben: " Wir 
hoffen nun durch ei-ne -groß angelegte Verbrei­
tung der östeneichi'schen lnitdrative innerhalb 
unserer Or.gaIllisation einen ,Wettkampf' her­
vorzurufen, von dem l'etzten rEndes -aUe pro­
fiti:eren würden." 

Meine Damen und Heuen! ICh lhalbe -bereits 
einl1eitend f'estgelhalten, daß durdl dJie Aktual,i­
tät SuchtgHtdJelikte in diesem ,Bereich rbeson­
dere Berücks,ichHgung finden. Die'se Del,ikte 
greHen ,in -bedenklicher W'eise um sich. Der 
Anstieg von 1 969 ·auf 1970 von 265 auf 
963 FäHe list ,sich·erl.ich alarmiel1end. Es muß 
aber hier doch f,estgelhalten werden, daß der 
Schwerpunkt dieses Anstieges nicht b€'i dien 
Verbrechen, :sondem be,i den Ubertl1etungen 
liegt. Mit der -Entwicklung des Suchtgi'ftmriß­
brauches ,in Osteneich hat ,sich ein Unter­
suchun.g!s,aussChuß unter der Leitung von Uni­
v,ersitätsprofe:s,sor nr. Graßbe-:rger lbetaßt. Die 
Ergebn'i's:s,e dri-€'ser Untersuchung sowie eine 
weiter-e derzeit laufende Untersuchung des 
Kriminologisch'en Institutes werrden mdt eine 
der GrundlageiIl zur Bekämpfung der Auswei­
tung gerade dieser De,ld'kte :bilden, wie auch 
die vom Bundesminister für Inner-es veran­
laßten ,internen Voraussetzungen. 

Ich darf hier die Schaffung ,e,iner zentralen 
Stelle für die Belkämpfung d'er Suchtgliftdeli'kte 
e'fwäihnen. Der Anst,ieg des Mißbr-aumes von 
Suchtgiften besondeTs durch Jug,enJdHche und 
Her-anwachs-enode ist eine weltweite El1schei­
nung, di-e von den USA -ausgehend wf die 
,europäischen Sta:aten ü'bergl1iff und 's,iCherHCh 
'e'inen bedenklichen Umf,ang angenommen hat. 
Eine wüksame Bekämpfung dieser durch 
,soziale und g'esellsChaftlime Entwicklungsten­
denzen erklärbaren Erscheinung muß einer­
seits durch Abwehrmaßnahmen auf der Ver­
braucherS'eite , andererseits aher im besonlde­
r,en durch die Bekämpfung -des unbefugten 
Ha.ndels mit Suchtgiften aller Art lerfol'9-en. 

besonderen -auf intemational-er Ebene ifhr,e An- Ergänzend dazu als vorheug,ende M-aßnahme 
·erkennung g'efUinden, und lich darf hier auf Wiird aber auch eine groß.e AufkJärung:SaJktion 
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unumgänglich notwendig sein, und hi-er wer­

den di,e Bundesminist'er,i-en für 'soziiale Ver­
waltung und für Unterricht und das neu­

gesChaffene Gesundbeitsmini'sterium, aber 

auch d!iie G-esundh'eits- und Jug,endämter ,in 

geei'gneter W-eise, 'eventuell unter Einsatz der 
Massenmedien, mit ·aUer DeuUidlkeH auf die 
Größe und ScbIwere der drohenden Gefahr 
hinweisen müssen. 

Die :gesetzten Maßnahmen gegen dieses Pro­
blem sind vor allem: Vel1stärikung der 'f.alhn­
dungsmaßnahmen und Intensivierung der Zu­
sammenaTbeit mit aus I ändi'S ehen Sieher!heüs­
behörden, Spezialsmuhmg,en für die SidJ!er­
heiitsorgane -einsehl,ießlich de,r Zollorg.ane. Die 
mit 1 .  Feber 1972 eing'el1i<htete z.entra,lstelle 
für dlie Bekämpfung der SudltgiftkI1iminaHtät 
hat die Aufg.(ljoe, ,di'e Leitung unrl Kooroiruie­
rung de's Dien:stes der Sidlerheitsbe'h'Örden 
auf dem Qeibiet des Suchtgi'ftwesens ,durChzu­
führen. 

Die Gesamtzahl der VeI1brechen list im 
Jahre 1 970, wenn auch nur geringfügig, 
Qleg-enül>m früheren J'aJhren ,in v,ermind,ertem 
Maße sicherHch weH'er ang·estieg-en. 

Es ist weiter.s ,eine unbersdüedlkhe Ent­
wicklung der einzelnen Deliktsgruppen fest-
7!usteUen. Hier darf lieh alYer doch dem Kolle­
gen Schm�dt wl�derspl1echen, der von der 
Seite 17 nur den Punkt I behandelt und den 
Punkt II ansch-einend übers.ehen hat. Hs wiI1d 
auf Grund von StaUstike'll festgest'ellt, daß 
im Vergleich zu 1 969 im Jahre 1 970 e;ine 
gledchb�eibende Ttendenz bei der Aufklärungs­
quot,e bei Verg:e1hen und Ubertretung,en zu 
v-erz·eii clmen war, daß aher bei der Aufklärung 
von Verbredren eine Steigerung um 1 Prozent 
erre,icht werden konnte. 

W'enn wir nun einen Verg-1eich m.it der 
Bundesrepublik Deutschland lin der Kriminal'i­
tätsbelastungsziffer z,ielhen, 'So z,edogt sich doch 
ein für Ost,eTI1elich sehr positives Bild. Im 
Jahr 1 969 wUDde :in der Bund€lsJ'lepubilik 
Deut-sdüand 'ein Anstiteg di'eser Belastungs­
ziff,er von 1 ,6 Prozent g·eg·enüber dem Vor­
jahr festgehalten. Dies,e S teigerungsquote I,ag 
in Ost'erreich mit 1 ,4 -Proz'ent ganz knapp dar­
unter. Im Jaihre 1 970 list in der Bundesrepubl1iik 
ein Ansti,e,g dli,eser Bela'StuflIg'svifier um 7,7 Pro­
zent zu verz,eichnen, in Osterfleiich ist Jedoch 
erfreul:ichlerweise nur ein Anstieg von 0,6 Pro-
7Jent foe:stzustellen. 

Besonders auffallend ist  sicherlich der hohe 
Anteil der Jugendlichen und Heranwachsen­
den in der stark steigenden Suchtgiftkrimi­
nalität. 

Im Punkt H des Beridltes werden nun die 

den Prozentsatz der Verbredlensverhütung 
beziehungsweise -aufklärung zu verbessern. 

Außer den budgetären Maßnahmen steht 
das Personalproblem im Vordergrund. Meine 
Damen und Herren! Sie werden 'SiCh erinnern, 
daß -ich herleits ,bei der ltetzten Budgetdoebatte 
beim Kapitel Inneres d·arauf h:ingewiesen 
hal>e. Ich möchte aber doch einig,es nochmals 
aufgreifen. 

Der Personalmangel bei Polizei, Gendar­
mer.ie und Justiz hat 'sic:h ,in den letzten J·ahren 
ständig angespannt. Im JaJhIle 1 97 1  konnten 
594 DienstpO'st-en bei der 'Po}tizeli, die �m 
Dieu'St-postenplan vorgesehen waren, nicht 
besetzt w'erden. Auch bei der Gendarmerie 
l>eginnt .sich leider ein ähnlich'es Bild -abzu­
zeichnen. Auch hier Jij'egt ,ber-eits e,in Fehl­
bestand vor. 

Hs muß Mer mit aUer Deutlichkeit gesagt 
werden, d,aß bei den Exekutivdi,enststellen 
des Bundes, im b-esond-el"'en wieder bei Polizei, 
Gendarmerie und Justiz ,  diJeser Nachwuch:s­
mangel sehr stark ·auf das gesunkene Soz�-al­
prest,ioge dieser Grup.pe zurückzufü\hren ist. 
Es wlird hier Aufig.ahe der GeweIikschaften und 
d€r zentralen p.ersonalv-ertretungen, ,aber dm 
besonderen ,auch Aufg,aJl>e des Gesetzgebe-rs 
sein, mit allen Mitteln der Wrs,senschaft und 
T€chnik Untersuchung,en anzusteHen, wile 
di'esen Berufsgruppen wj,eder ein \höheres 
Soz:ialprestige geg,eben werden k'aJnn. ßeli Polti­
z,ei und Gendarmeflie wurde ja, eine derartige 
Untersuchung <bereits angeordnet. In dien näch­
sten Monaten können wir mit den ersten Teil­
el1g-e bnissen rechnen. 

Die Lösung dieser Frage und damit ver­
bunden die Schaffung eines modernen und 
der Zeit .angepaßten Di,enst- und Be,soldung.s­
I1echtes, ;in dem vor aUem nicht nur die Jahres­
ringe am Hosenboden, sondern primär die 
LeitstuIlJg lentscheiderud 'sein muß, wiro eine 
unserer Aufgahen og,ein. 'Meine Damen und 
Herren! Di'ese Aufg'abe iWird keinen sehr 
langen Aufschub mehr dulden, wenn wir 
dies'em Problem beikommen ullid Abhilf€ 
schaffen wollen. 

Weitere Maßnahmen slind die A'UJssch:öpfung 
der technilschen Möglichkeiten <beli der Daten­
verarbeHungsanla,g·e durch. die Spe,icherung 
des kriminalpoHzeilidlen InformaNonssystems, 
belinhaltend die Speic:herung von Angaben 
über Pers onen, S achen rund IF,akten. 

Ich stehe auch. hier lin WlidenspruCh zum 
Kollegen Schmidt. Er glaubt, daß uns da-s 
ke-inen RationaHs'ie'rungseff,ekt und k,e;in-e po.si­
tivle· Lösung .bringt. Dals, was Ibis Jetzt in di·eser 
Dat'enverarbeitungsanl,age gespeich:ert wurde, 
hat !sich aber sicherliich ,seihr vortledlhaft aus-

Maßnahmen angeführt, die notwendig sind, g,ewirkt. 
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Neuhauser 

Es wi:rd aiber auch notwend>i'g se�n, den 
Ausbau der kr.iminaItechnischen Zentfa}stelle 
und damit verbunden den Ausbau der krimi­
naltechni!schen Unt,ersuchungsstellen ,in den 
Bundesländern vor,anzutrei,ben. 

Die Foroierung der Zusammenaribelit mit den 
InterpolsteUen und den zentr,alen Pol�zeibe­
hörden des Auslandes dst eline weHe re drin­
gende Aufgabe. 

Abschließ1end, meine Damen und Herren, 
darf doch das Resüm� .gezogen we.rden, daß 
dlie Entwicklung der VerbrechenskriminaHtät 
in Osteuelidl nicht besorgnd'serregend ist. 
Daheli soll kelines:f:alls ein Amteig,en der Krimi­
nalität in Abrede ge'steHt wemen. Es i'st aber 
doch sehr deutlich festzustellen, daß die bei 
de,r Bevölkerung auf,gekommene ,iui'ge Mei­
nung, es lSie:i besonders ,in der letzten Z,eH ein 
außergewölhnlichelS und e1in enorm hohes An­
steigen der Verbrechenskriminalität gegeben, 
nirnt zutrifft. Wlir dürfen doch feststellen, daß 
wü in Osterre-ich trotz ,alLem sicher leben und 
daß Wiir in Osterreirn keinen Vergle'ich mH 
anderen europ�i'schen oder außereuropäi,schen 
Staaten zu scheuen brauchen. Di,e innere 
Sicherheit und damit den Schutz unse·rer 
Bevölkerung nicht nur in dem Ausmaß zu 
erhalten, ,sondern zu erhöhen, muß sellbstver­
ständlich weHleThin di,e AufgaJbe aller sein. 

Me,ine Damen und Herren! Be,i Behandlung 
dieser M,atellie darf aber nicht das part,ei­
politische, sondern muß Idas staatspoliti'sche 
Moment enbschoeidend ,sein. Hi,er muß di,e Ge­
meinsamkeit von Le.g,1s1ative und :Exekutive 
genauso vorhanden 'sein wile das VoertraUien 
der Bevölkerung zu Justiz, Polizei und Gendar­
me r.ie , denn das ,alles /j'st die Voraussetzung 
für die innere Sicherheit. 

Unverständlich ist es für uns - ich bin 
aher üherz'eugt, auch für di'e ösooneichtische 
BevölkJerung -, daß die groae Oppositions­
partei zu di,esem SicheI1heitsbericht ein Nein 
spricht, und dies, obwohl der Bericht für das 
Jahr 1 970 'erstellt wur,de und die Osterveichi­
ISche Volkspartei noch f.ast ,ein Dllittoel dJi'eses 
Berichtszeitr.aumes nicht nur die zuständigen 
Ressortchef's, ,sonc1ern darüber hinaus di,e 
Alleinre.glie'rung g,estellt hat. Me;ine Damen 
und Herr,en l Von 1 966 bis 1 970, �n der Zoeit 
der A:lleinr,egi'€rung der Osterreich:ischen 
Volkspartei, sind sehr wesentliche Erläslsoe und 
Aufträge ,ergangen, deren Auswirkungen in 
diesem SicherheitsbeI1icht sehr 'stark zum Aus­
druck kommen. (Abg. Dr. K ö n i g: Wir sagen 
auch nur nein zur Verniedlichung und zu den 
unzulänglichen Konsequenzen!) Sie nehmen 
den Be.I1icht nicht �ur Kenntni,s. Damit sprechen 
Sie ein Nein. 

Die Osteneoichisch'e Volkspartei 'hat heute 
mit diesem StaJl1dpunkt wieder einmal be-

wiesen, daß säe die Opposätion im. großen und 
gan�en so ,auffaßt, daß sde naen Veränderung 
der poliHschen Verhältni'sSJe se,lbst das, was 
sie im Zuge ihrer Tätigk'e'it anlgeordnet hat, 
nicht mehr zur Kenntnis nimmt und dafür 
keine Ver,antwortung mehr zu tmgen beI1eit 
list. 

. 

Meine Damen und Herren I Di,e österreichi­
sene Bevölkerung hat für diese Pratktiken 
immer eine richtige Einschätzung gehabt, und 
sie wird Ihnen, melne Damen und Herren 
von de,r Osterreirni,schlen Volkspartei, auch 
für dies.e opportune Haltung, ,amn. für di'ese 
Art, sich der Verantwortung zu ent7Jiehen, 
dile richti,ge Qualifikation erteilen. 

Die d,erzeitige Bundesregi,erung, besonders 
arber die zuständ'igen Ressortminist'er für 
Inneres und für Justiz, haben sich in der Ver­
gangenheit bemüht, und sie werden auch künf­
tighin ·auf diesem Gebiet alles unterne'hmen, 
j1edem Bürger uns,eller Heimat ein Lehen in 
Sicherheit und Fri,eden zu 'gewäihrl,eisten. Uns 
aUen kommt eIS daJoe.i zu, durch 'WiiIik!same 
Ges-etze unseren Beitr,ag zu diesen Bemühun­
,g'en zu leisten. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Nächster Redner .ist Herr 
Abgeordneter Zeillinger. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren! Wir Fr,eilheit­
lichen haben vor meihr als ejnem Jahr die 
Initiative dazu ergriffen, daß diile Bundesre­
gierung allj ährLich dem Hause 'einen Bericht 
über Idie Sich·erheit in Osterrei-ch vorl,egt. Wir 
haben es begrüßt, da·ß 'es zu einer einstim­
migen Stellungnahme dieses Hauses gekom­
men ist. 

Wir haben der Hoffnung Ausdruck g.egeben, 
daß auf Grund e·ines der,arHgen Si<hoerhe1its­
ber.ichtes - das 'scheint nicht nur lin der 
Debatte das Enbscheidende zu sein, sondern 
auch än der Auseinander,s,etzung zwi'schen 
Opposil:'ion und Regierung kl'ar zum Ausdruck. 
zu kommen - taufend di,e notwendi'gen Er­
kenntni'sse -gewonnen und entsprechende 
Maßnahmen ·gesetzt werden. 

Der erste Bericht liegt vor, die ersten Ziffern 
Hegen vor. Ich will jletzt gar nicht darauf ein­
gehen, ob da ode·r dort etwas veItbess'erungs­
möglich. oder ve,rbesserungsfähig wäre. 

Zweifellos müßte man die nüch.temen Zdf­
fern zur Kenntnis ne'hmen, hätte - WalS duren­
aus im Sinne de's AuftHI!ges an die Reglierung 
gelegen ist - nicht die Regierung eine 
Stellungnahme , hätte sie nicht ihren Kommen­
tar dazu ,abgegeben. 

De,r erste Sprecher d,er Regoilerungspartei hat 
sich mit dem, was die Regi'erung dazu g€lsagt 
hat, sozusagen volllkommen ddentUizi;ert. 
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Da beginnt die AUJsein-andersetzung. Hi<€r Sie sagen : Die Entwicklung der Verbrechens-
erhe1bt sich nun eine entscheidende Frage. kriminallität in Ost,erreich ist nicht besorgnds­
Hier steht die Regierung b€zi'ehuugsweise die erregend. - Damit ist es uns FreiheitLichen 

RegJ"erung,sfraktdon, die sagt: In Osteueich unmögloich, dem Bericht noch dl1gendwo näher­
d'5t im großen und ganzen -alles in OI1dnung. zutreten und die Zustimmung zu g,eben. 
Dde Sicherheitsverhältllli,sse sillld so, daß kein Einige Vorredner haben schon Ziffern ge­
Grund -besteht, besondere Maßndlhmen zu er- nannt, M-an kann jetzt d'arüber Istr,eiten, ob die 
greifen. Auf der anderen Seite stehen zwei Verhältnisse schon zur Ze.it der Koalition, 
Oppositiollispartei'en, die ,der Anskht der schon zur ZeH der Volkspartei-Re'91ierung so 
Off.entllich:k'eit, die diese Meinung nirnt terilt, waren. 
nicht ganz fernstehen. 

Herr Kollegel Si,e 'halben hrer joetzt Ver­
gleirne mit dem AU'sland gezogen. Dom dde 
Frau, di,e es nicht mehr wagt, ,in Wien ;in der 
Dunkelheit wegzugehen, interessiert es nirnt, 
daß in Chikago oder jn aooeren Städt,en des 
Ausland,es die UnsicheJ1heH norn größer list. 
Den alten Mann und die alte Fr-au, die .sich 
nirnt mehr trauen, abends, wenn an der Tür 
geläut,et wüd, die Tür aufzumachen , die 
Ang'st haben, wenn es läutet, linterers-siert es 
nicht, daß in WestderutJschl,and oder in anderen 
-eurorpä1schen Staat-en beziehungsweise in 
amer,irkanischen Städten die UnsichJertheit noch 
Igrößer ist. Diese Leute :interessiert Cl'ursschlließ­
Hch ,ihr Lehenshereich, si,e wiss-en ,  daß sie 
nicht mehr so sicher leben wie frühe'f. 

Der Spre-cher ,der Re'gierung:sp-artei hat auch 
darauf hing-ewie-sen, daß die frühere Reg,ie­
runQ1Spartei, die heute OppO'sihlonspClJrt,ei d,st, 
ebenfaUs ein gerüttelt Maß an Schuld trmt. 

Ich könnte es mir ,als freihe�thch-er Spfiecher 
sehr Ie,icht machen und sa'gen : Wir war,en in 
OppO's!ition zur Ko alition, wir waren lin Oppo­
sition zur OVP-AHeinr-egi'erung, wir sind !in 
Opposition zur SPO-AUe'inr,egi.erung, schuld 
sind dire anderen! 

Wi,r wollen j'etzt nicht d-en Srn'llldi,gen 
,suchen ! Denn aurn odalS linteJ1e'SSliert die alt-e 
Frau, den alten Mann nicht. Diese MensChen 
inteflessiert nicht, w.er daroan schuld i st, daß 
die Sicherheitsverhältnisse so geworden sind, 
-sondern !Sie int'er,e,ssiert nur di,e Fra:g,e : Wo ist 
j'emand, der bereit ,ist, etwii's zu tun, um di-e 
Sich'erheitsverhältnilsse zu bessern? 

Da, medne Damen und Heuen von der 
Soz'iaHstisrnen P.artoe,i und von de,r Regi,erungs­
bank, 'stehen wir in einer Ause!inandersetzung, 
die 'S'ellu ernst ist. 

Sie erklären : Die EntWlicklung der Ver­
brechenskriminalität Jin Os1Jenedch ,ist nicht 
besor'giliiserreg'end. - Das list srnon x-mal 
zitiert worden. Ich muß Isag-en: DClJS ist der 
Satz, der es einer Opposition, dd,e w.irkliCh 
nachdenkt und :ihre :Stellungnahme prüft, un­
mögliCh madlt, rdJi'esen Henicht ,anz-unreihmen,  
ganz ahg,e,seihen davon, daß keinerlei Ausweg-e 
und keinerLei V,erbess-erungen -auf'ge�edgt 
werden. 

TatJSach'e list, 'da,ß sich die SimerheitlSVler­
hältnilsse in die,s-em Staate lin den letzten 
Jahr,en ve11Schiechtert haben. Wenn wir die 
Statistik ans rn auen,  so sehen w.ir ein An­
,steigen der Ibekanntg-ewordenen Ve-rbrechens­
fälle von 46,000 auf 95.000. üals ist mehr als 
eine Verdoppelung. WÜ sehen, daß zu Be'g,inn 
der Statistik auf 100.000 Einwohner 665 V,er-
brechensfäUe gekommen 'sind, daß heute ,auf 
die 'gleiche Zahl 1 287 bekanntgeiWordene Ver­
brechensfälle ,entfallen. 

Und da Isa,gt di,e Regierung: Diese Entwick­
lung der V,er'breche-nsstatistik q;st nirnt besor'g­
niserreg'end. - Si,e 'i'st aber belsorgni,serrlegend, 
sire ist be.sorgnis'euegend für jene Leut1e, die 
sich 'heute fürchten, di,e 'sich in d1els,em Staate 
fürchten, weH sie wissen, daß ihnen nicht mehr 
der notwendige Schutz ge'wälhrle1i,sbet wird. 

Diese Entwkklung i'st auch für die J(!inder 
besorgnis e r,flegend, für joene Kinde,r, dlie heute 
auf dem Schulweg nicht mehr die notwendi'ge 
Sicherhe:it hahen, aber auch für Idde Kinder 
ganz aHg,eme'in. Da ,ist kein KreiJS ausge­
schlossen. Das g-ilt insbesondere· rauch tür jene 
K:inder, die der Gefahr ,ausgesetzt sind, etwa 
in den Bereich des Such1lg-iof1:!es 'gezogen zu 
werden, d,enn die Ve-lisudlUiIlrg ist ge'rade auf 
di'elSern Gebiet s'ehr groß. 

Herr InIlJenminister! Ich I,ade Sie ein: Gehen 
wir doch ,in Wi,en auf di,e Stliaße ! Ich kann 
I'hnen, wenn wir nidIt ,e,rkannt (Werden, wenn 
wir nicht von Kriminalheamten oder Poli­
zisten rbegleoitet Isind, dile Fälle vlie:lfach auf der 
Str-aße zei'gen. Jeder JournaHst wird Ihnen 
hier Beweise dafür Heofern können, wie heute 
versucht wird, an Kinder Verbrechen - seien 
es nun Sittlichkeitsdelikte oder Suchtgift­
delikte - heranzutragen, All das ist ja be­
kannt. 

Aber Sie sagen: Da's ist nd-cht rbesor,gnis­
erregend, - Doch wir Freiheitlirnen empfin­
den es als besol1gni,s,enegend, daß Sie an das 
llIicht allS rbesmgniserflelgend ,empfinden, 

Ich komme nun zweitens zur Koe'hrsl€lite, zur 
Aufklärung. Bekanntllich ste.igt j a die Lust 
zum Verbrechen, also die Lust, da'S Gesetz zu 
übertreten, je gering-er das Ri'siko g,eworden 
ist. 
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Wenn man nun di'e StaNstilk zum Ver,gl,eich 
hoeranzieiht, kommt man dahinter , warum eine 
der,arti'ge Zunahme von V,erbre-chensfällen 
festzustellen ist. Ich ,gehe jetzt bewußt, meine 
Herren Ministe,r, :IlJicht mehr auf die ,eiin/l·elnen 
Fälle ,der Statistik ein. Sie weI1den na·chwei'sen 
können, daß beoi,spteliSIWej·se die Zahl de·r Sitt­
Hchkeitsd'e1ikte 'Qi€'Suniken list. Auf der anderen 

Se,ite sind die Vier·brechen gegen Leib und 
Leben zunächst "9'esun.kJen, 'in den letzten Jath­
mn bedauerlicherweise ·aber wieder 'a:IlJge­

sti:e'gen. 

Wir müs'sen ,an und für sich dCliS Verbrecher­
turn in Osterrelch dn der Gesamtheit betram­
tell, denn audl das VerbrechertlU'ffi hat 'sich, 
mit ,der Zeit og,ehend, lin di'e5lem Sta,at'e natürltich 

"organisiert" . Si,e werden sehen, d·aß !Ilatürlich 
in 'erster Lin.ie jene VerbreChen heg,angen 
wemen, bei denen das Risiko, e:rwischt zu 
werden, ·gerin.g iist und il>ei d'enen. e'ventuell 
die Strafe -in einem :beistimmten V:erhältnis 
zum möglich-en Brfollg 'st,eht. 

Wir lesen hi'er, daß die Zahl der ,aufge­
klärten DeLikt,e in ,einem umg,ek-elhrten Ver­
hältni-s zum Anstetgen des Verbrechens Isteht. 
Wir Lesen 'hi,er die Auf.klärurugszHfer 57 Pro­

zent. Man bedenke : Nur 57 .pro�ent konnten 
etwa im Jahre 1966 'auf,geklärt w.e'rden! Diese 
A'llf\klärung's21iffer list Iheute ,a'Ulf 51 P,roz'ent 
abg,esunk'en . Da,s heißt, es Ist,eht bereits fifty­
fiHy. Jeder, der ein V'erbI"echen begeht, kann 
also mit einiger SiCh,eDheit ·annehmen, nidlt 
erwischt zu werde!Il. Das list joa der Anreiz, 
dJi,eses Gesetz zu übertr'et'en. A'ber hier darf 
man dann niCht der Bevölk·erung entge'gen­
halten: Das iJst nicht besorgIlliiseneg€'1ld ! 

Vermö gtensdelikte, rEUg·entumsdelikte stehen 
im Vord-ergrund. na'rüber mög·en ,andere und 
zu ,einer ,anderen Z'eit diskutti€fien. Derj'Emi'g:e, 
der betroffien 'ist, ,in dessen Wohnung e,inge­
brochen wird, dem ,also das Letzte 'g,estohlen 
wlird, oder der ,alten Fr·au, der aus dem Kasten 

d1e ErspamdsSie weggenommen weroen, !ihnen 
wird es 'ganz gleichgültig 'sein, ob wir die 
Bi'g,entumsdelilkte anders 5'ehen alts etwa Idie 
Delikte g·eg,en ,die Siche:Pheit ,des Lebens, der 
Gesundheit. 

Aber wenn wdr heut'e die Aufklärungsergeb­
IlJisse bei den v.ermög,ensdeHkten ans mauen , 
dann muß ich sagen: Di,eSte Stati'stik ,ist j a  
,geradezu eine Einliadung lim Zusammenhang 
mit dem Bericht. Wir 8'e'hen hier, daß bei 
EinbrucnsdJi,ebstahl nur mehr 34 Pr'ozent, Ibe'im 
Kr,aftfahrz,eugdi-ebstahl 30 P,ro�ent, hei Dieb­
stahlsarten minder-er Art 39 Proz,ent, 1m ge­
samten hei den Vermög,ensdeLikt,€'ll ,also 
31 Prozent, 'etwa nur ein Drittel, aufgeklärt 
wird, während die Regi'erung sagt : Vollkom­
men in Ordnung, das iJst keineswegs hesor-g-

ni'serregend, Wlir ibr.alUchen ,auch gar nichts 
da'g-egen zu machen l 

Herr Kol'l'ege, der Sie jetzt hJier von der 
R:eog:i:erungspartei zum Personalmangel bei der 
Polizei g,esprochen haben. Darf ich Sie darauf 

aufmerk-sam mach'€n, daß die R'egierung in 
ihrem Be r,i cht ausdrüddich darauf hinweist, 
daß ,immer genügend Kniminalbe·amt€ vor­
!handen :sind. Mi,t der A'Ilncillune dieses Berich­
tes bejahen Sie, daß nicht mehr Kriminal­
beamte - denn das Ihat der Innenmiruister 
mdtgeteHt - 'für die Aufklärung der V€r­
bflechen in diesem Staate 'eingesetzt werd·en 
sollen. Der Innenminister weist ausdrüddich 
darauf hin, daß es 'bisiher immer 'gelufiig·en ,ist, 
den notwendigen Pel'sonalstand an Kriminal­
be·amt-en aufzufüllen. 

Herr Innenminister l Das !halben wir .für be­
sorgIlJi'5erre.gend, wenn Sie 'sag'en :  Es dlst alles 
,in Ordnung ; wir haben di'e notwendigen An­
lCl.tgen, w.ir hCl.tben die notwendtgen Geräte, 
wior haben die notwendig,e Ausbildung, wir 
haben genug p'eDsonall - Aber die Ver­
brech:en haben :Siich v,eldoppelt, und die un­
a'Ufg,eiklärten V'eIlbfieChen 'st,ei'gen in einem 
ersdueckend,en Maße. 'La'SlSien wir di·ese Ver­
'gleiche. 

Herr Mini,ste'r l Ich daI1f Si'e Idara'Il er.innem: 
AI's ,sein-el'Zteit d�e OVP die AUeinregi'erung 
stellte und damals eI1klärte, daß uns 87 Prorent 
der Menschen ,auf rl,i1eser Welt beneiden, 'h(llben 
wir di,ese FeststeU'Uug leidensch,aftlich 'be­
kämpft und haben Ig,esa,gt : Wir wollen die 
Verhältnisse aus österreichischer SiCht sehen . 

EntschuMigen Sie von der SoziaHtstischen 
Partei : Sie machen doch jetzt g,ar nicht-s 
.anderes als se,inerzoeH dioe Regierunog Klaus. 
Wenn Sie niCht mehr weiterkönnen, wenn 
Sie nJicht 'IIlJ€lhr tun wollen, dann verwe�sen Sie 
darauf, .daß man iin Amel1ikta, in Afrika oder 
den anderen westeuropäischen Staaten noch 
unsicherer lebt als in diesem Staate. 

Hier ,in dioesem Sta,ate tragen Sti·e derzeit mit 
a·bsoluter MehPheit die Veliantwortung, und 
Si,e saog€n den 'Eltem von Kindern, die am 

Schulweg ,g,�ährd-et Isind: Es list nicht besorg­

niser,regend, wir br,auchen nicht mehr Pe fiS 0-
nal , wdr werden Iliicht melhr ma-chen! Sie 'S,agen 
den alben Fr,auen, den aHen Männe,rn, die sich 
n1icht mehr trauen, d:i-e Türe auf�umaChen, 
w.enn angeläutet wLrd : Es Iilst nicht hesor,gnis­
erregend, es li'st aUes lin Ordnung, wir werden 
keine weiteren Maßnahmen 'ergreU,enl 

Her.r Moi,nister ! W-enn man di,e weiteren 
Maßnahmen anschaut, di'e ddes-e R'egierung 
vor'schlägt, dann '1st da/S ,aUe in 'ein Grund, 
di'esen Ber.icht ,ab�ul'ehnen. Wenn wü zur Ver­
br,echensaufiklärung zurück!g,ehen, so steht hier 
im Bericht vom Einsatz der elektronischen 
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Datenv-e·rarbeitung und von der automati,sch�n 
Tilgung ger-ichtlic:her Verurteilungen. Man wIll 
hier also inliHativ werden. 

Ich möchte gleich sagen: W>ir 'sind durchaus 
iniUativ Ibed. der automaUschen Tälgung von 
gerichtlichen Verurteilungen. Nur : Ob �as 

ifigende-inen VeI'lbrecher von der Tat aJbhalt, 
wenn S'ie ankündigeu, daß seine Strafe auto­
maUsm g·etHgt wird - biUe, mir nicht böse 
zu sein -, hier kann ich Ihrer Logik nicht 
mehr folgen. Das ,ist aber der erste, der wich­

tigste und der entscheidende Absatz, d:n Sie 
unter dem Tüel "VeI1besserung der technll!Sch'en 
Möglichkeiten der Verbrec:hensaufklärung" 
·schreiben. 

Das ist a·lso 'e'i,gentHch eine Bankrotterklä­
rung, wie wir sie von dielser Regi,erung, die 
bishe.r sorgfältiger war in ihren 'Beridlten an 
di·eses Haus, gewöhnt sind. Im mödlte nicht 
sCllgen, daß etwa.s fe!hlt. Ich bin üb�rze�gt 
davon, dil€ Zahlen stimmen. Aber SI·e SInd 
interessanterweise zum 'ersten Mal hinsicht­
lich der Siche-rheit in di'esem 'Staate nidlt 
bereH, initiativ zu weI1den. Si'e :s.i-nd nicht 
be reH, ir.gendwelche Vorschläg,e zu mach,en. 

Und wann immer Sie die Z'eitung zur Hand 
nehmen, Herr InnenmiJn·ister - ich möchte hier 
·gar nicht von PolliZiei oder Gendarmefiie roeden, 
worüber ja dioe Vorredner ber'eits g,esprodlen 
haben,  von den Kommunarden, die sidl orga­
nisiert haben und die natürLich heute glauben, 
daß si'e Oberwasser hätten; nein, wir wollen 

nur das Beruflsverbfiech1ertum hernehmen -, 
dann kiönnen Si,e täglich vom Berufsv,erbrecher­
tum lesen : zum Beispi,el ,in me'LneiI He·tmatstadt 
Salzburg ,ein Banküberf,all, mitten im Zentrum. 
Di·e Alarmanla'ge wiI'ld geläutet, dil€ ganze 
Polized steht im Alarmzust,and. Der Vet1brecher 
geht in eine andere Bank, das Geld umzu­
wechseln ; er Ihat Devisen bekommen. Das geht 
alles anstandslos. 

Der VerbreCher nimmt siCh ein TaxL Die 
TaXJifa:hrer baben bekanntlich ,aus Sidlerlh'eits­
gründen einen geheimen, Ig·etarnten Notruf. 
Der TaX'ifa:hrer gibt einen g,etarnten Notruf 
durch, der Notruf geht 'Sofort an die Polizei­
direktion. Er meldet, d,aß ·er mit einem Fahr­
galst,  der v·ermutlidl der Bankräuber dst, nach 
HaHe-in fährt. Fünf Ta:&!if.a'hrer nehmen den 
getarnten Notruf wf, fahren hinter diesem 
Taxi, lin dem der Bankräuber ,sitzt, bi's nach 
Hallein. bis zum Bahnhof. nort s1Jei,gt der 
Vlerbl"echer a'U!s. und die fünf Taxif.alhl1er v,er­
anl,aslS,en, daß der Mann Vlerhaftet wi11d. Nach­
dem da·s Gan2le vorbei i'st. fahr,en sie zurück. 
Am SN!ldtrand von S alziburg kommt .ihnen mit 
Tatü-t atü-tatü die FunkIStreife '€lltgegen und 
will nach HaHein f�alhl1en, um den Räuber, der 
bereHJs zu Fuß über die Staatsgrenze hätte 
g€hen können, z'u fang,en. 

Und da sagen Sie : Das ist nicht besorgnis­
erreg·end, es ['st alles in Ordnung I Ne�. �err 
M1nister es ist besoI'lgniserI1eg,end. Es 1:5t Dllcht 
in Ordn�ng. Und das Besorgni,senegendste ist, 
daß e,ine Reglierung, d1ie an und für sidl - das 
möchte iCh gar niCht bestreit,en - dClls Haus 
immer wieder mit Initiativen überfällt und 
Initi,ativ·en voIle.gt, auf d€TIl Gebiete der 
Simerheit erklärt: Wlir woUen nicht initi,ativ 
werden;  Osteneicher, Jn and'eren Staat,en 
g.inge es euch noch schlechter! Seid froh, daß 
ihr hiier lebt, seid froh, daß sich die Anzahl 
der SUcht'gifte bei den KLndern nur verd�e,j­
facht hat, in anderen Ländern haben sie sim 
vieUeli·cht vervierfacht oder verfünffacht, und 
wir werden IlJichts tun l  

Es ist heute lange Zeit über eine Frist­
setzung g,esprochen 'Worden. Heu Minister! 
W,i,r sind eine' Minderhe:it. Wir können die 
sozi,alistische MehI1heit nicht zwirngen. aktiv 
zu werd,en. Aber darf ,ich Sie, meine HerPen 
von der soziiaLisbischen ,Fr,aktlion, ang·esicht,s 
der Inaktivität doi,es'er Re.gi'e11Ung 'auffordern : 
Setz'en Sie dodl in dile�sem Falle eine Frist. 
Hi'er g·elht es um das Leben und um di,e Ge­
sundhe.it der K!indoer, der Her,anwachsend,en. 
der alten Leute. Hier ·geht es darum. d1iesen 
alten L'euten di,e Angst zu ne'hmen. Setzen Sie 
eine Frist, uIlid zwar nicht von einem Jahr, 
sondern von drei Monaten. 

So hart, wie Sie gegenüber dem Parloament 
s:ind - und di,e Offentlidl'keit wlird es ver­
'st'€hen -, setzen Sie doch dieser Regierung 
'eine Fr.ilst von drei Monaten, Initli,ativvor­

'schläge zu machen - die durmallS zu machen 
wären -, di'e die SimerheitsVlerhältnisse in 
di,esem Staate verhessern könnten. Sdle setzen 
zwar eine Fr,i'st etwa beli der Beratung des 
Strafg·es·et�es, sind aber niCht bereit, der Regde­
rung ir-gende'ine Fritst für VOl1sdlläge zu setz·en. 
die lSie di'esem Hohen Hause vorlegen soll, um 
die Sicherheitsverhältnisse in ldii'es'em Staat zu 
verbessern. (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Meine Herren Minister! Es g:iJbt gewi'sse 
Sicherheitsfa'ktoren dn diesem Staatl€. Sicher 
ilst, daß der V'el1brecher, der heute geschickt 
list und gena'1l we,iß, wor·auf es ankommt, der 
sich r:echtz'eitig ,in den HeSlitz von Gei·seln 
s'etzt, aUes erreicht. Er kriegt }ede Summe, er 
bekommt die Froeihreit, er wird aulS der Straf­
anstalt entlassen, er bekommt womöglich noch 
ein Busserl vom Polizeidirektor. Das ist sicher. 

Aber sicher ist n!icht, daß die alten Leute, die 
das Remt auf Sidlerhe'it haben, die ihr Leben 
lang anständi,g gelebt haben, am Aberud ohne 
Angst schl af.en g·ehen können und nicht vom 

Verbrechertum bedroht werden. 

D1e Ziff,ern sind nicht alarmierend, aber sie 
sind sehr ernst. Alarmierend an dem Ganzen. 

116 
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Herr Innenminister, oi'st, daß Sie sagen : Es ist 

nicht besorgniserregend I , und daß Sie kei­

nerled rwhl'krungsvolle Vor,schläge ma,chen, rum 

die SicherheitsverhältnilSlse 'in diesem Staate 
zu verbessern. 

Nicht die Ziffern lehnen wir Freiheitlichen 
a'b, sond'em dlie Tatlsadle, daß eine Re,gierung, 
die ,immer Initiativen ergreift, die imme,r wie­
der Akt�vität vOI'gibt und ,a'llch Aokmvität hat 
- d'as will ich ,al,s pohltlischer Gegner 9,ar nicht 
be'stredten -, auf diesem Geibi,et drnaktiv i,st. 
Ich lade Sie ein, sich noch einmal die Rede de'S 
sozi·al'itSUschen !Sprechers hder ,anzuhören, der 
erklärt hat: Es ist ·alles jn Ordnung, eis i,st 
nichts Ibelsor,gni's'erre,gend d.n die'sem StJa:at, und, 
Hebe'r OstefIleiroer. :scha:u über die Grenzen, 
es gibt Sta,aten, ,in denen es noch viel schlech­
ter dstl 

Daß Si'e ,auf dem Gebiete ,der Sicherheit in 
diesem Staate nicht aktiv wel"den wollen und 
die unsicheren VErhä1t:nisse - wir wertden dm 
nächsten Jahr wahrscheinlich nicht einmal 
mehr die Hälfte der Verbrechensfälle aufklä­
ren, wenn diese Entwicklung anhält - sich 
weiter entwickeln lassen. daß Sie auf diesem 
Gebiet untätig bleiben wollen, das ist der 
Grund, warum wir Freiheitlichen gegen diesen 
Bericht stimmen werden. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Hauser das 
Wort. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Hauser (OVP) : Hohes 
Haus ! Wrir debattieren einen BeI1icht de,r 
Bundesreg;i'erung, und e,s sitzen ,a'uf der 
MinisteTbank dti,e zwei im :we'Sentlichen zu­
'ständi.g,en Re,ssortve,rtret'er. Während :sich bis­
hEr die Debatte m€lhr ,in R!ichtung auf Herrn 
Mini,ster Rösch 'g,enidüet \hat, möchte lich nun 
noch einen zweiten A,spekt, der 'Minister 
Dr. Broda beträfft und bei der ganz,en tDebatte 
wesentliCh erschieint, zur Spr,ache bI'ingen. 

Wir können :sich'er da'Von a'U!sglehen, d,aß es 
zum Wesen eines Staates gehört. daß er !Seinen 
BÜflgern Schutz bietet, ,auch Schutz vor dem 
VeI1brech'en. Bs 'gehört zum W.e:sen de,s moder­
nen Staates, daß ,er 'in di>eser Richtung ke�ne 
Privat justiz des 'einz'elnen zuläßt. DillS war in 
der Ge'sffiichte nicht limmer 'so. Wenn Sie an 
das germanische Recht denken, so .gab 'es dort 
a'llC.D Strafrechtsvor:schriften, aJber v,iele Be­
sHmmUlllg,en war,en mehr Regeln, wie 'sich der 
einz.elne selhst ,g'eg,en das V'eI1breChen zur 
Wehr setzen dürfe. 

Ein moderner Staat, ein R'echtSlStaat, über­
l äßt die Bekämpfung des Unrerots aber doch 
be,stimmten Organen, er r,eg'elt das V,erf.a:hr,en. 
durch Urteril, das a:uf das Gesetz gegründet liSt, 
soll das VerbI'echen 'bestraft werden. Wenn 
der Sta.at di,e,s'e ·  'seine wesentHche Funktion 
verLiert oder einbüßt, muß es elinen Mangel 

in der Gesellschaft geben. W,enn es 150 weit 
kommt wie in AmeJ1ika, daß lSim Bürger zu­
sammenschließen, um dn der Namt a:ls Wache 
um den ' Häuserblock zu marschieren, um ihre 
Sicherheit zu gewährlci:sten, dann kann 
irgendwas in einem Staat nicht stimmen. 
Wir ,sind noch nkht ISO weit, wir 'WoUen 
hoffenUich nie dahin kommen. 

Aber ich 'glaube, die Iheutig,e Debatte sollte 
Anl,aß sein, ,eben ,auch den Aspekt zu erör­
tern, wlie es um da,s Velihältnis von Sicherheit 
und Recht und ins'oosondere Str,aifrecht steht. 
Wir haben uns in der Vergangenheit schon 
um Reformen dieses Rechtsgebietes gemein­
sam bemüht, und unsere Bemühungen waren 
von T'enden�en zur Humani:siel'ung und 
L'ilbeTalisierung dieses Gebi1etes .getra9'ell. Wir 
haben 'gemeinsam dClJS StrafvoUzugsg·e1sEtz Ige­
schaffen. Der eli!genthlche Anlaß war meihr lein 
r,echbssta,aUicher M,angel. ,Hs gab keine Ge­
setzesvorschriften, die den Vollzug von Strafen 
eigentlich genau regelten. Wir haben humani­
siert, ohne Ubertreibungen zu begehen, wie 
ich glaube. und haben mäßige Verbesserungen 
auch zugunsten des Remtsbremers dort ein­
gebaut, wo wir das aus der Menschenwürde 
her für notwendig er'ächteten. 

Ich persönlim bekenne mim zu diesen 
unseren Bemühungen der VergangelliheH und 
möchte sChon ,sagen : Insoweit :in der Bevöl­
kerung dClJS Gefühl herrsmt. daß dn unseflen 
Gefängn:isS\en Zustände wie an elinem Sana­
tor,ium herT'schen, befindet sie sim im Irrtum. 
Man gehe in ,eine Strafia:llJStalt in Osterreich 
und wird feststellen, daß das Milieu gänzlim 
unverändert i,st, daß das StrafvoHzugsge'Setz 
1 969 ni chts dar,an Igeändert !hat. Wir hatten 
auCh nddlt die Absicht, Sanatorien zu 'schaffen. 

Soweit wir uns beim Strafvollzugsgesetz 
in pwgrammaHschen Bestimm'llngen mit dem 
R,esozi'alii,sö.erungsgedan'ken hef,aßt Ihaben, 
müssen wür abeI' nüChtern lSag,en : Mit den 
gegebenen Mitteln und mit dem gegebenen 
Personal blellbt vieles TheoI1ie. Zum Tedl, auch 
das können wir vielleicht aus dem heutigen 
Be r.i cht >entnehmen, herrsCht lin obe'Xug ,auf 
Re,soziaHsierrung auch Utopie. Es gibt ganz 
einfach einen Bodensatz in j eder Gesellschaft. 
der zur Kr,iminalität neigt und der nicht zu 
resoziaHsie'ten ,ist. Wer das übersieht, mag er 
eben noCh so ,idealistitsCh denken, Ischadet deI' 
Gesellschaft. Mir ist noch dmmer um Ohr die 
trockene Antwort des Hofrates Kosak aus der 
StrafanstillI t Stein, ein Mann, der der SPO 
nahest.eht, als er bei diesen StrafvoHzugs­
gesetz beratungen auf die Frage der früheren 
Abgeordneten Klein-Löw, was man denn tun 
könne, um dort auch zu resozialisieren, gesagt 
hat : Gnädige Frau, ich muß Ihnen sagen, 
90 Prozent der Belegschaft, die ich in Stein 
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habe, ist nicht zu resozialisieren. Das war die 
Antwort eines Mannes, der jahrzehntelang auf 
dem Gebiet tätig ist. 

Wrir ha·ben auch schon d.ie kleine Straf­
irecht�;refoI'ID. Ihinter uns, und wär haben auch 
da Schritte lim Sinne der LiberaHsierung ge­
setzt . Wh 'bekennen uns zu diesen Schnitten, 
wi'ewohl sie uns off,ensichtlich 'schwereT ge­
fallen sind :in der öffenUichen Di,skus'sion a,ls 
Ihnen. 

Ich .glaube, man muß ,auch ,als pollibische 
Partei den Mut haben, WiHensbildend tätig zu 
sein und nicht nur v�'elleicht der Massen­
emobion immer nachzu,geben. Wir haben es 
,auch ,in dieser DilSKussion über die kleine 
Strafr'echtsreform ,auf uns genommen, ISO zu 
denk'en. Und kh 'glaube, ,es war richtig, daß 
wir im Bereich de r Intimsphäre de,s Menschen 
di'e strafende Hand des Staates zurückziehen 
und im BeJ1e.ich der Ehedelikte n,eue Denk­
weis-en in Gang 9,e setzt haben. Wir glauben, 
das getan zu haben , ohne -we,s-entliche Grund­
sätze aufzugeben; die Kompromisse, die wir 
g-eschlossen haben, 's'ind allen noch in 
Eriinnerung. 

Es wind jetzt darum 'g'e1ben, dia wir vor der 
groß.en Str-afr,echtsr,eform stehen, mit welchem 
Ge-ist und mit welcher Tendenz wü an diese 
fortg-esetzte Refor'ffi 'gehen. 'Daß wir von einer 
Reformbedürftigkeit unseres Strafrechtes spre­
chen können, ist allseits unbestritten. Ich 
habe schon Iheute vormittag ,ges agt :  Das 1st 
die g,emeinsame EntschJiießung, die UIliS noch 
immeT v'e:phindet. Wa's wir aber von die,sem 
neuen Str,afrecht ,erwarten dürf-en, ang,e'sichts 
solch-er Berichte ,erwarben mü's'sen, ist, daß 
auch von diesem neuen, reformierten Strafrecht 
noch limmer die ,absdlr-eckende Wirkung g,e'g-en 
da-s V,erbrechen e�halten bleibt. Noch immer 
muß di'ese Ges'ellschaft Iden Wlillen bekunden, 
wider da-s V:erbr,echen ,aufzutret,en, und wenn 
der AhwelhrWlille ,erlahmt, dann werden wlir 
aUe jene Zustände bald auf uns haben, die' wir 
in den westlicben Ländern oder 'in Amerika 
schon 's,e:hJen. 

Und !in dieser Hinsicht, nur von diesem 
Blickpunkt her gesehen, möchte ich schon 
einige Hedenken ,anmelden. 

Ich glaube, w.ir müßten als Padament dar,auf 
achten, daß wir den großen Gelist di,eser 
Reform des Strafrechtes nicht in W.ideflspruch 
setzen mit durchaus soliden, natürlichen Er­
wartungen, die die Bevölkerung auch an uns 
flichtet. Aus Utopile, aus Ideolog�i'e hier Uber­
tfleilbung,en zu fordern, wird schlecht 'selin. Und 
wir werden lbeli ,s olchen nicht mitmachen, ich 
kündi,g,e das an. Ich gla'llbe aber noch limmer, 
daß wir so viele Gemeill's,amk-e:it'en über die 
Fraktionen hinweg finden werden, daß wir ,in 

€liner Diskussion zu einer solchen gemelin­
samen Lösung kommen. 

Aber manmes , was firn vorliegenden Ent­
wurf, den wlir demnächst ,in Arbeit nehmen 
werden, enthalten ist, deutet mir schon auf 
einige Isolche Ubertreibungen hin. Ich nenne 
kurz etwa die T,endenz, die der Herr Bundes­
milIllister für Justiz in seinem Entwurf jetzt 
eingebaut hat, neu e;ing,ebaut hat, die sich 
auf keinen Vorentwurf 'berufen k,ann, weder 
auf eigene noch auf Stra'fredüSkommiss'ioIliS­
entwürfe . Die T'endenz nämlich, übertriebene 
ZUTÜckdrängung der FreihedtsstJ',afen zu gun­
'sten der Geldstrafen. Und zwar d.as beti jledem 
Delikt 6hne Rücksicht ,a'uf die Art der Krimi­
naUtät, um dile -es sich handelt. 

Es gibt ,ir-gendwelche Theoretiker, die sagen, 
auch der Kaufhausdiebstahl sei heute schon so 
'eine Kavalli,efls,s ame, les gibt Vorschläge, das 
nur mehr .im V'e rw al tungswe,ge zu ahnden .. 
WÜ denroen nicht !so. Wlir gl aubeiIl , ·auch der, 
der siro in einem Supermarkt Vlie,ueicht v,er­
führt sah, hat e in Eigentumsdelikt begangen, 
das kriminell bl eibt und nicht gleichzu'halten 
iiSt einer kleinen Poli�eiÜ:bertretung. Hi,er 
Ubertr,ei'bungen - wir würden warn'en. 

Wir warnen · aber auch davor, di'eses Frlei­
heüsstraf,ensYlstem und ihren Ersatz durch 
Geldstrafe noch in einem anderen Sinn zu 
übertreiben , nämlich die Ersatzfreiheitsstrafen, 
die für ,angedrohte Ge1dstr-af,en ve�än'gt wer­
den, bedingt na chzul,aSls,en , wenn der arme 
Teuf-el die Geldstrafe ohne sein Ve-rschulden 
nicht zaMen k,ann. 

Man muß die Kette dieser ganzen Ten­
denzen -durChdenken, dann wiIid man nämlich 
daraufkommen, daß man dj,e Kl,einkr.iminalität 
asoz1ialer Art pr-akUsch IStr.a,ffrei g,estellt haben 
könnte. Wir finden ,auch 6e,sbimmungen, die 
die bedingte Entlassung noch weiter erleich­
tern. Nicht nach zwei Drittel Veflbüßung, schon 
nach der HäUte soll man. ientlassen werden 
können. Ich zähle das aHe,s nur auf, weH ,ich 
sage, hier scheinen uns 'in e'iner ,g,ewi'Ssen 
utopi,schen oder ideologlischen Sicht Uber­
trelibungen vorzuliegen . 

Wir wollen unIS dann 'in Ruhe, im Ausschuß 
über diese Sache unteI1halten, a!ber kh betone, 
das aHe's ,i,st nicht U1l!ser Denken. Bei 'solchen 
Vorschläg'en kann man sich auch nicht ,auf 
Vorentwürfe berufen. Das sind neue s'ozi;aHsbi­
sche Inüiativeill des jetzJi9'en Herrn Ministers, 
der sich 'selbst auch ,in dieser, Iseiner Haltung 
Vli,elleicht Igewandelt hat. 

Ich komme nun - und ich muß heute 
auf das zu spre chen kommen - noch auf di-e 
in der heutigen Prelsse -auch wli'eder dar-ge­
stellte Fernsehäußerung des früheren 
Generalprokurators Dr. Pallin, iheut'e Präisident 
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des Obersten Gerichtshofes, zurück. Dieses 
sein Fems-e!hin1Jerview war nicht 9-eschickt, 
habe ich g-el'esen. ICh ,weiß nicht, ob es wahr 
äst, aber ,in der Zei'tung lese lich, seIhst n1aro 
Auff.Cl'ssung des Dr. Fischer tS'e'i es n1icht 
g'e!schickt 'gewesen. 

Das i,st ,eine mHde 'Bez,eichnung für da.s, 
w.as der Herr Präs�dent des ObeI1sten Gel'lichtLS­
hof.e,s geäußert hat. Ich möchte vorausschicken : 
Wir ,sind 's-ehr dafür, daß doi,e JUJsbiz dn Rulhe 
arbeHen kann. Es iist ,g,anz bestimmt besser, 
w,enn d:i,e Justiz nicht in politische Erörterun­
gen hineingezogen wird. Oie heubige "AZ" 
sChmibt, man ·aIter-1ere siro. Wenn man k,eine 
Sorgen habe, mache man sich welChe sozusa­
gen. Daher sei es nicht sehr ernst zu nehmen, 
daß wir uns gegen diese Interviewtendenz ge­
wehrt haben. 

Ich möchte Ihnen aber doch 'sagen : Uns 
bewegt ,auch in dieser Hinsicht eine -echte 
Sorg,e. NiCht wir 'bring-en den Herrn Präsi­
denten des Obersten Gerichtshof.es ,ins Gerede, 
e'r hat 'sich l'eitder 'selbst ins Gel'lede g-ebr'acht. 
Wie man sieht, hat er keine gute Presse. 

Der Herr Präsident list ,si<:n.er 'ein fähiger 
juri,st:isch'er Kopf und ,guter Strafr,eChtler. KDaft 
dieses seines Wissens hat ter lEinfluß auf 
andere, das ist natürlich. Wer Wissen hat, hat 
Einfluß. Aber 'sein Binfluß w,ar tschon in der 
Vergang,enheH dn einer Richtung ,spürbar, die 
uns gel,egentlich Vler,anlaßt \h,at, Mer Anfra'gen 
an das ReSisort zu _steHen. Schon ,altS General­
anwalt - ich glaube, dies'er Ausspruch stammt 

von Herrn ZeiUing,er aus 'einter früheren 
Debatte - that 'sich Dr. 'P.allin 'seIhr oft als 
"Generalweisungsanwalt" betätigt. Als Leiter 
der Sektion IV, als Generalprokurator hat er 
durch sein W�ssen und durch s'ein Wärken 
'Sehr dazu beigetragen, daß di,e Pornogr,aphie­
gesetz'g;ebung pr,aktisch aufls Bis g,efü'hrt 
wurde. 

Ich habe in einer Budgetdebatte einmal 
gesagt , da's ist doite De'suetudo des Gesetze,s 
von Amts weg,en.  Gutachten werden erst,attet, 
Empfehlungen, ein Rechtsmittel als Sta,ats­
anwalt nicht einzubr.ingen, Berichte der Staarf:s­
anwälte über di'e Obel'lstaatsanwälte zum 
Min1stertium bin: S'Oll man in tdiesem Fall 
ankltCl'g-en? Da!s alles führt dazu, daß da's 
Ger,icht Il!icht mehr in die Lage kommt , zu 
urteilen, ob ein Fall wider da's Gesetz vorliegt 
'Oder nicht. Schon der Staatsanwalt kommt zur 
Einstellung des Verfahrens beziehungswei-se 
zur Nichtanklag,e . 

Der Herr Präs�dent des Obeiisten GeI1ichts­
hofes, der heute R1chtoer j'st und nicht mehr 
Sta,atsan�alt, ,sch'eint di,e We'isung,sment,aHtät 
fortzU'setz'en. Heute, wo er una-b'häIligi'ger 
Richter 'ist, ,empfi'ehlt er seinen �oHe9'en in 

der Richterschaft, auch noch dieses oder jenes 
zu tun oder zu vertreten. SolChe Empfehlungen 
sind ihm aber nach unserer Verfassung ver­
wehrt, und es ist nicht gut, wenn man sie noch 
dazu über das Fernsehen abgibt. Es wäre wün­
schenswert - 'ich werde mich gleich einem 
anderen Thema zuwenden, weil ich nicht nur 
über diesen Fall reden möchte -, daß der 
Herr PräStident -des Obersten Gerichtshofes 
seine Stoellung als Richter und 'S'eine pro­
minente Stellung als S ozial,i'st und MitarbeH'er 
am Jll'stizprogr.amm der SOZliaI.isUsch,en Parttei 
aUJS'einande-mält. (BeiJall bei der OVP.) 

Im RaJhmen des Gesetzes 15'011 das ,alles 
geschehen. - So klug und vorsichbig i,st 
natürlich auch Herr Dr. Pallin. - Aber ,im 
Geiste des neuen Entwurfes möge man das 
-bestehende Gesetz anwenden. - Das ist doch 
ein Widensprruch in tstiCh. Auf gut deutsch 
heißt da,s : M�n WtelIlde das bestehende Gesetz 

im Sinne des soziaHstioschJen Entwurfes des 
HeTm J'Ulstizmtinitsters Broda ,an. 

o,a's maCht UßIS Sorge. Vie,flstelhen Sie, daß 
wir uns nicht <altenieren, sondern daß das auch 
witeder ein kl-eines Mosa-iksteinmen 1,s'1 für 
die mögl'iche KlimaV'€rschllechterung, von der 
ich heute vorm'ittag ·schon g,esprochen habe. 
Wir haben uns durch lSolch'e Erklärungen 
bruskJiert gefühlt. Das Gelsetz wird hier dn 
die's.em Hause be,schlossen. Erst wenn es foertig 
.ist und das Plenum Ja g'6s,agt Ih,at, dann kann 
man im Rahmen der bestehenden Getsetz·e als 
Richter a,gi,eren. IBeifall bei der OVP.) 

Wir haben noch eine Sor,g·e. Der Hterr 
Bundesmj.D!�ster :spridlt vor den Wide-rstands­
kämpfoem und erklärt dort, das Strafg,esetz 
wende tin ei:nem Jahr beschloss'en sein. Heute 
hat er di,e Ho ffnun'9 , daß es bei der Frist­
setzung his Juni des nächsten J a1hres, aus­
reichende Beratung vorausgesetzt und unser 
Tempo vorausgesetzt, das wir alle an den Tag 
legten woHen, viielleicht 'im Juni fert�g ist, 
vielleicht auch früher. 

Aber die Erklärung vor der Beschlußfassung 
des P,arlaments paßt uns nicht. Wlie heikel und 
empfindlich, meine Herren von der Sozialisti­
smen Part-ei, WCliI'en Sie tin früherer z,ed.t, wenn 
il'lgendwo Erklärungen -ahgeg<e'ben wurden, 
ohnte daß das P,ar1ament seinen Willen gelaßt 
tha'ben konnte? (Beifall bei der OVP.) 

W'enn der Herr Prä'siident des Obersten 
Gel'lichtshofes ebenfalls 'schon anbi�ipieJlend 
judizieren will, dann frage ich mich, ob er 
schon Islich'er list, daß die,ser iEntwurf des Herrn 
Min1ilStel'ls Broda auch Ges'etz wird. Ich weiß 
es nicht, 'aber 'es schaut so aus, allS ob man 
d,amit l'Iechnet. Dann entsteht allerding.s die 
Fra,ge . . .  (Abg. L i  b a  1: Herr Dr. Hauser! 
Was haben denn Sie gemacht, wenn früher 
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einmal über den Obersten Gerichtshof oder 
den Verwaltungsgerichtshof gesprochen wor­
den ist? Da waren Sie sehr empfindlich!) 

Herr Kollege LibalJ Ich darf Ihnen eines 
·sagen: Uns ist es nicht reCht, darüber reden zu 
müs,sen. Wdr wären froh, wir hätten keinen 
Anlaß, darüber zu r,eden. (Abg. L i  b a I: Als 
wir darüber gesprochen haben, da war es 
falsch! Diese Höchstgerichte waren unantast­
bar und was weiß ich alles! Aber Sie erlauben 
es sich!) ICh sage Ihnen nur ,  die mildeste 
Form der Beurteilung die,ses Femsehänter­
views ist :  Si t a cul'S ses , philosophus mans-isses ! 
(Beifall bei der OVP .) 

Uns geht es jedenfalls darum - und das 
ist die Verzahnung mit diesem SiCherheits­
bericht -, daß alle Organe d e s  Staates , auch 
die Richter, bei der Bekämpfung der Kriminali­
tät im Rahmen der Gesetze mitarbeiten und 
sich nicht den Kopf des Parlaments zerbrechen. 
Es ist durchaus zulässig, auch als Richter die 
Meinung zu bekunden , daß ein Gesetz über­
holt , zeitwidrig oder reformbedürftig sei. Wir 
bekommen solche Anregungen sehr oft. Aber 
dann ist über solche Anregungen hier im 
Parlament zu befinden. Wenn das Parlament 
eine solche Anregung aufgre ift und sich ihr 
anschließt, dann wird auch die Anregung eines 
Richters Gehör finden. Aber so geht es nicht. 
(Beifall bei der OVP.) 

Wir werden uns, und dazu gibt auch der 
Sicherheitsbericht Anlaß, bei der Beratung 
des Strafrechtes auch damit befassen müssen, 
wie wir die Bevölkerung vor den in Mode 
gekommenen neuen Formen des Verbrechens 
auch von der Strafrechtsordnung her schützen 
können. Im Entwurf gibt es schon einige An­
sätze dazu. Manches ist, wie w i r  wissen - ich 
möchte das nicht ausführen -, in dieser 
Richtung noch nkht ganz gelungen, etwa die 
Geiselnahmen, die derzeit durch einen beson­
deren strafrechtlichen Tatbestand nicht genü­
gend erfaßt sind, nämlich dann, wenn sich 
diese Geiselnahme nur darauf richtet, sich 
den Fluchtweg freizumachen, ohne daß Ent­
gelt gefordert wird. 

Wie schon manche meiner Vorredner ge­
sagt haben, müssen wir doch von folgendem 
ausgehen : Diese neuen Formen des Verbre­
chens sind durch eine ungeheure Offenherzig­
keit und Dreistheit des Vorgehens charakteri­
siert. Mitten in der Geschäftszeit, in der 
belebtesten Straße und nicht im finsteren 
Wald wird der Raub getätigt,  und er wird 
militärisch geplant. Das ist wirklich fast schon 
militärische Einsatzplanung . Und es herrscht 
brutale Entschlossenheit in der Durchführung. 

Ich habe schon in einer Fernsehsendung, 
die wir unlängst gemeinsam mit dem Herrn 

Minister hatten, gesagt: Wenn siCh die Ver­
bremerwelt zu diesen neuen Formen durm­
ringt oder sich dazu erdreistet, dann deutet 
das darauf hin, daß diese Verbrecher den 
Abwehrwillen der Gesellschaft und damit ihr 
Risiko gering einsChätzen. Da muß man dom 
munter werden. Da kann man nimt schreiben : 
In diesem Staate ist eh alles in Ordnung. 

Hier kalkuliert das Ve rbreChertum bereits 
mit unserer WeiChheit ! Im gLaube, di'e&E! Fehl­
k.alJmlaJtlion müssen w.rr den Vertbrechem noch 
beibll1ing,en. Si1e <sollen ndeht mriJt de,r weichen 
WelLe kalkuliJeren dürfen. Das heißt nicht 
- b.LU,e mißverstehen Sie m:iCh nichrt. - , daß 
ich nach jenem Law and order rufe, das auch 
in meinen Augen bed.erukliche Züge hat. Aber 
wenn wir uns ;in der Bevölkierung v·er,ankert 
fühlen und hine:inhöl"eTI, wird jeder zugeben 
müsS€n, daß die Bevölk·erung !in di,€!soo Fragen 
nicht zimpe.rllich denkt, ,eher iSogar mit Emo­
tionen um ednen Grad über Gebühr, etwa wie 
man es in Interviews oft hört : Der gehört weg, 
der gehöI1t .gehenkt 'und <So weiter. 

Nicht, daß ich .dJ1eSle ,emotiollielle, HaLtung 
hier vertrete . Aber den Mut muß man sChon 
haben, w,enn man reformi'er-t , daß wi'f überall 
dort lihe'raldsieren, humanilsi'eren, wo wir es 
für vertretbar halten. Es ,gibt auch in dlLesen 
Belangen noch etwas zu tun. Abe'r wdr mÜSosen 
auch den Mut haben, <dem 'llieuen Str,af'recht 
jenen Impetus zu ge'oon, daß es noch immer 
Schutz vor der wirklich schweren Kriminali­
Ität bietet. (Beifall bei der avp.) 

Und dielse StatiJsbik - denn w,as UiIlJS heute 
vor11egt, �st ja weniger ,ein Belflicht über 
Siche,rheit, sonde'rn etg;enUich 'eine K'Iliminal­
,staNsbik und PoHz'eiJstatilstJ1k (Abg. S u P p a n: 
Genau!) -, abe,r ·diese'r Bericht macht wenig­
,s !Je[lJS e.ines deutlich, daß mand1Je.s .auch in 
theor.e.t1schen A'Uls,elinandeI1S1etzungefll Vorge­
brachte , wa·s mehr von Ihr.er Seite als von 
unser,er Seite vOf'9'etr.agen wird, VlielLeicht 
nicht Istimmen kann, daß man nämliCh ISagt, 
eige[lJtlich ist ja der ·arme Vlerhrecher das 
Opfer der Gesellschaft. Er �:5It so geworden, 
we'il di·e GesleUschaft (ihn zu dJem g.emacht hat. 

Schauen wir uns doch ,einmal ,an, wi,e .die 
Vermögensdelikte ansteigen . Daß das echte 
Wohl,standskr.iminalität ,Lst - nicht aUJS Not 
wird gestohlen, sondern weil man es sich ganz 
einfach leichtmachen will - und daß man 
d.a nicht einer Philosophi'e in der SchJuldfrage 
das Wort reden könnte , di,e da iSlagt : Man muß 
doch -davon ausg'ehen, daß der M,errscb k.ednen 
fr·e.i·en Willen hat und daß er vileHekht nur 
das Opfer der Verhältnisse ist, das, glaube ich, 
z.eig€lIl auch dJi,e,se Ziffern. V,err.oonen wir uns 
also nicht in Utopien solch·e'r Art. 
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Und nun zu leinem Aspekt, den lidl :in 'elin!em 

anderen. Z'U!sammenhang b�er on ISchon vor­

getragen habe. W:ir beke.n.in1en uns .alle gemein­

sam zum Wohlfahrtsstaat. D1eser Wohlfahrts­

staat, der ISO vliJel iffiaJtemelLe Güterstandsmeh­

rung produziert, der 'UnIS ta.tsädllich Iin dies'er 

Richtung IaHe reicher mach1, dieser WohUahrlts­
staat beginnt in q8iWÜJssen. Gemeimchafts­
bedürfnissen, die die Gemeinschaft hat, zu­
nehmend 'zu kr,mkieu; ,im GeMet des Sozi,al­
wesens etwa und so fort. 

Ich 'glaube, wir müssen :erkJennen, welllIl wir 
einen ,solmen Bericht dJiJskutierelll, daß in 
einem übertr.ag'enen Sinne ,auch die Sicher­
heit5frage ein som,a1es, eLn !IlteUe5 Gem'€lin­
sch·aftJsbedürfms ,glewonden list , das Slich um­
somehr g-eltend ma'chJt, ,als wir ,solme Tenden­
zen spüren, und daß daher die Gemeinschaft 
mehr aufbringen W1h:d müsSien., w ahI1sc:heÜJnllich 

auch an materiellen Mitteln, um ih'Ler A'b'hiHe 
zu smaff·en. V'�eneicht Isol1te man ,sich also 
tatsächLich 'Ulll ·eine Spur wleJlJi'ger materielle 
Wohlstandsmehrung leiJsbeln, wenn man ,sich 
in di'e,sen Fragen -ehenfal1s zu Maßnahrrren 
durduung,t. Es muß der Mut g,e{,aßt werden, 
wie ich 'gloobe, .denn wir finden in di,esem 
Ber.ichrt: cigentlJi·ch, was di-e KOllJSieqUie'llZien be­

trifft, herzlich wenig Anregungen, wie man das 
Sicherh'€libswesen v,erbessem könnte. 

Noch eiill!en Aspekt bei der Fr,<l1ge, ob man 
nicht ,auch durch org,aruil$atoriilsme Vo:r1lrehrun­
g·oo hier noch ·eine hess'eiie Effiz'ilenz er,rel.ich'en 
könnte ; ,da Ig'ibt ,es ,eini,ge Anregung'eIl lim Ent­
wurf. Wir moosen ,aber noch 'eli.nlig·es tun. Das 
hat UJ1JS ,schon ,ein &edner gleSoagt. Vli!ele der 

SicheThelitJSorg,ane ,ffind mit ·administr'ativen 
Auf,gaben überI.a.stet, dile oft .ga� n1ichts mit 
dile5em ,eng,eren Gelbj,et zu tun 'haben. Auf dem 
Land muß der Gendarm alles mögliche machen 
und kommt viell:eicht d<l1durch nicht zur Auf­
klärung von V,erbI1ech,en. Der Iglez:ilelte Einsatz 
von solchen gut aus·ge,bildeten qualifizi,erten 
K'räften :ist ebenfalLs wiCh.bi,g. Ich habe größtes 
VemtändnLs für Tendenzen, daß man etwa 
Parkhosbe:ss,en e:instJellt, die sich mit Hestl1afun­
'gen von Parksündern hef.assen, weil ,es ein 
Unding ist, 'einen qual!ifizier.ten Mann, ,der um 

Schileßen .aJUlSgebildJet list, mi;t ein/ern Park­
sündeTzettel 'herumg,ehen !Zu ·Lassen. Da kann 
man vielleiCh.t auch mancheS noch tun. 

Und nun etw,as, was galr nichts, wie lieh 
glaUlDe, milt geootzliicben Maßn,ahmen zu tun 
hat, auch nicht mit organisatorischen, verwal­
tUiIlgsmäßig,en, sondern wo les daTum geht, daJs 
öffentliche Bewußtsein zu verändern, wo alle, 
die letw,Cl'S heitr,agen ikönnten , di'e dileses Be­
wußtsein bilden und beeinflussen. Ich glauDe , 

es ist nicht 'gut , wlenn .aile MClJSosenmedd'€f!l 
solchen Vorfäl1en, wile w.ilr Isi'€' .in ,der jüngsten 
Zeit g,es,ehoo haben, ·eine tSO übe,rtnie'b-ene 

Dars.tellung einräumen. Ich VleTstelhe schon, 
daß der Mann vom Fernsehen mediengerecht 
leinen dntleoos,s·anten Ber,imt ihllilIl'9'eIl will. Aber 
ich fr,agle mich, db les lein lechtes Informatiol1ls­
hedürfutli,s der Büfg;er gibt, daß man g.am,z g,enau 
weiß, wie sich das alles abgespielt hat. Ich 
möchte schon wissen, wie viele Verbrechen im 
La;nd ,geschehen und ob heute oder vOI1gestem 
etw.aJs p.assiert dJSt. Aber ,daß ·da ein Rud'el von 
�eportern Wn,1:ter ·eIDer solchen V'erbnemer­
handle, die sich eilIlJes Fahrz·eiUJges bemächtigt, 
herfänrt und daß ,dann noch 'delf große Auftritt 
des Publikums, mit Hallo und Knallerbsen 
und was sich da noch alles ereignet hat, ins 
Bild gehr:acht wiI1d, ich glaube, das dJSt kein 
positiV'er Beitr.ag für das SimerbJeti.tswesen. Ich 

meine näml'ich, lIDd das weiß ja j:ede'r K'rimi­
nologe, ·daß dadurch d-er Namahmu'Il:glstr-i'eh 
sehr ins Kraut schießt. Was zuerst ein echter 
Profi bet�ieben hat, prob'1e·rt dmn Ü'bermor:gen 
gl,eich '€Im drittklassli·g·er Ganove aus F,avor.iten. 

Und Sie sehen ja, wie sich das häuft und wie 
das um ,sich greift, wenn leinmal eine lsolche 
spektakuläre Schilderung :in Pr,eSise uind Rund­
flIDk über die Bühne ·gegaiIlgen Wtar. 

Ich glaube , da könl1lte man sich etwas zu­
rückhalten. Mm müßte ,s.ich 'aber auch zurück­
halten lin Ider �ribik an tjlooen, di,e in der 
Ausübung dhfies Di,eIlJs,bes .gegen daJs Ver­

brechen stehen. Ich meine jene Tendenzen, die 
wir da lesen: es werde von der Polizei auf 
dem Umweg l1igorOlsen Binsatzes womöglich 
daJs ,abgeschaffte TodesuIi1JeH .wi,eder ·eänge­

führt. HeIlr Norbert Leser !hat sich in €'inem 
ArHkiel ISO -geäußert. Ich -gl,aube, daß das auch 

fallSch ,i.st. J,a haiben wi-r d'€\Ilill lIlJirnt e,in W,affen­
gebrauchsg-eS€'tz .in ,di,€!sem Parlamen;t beschlos 
sen? Haben wtr TlJicht ,stark g·e'r.lingen darum, 
wile denn jene Tatbestände amscha'llJen ,sollen, 
dam:i>t nicht leichHertig von der Waffe Ge­
br.auch 'gemacht W1iI1d? W'rr ha'ben lin <Lern 
einen Absatz dieses Gesetzes die Formel, 
daß man von der müdesten Form des W,affen­
gebr·a'llches zunächst ausgehen müsSle, um den 
Zweck zu erreichen . Und wir haben auch eine 
eigene Bestimmung, .di'e sich miif: dem Lebens­
gefählfdenden GeibI1auch der Waff,e be-f.aßt. Und 
da,s ist im wesoo.Hichen dmn möglich, wenn 
es um di'e Festnahme von Verb:rechem geht , 

dd,e als ,gemeing,efährLich ·erkCliIlJIl!t sind. Ja 
wenn dan.n ein obe,rgeschei,ter JournaLiJSt hin­
tennaCh. ein-em !Solchen Pol'izilst€([l, der !in der 
Bedrällign1sl·age des Augen'blicks han.deln muß, 
allerha.nd dauUlstellen weiß, warum ,er d1e 
Waffu noch 'immer verfrüht ·ang,ewencLet 'hat, 
dann, muß ich sagen, verunsichern wir die 
DieiJllStaJUffaJssung .der Leute. 

Ich glaube, daß das ebenfalls eine Umorien­
tierung nötig macht. Für diJeses g,an�e Geje'i'er, 
da,s da von glewtsSien Kräften dns Spiel ge-
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bracht wird, daß ,g;ewilssermaßen dile PoLirei 
womöglich schuld 'ist, wem Blut fließt, habe 
ich kein Verständnis. Und ich habe umso­
wenrilQier VeIlständms, ,a1s 'gffiV�SlSe ZJilrkel des 
links-radiltJalen Lilig,e'l'1S, Wlie im aus einer 
jüngsten Pressenotiz entnehmen mußte, sogar 
ohneweiters erklären, man soll ruhig Blut 
fließen lassen. Da war, glaube ich, Herr Doktor 
Fischer bei der Diskussion in der Paulusgesell­
schaft und hat sich mutvoll gegen diese Ten­
denz gewehrt. Aber wenn es im Lande solche 
KTäfte gibt, ,dt�e ISO reden - es ,sind ,g anz 
wenige Gott sei Dank -, dann V1erSitehe ich 
umsowen:iger, daß wi,r dlem Poliizilsten, der i!n 
bestdmmt'ell FälLen und Tta!tbestänoden zum 
Waffeng·ebrauch von U'llJS berlemNgt wurde, 
d,ann eine hin teIl auf,s Zeug flicken. 

Ich gLaube, da kÖ11IlJte man -auch ,et was tun, 
daß sich dile öffienHiche Meinung ändeDt. Es ist 
nicht di-e hreibe öffentliche Meinung ·des Vol­
kes, .cl,as sind nur j'ene Mein'UIlgsmacher, die 
uns womöglich dass andere leinr,eden woUen. 
Die NeUtg�erde, eHe da durch di,e Massen­
medJilen, dmch die IlhlJstl1ierben und !So w�ite,r 
befriledigt wird, das ·aHes ,ist ungesund. Wir 
kännen ,aber nicht nach Gesetzen !Schr,eien 
und sagen, da werden wir eine Zensur ein­
I,ichten ; daJS ist eine Fr,age der Selbstzucht. 
Aber man muß den Mut haben, dafü.r zu 
Ireden und nicht nur ;iJn ,der ,ander-ern Ridrtung 
Stimmen l,aut wer-den 1 a's sen. 

Aber wenn ein Verbrecher gefaßt wurde 
und rim Gefängni,s sitzt und dann lSch.on der 
V,erlag kommt und ihm Hun.denttauoondre für 
die Memoiren, die er über seinen Schicksalsfall 
schl1eiben k'ann, ,anbietet, dann ilst das auch 
eine ungute Entwickhmg :in der GeselLschClif,t. 
Es -giht hier gewlisse Tendenz,en des Pres 's'B­
W'8!sens, des JouIrnali:smus, diJe man bekämpfen 
müßte. Bekämpfien nich.t im 'Sinne von I1Jeuen 
V,erhotsvoI1scllIiifben, 'sondem ;im Appell um­
zudenken. 

Ich gLaube , wir müßben .aLs P,arLameTI!barier 
den Mut haben, das zu ISCi!glen, -auch wenn 
mor,g'en 'ir-gendein JouIilla1i:s'i les anders sch.r,eibt 
oder mir die Parole Law ,emd order tin d'i,e 
Schuhe ,sclüebt. (Beifall bei der OVP.) 

Wir möchtten also di,e· Debatte über di,esen 
Brericht doch so IStehen, ,daß er AnLaß bi'etoe.n 
soll ,  bei ,aUen unser,en kün�tj.glen Bemü'h'lllIl9,en, 
auf welchem Rechtsgebiet es :immer I1st, da-rauf 
BecLacht zu nehmen, daß dri,e Sicher'hretirt in 
dilesrem Land verbesser:t wind. oder, wenn Sile 
woHen, wi'edengewOImen wi-rd. Denn -es muß 
nicht so sein, wi'e es drerz,sit :1St.  

NastürHch halben w.i.r das auch VOill ReChts­
reformen her zu tun. Ich habe Isch.on og,esargt : 
Durcha'Uls dort weiter humanisli;e'r-en, lliberalli­
si eren, wo es ohne Vrerl:etzung w1rklicher 

Interessen der Bevölkerung mögldch dlSt, wo 
wir das Gesetz v'e'Daltet empfinden. Da werden 
wi-r g,enug finden. Aber .alUch 'biJtte den Mut, 
die absch,reckende Wi-rkuIltg des nre'UleIl lI1efor­
mierten Str,af.geset21es si cherZ'USteUen, wo es 
um wirklich.e Kriminalität geht! 

WeDlll wir di1esen Wider,st,andswIil1en nicht 
'in ·aUren Ebenen, wo wir tätig Isind, bekulIlJden, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
dann werden wir ,in joooe ZUrStände geraten, 
die wi-r 'l1Jicht haben wollen. Denn dars diSt doch 
dille Bewahrung des Starabszweckes : DaJS Un­
recht roilt den Mitteln ,des Riechtes belkämpf,en ! 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Ing. Hobl zum Wort. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPü) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen uiIld He'DI-en! Ich möchte, 
bevor !ich eimige Aspekte des Skherhedrtsbe­
richtes näher beleuchte, doch ,auf odi'e A'UJs­
fü'hrungen meliner Vorliedner eingehen und 
gLeich mit Her'nD Kolleg,elll rOr .  Hauser be­
girrmen. 

Er hart 'eine �ede g,e h,al ren , dli,e in v:ielen 
Ptunk!ben durchaus mit AIlisich.ben überein­
stimmt, dire w�r von der Re-gi,erungspartei 
ve'r_tooten. Er hat auch ,g,anz dreUJtNch markJ�eTt, 
wo die Untensch,i,ede sind. Wü.r hoff,en ntitt ihm, 
.daß wli-r !in Osterreich. nicht Sicherhedbsverhäl,t­
nisse bekommen, wi'e ,sie Iirn den Vlere�nJigten 
Staaten von NordCIJmer.H{Ja sin.d. Ich werde bei 
me,inen weiteren Ausführung-en noCh kurz 
darauf eingehen. 

Hen Kollrege rOr. Hauser hat -auch sehr 
welit ilUlSrgeholt, schon zu Fl1agen, dile mit der 
'großen StrafrrembsI1eform jn Z'Ulsammenhang 
strehen. Wir treff'en leJinander hi'er sicher bei 
Libe[-allilS1ierung rund Humani,silerung, und wir 
werden vi'eUeicht DjffenooZreiIl harbeiIl -bei den 
Gren21en, dJi,e wirr zu IsetZien haben. Das we,rden 
die Beratung,en darüber I9d1lZ deruUich zß'igen. 

KoUege Dr. Hauser hat sich zw,eimal hier 
v,erwahrt, man möge ihn ob seiner Ausfüh­
rungen nicht verdächhiJgen, daß er ,auch. mach 
Law and Order ruft. Ich glaube ihm pe rsönlich , 

daß er k-ein Anhänger di,ese,r P,arole Lst. Er hat 
in seinen Au:sfühI1liIlrg,en ,auch darauf 'hJinge­
wtiesen, daß man di'8se ·g,anze Verbrechen.s­
w,eUe, dd!S Entstehen des V;e rb rechens , dars 
Auswle:itJen des V,eI1brecbens doch. nicht �mmer 
WIi'eder ,auf gesel1schattlich,e Verhäl1nisse ab­
schLeben ,soll, er hast ,aber dann in iseinem 
letzt,en Teil ,sehr viel KLage ü'ber bestimmte 
geseUschafrt1khe Verhältnisse erhoben. Und 
da .gehe lieh eül:en ,gew!i:sS:eIIl Wide flSp ruch. , der 
.sich ,siroe'rach bei wleitel1en Di-skussioDJelIl auf­
klären läßt. 

W,enn Hel1r Dr. H8JUser meänt, das öffent­
Ech'e BewußtSle'in sollte g,e'gen das V,erlbreche'r-

22. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 71 von 100

www.parlament.gv.at



1672 Nationalrat XIII. GP - 22. Sitzung - 2. Feber 1972 

Ing. Hobl 

turn ,ak,Uv.i,er:t werden. wenn Herr Dr. HaJU:SeI' 
gegen dli,e Rolle der Massenmedien bJinsichtl1ch 
der Vle,rdeutlichl1ill9. wie ein Vie'rbr,echen ge­
schieht. wJ,e es Isich ,a:bg,espielt halt. W1ie es 
gemacht wird. spricht oder auch davon spricht. 
W,(lJS denn das für Leute !sind. die Manuskripte 
von Verbrechern 'gegen ,gutes Geld ,entgegen­
nehmen und dann die Bücher veJ'tI1elibetn, so 
hat Herr Kollege Dr. Hauser damit zweifellos 
auf gesellsmaftlich relevante Dinge hlinge­
WiieoSen - da.s trifft ,sich mit vielen 'W}Jsel1eI 
Ansimtern. 

Herr KoHege Dr. Schmidt meinte. man soll 
di'e Di:ng.e. wie ,sä,e ,sich heule ,al,s innere 
Sicherheit Osterreichs daIlstellen. mc:ht V'eif­
ni,edMch.en. Dazu muß ich ISCitgen : Der lße'ficht 
verniedlicht gar nicht. Der Bericht schildert die 
Lage auf dem GebJ1e1 de,r inn,eren Sich'erhelit 
in un.sere'r R'epubliik. w.ie sille tatsächlich ist. 

Herr Kollege ZeiUi'Th9ler hat lauch von ver­
niedlichen gesprochen, ,ebenso Her'r Kollege 
Dr. König . Alle OppOlsi'NonsredJner bi,s auf 
He'rm KoUegen Dr. Hau'ser haben sich d,a'rauf 
bezogen . daß auf Seite 42 dJi,eJses BeTichtes 
l1I1Jter P.unkt 5 st'ebt : "Die Entwicklung der 
Ve,rbremeIllskrimin.alitärt Qn Oste'l"l1eich list rucht 
belSorgnJi,g,erregend." Aber keioo,r der Redner. 
die dielsen Satz 'des Punktes 5 ,auf Seite 42 des 
Sicherheitsberichteis vorgebracht haben. habern 
die weiteren Sätze erwähnt. Der nächste Satz 
sagt nämlkh .schon: "Damit soll OOS Ansteigen 
der Kriminalität aber keinesfalls bagatellisiert 
werden."Und weiter heißt e s :  "Die Zunahme 
der J ugendkl'im:inallitä.t und das AnSltciglEm der 
Sucht,gtifbdeHk,te eTfor-dern eline besondere Auf­
merk,s.amkedt. Die Auswi.rk'U'Ilgen oe'!' welt­
weiten Erscheinung des Suchtgiftmißbrauches 
auf OSlter'reich :sind de,r�e'it noch nicht über­
blickbar." 

Ich möchte Jetzt den Ber1icht micht Wiiede'!'­
holen. 'er ist ,alLeill , di,e ,s'ich dafür Iinbel1essli,eIe!l1. 
zugeg angen. Aber eis li'st genauso nicht richtig, 
wenn man sagt. die Bundesregierung bemühte 
sich beispie1swetse ,auf dem P1er,sonal,s,ektor 
ühe'rhaupt nicht. Eine Sei1e weibt'er, lLll;ber dem 
Buch,staben "H. Maßn ahmen zur Verhesslerung 
der Verbl1echeißlsv.erhütu'llg und -.aufklärung" 
steht zu lesen: "D1e Bewä1t>i,gung ,des Pel1sonal­
problems bei den Siche'fhei1Js'behöl"d,en zählt 
,dahe,r zu den vordringlichsten Aufg,a"ben auf 
diesem Sektor". nachdem vorher in einem 
Absatz auf die Schwli'e:rigke\iteu. d\�e ISliCh. auf 
dem P1ersonalgeMet sbel1en. hing,ewiesen wor­
den war. 

Man soll hier ,in der Debatte ,als Oppos�tion 
durchaus krilti,sch ·einen Bericht de,r ,so:zJi'a:lisbi­
sehen Bundesregierung behandeln . ,aber man 
sollte vor alLem in ,einer 'so heikl'en F1ia'ge wie 
der i'llllleI1en Sicherheit doch ,aufflichtig.e'f und 
ehrlicher ,a'flgumentJi,eren. 

Meine namen uOO Herren! Die Sorge ältemr 
Menschen .in Samen Sicherheit!: ist keine Er­
findung oder k,eine Eflscheirnung der heutigen 
Zeit. Ich eroml:ere mich noch ganz .geIl'au - es 
w,ar vor weit mehr als 25 J,ahren, es war vor 
mehr als 30 Jahren -, als meine Großmutter 
im WaldV1iertel 'immer wtieder erklä.lit hat : 
Also wann's finster ist, würde ich nimmer­
mehr durch das Holz dort lUnd dort gehen, U\Ild 
geIlau dJie Ortlichkeit heschrieben hat. (Zwi­
schenrut des Abg. H a h n.) Kollege Hahn! 
Nicht nur im W.aldvierbel;  das haben Groß­
mütter auch 'in <liD.deren Gegeooe!l1 UllJS'er.er 
Republik zu ihren. Enkel1kJindern ges.a.gt. Aber 
wenn man sich zur damaldgen Zei,t genalU 
erkunddgt hat. ob es in diesem Holz �n den 
letzten zehn Jahr,en eirum Uberfa:ll gegeben 
hat. so wird man g,ehört ha'beiIl: Nein. es hat 
kei'llJen gegeben. Aber die Sorge - Dunkel­
hei t, W,ald. langer Weg durch diesen Wald -
glah es 'immer. (Abg. M e  1 t e l: In deI Kärntner 
Straße gibt es keinen Wald! - Abg. Doktor 
B 1 e n k: Das ist doch kein Ploblem deI Mär­
chenromantikl) Neilll. nicht dielT Märch'Emroman­
Nk. Das ist das P,rohlem. das die ältere Gene­
ratioo .in Fragen Sich:erheH 'immer gehabt hat. 
Herr Kolle'gl€ Dr. Blen:k; auch in Vora:rltber,g . 
auch bei Ihnen I (Abg. Dr. B I  e n k: Das Rot­
käppchen im Wald hat nichts mit dem zu tun! 
- Zwischenrut des Abg. DI. S c  h m i d t.) 

Herr Kolleg'e Schmtdt! Es hat doll Wien Be­
z,j,rkJsteJille. Str,aßen und 'so wetner ge'geben. 
wohin man sich vor mehr als 50 Jahren und 
vor mehr aLs 1 00 J,a:hr,en, wenn die Sonne 
unterge'gang,en war. ,nicht mehr getJr.aJU.t hat. 
Und wenn Si,e heut.e hier erzählen. es gi:bt 
jetzt BeZ'irke und Bez,ilik:s't,eiJ,e in Wien. wenn 
Sie sagen. es gibt Straßen. die schon längst 
uIlIs-imer g,eworden siolld , dann Itr,aglen Sie zur 
Hy,stJe'ri€ in dieser Frag,e bei ! Wli,r haben solche 
Zei,ten 9'ehabt. Herr Kolleg,e Dr. Schmidt! (Abg. 
Dr. S c h m i d t: Lesen Sie die "Arbeiter­
Zeitung"!) Fragen Sie die Leute. die rund um 

die Schmelz wohnen, wie das vor 30. vor 40. 
vor 50 und vor 80 Jahren ·auf der Schmelz war, 
ob 'S'i'e v.i'eUeicht d,en IBegriff des ,,'großen 
Bär,en" und des "kleinen Bär,en" kennen od.er 
oh ,es vieUeicht sog,ar noch Zeugen. gtiJbt, ältere 
MeIl!srnen, die Ihnen sag'en, daß man di'e 
Schmelz ,auf de.! einen Seite betIleten hat und 
auf der a'TIJdeIlen Seite splitternackt heraus­
g,ekommen Qst. (Zwischenrut des Abg. Doktor 
B I  e n k.) 

Mein lieber Freund Kollege Dr. Blenk ! Das 
Argument führ,e .ich ,deshalb ,an. weH 'es nicht 
neu ist. daß es Unsicherheit .in der Geg,ell:schaH 
.auch ,in unseren Breiten Ig,eg,eben hat und daß 
es >in bezug ,auf Sicherhe1t !in dei' r r'gut'en ,aUen 
Zeit" viel ,schlimmere Zeiten 'gegeben hat. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. S c h m i d 1.) 
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Herr Kolleg-e Dr. Sdlmidtl Sie wiJssen das raten ,können !  Da-zu ha'ben Sie nichts gesagt, 
ganz gena'U, Sie wollen sich nUT aUlf eine ,gehr sondern Si,e haben nur Ihre unübeThÖTbaJre 
billige Art in Ihrer Oppositions rolle gefallen I Aufforderung hier erhoben. 
(Zwischenrufe: 19271) 

Ich darf d.arauf hinweiJsen, daß diese un­
sicheren. Vlierlel, diese unsicheren Zeiiten in 

der Bundeshauptstadt vor Ja'hrrehnten be­
deutend walien. WenIIl. Sie heute die Wliener 
fr,ag,en , wo es ein ,solches Vier,trel gibt , in das 
man Illicht gehen darf, wiird vlieUeicbJt der eine 
oder der andere, der von Ihnen, Herr Kollege 
Dr. Schmidt, Ezzes gek:dlegt hat und der als 

Ihr P�op,a:gandilst 'gm, 'ein ,solches nennen. 

Ich möcbt-e d.ami,t nicht sagen, daß wir in der 
Bu:ndesharuptJstladt nicht belS'timmte Plätze 
haben, auf denen ,es gefährlicher :ist als auf 
ande,ren Plätz'en. Aber diese UnsknerheLt, wie 
Sie es dramatisiert haben, gibt es in de'T 
BUlIldeshauptstadt �welif,ellos nicht. (Neuer­
licher Zwischenruf des Abg. Dr. S c  h m i d t.) 

Der Herr KoUege Dr. Kö!llig hat die Zu­
nahme d,er SuchtgiftdelJikte um 263 Proze:rut 
ziil:li,ert und ha't da'bei auf die Seite 37 des 
Sdche,med.'bsbeI'lichtes v,erw�eSle'l1. DOTt lesen Sie 
im zweiten Absatz des Kapi1Jels "Die Sucht­
gifitkrimitnaJrität" : 

"Im Jahr 1970 sind 963 DeLiklte IIlJach dem 
Suchtgiftgesetz 195 1  bekanntgeworden . Im 
Jah're 1 966 waren es nur 70 Fälle und im 
Jahre 1 969 265 Fälle. Die Anzahl der bekannt­

g,ewordenen SUcht.giftdeli1ct.e ;ist somdt gegen­
über dem Jahr 1 969 um 263 ProzeillJt gesHre,gen." 

Ich mödüe eIS mi'r jetzt micht billrig machen 
UJnd möchte nicht for,ag,en : W,as hartten Ihre 
Ressortmi.ni'ster in d.er Zeil1:, Jn deif dri'ese 
Delikbs,tedg1erung aufg,etreten ilSt, auf diesem 
Sektor getan? Ich weiß, daß in den Ressorts 
auch etwas getan wurde. Aber wenn dies nur 
ein Punkt diesles BeIlichtels ilst, den Sie ab­
lehIlJen und dien Si'e nicht zur KJenntrus nehmen, 
so zeigt ,dillS, von w,elchen Motd,ven Ihre Ab­
lehnung g'e,tr,agen w,ar. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. K ö n i g.) Sie stüt1!en sich immer wiede,r 
nur auf 'e1inern Satz, weil Sie nlicht wed..terl,elsen 
wollten oder weil Sile di'e Offenrt:Hchkeiit d:a'r­
üher ruicht -informi,er,en wollern. 

Si,e Is,a'gten zum Schluß : Noch nie war es so 
schlecht um ,die Sicherheit lin Osterreich be­
stellt wlile heut,e ! , und S1e brachJten daiIln noch 
unüberhörbar .die Auffor.derung : Bs muß etwa.s 
g'esch'ehen ! 

D.arauf erwidere ich Ihnen : Dile,s,e Bundes­
regie.rung hat mit dem Bericht Uill'd ,dren Schluß­
folgerungen, die darin enthalten sind, den 
e,rlS!ten großen Schritt 'g,etan, die ,erste Grund­
l,ag,e dafür g'eliefert, daß !im P,arlament Regie­
run'g,sp,artei und üppositdonsparrt1e,ien über die 
Maßnahmen, die vor'g,e,schLagen we'Tden, be-

Hohes HaiUJsl Die Vorlage dieses Be'richtes, 
de,r zweHellos in der einen oder der ,anderen 
Frage ergänzt werdetn kann - wenn es ein 
J,ahr später ednen Berjdl:t gibt, werden wir 
simedich Veränderungen EtJ1kerulen kÖlIl.DIen, 
ei!llen verbeslSerten ,BeI1ich't, tin dem weitere 
Schlußfolgerung-en oftier1iert we,roen -, ilst die 
erste GruruHage, Wlirklich gezi,elt über F�a.gen 
der Verbrechensbekämpfung im diesem Hause 
mskutie,ren zu . kön.nen. Es wim besbimmt nicht 
bei dtesex Di.skus:sion bleiben, und ZWaJI' auf 
Grund der tnlitia1i,ven, di,e die Bundes'ferg'ie­
rung, diesem Bericht folgend, ergredfen wird. 

Solange es den Bericht nicht gegeben hat, 
konnte es pasS'1eoon, daß ,ein Unive11Slitäts­
prof1etssor einen ,anderen !Tagte: Was lSa,gen 
Sie, Herr KoUege, zu dlieser zunehmetnden 
K,I1imin:alität? Das :ist hesor'gnisermg,end l -
Der ,anrg'elSprochenre Professorenkollege fragt 
dann : Bitte, von wo haben S�e denn Ihre 
lnform.ationern her? - Und derj enige , der 
diese Mitteilung g.emadlt 'hat, sag;t dann: J a  
aus d'er Zeitung! 

Meine sehr geehrten Damen und HeTren I 
Nur hirs zur VorJ.ag,e dieses Bertkhtes war es 
möglich, sich über die Schildenmg von Ver­
brechen aus ZeitUJIlrg,en zu mformieren und 
einen Uberblick 71idlt zu 'bekommen. Dieserr 
Bericht macht es möglich , wirklich gezielt 
vorzugehen. 

WeIliIl gesagt wird, daß genau€ Ang,aben 
über das tatsächlich,e Ausmaß de,r Kr.imirualität 
Iliich,t mögl:ich sind, daß man ,alber durch einen 
solchen Bericht ein ,annäherndes Bild dmsbe­
sonde,re über die EntwicklUillg der K'I'iminalität 
erhält, so i,st das 'Schon ,ed.'Il sehr großer 
Fortschritt. 

Es ist kurz -erwähnt worden, daß aus drem 

Bericht hervorg'eht, daß däe Srit1liichkeitsdeLikte 
zmückgehen. Wenn man !im JaftlPe 1 970 28 1 8  
Fälle von SittlichkerLt!SvJeTbI1echen gezählt ha't, 
so ist sowohl g,eg,enüber dem J'Cl'hre 1 966 als 
auch geg,enüber dem J,ahre 1 969 ein Rück<gang 
zu bemerkoo, und zwar ge9lenübe'T dem Jahr'e 
1 966 rum 7,26 Proz,ent und gleg,enüber dem 
Jahr,e 1 969 um 1 1  Prozent. 

Bezüglich der Vierbrechen der Notzucht und 
Schändung wurden :1ns.gesamt 2093 Fälle g,e­
zählt, Ge'g'€'Ilüber dem Jahr,e 1969 :1st em 
Absinken um 7 Prozent festzustellen, aller­
din.g,s muß man dabei lauch r,e9lilStri:e ren , daß 
g,egenüber dem Ja'hDe 1966 diese DelriktJe um 
4,4 Proz'ent ang-estilegen Isind. 

Di ese Entwicklung steht im Widerspruch 
ZUT ,aUg,emeinen Entwicklm'g der Verbre chens-
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kriminalität, über dwen Anstelig·en hi:er .schon 
herichtet wUl'd,e, und im besondeDeIl zur Ent­
wdckluIllQ der EigentumskrdmD.'IliaHtä1:, delllIl die 
allgemeine VerobremOOlslkDiminalität hat .gle­
genüber 1969 um 2 ProZlen:t, gteg1enüber 1966 
aber um 25,8 P.rozent zugenommen, 1llIld die 
Entwicklung d·e'r Eig'enrumskr.imiinaIIDtät e:r­
reiCh.te die Steti-genmg von 29,7 Prozent. 

Ich möchte nicht bestreiten, daß ein mter­
I1J&ti()[}jaler Vergle'iCh nidlt da-ru dienen kann, 
zu s.a-gen : Bei uns 1,st ,nodl laUes gut, schaut, 
wte ,sdlreddiCh ,eg in der Bundesrep'UbH'k. 
DeutlsChland beispielsWiedlse list, �i'ebe BÜTgerr, 
ode.r in den Vielleini.gten Staaten von Nord­
ame'l1ika l Ich ollientiere mim ·auCh llIiCht gern 
an schl'echten Bertspiel'eIl. Aber Wlenn w:i·r schon 
Ube.reinsbimmung darin ,er2lilel1en können, daß 
beiStimmte ·ges·eUsmaftLidle Ensef1.einung,en 'll!a­
türI.iCh 'beistimmte FoLg,elIl nach sich z,tehelIl, so 
ist die Beohachtung di'esell' geselLschaftliCh'eIIl 
Er,scheilIlung,en lauch als KI'IiIIllirnal1täit drn hoch­
indUlStriliaHsierten Ländern für 'llThS IlIidlJt un­
inteI'leSlsant. 

Audl die VieI'leinben NaJtionen ,smenk·en den 
Fragen der KriIIllinalität hesonde:rtes Aug,en­
merk. Das wird durch lein Dokument des 
GeineraLsekootart1ats der Veoo1inben Nationen 
vom 8. September 197 1  mit ,dem T1bel "Kll'imri­
nalität und 1S02Ji,aler Wandel" 'bewi,ooelll, ·ei,ne 
s,ehr iillJbereSiSiallli'e PubLilk aJti on , ,in ,der .ein welt­
weit-es A.nstei.gen der Kriminalität f,estgest'eUt 
und :i·n der auf d�e besonders starke Z'UlIlIa!hme 
der J'llgendkTliminalitäit h;i!n9,ew:�esen whld, .ins­
besondere ,in ,den dicht 'belSiLedelben Gebi.eten. 

Dile,se allgeme1ne A1.lissa.g,e di,e,ser UN-StudLe 
über "KriminaI.i!tät 'und !Soz:iial'er W,andel" wird 
durch ,st·abi,sti.sme Un1Je'fllagen ,atus der BUilld,es­
r-epubHk DeutscMaIIlJd, 'Und zw,a:r durch dte 
PoH2JeiLiche KmiminalstaUSItik der BUiIlIdesr'epu­
Milk Deu�schlaJltd, heIia'Usgeg,eben vom Bundes­
kiriminal,amt in W.i'esbadJen, 1970, 'lIDd durch 
·statitstiJsche Unter1agen ,a1llS 'delIl USA, dile "Uni­
form Crime Rteports " , dii,e ebenso im Jahre 
1 970 erschJtenen sh1ld, 'bestäti'gt . 

Beim Vergleich dieser Kriminalitätsbela­
stungsziffer ergibt sich nun an Hand einzelner 
bedeutender Delikte, daß sie in Osterreich 
wesentlich niedriger liegt als in den USA oder 
in der Bundesrepublik Deutschland. Mein 
Freund Neuhauser hat Anstiegsquoten in 
seinem Beitrag schon erwähnt. 

Bei Mord, Mordversudl und Totschlag ist 
die Kriminalitäts-belastungsziffer in Osterreich 
2,4, in der Bundesrepublik Deutsdlland 4 und 
in den Vereinigten Staaten von Nord,amerika 
7,8. Raub : in Osterreidl 7,4, in der Bundes­
republik Deutschland 21 ,  ,in den USA 1 7 1 ,5. 
Notzucht: die Ziffer ist für Osterreich 9, für 
Deutschland 1 1 ,  für die USA 1 8,3. Schwere 
Körperbeschädigung : für Osterreich 43, für 
Deutschland 62 und für die USA 1 62,4. Beim 
Einbruchsdiebstahl ist die Kriminalitätsbela­
stungsziffer für Osterreich 570, also sehr hoch, 
für die Bundesrepublik Deutschland 1 051 und 
für die USA 1067,7. 

Daraus ist zu ersehen, daß die Kriminalitäts­
belastung durch Mord in der Bundesrepublik 
Deutschland fast doppelt so hoch und in den 
USA dreimal so hoch ist wie in Osterreich. 
Die Kriminalitätsbelastung durch Raub ist in 
der Bundesrepublik Deutschland dreimal, in 
den USA 23mal so hoch wie in Osterreich. 

Die Gesamtkriminalitätsbelastung der Be­
völkerung ist in Osterreich niedriger ·als in 
der Bundesrepublik Deutschland und, auf die 
Verbrechenskriminalität im besonderen be­
zogen, weniger als halb so groß wie in den 
Vereinigten Staaten von Nordamer.ika. 

Die Unterschiede in den Größenordnungen 
werden natürlich schon durch absolute Zahlen 
vor Augen geführt. So hat es in Osterreich 
im Jahre 1970 285.507 Delikte gegeben gegen­
über 2,413.586 in der Bundesrepublik Deutsch­
land. 

Wenn wir diese absoluten Zahlen lediglich 
auf Verbrechen beziehen, so standen 95. 1 34 
Verbrechen in OsterreiCh 5,568.200 Verbrechen 

Diese Unterlagen zeigen, daß der Trend zum in den USA gegenüber. 
Verbrech:en nicht in allen Ländern mit der-
selben Intensität auftritt und daß in Oster- Häufig bedient man sich bei der öffentlichen 
reich diese Entwicklung weniger stark wirk- Diskussion über Verbrechen des Bildes der 
sam geworden ist als in der Bundesrepublik sogenannten Verbrechensuhr. Nach dieser 
Deutschland oder in den Vereinigten Staaten Verbrechensuhr kann man feststellen, in wel­
von Nordamerika. Ich möchte das an Hand ehern Minutenabstand ein Mord oder in wel­
von ein paar Beispielen aus diesen Unter- chem Sekundenabstand ein Uberfall geschieht. 
lagen beweisen. Dabei ist im zwismenstaat- Wenn man sich dieser Verbrechensuhr be­
liehen Vergleich sicherlich die absolute Zahl dient, werden auch die großen Unterschiede, 
nieht sehr sinnvoll. Ich möchte mich hier audl die Gott sei Dank noch zwischen Osterreich 
der Kriminalitätsbelastungsziffer bedienen, und den bei den genannten Ländern bestehen, 
wie sie im SiCherheitsberiCht der Bundesregie- deutlich. Wenn in Osterreich im Jahre 1 970 
rung verwendet wird, also der Ziffer, die fast j ede zweite Minute ein Delikt bekannt­
aussagt, wie viele Delikte auf 1 00.000 Ein- geworden ist, so ist in der Bundesrepublik 
wohner entfallen. Deutschland j ede 13. Sekunde ein Delikt be-
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kanntgeworden; und wenn in Osterrekh ein 
Mord, ein Mordversuch oder ein Totschlag 
jeden zweiten Tag bekanntgeworden ist, so 
ist es in der BundesrepubUk Deutsc:hland fast 
j ede dritte Stunde und in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika j ede 33. Minute 
geschehen. 

Beim Raub sind diese Unterschiede auf der 
crime dock. besonders auffallend. In Oster­
reich geschieht alle 16 Stunden ein Raub, in 
der Bundesrepublik Deutschland alle 40 Minu­
ten und in den USA alle 91 Sekunden. 

Im Jahre 1970 war in allen drei Ländern 
sowohl im mehrj ährigen Vergleich als auch 
gegenüber dem Vorj ahr ein Anstieg der 
Kriminalität festzustellen. Allerdings war die 
Entwicklung verschieden stark. Gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland und den USA war 
die Kriminalitätszunahme in asterreich jeden­

falls um Wesentliches g'eringer. So ist die 
Anzahl der im Jahre 1 970 bekanntgewordenen 
Delikte gegenüber dem Jahr 1 969 in der 
Bundesrepublik Deutschland um 8,8 Prozent, 
in Osterreich hingegen nur um 0,9 Prozent 
gestiegen. In den USA betrug die Kriminali­
tätszunahme im s elben Vergleichsz.eitraum 
1 1 ,3 Prozent. Während in asterreich zum Bei­
spiel die Anzahl der Raubfälle von 1969 auf 
1 970 geringfügig zurückgegangen ist, ist sie 
im selben Vergle ichszeitraum in der Bundes­
republik um 1 5  Prozent und ·in den USA um 
1 7, 1  Prozent gestiegen . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein ähnliches Bild er.gibt auch ein meihrj ä'hriger 
Vergleich. In der BundiesrepubHk i'st die An­
zahl der rbekanntg'ewordenen Delikte ,in den 
Ja'hren 1 966 bis 1 970 von 1 ,9 1 7.445 ,auf 
2,4 1 3.586 ge'su,eg,en , al:so um rund 25 Prozent. 
In Osterreich hingegen betrug die Kriminali­
tätszunalhme :im seIhen Voergl,eichs2ieitrauiffi nur 
1 2,8 Prozent. Dioe Venbrechenszunalhme in den 
USA .betrug im Voergle'ichsz'eitraum 1 965 bis 
1970 90 Prozent. 

Dies wJrd auch ,an Hand ,eines Vefl9.}'eichs 
für ein'lielll'e De1tikte bestäUgt. So li'St zum 
Belispiel di,e Anzaihl der bek anntgewordenen 
Verbr,ech'en des Rauoo's :im V,efl9l,eichsz,eitraum 
1963 bils 1 970 in der Bundesrepubhk um 
96 Prozoent, in Osteneich hingegen nur um 
45 Prozent ,gesti,egen. In den USA hat di'e 
Anzahl der bekanntgewordenen Raubfälle in 
den Jahren 1965 bis 1 970 um 1 52,3 Prozent 
zugenommen. Der,art !starke Voerbr'e chens an­
,stJie-ge , wie .sie die USA im letzten Jahrzehnt 
erlebt haben , ,sind Os re rreich erspart -geblie­
ben, UJIld wir s ind ii.ber'lieugt, daß es durch 
die Maßnahm€'l1 d'er soz,ialli.stischen Bund,es­
I'egierung bei d'ie's:em Unterschied bI,eiben 
wiIti. 

Die KriminaLität hat in den USA in doem 
Jahrzclmt 1 960 Ibis 1970 um 1 76 Prozent zu­
genommen. In Os terreich mn.gegoen ä.'st die Ver­
bremenskrimina'loität lim letzten Jahrzehnt um 
62 Prozent angestiegen - noch immer ein 
erheblicher Proz'entsatz. 

Ebenso wi,e in OsterreiCh list auch in der 
Bundesr,epubHk und ,in ,den USA trotz einer 
Zunahme der Anzahl der jährlich ,aufgeklärten 
Del1ikte -ein Riickg,ang der Aufklärungsquote 
festzustellen, das heißt eine Verschlechterung 
des VerhäItniss'es 'Zwischoen den 'ookannt­
gewordenen und den aufg,ekIärten Delikten. 

'Fromch �st auch die Aufklärungsquote in 
OsterreiCh gÜfilstiger als an der BundesrepubHk 
und in den USA und ,auch ihr Rüde'gang nicht 
so stark. So lbetrug die Aufklärungsquote �m 
Jahre 1970 für Verbr'ech'en 51 Prozent - das 
wUI'de heut!e hi,er schon häufi'g erwähnt -
und für sämtliche Deliktoe, al,so einschLießlich 
der Ubertretung'en 'Und Viergenen , 68 Prozent. 
In den USA war sie wesentlich geringer, und 
in der Bundesrrepubllik .Deutschland hetfU'g sie 
insg,esamt nur 48 Proz,ent. 

Die von mir bereits erwähnte Studie des 
GeneI1alsekretar.iates der Vere�nten Nationen 
befaßt sich arudl mit der in eirui'gel1 'entwickel­
ten Industries'taaten flestzusteUend'en Toendoenz 
zur DekriminaH'si,erunrg, die zum Teil auf 
e.inoem W·andel der Wertiioorz'eugungoen, zum 
Telil auf 'ei�em Bewuß.tsein. der 'begrenzten 
Möglichkeiten beruhe, das zu einer Konzen­
tration .auf die Bekämpfung doer wirkldch em­
,sten V,er'g'enen 'g,eg'eIl Person1en und Sachen 
führe . 

Es wird in d,i;esem Ber,icht ,g,esfrgt , daß die 
Revolution der st1eigenden lsozi,alen Erwartun­
gen teilweise verbrechensmotivierend wirke 
und -gle'ichzei Ng zu 9rößeren Anfonderungen 
an die Straf justiz hinsichtlich Effektivität, 
Fairneß und Schutz der Mensmenr,echte führe 
- Fragen, di,e wir bei der Verhandlung der 
'großen Strafrechtsr'efoI1IIl !in ,diesem Hohen 
Haus ebenfalls zu beachten haben werden . 

In dem Herlicht doer V,el'e,inten N ationoen würd 
dann auch noc:h gemeint : Aus Frustrierungen 
in beiden Ric:htungen könne ,ein Klima ent­
stehen, dals Se1bsthiUe unI(} S€lbstsm'lltz be­
günstigt. - Eine Sache, die hoeute a'llm von 
R'ednem der Opposition hier schon ,als bedenk­
Nch :ab9le1,ehnt wurde. 

Der Bericht der V·e:r;einten Nationen meint 
weiteT, daß zugleich die Gef,alhr der Uber­
laostung und der UberfordlerU'ug der Str,af­
justiz bestehe. Gegenüber den traditionellen 
Straf- und Abschredwngsmöglichkeiten herr­
ISche große Skepsi,s und Unzufriedeniheit, Maß-
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nahmen de'r Prävention und Re:sozLald:sierung 
würden stärker betont. - Weltweit, ,i-ntler­
national in den entwi<X!elten IndUlStl'1iestaatenl 

Alternativen zur Freiheitsstrafe werden ge­
sucht. Der beschleunigte soziale WBIIldel e1i­
miniere einige kriminogene Faktoren, sagt 
der Bericht, öffne aber andere Gelegenheiten 
zu dll-egalem Verhalten. 

Die Studi-e betont wiede:r.holt, d,aß bei d-en 
verschliedenen ö'konomischen und soZti!ru-en 

Planungsprozessen di-e vora'Uis-Slichtllid1en Aus­

wirkungen auf die KriminalitätJsentwicklung 
m.it -in die Planungsüberlegungen einbezogen 
werden müßten. Dies geHe vor allem für die 
Raumplanung, den Wohnungsbau und für 
tedmologdsche und wirtschaftHche Projekte 
all-er Art. 

Meln-e sehr ge-ehrten Damen und H-erren ! 
Die Ziff€rn sind nicht ermutigend . iDi-e Zdffern, 
die 'im S.iche-Iiheitsber.icht genannt werden, sind 
aber nicht besorgni'serregend. Die Redner der 
Opposition hawn sich auch dazu bekannt, 
hi-er nicht der Hyster.ie und der P.anik das 
Wort zu reden, obwohl der eine oder andere 
von ähnten es dann doch g,etan hat. 

Wir verfüg€1fi das erste Mal über geordnetes 
statilSbilsches MateriaL Ich habe ischon erwähnt, 
daß es 'sicherlkh Verbesserungen und Ver­
fe-inerungen tin d€n nächsten J'ahr,en Ihins:kht­
}lich des Sicherheitsberichtes gehen wird. Damit 
wird wahrscheinlim auch die Qu,altität der 
Schlußfolgerung€n e,ine höhere >sein. 

Ich möchte Sie, meine sehr .geehrten Damen 
und Herren, nur dar>ilin €'rinnern, daß wir schon 
s,eit J ahrzehnten übe[" eine VeIikeihrsunfall­
statistik verfüg-en. Es ,ist uns noch dmmer 
([)licht gelungen, di>e V,eI1�ehrsun:fäUe radikal 
einzuschränk'oo, die V'erIDehr,sunfällte, die so 
schrecklich-e Er'gebni.sse bI1ingen 'Wie mehr als 
2400 Tote im Jahr oder weit mehr als 
60.000 Verletzte. Wenn wir über ,di-e besser,en 
Moethoden doe,r Datenfesl:stJellUiug üb'€r Ver­
br-echen verfügen werden, -aliso der Erfa,ssung 
dieser Daten und ihrer Darstellung, werden 
wir siche'fHch noch besser und noch 1geZiielter 
'9-egen das Velrbrech-en auftreten können. 

In dies-ern ZUJs-ammen'hang möChte ich Ihre 
Aufmerksamkeit -auf eine Veröffentlichung 
"Wissenschaftliche Dienste, Deutscher Bundes­
twg" l,enken, und zwar auf die Nummer 28 
vom Dezember 1 97 1 ,  die den Titel trägt "Wir­
kungen von Gewaltdar,stellungen ,auf dem 
Bildtschirm, Zusammenhänge zW'i,schen dal'gle­
'Stellt-er Gewalt und .agogr,e:ssiven Verl1.alt-eIl!s­
weisen".  

Ich möchte jetzt nicht daraus zitlieren, aber 
es ist eine außerordenHich int!e'ressante Schrift. 
Es wurde ja heute schon nie-r von diesem Pult 

aus darauf \hingewiesen, daß den Ma:ssen­
nred�en - Hörfunk, Fernsehen und Press-e -
ganz große Bedeutung 1n der 'Frage der Ver­
bredleTI:Sibekämpfung zukommt und daß i'hre 
Rolle bei der Darstellung der Verbrechen auch 
vom Standpunkt der Bekämpfung der Ver­
bremen besser überd.acht weroen soUbe, aJ,s 
es heute gesdlieht. (Zustimmung bei der SPO.j 

Wenn man diesen Ber_icht vom WiJssen­
schaftlichen DienISt des Deutschen Bundestages 
studiert, so kann man durchaus zu brauch­
baren Schlußfolgerungen, bei'spielsweise für 
das Fernseh€n, kommen. Es kommt der Er­
ziehung, und hier insbesondere der Famillie, 
auch bei der Fra-ge de,r Verbrechensbekämp­
fung große Bedeutung zu. 

Ich haibe es erst vo.r kurzem erlebt, daß 
ein 41/2jähriger Knirps, -als er zur K,inder­
ärztin geführt werden ;sollte 'lliIld das vorher 
mit den Wort-en : Heute g-ehen wlir rur Frau 
Doktor! ,  mitgeteilt e:r1haJten !ll>a't, gesagt hat : 
Die erschieß ich! Als ihn seine Mutter ge­
fragt hat: W-arum wirst du sie erischießen?, 
!hat er geantwortet:  Ja, die hat mich letztes 
Mal gestochen! Die Mutter fragte noch ein­
mal: Warum Wlillst du l5,i-e ersmießen? Dar-auf 
kam die Antwort: Ich gehe auf den Kalvarien­
berg und kaufe mir dort eline Pti,stolel (Abg. 
Dr. G r u  b e  r: Diese Ortskenntnisse habe ich 
nicht!) Es war ein Klind -aus Wien, '€'S war 
aus me_iner engeren Heimat. 

Die Mutter hat mir das erzählt. Sie war 
auß.erordentHch überf.aischt, daß bei der Mit­
b�Hung : Wir g,ehen zur Fr-au Doktor ! ,  eine 
solme Rleakbion herauskam. Ich wHI da hier 
nicht ühertr.eliben. Das ilSt eine tatsächliche 
Mitteilung, die di·e Mutter des Kindes ein 
bißch·en .s chockiert und zum Nachdenken ge­
bracht hat. 

Als wir dann weitergesprochen ihwben, sagte 
sie : Ja sch'auen S1e, les list auch sehr ISchwi'erig 
he-im F€rIlisehen, wenn ein Krimi ,läuft. Ich 
habe größere Kinder und Kinder mittlerer 
Altersstufen. Wenn die Großen dort ,s.itzen 
und sich den Krimi -anschauen, so patSlsiiert es 

schon manches Mal, daß die ältere Tochter am 
nämst·en Tag in der Früh sagt, si'€ hätte un­
ruhi'g Igl€'schlafien, wenn si-e -eine 'Slehr span­
nende Szene ,in das Gedächtnis bekommen hat. 
Oder : Kinder Z/WIi!Smen ·dem 12. und dem 
15. LebeIl!Sj ahr s.ind ebenfalls außerordentlich 
beeindruckt. 

Ich glaube also : Wenn wir Verbrechtms­
bekämpfung zwe,u'ellOts a1-s -ein geseUschaft­
limel5 Anheg-en ansleIhen, so kommt der Frage 
der Erziehung unser,er �inder und Jugend­
lichen - und wi'e es so schön in der 
Kriminalstati.stik heißt :  auch ,der Heranwach­
senden - ,groß-e Bedeutung zu. Wir können 

22. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)76 von 100

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 22. Sitzung - 2. Feber 1972 1677 

Ing. Hobl 

nicht nm mit den Mitteln Wii,e gut au;sge­
rüstete und über genügend Personal ver­
fügende BundespoHzei- oder Bundesgendar­
meI1i,eddel1istst:ellen, a'lso nidlt mit diesen zwei 
Exekutivkörpem allein, VerbI1echensbekämp­
fung betreiJben. 

Es zeigt audl immer wieder d i e  Darstellung 
von Verbrechen in den Massenmedien - sie 
werden auch gezeigt, wenn sie sidl in anderen 
Kontinenten abspielen und sehr spektakulär 
sind -, daß die Tätigkeit der öffentlichen 
Wachkörper, also der Organe d er öffentlichen 
Sicherheitsdienste, auch beispielhaft auf 
unsere Jugend wirkt. Mir ist es lieber, wenn 
in unserer Republik die Exekutivorgane keine 
Beispiele für Brutalität und Gewalttätigkeit 
abgeben. 

Der Herr Kollege Dr. Hause r  hat sehr ridüig 
bemerkt, daß hier in diesem Hause ein 
Waffengebrauc:hsgesetz beschlossen worden 
ist. Man solle j etzt nicht übe r  j edes Sicher­
heitsorgan, das in Bruchteilen von Sekunden 
entscheiden muß, ob es von der W·affe im 
Sinne dies·es Gesetzes Gebrauch machen kann 
oder nicht, hinterher herfallen, wenn es in 
Bruchteilen von Sekunden die Entscheidung 
treffen mußte und dann vielleicht eine Ent­
scheidung getroffen hat, von der man n a c h­
t r ä g I i c h  feststellt, sie hätte nicht so sein 
müssen. Man sollte diese Sicherheitsorgane 
nicht diffamieren. 

Idl glaube, daß der Sidlerheitsbericht, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wirklich 
ein erster entscheidender Schritt für eine 
koordinierte, zu kontrollierende Verbrechens­
bekämpfung ist, wenn auch Verbesserungen 
und Ergänzungen notwendig sind. Dieser Be­
richt, meine Damen und Herren, ist aber auch 
ein Spiegelbild unserer Gesellschaft auf einem 
bedeutenden Gebiet. Er gibt e in Bild, für das 
wir alle verantwortlich sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Mit der Kenn·tlnis'Iliahme ddeses BeTichtes 
glaube ich, ,tun wir lei�en SchniJtt weilter zu; 
Verbesserung uIliserer iIlJI);eI1en Sicherheit. -
Danke. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. 

ein.er ÄT·a der s071ialitsbLschen Alleinregierung 
eben alles dn bester Ordnung :ist und daß 

allein dieser Umstand schon zu einer Situation 

-auf dem Gebiere der K:r.imi,na1ität führen muß, 

die zu ke'iTIJer Sorge Anl.aß geben d·crrf, w€lil 

dClJS eben nIidl:t ,in das KUschee paßt, oder man 
w.m aus einer und mit I€liner ,solchen Dar­

stellung g.ewisse knimmalpoldli1sche Maßnah­

men, insbesondere Maßnahmen dm Zusammen­
hang mit der Straf,rechotsI1eform, psychololgisch 
absichern, indem maJll dartut, daß die Sdtua.tion 
ohnedies - wi'r geben zwa.r zu, die KriminaH­
tät 1ll1mmt zu - ei9entlich nicht besorlgIlli's­
,erreg,end dst. Man will der EntWlicklu.ng nichJt 

die Aufmerksamkeit verwehren, aber zur 

Sor.gte 1,s t klein Anlaß. 

Herr InnenmimstJer, eine FI'Iage (Bundes­
minister Dr. B r o d  a: Ich hole ihn schon! 
Ich habe ihn schon verständigt!) : Ist das wirk­
lich kein Anl,aß zur Sor·ge, W.enIIl in Osterreich 
j eder fünfte Heranwachsende , j eder zehnte 
J'Ug,endHche kriminell dlst? - DaJS !ist für dien 
Herrn IUIlienminilster 'klein Grund zur Sor,ge. 

Für uns Freiheitlich'e ,i/st das wtah:rlJich ein 
Grund Z.UT Sorg,e. Wär,e nich!t üoe,I'haupt 
gJEIDe'r,eU Anlaß zur Sor'ge, l äg,e dieser Sicher­
heitslbelridlt gar :micht vor, denn er verdankt 
j a  seine Existenz leiuer gemeitllJsamen Resolu­
tion ,der Part'ei!en Id1eses H auses. Diese Resolu­
tion ist eben aus der SOI'g'e de,r V€'IaJIltwort­
lichen Vollklsvertreter über dile Entwicklulll9 
auf dem Gebi'€te der K:niminal1rtät ,eiI'w,ach.selJl. 

Wir mußten :schon ,aUiS Anl.aß deT Debatte 
über die EreiogniJSise in Stein dara.uf hinweiseIJl, 
daß ma'll einfach auf lSoz�al:ist:1scher Seite nicht 
sehen wollte, tdaß wir 'es hier mit einem 
Phänomen der Massenknimlin,alJi.tät zu tun 
haben, dClJS bei Gott Anlaß zur Sorgte .g1bt. 

Der Kolleg:e Hobl selbst hat die ProMematik 
des ojnterIliatJiOJ:1a�en V,er,gLeiches 'eiIlJschränk!end 
angemerkt. Es gehört nebenbei zum guten 
Ton, hier im freien Westen bei j eder sich 
bietenden Gelegenheit über Amerika zu 
schimpfen und auf Amerika hinzuweisen. Aber 
gerade hier ist ein Vergleich eben sehr, sehr 
problematisdl. Die Kriminalität in Amerika 
ist gebietsweise, vor allem in den Millionen­
städten, besorgniserregend. Es gibt aber dort 
natürlich auch Bundesstaaten, wo Sie, meine 
Damen und Herren, sehr viel sicherer leben als 
in Osterreidl. Es ist also eine etwas die 
Problematik verdeckende Verallgemeinerung, 
wenn man sich damit beruhigt und sagt, man 
möge sich internationale Vergleichszahlen 
ansehen. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und HerfoEm! Für IlJlI1S Frei­
heitliche ist an diesem uns heute vorliegenden 
Si ciierheüsbericht der B11Ild€lsreg,ilenmg da.s 
Basor,gnJis!eJ.'lI1egendste, daß der fÜT die Sicher­
heit des Landes zuständli,g-e BundesminJiJste.r 
di,e SHua:tion eigentlich nicht beso'fogIl!ils.erre­
geilld findet. 

Ger.ade bei dem Phänomen der Kdrninalität 

'i.Slt ,dli,e besondere 'Soziologi,sche Struktur, ist 

Das kaJlln nur ·auf zwei Motiv.e deuten : Ent- ,das Maß von V'e�städtJerung, 1st die Zalhl 

weder geht 6S ihm darum, darZ'lltThIl, daß in von dichten Sied.luugsgebde.ten, ist Ider Grad 
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der IndustniahllS'ierung und ISO weilter sle'hr aUIS­
schlaggebend. Deshalb gehen solche Ver­
g1eidle dom �!fl etw-a dairueben. 

Ich muß sagen, daß es mim nicht beruhigt, 
daß meine Chance, in Amerika erschlagen, 
eIlschQrSSoen oder erstochen zu werden, um 
etliche Prozente größelT list als um OsteI'1leich. 
Mir genügt auch schon die Verunsicherung, 
unter der wir heute 'in Ostermich leben. 

Ich habe das Gefühl , und darum nehmen wirr 
auch diesen Bericht nicht zustimmend zur 
KeI1IlJtn1ls, daß um Hdnterlgrund der -ganzen Dcur­
stellung und der Konsequenzen, die aus den 
r·eun statllls1Jischen Zahl<en von seIHen de5 V'BIT-
antwortlichen Bundesmimste.rs g<ezogen we·r­

Geruera.tiOill, die zum BeilSpiel lin so starkem 
Maße zuoohmend für dCIJS Vlerlbremen anfällig 
würd - die Jugendl<i.<hen und Heo:-anwamS'en­

den, deren �l1iminaltität in einem. viel g.rößeren 
Ausmaße als die Gesamtkriminalität steigt -
d'st j'ene, die 1 950 und später ,geboren ist. 

Nun möchte lich von me�ner Warte noch 
ein paar Dinge zu einem Abschnitt dieses 
Be·ridlwlS beü.fÜgelIl, lIlämHdl zum Probl'ern die·r 
JugelJ1ldkr.iminaliität. Hi,elf rust, wenn. ,ich Vle:r­
·gl.eichrszahlen ThenIlJe, die laUe.rdin-gIS aus dem 
k!riminologisch-WÜts,senschafHicben Be'ooim und 
nJicht primär aus ·den StaNlstilren dteT Polizei 
Ur1lJd delf Gerichte stammen, doch folg,enc1es 
f,estzusteUen : 

den, €!im wenig di.e Uberzeugurug sbeht, WliT Zwischen 1 95 1  und 1 962 sbieg die .allgre­

haben es hier bei der M'CilSlsenKrimin'aHtäst mit me'ine �:r;iminalität um 25 ,5 Pro2iernj düe de.r 
einem Phänomen einer Art sozialen Krankheit Jugendlichen !im gJ.eimen Ze'i1r,a'u.Iffi um 
zu tun. Wenn MIT nur ,aUJSIooichend 50zial- 56,5 Prozent, .also um mehr laLs das Doppelte; 
polHi,sche M,aßnahmen und ·solche im Umkrei1s die der Her,anw.achsenden. limmerhin noch um 

.ergre<ifen, daJIm werden wir hder mi't .den 48 BroZlent, also um fast da,s Doppe'Lte. Ebenso 
Dingen fertig werden. Das hieße also, wie ' besorgniserregend schaut die Altersstruktur 
es auch schon Kollege Dr. Hauser hier richtig der Kl1iminaHtät laus, wenn wi'r dd'e schon heute 
gesagt hat, verk<eiIllIlJen, ,d.aß lWiir es mirt ,einem -goocmnten KrliminaHtäts2iiftem daraufhin lan­
Plrozents.atz .gewachsener rund IStändig 'wach- sehen, und zwar die nicht gereinigte Krimi­
sender Kriminalität auf Grund konstitutioneller nalli1täbsziff,er von 1 936 405 und dile von 1 961  
Faktor·en, ·also Anla'g·en, zu tun haben, delIlJelJ1 1 584 auf 1 00.000 Einwohner. Das heißt also 
wir auch mit UIlJSIeT·en hestg.emeinten .retSozi,abi- eiin'e Vervierfachung. 
,si,erendoen M.aßnalhmen nicht ,erfol'gl!1elich ,CIJll den 
Leib werden Tücken können. 

Wärr bekrennen uns zur RelsoZli,aliJsLeru!Il'g. Wur 
gl,auben - wir haben das von ,di1eser SteHe 
aus wiederholt betont -, daß wjlr runs Ibe­

mühen mÜtsseIl, durch Human:�s.ierung, d'llrch 
ModernllisieIUIIlg des Str,afvollzug,es - und !i!Il 
d�n l,etzten Jahren i.gt vi·eI tg!etSmehen - zu 
V1ersuchen, ,di,e Sekundärfol,glen, wlie sd.e eben 
der StreIfvollzug Isonst im Gefol,g,e haben kann 
und auch Slichler1idl vor .al1em bei jug1endl;imen 
Straftätern im Gefolge hat, möglichst abzu­
we,nden oder zu veI'r.tngern. 

Ich glaube· aber, daß es ·sehr viel WBs'ent­
Heher wä.re, durch glooignte1le Maßnahmen vor­
zubeugen. A'llch hJileif :ist vorbeugen besser ·als 
heHen, denn heihen lüSt ibesondJe'I1S ·auf dem 
Gebiete der Verbrechensbekämpfung, etwa im 
Wege der Resozialisierungsmaßnahmen, viel 
beurer als das Heilen von ,eeMen und w.irk­
lichen Koolll'kheiten. 

Denn alles, WClJS man j.CllhIleI.a.ng so gerne 
herClJll,gezoge,n ha't und womit man sein Ge­
witSs'en be'ruhLgt hat - zwed1le1r Welltkrieg, 
di'e Folgen dies·es Kr.i!eges, drlle V,elfWli,lderung, 

das jaihrelange, legal'i,sie'I,be ,MaJSiSrootöten und 
50 weHer aLs entscheidender krlliminogen wir­
kender Faktor -, gehört längst zum w.Lssen­
sehaf<tlichen Aberglauben. DillS ·ist -eindeutig 
·auch durm die ZahJ.oo, die der Herr IDlIlen­
minister uns vorl'e'g1!e, zu Wliderleg,en. DLe 

Hier haben wi'r auch ,sCb:on von der ·M'ilIlliste�-
bank ·aus zu hören bekommen : Da 'spitelt die 
VerkiehI'sdJeHnquenz eine entJsch'eidende Rolle . 

Bei dieser Gelegenheit ,auch da1JU :elilllJe lallg,e­
meine Anmerkung . Ich ISiehe 'etgentlim iIlJicht 
ein, WaJruIll ein PferoedJitehstahl vor 50 J,ahren 
we!llJig,er kTiiminell wlar ·als ,ein A'lltodilelbstahl 
,im J,ahr 1 970. Hi·ezu bin ich lde,r Meinung, 
daß eine gewisse übermäßig tolerante Auf­
f.a:s:SUJl,g :bei d·en Gepichten �estzUIStellten 1lst, 
daß a�so die unbefug,t,e Inbetri'ebilloaJhme von 
Fahrzeu.gen vie'l 'Zu J.e'i&t , viel ZlU OIbe'Ifläch­
lieh Igeahndet wird und daß man dadurch be­
·günstigt, daß nun joente Fälle, wo drlJMe 'Unbe­
fugte InbetIÜlebnahrme nicht nlllrr m it der Zer­
rStörun'g von beträch1:lich1en ma1:tel1�enelll. Woe·r­
teIl, 'sonde'rn mit der Gefährdung von Leben , 

mi<t der Ve'michtung von Leben ·und Gesund­
heit anderetf Mit'bürger verbunden dJSrt, .ge­
fördert werden. 

Aber nehmen wir die gereinigten Kriminali­
ItätJsZiiffe'm, in denen wlilf dDe VleTkehiisdelin­

q1leiIlz 'ausklammern, drilB g,aJnzen Mopeddieb­
·stähle und so weiter, dann ellgibt lSich immelf­
hin noch für einen Zeitnaum von 1 954 au;f 
1 96 1  folgendes: Die gereinigte Kriminalitäts­
ziffelf ,allg.emein fällt von 78 1 auf 144 pro 
1 00.000, diJe deI Jug'endHchen stle!i.gt im g1ei.­
chen Zeitraum von 639 ,auf 1 1 55. 

Meine Damen und Herren! In Anbetracht 
di,es1er Zäff.ern finde ich IdLe Konsequenz, die 
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greift er eben zu unerlaubten, zu ungesetz­
lichen und schJ.i.eß1ich �u ,stT,afbaTen Mitteln, 
um diese Bedürfnisse befriedigen zu können 
und damit gewissermaßen im sozialen Prestige 
mit jenen Leuten gleichziehen zu können, die 
über das nötige Kleingeld verfügen, solche 
Bedürfnisse legal zu befriedigen. 

vor -aUem bei den Ju,g,endgerichrt:en aJUf d1ese 
Entwicklung 'hin gezogen wtird, für nicht folg,e­
rid11Jig. Denn - das ist j'etzt eiJne östJer,rerichi­
sche Zahl - die ÖlsoorI1eimismen Jugend­
,gelfichte haben zWlischen 1960 und 1 966 den 

Anteil an den unbedingten Verurteilung'eIl ben 
Jug,endhlch.en von 1 4 ,2 ,auf 7,2 Pro�e.nt ge­
iS-enkt. Das heißt, man ;i,st 'also, off,e!nS1ch:tHch kuf die gestörte FamiliellJstmktn.l!I hat Ischon 
von der UberZleJugung ,aUJS-gehend, daß die 
bloße Androhung der Strafe oder die, bloße 

mein VoroodnJer Ing. HObI 'hingletWiiesen.. 

bedilllg1Je Vleru.rteilung ein,en starken erZJiehe- Auch daJs Frlei�eitVlakuum Ispi,elt , wie ein­

ri/schen W'ert bat, zu einer ,sehr, Isehr w.edJt- gehende UnteTIS'Uch'UIligen ,gezeigt haben, .eine 
herzi'ge!Il AuHassung gelangt und IhCllt sehT besondere RolLe für die J'llI9',eooklflioffilinaHtäIt, 
großzügig di'e MÖigHchkeiten der bedJingtlen wobei dieses Rreiz'eitv,akuum ja noch kombi­
Verurteilung angewandt, angewandt trotz- iI1liler,t !iJst mit 'einem Phä!IlomelIl, das ein 
dem zum Bei,spiel andere Zlifrorn z!eigen, daß Kriminologe "di,e W€/rtVier.ctünnung uIllSeres 

70 bis 80 Prorent ,der Erstvemrte'iLten rück- KLimalS" genannt hat, ,al,so jene Frustration 
fällig werden. Delir-aus nun die Konsequenz ulIlJS'€rer Jug,endJiich'en, j-eIlIe,s Ntichtg,efordert­

zu ziehen : DCI!Il'l1 Vierurt€lHen wir sie übeT- ,seilll von ia[\Jdecr-en Anfor,derungen als ma!te�i,el­
haupt von vonnhel1ein nur bedingt, heißt -also l,en - ein Phänomen, dCliS jla für UIlJSere 
doch indiIiekt ·eligenUich 'gerade die Delinque:nz Konsumges-eUsch'aft ISO ch[))flakt,e'I1i'st�sch (Üs,t. 
dieser Altersgruppe zu fördern und zu begün- I Daß die VenstädJberung ,erne großle Rolle 
stigen. ISpi'elt, z-€Ii'gt auch dieser BeTtic:hJt, denn -der 

Noch ,etwas, was in dem Bericht nicht at11S- Vergl'eich der Wi'ener KrimiiIlJalJ1tätsziffe'f!ll mit 

gedrückt älSt : daß ein .gewi,sser Rüc"k,g,ang de r  denen der Bundesländer weist eben deutlich 
Ziffern der VelfllJr:teHtJen und der Gesamrt:- aus, .daß die GroßstClidt Vierstärkt kniminoglen 

kr'iminalität Ü'berhaupt , W'enIIl. man auch d!i,e wiI'M. Das bedeTIJtet -also Dlicht, daß dile WÜlene'r 

mcht .erfaßten Fälle ,elinbezireht, schon ,aUein aLs solche 'etw,a mehr 2lur KIiimilnaHtät nei'gen 

deshal,b zu erwarten war, weil wir j a 'in den - damit da kein Mißverständnis entsteht -

enbscheide!Il<den Jlalrnen ger,a,de für diese ,al,s di'e BUThdeslände,rhewohne'r. 

Delikt,sgruppe von 1 950 bis 1 955 einen erheb­

lichen Geburt:en.rückgang, j,a Z'etibweiLig konnte 
m,an sog,ar von -einem Geburtensturz 'fIE�lden, 
erlebt haben . 

Ich gl,aUlbe : ResoZ'LaHsie'nen - j a. Abe-r 
gerede lim Hinblkk auf die Juglenctkfiillllinal'i-

. tät '�st den vorbeugenJden MaßnahmelIl vilel 
mehr Gewicht beizul,egen, aLs es bdishelf ge­
schehen i'st.  Dabei ( will ,ich, uuabhäng.i'g von 
dem, WoCliS lieh früheT -g'esalgt babe, daß .gewisse 
Anlagletäter oder Nel1gungstäbe'r ,da sind, nicht 
verhehlen, daß selbstverständlich eine ganze 
Menge von außen l,ook'€nden F,aktoren für 
wiese K'rimillJaJ.itätsform und -gruppe maß­
g,e'bend sind. Bs s:ind aber ru.gleich F,aktopen, 
WlelchJe wir, wenn wir 'Uns IbemÜlheiIl und ent­
schlos'sen ,silIld .dazu, auch 'beeinflusselll könm,en. 
AI1lch MeT folge ich den. Efogebnissen de'r 
wli-sSienschafrtlJichen Fonschung ,auf dilesem G e­
b1et. 

Wenn jlIl einer Zeirt: des ,aHgemelinen \Stetig-en­
den W ohLsta.ru:Les .gemde die Ei91e!Iltums­
del;inquenz ISO zugen.ommen hat, dann zwedfels­

ohne desw.egen, weil d�e Konsumglesel1schaft 
eline permalIliellbe und IsystematJi/sche BedürfIl!i's­
-anbeizung vo'rnimmt, über WerbUlIlg , Mdissen­
medi,en, Z,eitungen und ISO weiter. Da de'r 
Jug'elfld�iche vielfach 'llIieht !in de'r Lage -ist, 
dilelSe ,ihm immer wi'eder ,allS ,enstliebenswert 
indoktrini'erten BedürfniJs,se zu befniledJ1gen, 

Eine nicht 'UiIlmaßgebMche Rolle - dJaJS wer­
den die progressiven Linken sehr ungern 
hören - ISpilelt für die Knim�:nali.tät auch dJi,e 
f()lw1e:rbe anbiautol1rtäre ErZli'ehllnig. Wen.n ich 
mich daran erinnere . . . der Herr Doktor 
Fi�schler oozweifelt dCliS zw/ar. (Abg. Doktor 
Hertha F i r n b e r g: Die Jugendkriminalität 
ist älter als die antiautoritäre Erziehung!) 
Das bestr'etite 'ich g,ar nicht, ich ,sag,e nur - das 
list ni'cht ,auf meinem M;ilst g.ewachsen, ich 
gebe hi'er w,i'ede,r, was dlile WÜlssensdbafHiche 
Uter-atur ,auswe1st j das Isteht 'llJicht im f.reiheH­
lichen Programm, dClJS 'ilsi 'W,iJssensmafitliche 
Liter,alur, dJie ich hlim :zJ1tJiJere -, daß bei .der 
psycholog�schen R.ekollistnuktion bei de,r UiIlter­
suchung krrimiIlJeller Jugendlricher dJi,e.ser Fak­
tor j;edenf.alls aLs 'kr:iminog,en ,erf:aßt und alUlS­

'g.ew1iesen. wurde. 

Auf die Bedeutung des .R.ausch91ilflte5 tiJst ja 
schon hingewiesen worden. Die Rauschgift­
W1el1e kommt leider lauf I\1l1JS !in. Ost!ewelich zu. 
Ob die aTIJg'ezeilg1JelIl Maßnahmen des Skhe'f­
heibs'berichtes -ausI'eliehien, wCilg,e ,ich zu ibe­
zwe1f,el!I1. Aber ich -y;erkienne ,auch nicht die 
SchWlile�i,gkeiten, die es 'g,ibt, weH man hi'er 
jta !1n mehrfacher Rlichtuug der ZTIJsammen­
,arbelit ,eines Stabes von Spezi,aldJstJen bedarf, 
um mi:t diesem Phänomen f'elfmg zu wlerden, 
wobeli ich IlJeulerHch hetone, daß auch hier 
di'e PTophy1aX!e bei der Erfassung der Li,ef,eran-
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"ben und der Produzenten ei'll&etzen müßte. dite Lage ist besorglüs-erreg1end. Keine 
Daß hier I,eider die ilIl'temabiOiIlJaLe ZUJSammen- Hysber,ie, aber auch klei:n:e Unt,etIlSp�elu.IlIg der 
arbeit noch sehr mangelhaft ist, brauche ich Situatdool (Beifall bei der FPO.) 
nimt �u betonen, denn 'un1ler ander,em w,erdten Präsident: Zum Wort gemeldet hat sieh der 
woir j a  aus der VoUClsrepublik Chi,na meht Herr Bundesminister Röseh. Bitte. 

Bundesminister für Inneres Rösm: Herr 
IlIUr mit M,ao-Bibelm., 'sO\IlJdeom auch sehr lSyste­
ma1J1seh mit Rauschg.ift, mit odIlidel1em, mJit 
pharmakologischem Rauschgift Vlel'lSorogt, (Abg. Präsident I Hohes HaUlS I Der von der Bund,es­

G r a t  Z: Beides probiert, kein Vergleich!) regierung, also insbesondere vom Herrn Bun­

S1e halten die Mao-lBibel für hasser, für ung'e- desminisbe'f für Justiz und mir vorqeI.egtoe Be­

fäihrlicher? (Heiterkeit.) Ich 9,ebe Ihnen 'f.echt. richt über die Kriminalität in Osterreich ist, 

J,edenf,aUs würde lich gla'U1>en, von der Mao- W1ie schon .ges.a.gt wurde, der erste V,elllsuch 

Bibel , Herr Kollege Gnatz, könnte ;ich Sie der E'I'Stelhmg t€Ii.IlJes !Solmen Booich:1les, Es hat 
leich,ter benen, aLs wenn Si'e LSD- oder sich llJUn ddle Diskussion l\lJIl eine R'eihe von 

hasen.sücMig geworden wären. Also �'nsofem Punkten bewegt , und Jch möchte verlSuch·en, 

kann tich Ihnen zustimmen. soweit es das BundesmiIll�s1JeTiulffi für Inner'e5 

Meine Damen und He,rren! Ich wollte a'l,so 
nur sagen, was auch der Bericht mindestens 
mit €linern Stehr kl'einen Nebensatz ·anmerkt, 
daß besonideI's das Phänomen ode'! Kr:iJIruinalirtät 
der Jug,endlichen ,und Heranwoams€fI1JcLen 'Unse­
rer wlrkHchen, Isor,genvollen Beobachtung und 
auch ,en:tsprech,ender Maßnahmen bedarl. Ich 
betone und ,schJli'eße damit, WalS ich Ischon 
aus Anlaß der Di,skUis.soion über das Thema 
"Ausbrecher 'in Stein" g:esagt habe. Es geht 
nicht darum, daß man eine Law-and-order­
MeI1itallität v,erbe�d1gen will. Bs g,eht auch niCht 
um die Frage harte oder weiche Welle, son­
dem ,es 9,eht darum, daß wir eilne ,ganze 
Reihoe von Entwicklung,en beobachten mÜ1ss'en, 
die dem OstefDeicher nticht HUT das Gefühl 
geben , wir verniedlichen dj.e Dmge, sondern 
die dem Osoleneicher sehr schmerzloich zum 
Bewußtsein bring1en, daß ,sein,e Sicherheit :in 
diesem Lande ebenso abnimmt, wie der 
Wohlostand zUiDJimmt. Wlir sollten ·al,so IUIliSerem 
Mitbürger das Gefühl g�ben, daß w:ir mehr 
aLs bisher 'Und wirk!ungsvoller für sei1lt€ 
Sich,eI'1heiot Isoflg,en. 

Denn, m,eine DaJIljen und Henen, eines muß 
doch gesagt werden : All die P,rozentzahlen, 
di'€ ich und dioe anderen bier zÜl,el'1t haben 
und dJi,e auch ,der Hedcht ·an!führt - ob es 
sich hi,er um 51/2, um 17 P,rozent Zunahme 
oder wa,s immer handel:t -, für jeden Be­
troffe'nen, für jede Mutter, deren K.ind OpLeT 
eines Si ttli chk!eli 1lsve,rbr,echenJS WiUTde, fü'f 
j,ooen AlIlogeihörigen, dessen VelfwiaoIlJdter Opfer 
eines Blutverbreche'IlS wurde, füT jeden, der 
Opfer '€�nes kI1im:inleHoo. Angriffes wur,de, ilSt 
das :imm'€T 1 00 PrDZloo.t . Ich gla'Ube, von dortheJI 
gesehen ist zu fordern, daß mehr als bisher 
9'esdÜleht, um dile Sicherheilt ZlU 'erhöhen, u�d 
von dorther eben ist ger,ade die FelStsteHung 
des Henn In.nenmin1st'ens, daß lef die Silf.oUiation 
für nJicht besorgnise'foogend hält, für U1lIS ein 
Anl,aß , diesen Bel1icht nicht zur K,en.ntn!Ls zu 
nehmen. Vielleicht führt das ,dazu, daß der 
Heu Innenmdnister doch das GefÜlhI Ihoekommt, 

betr.ifft, einliges dazu zu ,sag,en. 

Der HauptanogriffispU'nkt der Opposi.tion wa'r, 
daß diles€'! Bericht in ,emer P,assage tiestJstellt, 
die Entwkklung ·der KIIimmabität :sei nicht 
be:sorgndserl1egen.d. Es iWU'fde schon daraJUf 
hingewiesen, daß in dem weiteren Teil des 
SatZies ,aUelldings dann glesagt wurde, da·ß das 
in keiner W'ei.se ,irgendei'lller Ba.g,abeUilSierung 
gbeichkommen ,soll, und ,ich bin der Meinung, 
wenn man ,den Berocht ,auf IseilIll€ Zahl'en hin 
und auch in -seinen BeiLag,en durchsiehrt und 
seiner g·a.nZlen Tendenz .nach beul1ooHt, dmn 
kann man sicherliCh nicht zur A'll!fif,assung 
kommen , daß ,dieses "Nicht beso1\gnis­
erregend" 'so gemeint war, Wli,e es j:etzt hielf 
'im Hohen Haus mterpl1em,eflt wurde. 

Warum aber d1e Bunodoesregi,erung der Mei­
TIIllng ,�t, daß es Illidrt 'so ,i;n:berpIIetiert w,ercLen 
kann und auch nicht darf, wie es hier 
geschehen �st, darf üm dDch wellei.cht an den 
Ziff,ern zu belegen versuchen. Ich möchte hier 
insbesondere auf die Beilage 5 verweisen. In 
der Beilage 5 haben w.ir v1emucht, e,i'l1'e lang­
f:r;1stJig,e Ubersicht über die EntwJcklung der 
K:riminaliltä1 zu ,geben, un.d zwaT über 
1 7  J,ahre, vom J.ahl1e 1 953 'b�s ZI\llIl J,ahr,e 1 970. 
Wenn man sich - wlas joa dn eilner Gr:aphik 
Vl�el1eicht 'am besten darzUJSt'€llen. wall" -

odi'eses SChaubild an&,eht, so kann man fest­
.stellen, daß sich di'e VeI1bl'lechen gegen Leib 
und Leoben �n. ,d�esen 1 7  J,ahll1en !immer auf 
ung,efä'hr der gleichen Hö,hie bew-egt haben, 
d,aß 'Slich d1e SiUldchkJeibsveTbrechen UllJglefähr 
a'Uf der ,g}'eimen Höhe bewe'gt haben und 
daß auch die :sonsti'gen Verbrechen etwa in 
der 'g1eichen ReLation w.aren. Die Ve:rbre,ch'€IlJS­
g'ruppe, dLe 'in dies,er Zeit hesDndem stCllI'k 
,angestli'egen dJSt, war'en dile Verbrechen gegen 
das Vermögen. 

... 

Ich habe schon mläßlich der Ber,atun:gen 
im Ausschuß und während der Budgetdehatbe 
darauf hingewü.esen , daß eiDie Analyse dies'er 
gesamten Verbr,ed1.ensg,ruppoen, ,also. d!i,eseT 
VliieT Gruppen, eben eindeuti'g ergibt, daß die 
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'Blüscheildendsten, von denen iCh glaube, daß 
säle d:ie Bevölkerung -am me1sben bewegen und 
am meisten berühren, im langjährigen Durch­
sch!n:irtt etwa lin de-psetb.en Höhe 1ieg'EID, sie 
sind -aber steigend, und das ,stellt de-r Bericht 
-ausdrücklich f,est. 

Ich bitte ,a-lso, Hohes Haus, nur dn die6em 
Sänne war der AUisspruch "niicht hesorgnis­
efliegOOid" Igernelirrt, nämlich daß es in den 
la'il'gfrJ!St�-gelfi Schanren 1lIicht di,eselhen Steig-e­
rungsr.a:tlem. -gibt wie bei den Vermög-ens­
deHkten . 

Daß di,e,se Vermög'e!IlJSdehlkte ISO sta-rk oClIIl­
ste,i,gen, sehr verehrte Damen und HeilTen, 
hat ja seine klare UIlsame. W,en:m täglich 
Hunderte von Autos neu zugelassen werden 
und Hunderte von Wertgegenständen täglich 
neu ,auf den Straßen herumstehen, währ'end 
dler Nacht unbeauflsichtLgt, dann müSlsoo die 
V,ermögens:delikt,e und hi,er lin erster Uruie 
die Einbrucrusdi,ebstäMe und Einbrüclre stei-

der Detaillierung gesagt habe, vielleicht doch 
die Beilage 24 zur Hand zu nehmen, um hier 
wiederum unterzuteilen : Verbrechen gegen 
Leib und Leben, sonstige Verbrechen, Sittlich­
keitsverbrechen und Vermögensdelikte. 

Und d a  ergibt sich sofort ein wesentlich 
anderes B ild, nämlich, daß die Aufklärungs­
rate der Verbrechen gegen Leib und Leben in 
Osterreich in den letzten Jahren von 96 auf 95, 
auf 96 und wieder auf 96 Prozent gleichge­
blieben ist. Trotz etwas steigender Krimi­
nalität auch auf diesem Sektor eine gleich­
bleiben d e  hohe Aufklärungsziffer von 96 Pro­
zent! Ich will nicht sag,en, daß wilr uns des!sen 
Ibesonders berühmen wollen, aber lich glaube 
nicht, daß man von ,einer schI-echten Aufklä­
I1ungtszäffer in dieser VerbrechensdeHktsgruppe 
-sprechen -kann. 

Die Au�klärung.sr.atJen der SittlichkJettsd,e­
Hkte sind 94 zu 89, 90 zu 91 Prozerut, also 
eben.falls -e,in verhältJll�smäßi'g geringe!r Abfall. 

goen. Dile St,e�.geru.ngsz'iff,ern für di'ersle V,er- Bei d e n  sonstigen Verbrechen: von 87 auf 
br,echensgruppe Ibezj,ethen sich in 'ellste'r time 86, also 1 Prozent. Das ist verhältnismäßig 
auf Autoeinbrüche und AUJtod�ebstähloe . Wir wleni'g. 
haben schon wiederholt, a'uch d:1e SlichelrheitJs­
behörden, darauf Mng-ewi,esen, hier gibt es 
nur eine V,eorbesserung Schpit,t für Schnitt mit 
emer Aufklärung der ß,evölJ<,erung, mit dem 
immer wiederum zu wiederholenden Appell, 
das Auto nicht -al,s fahrbaren T'oosor zu be­
nützen, nicht Wertg-e.g'en:Stände �ner Art vom 
Pelzmant,el bis zum Photoapparat, Schre,ib­
maschinen, Magnetophone, j a  :sogar Brief­
tClisch'en offen im Auto Hegen zu lassel!. Das 
ist ,de,r Anreiz für den Einbruch, 'U'Ild �ch da'ff 
vi'elleicht n o ch  'ergänz,en, daß Uillbe'I' dies,er 
V-e.rbrecheiIllSdeLiktsgruppe nichJt nur di,e erfolg­
reichen EilIlbrüme, Isondern auch die Ein­
bruchsver-suche l'e.g,i1stJ1i'ert we·pden. Si,e' sind 
nach dem S tr,afg:esetz VlelrbrechJen. ALso auch 
dann, wenn nich!ts gestohlen wurde, woon 
Illichts abhanden 'g,ekommen ist, scheinen di,e 
Ziffe'rn hiler -auf. 

Wir glauben also, wenn man diesen Be­
richt analysiert, wenn man ihn aufteilt und 
gewichtet, dann kommt man zu dieser Schluß­
folgerung. Deswegen auch der Einleitungssatz 
in der Zusammenfassung, daß trotz steigender 
Kriminalität die Bundesministerien diese 
Kurve nicht als besorgniserregend betrachten. 

Der zweite Punkt der Kritik, der immer 
wieder hier festgestellt wurde, sowohl von 
Herrn Abgeordneten Schmidt als insbesondere 
auch von Herrn Abgeordneten Zeillinger, war, 
daß bei steigender Kriminalität die Aufklä­

rungsraten sinken. Ich glaube, auch hier 
scheint es notwendig zu sein, nicht die gene­
rellen Ziffern zu nehmen, sondern im Hin­
blick auf das, was ich jetzt gerade bezüglich 

Der ,große Abf.all, der ,entschJelidende Abfall 
i5lt bei den Vermög'ensdelitkt,en fe,stzUJS'beHen. 
Di'e V,eTmög'ellJsdelikte, die jla '9'egenübe'I' ,allen 
anderen V,erbr,eme!l1SaJrten ziffernmäßli,g so 
stark überwi,ege:n, drück,en natürl,ich den g,e­
samten Durchschnlitt, fUnd es kommt zu den 
Z:iff,ern, dile der HelfT Abg,eoJ1dTIlet,e ZeliUinger 
nannte : nur 50, 51  Prozent aufgeklärt. 

Ich darf ,aber besondefIs da:r.a'Ulf hinweisen, 
daß die Zahl der aufgeklärben Verbrech,en 
g,egen das Vermögen lin Wilen besonders 
ni,edr,ig �st, weil es eben odi,e meisten KrMrt­
faJhr�eug;e jn W,i,en .g,ibt, sodaß 'hier die meli.sten 
Kr-aftf.ahrzeugelin,brüche vorkommen. Hiler 
gibt -es natürlich verhältni!smäßig ni,edrilge 
A ufklärung'sZliff·ern. 

Wenn man all das von diletSeIl Gesichts­
pU!nkten ,aUiS be tracht'et, dann kiann man nicht 
mit 'ruhig-ern GewisSien ISla.g:en, daß dli.-e Sich-er­
heits:behö·rden 'lLIld vor ,aUem dLe Beamben 
vielleicht in irg€llldeiner Form Vle:nsagt h ätten. 

Natürlich wären wdr froh, W'ffilIIl die A'llf­
kläf'llng,szifiem noch 'höher wämn, wenn di,e 
Aufklärunglsz'iff.ern womöghlch 1 00 p.ro�ent 'be­
tl1ag,en würden. Aber ,auch hier handelt ,es sich 
halt um men:schlkhe Fm,g,en, und man kann 
-ehen nicht einfach ,aUeIS aufklären. Desweg-en 

gLauben wir, daß dtese Ziff,eI1Il ;nicht nur unte-r­
national gesehen, ,sonde,rn vor aUem auf 
Oste'fI'ieich bezogen ,eine sehr beachtliche Höhe 
haben. 

EiJne weiteTe Fr,ag,e , die hi,e,r diskutitert 
wurde, be:tref dile Lenkemrhebung,en . Da:rüber 
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wurde schon im Ausschuß und .a'uch !im f':inanz­
a'Ulsschuß g'elSp.rochen. 

Herr Abgeordnete'r Dr. König me'inne, man 
sone haU unte·r Umständen das Gesetz in dem 
Sinn·e ändern, daß da nicht der Lenk'eI, sonde'rn 
der Fahrzeughalter dr.aIl!kommt. Ich habe das 
150 aufg,ef,aßt, denn einte andere Gesetzesände­
Tung käme ja Illicht in Frage. Heu Abgeord­
neter ! Sie haben diiJI1aus elLne Schlußfolg,e'rung 
'gezogen. Si,e halben mich ;im AUJStSchuß geka,gt, 
ob ich irg,eIlldwelme GesetZte'Stinlilbi,ativ,en für 
notwendi'g lerachte. Ich hätte ,g,esa,g't :  nedn. 
J,etzt s·tellt !Sich ,aber heraus, daß man ,dem 
Probl,em dieser Lenk-ererhebung-en ulliter Um­
,ständen doch mit einer :solchen ges,etzLichen 
Regelung beikommen könntJe. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. K ö n i  g.) Ich dad \resthalten: An 
mich wurde (He A'Ilfrage gerIichtJet, wlelcbJe 
InJi..tÜiat:iven i c h  ·er.g.I'eifien wolLe. 

Die Fr,ag·e der Lenk-erer'h,e'bun'g,en �aiIlln nJicht 
ejn..e IlIllitlj,at,ive des Bundesrmi'Il,itSberiruIDs für 
Inntefi6s Iselin, ,sondem hi'e,r kiann 'es s'ich nur 'UJIl 
eine Initiative des BundesIIl!LIl!i,steriulIlIs für 
Ha.ndel, Gewerbe 'lIDd Industr1i.e hand'eln. Nur 
von dort her kaJIln eine N ov'eHLerung kommen. 
Wtir vel'suchen es, wJ,e gesa.gt , mit andel'Em 
MÖ'glichkeiJten, wirr v,emsuchen, P'e'l1lsioni,sten 
einzusteHen, wir V'ensuch'en ,e's zum T,eil viIel­
leicht ,auch IIl!vt Isc.n..rJftlichen Ve�stäThd,tgruThgen. 

Der hi,e,r vom Herrn. Abgeordneten Doktor 
Köni,g ,erteilte Ratschlag, man ,goUe doch ein­
fach ruhig .dem Fa'hrzeughalter dte· Sbr.a-fve'r­
fügung schicken, der tdan:n Einspruch erheben 
solle, wä.re .gegelIl. das vom Hohen Haus 
beschlos,selThe Gesetz ger.ichtet. Ich rk,allln den 
Behö'r'C1en nlichl zumuten, daß ,s.te bewuß,t ·eine 
Handlung gegen das Gesetz 'se,tz·en. Ich bitte 
hier um Verständnis. Man müßte da wirklich 
das Gesretz ändern; ,anders ,g,i,nge es nicht. 

HeI1r Abgeordneter Dr. Schmvdt meinte, der 
EKIS-Comput,er, den wir ,einQleJst-ent !haben, 
ISed leine 'Steh,r 'berur.e Sache, wir hätten hohe 
Mitetgebühol'en zu be�ahlen und ISO w,eiter. 

Ich dalTf hi,er fesbs't-el1en: Dies'e elektrOllli'sme 
Datenv,er,arlbedtung jst nicht für da,s EKIS an­
geschafft worden, ,sondern das gesd1ah fürr das 
Strafregister. Das Str,af.regi's1elrg,esetz lilst aber 
Mer im Hohen Haus beschlossen worden. Für 
di·esen Zweck. :�st das .a.ngeschafit worden. 
Di'e,s.e Anlag,e wil1d j'etzt 'außer füT ,dws Zlenbrale 
Straf.regii,ster für di'e elektronlische K:niIIl!i.a'1al­
statirStik, für die F.ahndung, ,eben für dile Kraft­
fahrz.eugf.ahndu.ng, Vlerwsndet. Si,e wiTtd aJb 
14. 'im Zusa.mmenhan,g mvt de,r Einhebung rde'I' 
Orgwnmandwte durch E'flaglScheine und so 
we.rter v,erwendet. E's handelt ,sich also um 
,ein'e vi'elfälti,ge V.erwBndung di,eser ,eleMrond­
sehen Datenvletnarbeitung. 

Da das Hohe Ha!UJS daJS 'erwähnt'e Str,a,f­
r,egi'sbergesetz �m Hinblick .auf die EDV -Anla'ge 
beschloss,en ha't, gLaube ich, ,daß di'es ,auch im 
Einklang und mirf. Zustimmu'lllg des Hohen 
Hauses geschethen ilst. Ich gl.aube , daß dem 
Hohen Haus dabei ,auch bewußt w,ar, daß 
di,es'€ Anl,age natürlich .aJU.ch etwas kostet und 
daß maJll sie ·am 9ÜIlJst�gtSrten mietet und nicht 
kiauft, weH ,eben die r,asche tedlllli.sche Ent­
wicklrung den Austausch. g,emi,eteber Anl.agen 
leichter möglich macht ,allS ,den ,g,ekiaufiber An­
},ag,en. 

Ich darf noch :einmal ,auf e,i:ne Bemerkung 
des Heorrn Abg,eolldnet,en Dr. Könr1g zu ISpr,e­
ch,eu kommen. Er me!inte, besOllltdens die Zahl 
der Verbrechen ·gegen Leib uIld Leiboo lsei sehr 
Istark ·cmg,estiegen. Sie hahoo daJS ellinJige Male 
wütederholt. Ich muß hi'er ,eine Rlich.tigstellufitg 
vornehmen : NiCht di'e Anzahl die,se'r V,eT­
brechen lilsrf. gesll]e'g'Em, sODrdlem rdlie Zahl ,deif 
Ver'bI1echen g'egen das V,ermüg'en 'üst he:sondens 
gestilBg,en. Ich darf da nur zwei ZJiff,ern nennen : 
Im Jaohr,e 1 967 g,ab ,es 3564 V,erhre·chen 19'eg:en 
Leib und Leben, :im Jahfle 1970 war,en es 3577, 
das ,sind plus 13. AI,so g,ar ,so gi g,aIlttils ch , w:�e 
dalS dar·gestellt wurde, ·.LSt das AlIlis'beig.en von 
1 967 .auf 1970 Iliicht 'g,ewesoo. AUefidingts IilSt ,in 
deI' Zwtitschenzeit dile Zahl wi'ederum u.m etwa 
100 oder 200 ,ahgefal1en uJnd dann wüooelr 
.a:Il!gestil€g'eD. 

Ich verwe1se da noch ,elinmal ·auf dlie Bei­
Lag,e 5, ,aus dler hervorgeht, daß !Sich .die Zahlte!ll 
,im 17jähr,igeill Durchschnlitt 11m wesentlichen. 
,gl'edchg,ehalten haben. 

Herr AbgeoJ1dneter Dr. KÖ'IlIi'g halt dann 
bekrittelt, daß im Be,riebt illJicht al1e AktiVli1:ät-en 
von "Spartacus" aufscheinen. Sie sagten wört­
lich : Davon iitst ;im Ber:icht nichts zu lesen. 

Hohes Haus! MeilIlJe sehr v'Bfie!hrten Damen 

und Hernen! Die Bundesregli'etrung hrut ddre 
Entschließung des Nationalrates nicht so aus­
geLegt, daß EiiIlzelvorkommen, Einzelkriminal­
fälle in d:ietsem Bericht ,auflSche,inen Isollen, 
sond'em 'sie war der M\e"inung, ,daß elS sich 

hier um einen Benieht über di'e Situ.abion ·auf 
dem Gehi,et'e oder Sicherheit handeLn !SaUe. 
Das war ja der Auftrag. "Spartacus" ist hin­
gegen 'ein 'g·anz kledIlier Ein21eoltfiall. 

Wenn Sie, Herr AbgeoI1cmeber, mich fT!ilIgen, 
ob lieh von all den VorkommnriJssen weiß, 
da.nn muß ,ich Isa.g.en: Stile haben ,dJtes }a' selbst 
be'aDltwortet, j'nrnem S�e nachher den Herrn 
J'ustizminJ�st'er gefr'ag:t habelIl, was rrnilt .delIl 
Anzeigen gegen diese Herren gesChehen ist. 
Di,e Anzeigen wurden von der Exekumve ,er­
stattet. Sie 'haben Iselhst mi'bg,eteilt, daß elS zu 
·einem Handgemeng,e gekommen I1st, daß 'es 
Verltetzte gegeben hat. Bs handeLte sich dabei 
durchwegs um Krimi1llalbe,amte von U'IlJS. ,Ich 
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gLaube, die FestsbeUung, es ha'oe sich um 
pr.ivate Krliminalbeambe ·gehandelt , dürfte aJUf 
ein Ver.sprechen zrurückzufühI'lEm. s'ein. Das 
habe ich joetzt wieder falsch lQ1ehört. Es waren 
die Kl1iminalbeamten des zuständi.g'eIl Kom­
m&ssarjats, die ;sich mit di,esoo F,rtagen be­

schäft1gt nahen. In allen FäHen wurde Anzeige 
an die Gerichbe eI1stattet. In aUen Fällen 
wurden Erhebung'en durchg,efiiJhol'1t, rund ger.ade 
das Freikämpfen odi'eSIes Mädchens - das WiaT 
der eine Ball, den Sie 1gemcmnt haben - list j a  
auf di'e Tä:tigk'eit der Kriminalpolizei des ZIU­
ständigen KomlIIlli'SlsaJr.iJaJbs zurückzufühl'len g,e­
wes'Em.. In di'esem Zusammenhang h.at es eine 
Reihe von Anzeigen gegeben, und der Unter­
suchun-gsI1ichter fübrt dn dilesem Z'l.lISilmmen­
hcmg nunmehr eine RetLhe von Unt.ensumungen 
durch. (Zwischenruf des Abg. Dr. K ö n i g.) 

Herr Abgeordneter ZeHlinger hat ,im Zu­
sammenhang mit den M,aßnahmen, die hielf 
vorgesch1a:g·en sind, gemeint: nUT mH de·r 
Tech'I1lik allein, das ,sei zu wenig. - Dem 
stimme ich hundertprozenrtig zu. Natüdim: 
Nur mit ode'! 'f,echntik laHiein, das wäne zu 
WteI1Jig. 

Ich bitte, Herr A.'bgeordm:�ter, doch Z'U Ibe­
denken, daß wir auf der Seit€ vorh€'r, und 
zwar ·auf Seite 43, ,ganz ,dJetarl.n�'er,t sa·gen, daß 
es ,in lemter Lill1ie auf die MetilischJen 'CllIl!kommt. 
Hi,e'r heißt es wörtlich : 

"Di,e ,in .den v,er·g,an'geIlIen Jahren h.er·eitJs 
durch:gefühl'lte Tech:n:ilsiernmg deT kfl'limmalpol!i­
z,eHichen Arbei,t erloeichtJeDt 1IDd besch1eunigt 
zwar ,dile AUJsfol1SChuiJlJgIstätli,gkedt, kaThIl aber 
nimt die 'ger,ade hier ISO wimbige me'lliSchlime 
Lei,stu.ng völl:ig lel1set�en ." 

Im nächsten Absatz Iheißt les dann: 

"Die Bewältigung des P,eTlSonalp'robl,ems 
bei den Simerheitsbehörden zählt daher zu 
den vordringlichsten Aufgaben auf diesem 
Sektor." 

Auf Seite 44 dst damn nur die \T.erbesserung 
der ·tJedmi,smen Mö,g}:ichkleiten, die auf Sei.te 43 
angeführt wurden, i'rn Detail 'erläuteTt worden. 

ICh fiene also Ihl1e Mcinung: In lerster Linde 
kommt 'es .auf den MeIlischoo und er,s,t in 
zweiter L:in:i,e auf die Ttedllllik ,an. Die Ttechndk 
kann sehr wohl e'ine 'UtIl·ter,stütz'oode Funktion 
ausüberl. 

Es ,ist für uns wi-J'lkHch eine 'große Sorge, 
woherr Wli.tr odde MeDJScnen bekommen. Das 
Hohe Haus weiß - ich habe das schon ,eini.g,e 
Ma1e fOerichfiet -, .daß odalS IIlJSbitU't des Herrn 
Pro�e,ssol1s Dr. Bruckmann ,ein J·aihr h11ndurm 
e,ine Untersuchun.g durchg,eführt hat. Das Er­
gebnus wird Mitte Februar vorliJegen . WÜ 

WletI1den V1etrSuchen, ·auf Gnmd di'es'es Wlüssen­
schaftltichen Unter.suchungsma1JeriaLs die Wer­
bung und di,e Ausbildung 'bei der Sicherheits-

w.ache und bei der Kr,iminalpolizeti. und so 
weiter aufzubauen, und 'hoften, daß wir da­
durch einer größeren Anzahl von Mensmen 
einen Anreiz bieten können, sich für diesen 
Dienst zu interessieren. (Präsident Dok tor 
M a l e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

In 'ganz Europa - <ich bitte um Entsmuldd­
·gun.g daifür, daß ich mim ·auf Iinternabi:onale 
V'erhältJnisse be,ruf'e ; lich ma'dre ·dillS lIlur ·ein 
einz:1ges Mal - k1agoo. ,aUe Siche.rhe11:sbehör­
den über Personalmany-el. 

In ganz Europoa klagt man odal'Übe'r, daß 
ge/fla,de diese'! Berufiszweig - ISO wie mm bei 
den Sozialherufen, bei delIl Kr,anIDEIDSmwe­
stiem, <lJie ·ein riletS!iger Mang,ellberuf ,sind -
halt ,auch ein Man,g!elberuf äst. Wd� müss'en 
mit den Menschen arbei,ten, di'e Wlir be­
kommen. Wir müssen velftSuchoo, möglimst 
vi,eloe zu bekommen, iaber wir köml.len nur m�t 
den Zahlen eben weiterarbeiten, die hier 
mögllim iS'ilI1d. 

Besonde'I1s ·dankbar bin .ich dem He'rm Abge­
ordneten Dr. Ha'UJs'e'f. WiTkHch ,ehrLim dank­
bar, weil v�eles von -dem, was Sd;e hier ,gesagt 
haboo, zumindest ,soweit es das Innenressor.t 
betrdfft , sich absolut mi't der Auf,f,aJSisung des 
Innenr'e5soP1Js deCkt. Im ,darf nur tdar,auf veT­
weilsen, daß liCh 'lledln zufälHg heute ,in den 
"Salzbur·ger Nachr.imten" übeT d1eselbe F.rag€ 
·einen Artik!el ,g,esch:Di,elben 'hahe, de·r dort ver­
öffentlicht W'U['Ide. und der ZlUm Smluß lautet:  

"Bine wesentHiche Unteustützung oder Exe­
kutivooamten .in ·der Bekämpfung ,aUer Arben 
von Verbr.eche!ll wäTe eiInle weit größere 
Zurückhaltung ·der MaSlSlenmedi,en bei ährer 
BeIllichtelftS:tatt:Ultlg. Damit ,soM keineSiWBQIS 
einem Vertuschen. von KIIiminalfäHen das 
Wort geredet werden, aber ich meine, daß 
·eine Bertichterstattung .aum ohne .aUe g'Iiausi­
gen Details und Balkenlettern der Informa­
tionspflicht de'r Mass!enme.dien '91e,r.echt werden 
könnte, da manche Verln1echensnerporbagen 
schon f,ast ,emer Glo:rdfiZl�erung dIe.r Täter 
gleichkommen. " 

Es ,sind faJSt di'eselben Worte, die SEe ·heute 
h1er verwendet haben. ,Ich siiJge , etS ,soll kteine 
Kritik, 'sondern nur Ie'i[}le Bitte lan die MalSSeJl­
medite'll isein, siCh bei ,alLem V,erständnils dafür, 
daß ,gr,a'Usioge Details vlielleimt bei gewdssen 
Kr'eilsen besse'r ,ankommen oder ,sich leimte,r 
v,erkau-f,en .1ass,en, doch !aouf d�e psymolog,iJsche 
Wirkung Rück,sicht zu nehmen, die diese Tat­
sachen haben. ICh. glaube, daß es auf diese 
A'rt und WeilSe vtielleicht möglim Isein wird, 
·auch €Iin .an.deres psychologisches K�ima her­
beizuführen, um die Arbeit der Exekutive auf 
diesem Gehi'e1Je ru ,er1e'imltJern. 

Zum Schluß darf lich noch festhalten : Die 
DiSkussion mit Herrn Abg,eoroneben Doktor 
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Scrinzi. WJcr haben s:ie ISdlOln einmal hier 
gefübrt. Herr Albg,eordneter 'Dr. Scrinz,i laT'gu­
men-tiert miot Ziffem ,a1lJS W1isOOIlJSmarftlich­
kr1iminolog,�schen Unter1ag'en - ich ;arbeite 
mit den Ziffern der KI1imin,aLstartJiJstik. Ich sage 
da,s lins besondere :iJn bezug 'aJUif dlile Kriminalität 
der Jugendlichen 'lInd Heranwlamsenden. Hier 
'gehen wir Ja :m,emlich weli:t laJUseinander. Ihre 
Ziffern ,er,geben eiIDeIl ProZle'nltsatz, nach dem 
jeder fünfte Heranwachsende kriminalanfällig 
ist, die Ziffern der Kriminalstatistik ergeben, 
daß dies bei jedem fünfzehnten der Fall ist. 
Nun ist da eine ziemlich große Differenz, denn 
bei uns sind es 1970 laut ausgewiesener Krimi­
nalstatistik 20. 166 Fälle, die angefallen sind. 
Pro 100.000 umgerechnet - also die Basis 
sonst gleiCh wie bei Ihnen -, kommen wir auf 
Jeden Fünfzehnten. 

Ich muß ,aLso Mer Wli,eder feststeHen : Alle 
anderen 2Jiffem, Herr Abgeordneter, s,ind 
Schätzl1Il!gen, Vermutungen. Es mag wIelleiCht 
wdssensch,aftliCh il1gendwli'e der Ve'l'lSuch unter­
nommen wor,den lsein, 'sile zu UiIl't·eI1II1CliUem. 
.A:ber ,echte Zahlen .sind das nli'cht. Denn WemI 
man daiS so g,enau feststeHen kÖJl1Tht:e, dann 
hä.tte man ja lauch di'elSe isoundso viteLe Hun­
derttausend oder -zigtausend Täter erwischt. 
Man kann nur vorn Ki'em€'re!1l ,auf daJs Größere 
sdlließen. Und diese Schlußfolgerung dlSit halt 
hier ,etw,aJs, 'gLaube 'ich, gefährUch . 

Ich teHe übrig'ens vollkommen die Auf­
fassung, .daß man vor.be'lllg'eIl so.ll. Ich gl,a'llbe, 
9'er.ade a'llf ,di,eSlem Sektor, den Sä.e :ang,eführt 
haben, Herr Ahg,eordne1ler, den Suchtgifits'ek­
tOI, haben wir - ich wliU nkht lS'agem. : nur 
durch Zuf,all, sondern lich glaube , schon ein 
'bißchen ,auch durch l8i-glelJlle Leis1tun,g ; nicht 
meine , sondern dite de,r Beamten, die damit 
beschäftigt 'W,aren -, in den �etzten Monaten 
doch etliche Erfolge -erreid1Jt. Es 'sllind 'e'ini'ge 
GroßLSendlmgen von "Stoffen" - :immerhin 
einmal ,sogar 64 �ilo, dann einmal 5 Kilo, 
was ja für dieses Metie'l' ISchon :nicht mehr 
VerbI'iaJUmerqumtdtäten, sonde!l'n iSchon. Händ­
ler- und VerteHer9'rößen sind - beschla.g­
nahmt worden. Gerade die UmkolliStruktion 
und dile Errichtung eines Zemralen Ra'llsch­
g,utref.emtes im Bundlesmlill'iisoor,ium unter der 
Leihmg dieses Beamten, der bisher diJe größte 
Erf.ahrung ,auf miesem Geoo'e1 lSammeln kannte, 
und jetzt der Ausbau des Netzes von e1glenen 
Spezi,aliJsten und e1gentelIl Beamten m der 
Bu!Ildeshauptstadt Wld dill ,a}.1en Bundesländern 
dürfte aJUf diesem Sektor doch etwClJS w,eiter 
führen. 

Dem letzten kngument, He!l'r Abgeordneter, 
wo Sie meinten, daß der Pfem,edi!ebstahl vor 
50 J ahren sicherlich niCht weniger kriminell 
gewertet werden konnte als heU'te ein A'uto­
diebstahl, :stimm-e ich zu - nur haLt milt ,ednelf 

E�nschr änk'lllJlg :  Es sirul halt vor 50 J,ahl"e'll 
nicht istr,aßenweiJse lin der Nacht die Pf,erde 
,abgestellt gewesen, aber dJi,e Autos ISind ab­
gesteHt und werden .gestohlen und in dhnen 
wird eingebrochen. Es lSIitIld damal-s die Pferde 
in StallUlIllgeTI ve,rw,ahrt gewiesen. Dazu kommt 
noch, daß iSich das Pre'nd Ischon damal!s und 
audl heute noch, wenn es gestohlen wi'I'd, 
unter U IIliständen sogar durdl SChlagen, W:ie­
.nem oder Kr,awallmachen wehrt. D8IS Auto 
läßt siCh .s1ri.llschw,eigend ,enJt,führen. Es ISmIleit 
niCht, wenn man einbnicht. 

Da .ist ,eben der Untersmied : Nicht dn der 
Qualität des Verbrechens'taJtJbestand�, aber 
doch in der MÖoglichkJeit, daß man heute viel 
Leicbter Z'll den Objek,ten kommt, v.iel Jedchter 
dil€/Ses Verbrechen Ibegcmgen werden kann, 
als es vor 50 Jahnen - �umilIldelSrt: !in OOJs'eren 
Hred,ben, wo die Pf,eIide IlIicht 150 willkürLich 
herumgelaJUf'en sind - de!l' Fall g,ewesen oj,st. 

Ich dad abschließend, Ho'hes Ha'llls, IStagleIl : 
Wir werden UIl!S jetzt bemühen, den näd1.JSten 
BerichJt natürlich VlLel rascher dem HohJen Haus 
vorzuleg,en als den letzten. Ich will mich nicht 
mehr der Kni:tik d,es Herrn Abyeordneten 
Zied.lling€lr ,aussetzen, der meinte, daß wi'r ab­
sichtlich daJS ISO spät Iglemamt naben. Es war 
wlirk1ich roeine Ahsichit dabei. Es w,a'11OO. dile 
Wahlen. Nicht he'ute halben SJ-e das glesagt, 
sondern das ,1etz,te Mal haben Sie geme'in'!, wir 
häbten ,ihn ,absichtlich lIlIic:h!t he�gegeben. Wir 
werden uns bemühen, sobald die Ziffern des 
Jahr'els 1 971  vorliegen - und das dürfte ,in 
kürzester Zeit der Fall sein -, noch bis Mitte 
des J,ahT(�1S den HeTicbJt 1971 dem Hohen HaUlS'€ 
vorruleg'eIl. Ich da'vf die V,eI1sü:b.e,rtmlg abg.eben: 
Di,e Bundesl1eg'1emmg Wlird s'ellbstVle'I1StändHch 
im Lichte diJeser DilskUiSlSÜOlIl, ,aller Anregungen, 
di,e 9'em,acht WUiroen, ,aller KrtiJtik:en, die geübt 
wurden, v,ell1SUdren, den nächsten Bel1ichil: zu 
ergänzen, eben mit diesen Details dUJSZUStart­
t'en, die bJiler gewü.nJScht W'lI'I'IdJen. Im Ausschuß 
WdT es :in Wii'rklichk'€lU nur oor Abgeordnete 
StohlS, der zwei WülllSme gteäu&ed 'hart, daß 
nämlich erstens der Index mH Setiftenzahlen 
vensehen werden Isoll und daß zweHeIls die 
Personalgltiede'rung nach ,B1JlIl.dJesländem auf­
scbeinen 'Soll. J)]else bekLen Wünsche werden 
wir natürlich erf1üUen. Aber 'auch das, was 
helUte hiler dm Hohen Haus so d'll'rch·g·eklung'el1 
ha,t, werden wir veI1suchen, ,dem 'IlJeIU€'ll Be'l',icht, 
den wir für das Jaihr 1 97 1  vorlegen werooo, 
dann b eizuschließen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat siCh. der Herr Bundesminister Dr. Broda. 
ICh erteile es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Präsident I MelIDe sehr :glooh1nten Damen und 
Herren I Ich. glaube, bed der DiJsk1lJSision de'r 
Si·c'h:erheits'probleme in 'lmsel1em L'ood kommt 
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es vor .aUem .auf die konkreten M aßnahmen lnstaJlld'Setzungen und Neubauten im Bereich 
OIIl , die j etzt 1Juor ErörteI'UfflJg stehen. ißeoi der des Strafvoll1JU95. 
BröI1terung dieser konkreten Maßnahmen wer­
den unsere Auffassungsdifferenzen zutage 
treten. Wi'r wero'EID ,aher ,auch bei der Erörte­
rung diJeser konkreten Maßnahm'e'Jl siche'flich 
am ehest,eu diese AuUassunglSd:ifferenzen 
überbrücken könIlleiIl. 

Ich gLaube, Hohes Hau'S, daß .aLe hootige 
Debatte und die Vorlage des er!sten S,icher­
heiJtsherlichifJes dUil'ch dietSle Bundesregdleru'lllg 
gez,ed.gt halben, wi,e dringlelll.d notlWlencUg es g,e­
wesen �st, daß w,i'r den VIe'I1Such glemacht 
'haben, " dol,e diese großen , weltweilben Fr,agen 
der v,ermemensverhütuß9 lliO:d oder Verbre­
chensbekämpfl\IDg für Oster.l'edch ·aouf eline eini­
germaßen gesicherte empirische, wissenschaft­
liche Tatsach!engrulIlid1age zu steHen, um jetzt 
unsere Schlußfolgerungen ziehen zu können. 

Natürl,ich, meine ,sehr tgleehrlen Damen und 
Herren, müslsen w.ir - di,e bet'edHgten Res­
sorts, ,die Bundesreg'�el'U:Ilig 'Und das Hohe 
Haus - eine R-eihe von :sehr 'ernsten Schluß­

f olgerung.en zi,eihen. 

Ich möchte nur eines noch IS<wg,en. Ich bin 
miT vollkommen 'der 'Sehr bedin gten Bedeu­
tun'g i((1Jbemat;ionaler V,ergl'eiche lim Bel1e'ich delf 
KriminaIHätsz,iftiel1l1 hewußt. Nur .eliines, Hohes 
Ha'li/s, oSollten wh nicht übersehelIl: Die Dik­
tamr,en und di:e .autoIÜtäI1en Sy,s'1leme .s.aogoen 
UIliS .in W,ahrheit gB!r nichts darüber, WÜJe 'Sich 
.die Kriminali1tät bei ihnen lentwickeH. W.irr 
haben auch ,auf diesem Gebiet nidlrts zu ver­
ber,gen. Woir sagen .aUes offen, ulThd w.irr ,legen 
dJi'e F·a'k'ue'Il, di/e wir ,koeiIl'IlJen, aJUf den Tlisdl. 
Da'rÜlbe'r sind wi,r sehr f,roh. Und Jauch das Z'eigt 
noch einmal mehr, wie wkhrbtg und gu;t eiS dst, 
daß wrir !in einem solchen Klima der öffen-t­
lichen .Am.g·eleg·enh€lilten le·beIl1, wie es 'bei UlliS 
der Fall ,1st. 

Nun zu den or'ganiJsatoriJsch'en. M·aßJlJalhmen 
für den Bel1eich des J'UlStiz.reslSorts. Es wuroe 
Ja heute von einJer Iteihe von D�skUJSlSlionJS­
rednelrn sehon auf diJe Probleme des Str,af­
vol1zugoS ·aufmerk,s'anl gemadlt. Ich mödlte 
doch in El1i.nneTung ruf,eIll., daß Wlir .im Bundes­
finanzgesetz für 1 972 den Sama'llfwaml fÜT 
den Strafvollzug d'U!S MHteln des Jus1:izrelssort:s 
von 148,824.000 S ,auf 1 7 1 ,925.000 S Isteigem 
kOI1Iliten. Das dost ehre sehr beträchtliche Er­
weiterung der Mittel, dloo um zur V;erfügung 
'Stehen wer dien. Für IlllJStandsetzU'IlIg'en UlIld 
Neubauten, ,aI,so aus Mitteln des BaJUitenl1elS­
sorts, könn·en w.ir 1972 50 M1Ulonoen SchiHing 
für Instandsetzung'en, dCllS list eine Vendopp­
lung der bi,sherigen Mri:tJtel, und 45 Millionen 

Schming für Neuba'Ut:en laufwend'ell , das ist 
für 1 972 fast eine Verdreifachung der Mittel, 
insg,e,samt 95 Mil1ionern Schilling für ballJ.loiche 

Wir werden .auch mehr M,ensdlen wieder 
�n den Dienst des Strafvollzugs ,steHen kön­
IlIen, und ·auch das ist ,sehT Wlimbig. Wir kön­
IlIen den Stand der Jusbizwame um 1 88 Dienst­
posten ,erhöhen und werden IS'ehr bald die 
Zahl der im Str.afvoll:rug tätlligen Beamten auf 
3000 erhöhen könIlJen. Ich möchte .aJUch rulOOe 
Ziffern Ihnen nur, meilIle Isehr geehTten DB!men 
und Herren , sagen, damit Sie rehen, daß wir 

wirklich konkrete Smlußfolyel11.LIliglen a'lllS dien 
Ziffern der Kl1iminalitäts,entWlickhmg Iin 'Unse­
rem Bere'ich zü,ehen und daß w,ilr nicht übe·r­
,sehen, weldre Auf,g'Biben wir haben, :und lieh 
·freue mich, mitteilen zu können, daß Wli,r 1m 
Bereich dler J,usbizwlache 'eig,enrUich UTIlSefien 
P,el1sonal�da:rf erfül1en können . Wi'r könruen 
di,e Direns tp osten, die UTIIS ZUII Verfügung 
ste1ben, tatsächli ch auch beISetzen. 

Meine sehr gee:hrt'en Damen ·und Herren ! 

Wolr haben in ,cLi'€Jsem Jahr die Möglichke'it,. 
unsleren psychJLatIÜJsch,en Be rarungsdienst 1m 
Bereiche des Strafvollzugs sehr ,entschliooe!ll 
aUISZI\lwei-ten. Er soll ,also !llicht nur ,i!ll Wden 
in Zukunft .ausgeübt Wlerden, sondem in Stein, 
in den ührtigelIl Zent!1en IUnsoe'11es Sr1'rafvollzugs, 
und wilI' haben die KI/iJIl!iken .in InTIiSbruck und 
Graz um 'ihre Mitar/beilt ,g,ebeten und -im 
wesentl,ichen ,auch Ischon ZUISrClJgen 'erhaHen. 

Dami,t beantwortet ,sich 'auCh. zum Teil di,e 
Fr.age des Herrn Ahg,eordneten Schmddt, w,a,s 
etwa im Fall j enes Triebverbrechers, der im 
Fe'r:IliS,ehen g'ezei'gt worden li·st, g,etan weTden 
k,ann . Das W,esenHic:he we·rden wir er,st auf 
Grund der Strafrecht,sl1eform tun können, die 
uns th!ier 'erwle:i-terte Igle5'etzlkhre Mög.J.ichkeiten 
g-eben wiro. Aber ,schon aJUf Grunld des gelten­
den Rechtes werden w:ir UnJS von unseren 
P,sychiate'm sehr ,eingehend l1atelIl laSJSen, wi'e 
wir in 'der Lage sind, durch soz[,aLtherapeuti­
·sche Maßnahmen, med:i�amentöse Maßnah­
men , Hormonbehandlungen Mer oS,tärker,e 
Sch'll'tzmaßnahmen als bisher zu t'feffen. 

Ich wiederhole nochmal,s : Auf Gru.nd des 
neuen Stl1afgesetzies wird es sehT vi·eI schär­
fe'l1e Möglichkeiten der Sicherurn.g der Gesell­
schaft geben al,s bisher. 

Ich komme noch g.anz kurz ,auf die le,gi,s� 
latiV'en Maßnahmen zu sprechen, di'e wdrr zu 
tfieftien haben. Hi,er w,ar vom AbwehrWliUen 
der Gesellschaf.t die Rede. Natürldch /i,st das 

nicht z'Ulet1Jt der Sinn der großen Strafr-echtrs­
reform, daß Wlir den A'bwehrwoillelIl de/r Ge·sell­
schaft auf diesem Gebiet &teig'ern woUen . Wir 
woUen, ich muß d.as limmeT Wlileder sagen, eilIle 
Konzentration der StJrCl'frechtspflege ·aou·f ihre 
eigentIJchen Auf/gaben : Schutz der GeseH,schaH 
durch die Strafgeridlte dort, wo sie diese Auf-
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g,abe 'erfüHen können. Entlastung der Straf­
g·el1ichte dort, .wo sie eigell1t11ich keine Bunlkti"on 
mehr ·Ln ,der heuti:gen Gesellschaft haben. Da­
her, Hohes HaUJS, .sind lim Strafges'e1ze'll!twurf 
neue 'tatbeständJe für dii,e EI1sChe1nlu;n,glsformen 
moderner Kriminallität vOI.gesehen. Bs tilst vor­
gesehen <di-e Str,afV1el1schärfung bed RÜddall, es 
list vorgesehen die Sime.rllngsv,erw.ahru'lll9 
unter strenger redltJsstalaJt�idler KontroUe für 
gefä:hrläch'e HangVlerbr,emer sba1Jt des ·anrti­
qu:ieTten Arbeitshauses, das wir ,aulf Grund 
der g'eltenden Ges·etrz,e haben. 

SchlliJeßLich haben wir im Straf·gesetzentwurf 
Maßnahmen vorgesehen, ,(l,re ,an Bedeutung 
g.ar nicht hoch g,en'Ug eingeschätm w.elid'en 
können. Das [,st die Einrimt'llng von Entwöh­
n'l1Thg,sa!llstalten und von Anstalten -für diJe An­
hal>tung geiJstJig abnormer l{,echtJshr·emer I\.mter 
d·er Verlantwortung der JUJSt>iz. 

Meine Isehr ge.ehr.ten Damen unld Heu,en I 
Aus all dem wonen Sie, ,gl,aube i:ch, 'ersehen, 
daß beim Kon7)ept ·der g-roßen Str.atl'lechts­
reform 'g,anz gewiß sehr wohl das 'IlIicht ü:ber­
seh'eifi WU'rde, was Si,e 'gefondert haben, näm­
lim den Abwehrwillen der Gesellschaft auch 
,im Bereich des Str,af.rech'bs. NatürJ.ich Ik'eine 
Ube,rtreiJbllng,oo auf der andeTen 8eitte , ,aber 
die Zurückdrän9lUng der kiUrzfflilsti.g<€!Il Frei­
he,itSistrafe dort, wo ,si,e ·:ruichts nütz'en kJalIlD, 
sondern nur Isdladet, soll j,a Ig'eiliad:e der Auf­
wertu.n.g ,des \JbelchCl!r.aktens der P'liedlhei1s­
stra�e dort di,enen , wo :Sli'e weiteT v.erhängt 
wird. Das ist in sehr ,sachklUJIldi-g,er W'eise 
g·e�ade heute in ,einem BeiltrClJg .der "Wochen­
pre:Slse' · f.estgestellt worden. 

Meine sehr .geehrten Damen und Herren I 
Uber ,alles das werden 'WÜT m den nächJst.em. 
Monaten lsehr inbeI1Jsiv !im JusbizauSisch'llß zu 
beliart:en haboo. Ich möchte nur iIlom auf eine 
Einz,elfrag'e zu spr,emen kommen, dIi,e der Helir 
Abg,eo:rdn.ete Dr. Kölllig lan mich ,g,es1lellt hat. 
Er hat mich über idie Hal'tru.ng der J'Uls.bizbehöT­
den zur Aktivität der Gruppe "Sp.a�taC'Uls" 
.geffiCl!gt. Da möchte ich, He'rr Abgeordneter 
Dr. Köni,g, .sagen: W[lr wenld!e.n, dazu >sind wilr 
verpflichtet , in diesem Fall Wij)e in j:edem ande­
r'en Rall die Gesefaje ,an, und dch darf Sie 
da'I'an erinnern, daß ietwa gegen Angehörige 
der Gruppe "Spartacus" vor dem Kreisgericht 
Wi>e.ner Neustadt vor wlooli,gen Wochen eine 
Hauptv,erhandlung dUTcbgefühTit wonden iost, 
die mit Smuldsprüchen geendet hat. Andere 
Vierfahren sill1d bei den zUJständig,en Gerich­
ten ,anhäng�g, und 'es list selbSltve'rständldch, 
daß jede Anzeigie, dile enstat'tet wind, sehr 
sorgfältig geprüft und weiterverfolgt wird. 

Ich möchte Ihnen aber auch nicht verschwei­
g.en - di,ese Einzelfäl1e, dLe S.ie mir g,en.annt 
haben, ,sind miT ja zum Teil durch·aus hek.annt 

gewesen -, daß es 'sich dabei aum um Pro­
bleme de.r Jug,endfÜ<l1songe, Er�iehung.sfäne, 
Fragen des gestörten Verhältnisses zwischen 
Eltern und Kindern und ,einf.ache Jugend­
schutzfäUe handeLt. Ndcht überaU '1st es !daher 
mögl:ich oder ·auch wÜlllsch,eIllSweI1t, daß, wenn 
kein Ta1Jbestand vorhaooen d.lS1:, die Staats­
.anwaltsmaften oder die Gerächte IihmeIlseä.ts 
ei<lllgeschaltet werden. Wo es ,gesetzHch not­
wendig list, erforderLim ist, mö,gllich ;ist, g.e­
smieht dClJS une1ing,eschräntkrt. Die Bewähru!ng's­
hHfe n.immt sich der BewäJh.mllJg,sfälle IClJn. Ich 
darf Ihnen v,ensichem, daß di'e Bewährung:s­
hilfe, soweit ich das überbLicken kann, auch 
Mer eüre außeroIldenllich I\lIIllJSlichtige und WiTk­
Hch füllsor.gelü·sme Tätigkoeit entfia1Jtet. Die von 

Ihnen ziti'erten F'll.nkJtionäIlin'lllen der Bewäh­
rung.shilf,e 'sinld im übrigen, wi'e ich 'selbst 'bei 
Ausspr,achen f.es-tstelLen !konnt:e, .cji,e entJschi.e­
denslten Gegner der Methoden, di,e von einer 
R·eihe von Jugen:d>gruppen ,an'g,ewendet wer­
den. Di,e 'entschiede'll'stEm Geg:neIIlinllloo! Ich 
konnte das immer wti.,ede:r feststellen, daß wi'r 
hier ,absolut auf ·die Bewährungslrilfe zäMen 
können. 

M,eine g.ehr ,g.eehrt.en Damen und Her,ren I 
So kann .im .ahschHeßend .nUT ,immer Wiieder 
das sagen, was wir in unseren Diskussionen 
hieT dom unteIstreich'eIl. Simerhiei1:!sprob1eme 
sind eben nicht nur P.roblieme der S1i-merheil!.s­
vorkehrungen unJd der SicheI1heitsmaß.na!hmen, 
tSond:e'rn auch und ehenso:sehr ei!l1!e Fr'age des 
KHmas der 'g,anzen Ges;el,lJsmaft. Es g.eht leben 
darum, daß man velisucb:t - nClJtürHch k,ann 
man das 'imaßler wieder iIl'1.liT versumen -, dte 
Gesellschaft op1lim'a:l 'Und wirkJSlam vor Inf.ek­
tionsgef.ahren zu limTIllUnLsderlen. Wd-T wollen 
eben nicht an den Symptomen haftenbleiben, 
sondern den ])i'IligEm ·auf den Grund tg<ehen. 
Es geht daher nicht um weiche und n!icht um 
harte Welle, sondern wir wollen den Weg 
der Festigkeit UiIlId dler Vlem'Un� for.bsetzen, 
den wi'r, .so 'glauben mr, bi'Sher :iLn unserem 
Land 'geg,angen ,sind, um lIloch V1eIlStärkt und 
wirksamer als Ibi.sherr jlEmI€ S&aJt der Gew.alt 
einzudämmen, die sonst in 150 Vli,elen 'lieHen 
der WeIt so sehr überhandgenommen hat, 
was w;i.r tägHch von neuem mirt Bestürzung 
f,es1JstelLen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. Der Herr Berichterstatter verzich­
tet auf das Schlußwort. Wir kommen somit 
zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
gegenständlichen Bericht zur Kenntnis zu neh­
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mehrheit. A n g e n  0 m m e n. 
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4. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvor­
lage (9 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Weingesetz 1961 geändert wird (2. Wein-

gesetznovelle 1971)  (169 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: 2. Weingesetz­
novelle 1 91 1 .  

Berichterstatter ist der Abgeordnete Egg. I ch  
bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Egg: Herr Präsident! Hohes 
HalUJS! Im Auftrage des Ausschusses für Land­
urui FOI1Stw,ilrnscD..aft hemchte ddl über das Bun­
desg,es'e,tz, mit dem daJS WeiillJgletSetz 1961 ge­
ällJrlied w,ird (2. We'ing'e&etznoveUe 1911) .  

Mit der W,eing1etsetznovel1e 191 1 ,  BGBL 
Nr. 334, wurden ,einiig,e Besli'immul1igIen des 
W�ingeset�es 1961 .abg,eändert und lergänzt. 
DCliS K'eroIlistück ,der NOVleUierung hHdJeten da­
ben die Besbimrnungen über Quald1ätsweiiIlJe 
und deren Be zeich'llung . HiJezou hättJe ,aum ein 
neug·e�aßter § 33 mit ergänzenden Vorschrif­
ten über die Wein aufsicht gehört. Anläßlich 
der Beschlußfassung über die Novelle konnte 
eine Mehrheit für § 33 nicht gefunden wer­
den. Da aber ohne diese Kontrollbestimmun­
gen die gesamte Novellierung in Frage ge­
stellt wäre, weil der Weinverkehr weder im 
Inl and noch über die Grenze im notwendigen 
Ausmaß überwacht werden könnte, wurden 
der neugefaßte § 33 und die dazugehörige 
Strafbestimmung in Form einer Regierungs­
vorlage abermals im Nationalrat eingebracht. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
vorn 26. Jänner 1 972 in Verhandlung gezogen. 
In dieser haben der Berichterstatter und die 
Abgeordneten Hietl , Pfeifer, Meißl, Dipl.-Ing. 
Tschida, DDr. König, Fachleutner und Pansi 
sowie der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs das 
Wort ergriffen. 

Zu diesem Gesetzentwurf wurde von den 
Abgeordneten Hietl, Pfeifer und MeißI ein 
g emeinsamer Antrag zur Abänderung des 
Titels der Regierungsvorlage, zur Abänderung 
des § 15 des Weingesetzes, zur Ergänzung des 
§ 19 Abs. 2 und 4 dieses Gesetzes sowie zur 
Abänderung des Art. III der Regierungsvor­
lage eingebracht. Die Abgeordneten Pfeifer 
und Meißl haben eine Änderung der Z. 1 der 
Regierungsvorlage (§ 33 Abs. 2, 6 und 1) bean­
tragt. Die Abgeordneten Hietl und Dipl.-Ing. 
Tschida haben eine Änderung bzw. Ergänzung 
der Z. 1 der Regierungsvorlage (§ 33 Abs. 1 
bis 3 und 5 bis 9) beantragt. 

Der Gesetzentwurf wurde unter Berück­
sichtigung des vorerwähnten gemeinsamen 
Abänderungsantrages einstimmig und unter 

Berücksichtigung des Abänderungsantr ages 
der Abgeordneten Pfeifer und Meißl mehr­
stimmig angenommen. Der Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Hietl und Dipl. -Ing. 
Tsmida fand keine Mehrheit. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
stellt somit dem A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorgeleg­
ten Gesetzentwurf (9 der Beilagen) mit den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Abän­
derungen die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter e inem 
abzuwickeln. 

Präsident Dr. Maleta : Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem vorzunehmen. Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erster zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Tsdlida. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tschida (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Meine sehr Igeehrten 
Damen und Herr·en ! In der Sitzung des Na:tio­
nalrates vom 1 6. Juli 1 911 der XII. Gesetz­
gebung·speriode lS1Jemd die Wleingoese'tmoveUe 
1 911 zur DebaUoe. Obwohl die Reg,ierungsfrak­
tian und ,auch dlie FPO �n oden vor/a'Ulsgegan­
genen Un:teraussdluß- und Au,s:schrußsi'tZlUlIl.gen 
den Bes'uimmung;en des § 33 ihre Zustimmung 
erteilt hatten, taten sie dies in der Plenar­
sitzung aus undurchsichtigen Gründen merk­
würdigerweise nicht. Dies ist auch der G rund, 
warum wir uns innerhalb dieser kurzen Zeit 
abermals mit derselben Materie zu beschäf­
t igen haben. 

Der § 33, um den es heute in erster Linie 
geht, ist das Kernstück und behandelt die 
Führung von Ein- und Ausgangsbüchern und 
die Transportscheinpflicht, zu deren Führung 
generell j eder verpflichtet ist, der Wein, Kel­
tertrauben, Traubenmost, Traubendicksaft 
oder Obstwein zukauft und zum Verkauf be­
reithält, verkauft oder sonst in Verkehr setzt. 

Die OVP wird auch diesmal diesen Bestim­
mungen der Regierungsvorlage die Zustim­
mung verweigern. Das heißt noch lange nicht, 
daß wir uns gegen die Aufzeichnungspflicht 
generell wehren. Wir sind aber nach wie vor 
der Ansicht, daß es sich beim österreichischen 
Weingesetz um kein Steuergesetz, sondern in 
erster Linie um ein ausgesprochenes Förde­
rungsgesetz handelt. In unserem Abände­
rungsantrag zu § 33 ist grundsätzlich gewähr­
le istet, daß die förderungswürdigen W eine 
- sprich ruhig alle Qualitätsweine, wie im 
G esetz festgelegt - der Aufzeichnungspflicht 
unterliegen. Damit ist den internationalen und 
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den EWG-Marktbestimmungen hundertpro­
zentig Rechnung getragen. Wenn man aber 
heute als Hauptargument für die Aufzeich­
nungspflicht immer wieder gerade den inter­
nationalen Weinverkehr ins Treffen führt, 
dann darf iCh dazu feststellen, daß dies höch­
stens 5 bis 10 Prozent aller Weinbauern tref­
fen würde, während die übrigen 90 Prozent 
deswegen nicht aufzeichnungspflichtig wären. 

Und nun, was das Inland betrifft. Wer bei 
den derzeitigen schwierigen Wettbewerbsver­
hältnissen im Weinbau im In- und Ausland, 
speziell im Hinblick auf die EWG, bestehen 
will, der wird wahrscheinlich nur mehr Quali­
tätswein erzeugen können, ansonsten die Ge­
fahr besteht, daß er eben unter die Räder 
kommt. Die junge Generation in der öster­
reichischen Weinbauernsmaft beschreitet Gott 
sei Dank diesen Weg. Sie wird wahrschein­
lich in allernächster Zukunft nur mehr Quali­
tätsweine erzeugen, und damit wird sie auto­
matisch aufzeichnungspflichtig. 

Als eine völlig unzumutbare Belastung fin­
den wir es aber, wenn man über 30.000 Klein­
und Kleinstbetriebe, deren Betriebsführer 
- laut jüngster Erhebung - total überaltert 
sind, zu solchen Aufzeichnungen zwingt. Das 
heißt bei Gott nicht, daß diese Leute nicht in 
der Lage wären, einfache Aufzeichnungen zu 
führen. Aber wir wissen ganz genau · aus Er­
fahrung, daß diese Menschen oft sehr, sehr 
überlastet sind, die Termine dann automatisch 
übersehen und - sagen wir es ganz offen -
eine gewisse Scheu vor Aufzeichnungen 
haben. Durch die Mißachtung dieser gesetz­
lichen Bestimmungen werden diese Leute 
dann meist straffällig. 

Wenn Sie nun aber immer wieder entgeg­
nen : Ja um Gottes willen, diese Leute müssen 
doch audl für das Finanzamt, für die Bauern­
krankenkasse, für das Sozialversicherungs­
institut die Termine einhalten, dann darf idl 
dazu feststellen, daß es hier einen ganz 
wesentlichen Unterschied gibt. Vom Finanz­
amt, von der Krankenkasse und vom Sozial­
versimerungsinstitut bekommt man natürlim 
einen smriftlimen Auftrag ins Haus zugestellt, 
mit dem man zum Beispiel nur zu seiner Raiff­
eisenkasse gehen muß, wo alles promptest 
erledigt wird. Die Aufzeichnungen im Wein­
bau dagegen haben diese Leute persönlidl 
zu tätigen. Vergessen wir auch nicht, daß nach 
den Kontrollbestimmungen des Weingesetzes, 
das ja derzeit außer Kraft ist, sämtliche schrift­
liche Arbeiten für diese Leute von der Be­
hörde getätigt wurden. 

Heute, meine Damen und Herren von der 
Linken, haben Sie die absolute Mehrheit in 
diesem Hause und tragen daher auch die 

Hauptverantwortung. Sie haben seit 1 910 eine 
Weinpolitik betrieben, die zu ernsten Sorgen 
Anlaß gibt, eine Politik, die eine gewisse Un­
ruhe in unsere Weinbauernsmaft hineinge­
tragen hat, eine Politik, die nicht übersehen 
werden kann. Ich betone nochmals und mache 
darauf aufmerksam: eine Unruhe. Diese Be­
hauptung wurde nämlich im Landwirtschafts­
ausschuß nicht nur bestritten, sondern es sind 
sogar Worte gefallen, die im ganz energism 
zurückweisen muß. Ein sozialistischer Spremer 
behauptete nämlich, daß unsere Aussagen un­
aufrimtig seien, daß wir die Weinbauern auf­
hussen. Es sei unanständig und unehrbar, was 
wir vorgebracht haben. 

Dazu, meine Damen und Herren, kann ich 
nur feststellen, daß wir uns nicht vorschreiben 
lassen, was wir zu sagen haben, und es unsere 
Pflicht ist, darüber zu sprechen, wenn draußen 
unter den Weinbauern Unruhe festzustellen 
ist. 

Daß tatsächlich eine Unruhe unter den 
Weinbauern vorhanden ist, will ich ganz kurz 
begründen. In der Regierungserklärung vom 
21. April 1 910 heißt es : Die Bundesregierung 
sieht die Aufgaben einer modernen Agrar­
politik in der Verbesserung der Einkommens­
lage der in der Land- und Forstwirtschaft Täti­
gen. - Niemand in Osterreich dürfte jemals 
daran gezweifelt haben, daß auch der Wein­
bau eine Sparte eben dieser Land- und Forst­
wirtschaft ist. Ist aber Dr. Kreisky und sein 
Regierungsteam nun wirkliCh auch dieser An­
sicht? DieSle FrilJg,e müss'en w.i,r uns heute st'el-
1en. D�e bilSheri,gen Maßnahmen sowohl in der 
SPO-Mind:erheitsregi'e·rtllIlJg ,aLs .auch jlet7Jt, wo 
Si1e die ·absolute Melhrtheit hahen, latSISen ,alles 
amdeI1e Viermuben. 

Bei ,der Bildung der SPO-Mi:IlJderhellits.roegi'e­
nmg ,im April 1 970 schi,en es 2)umindest 'so, 
,alls ob der IlJeue RJeg,i,srunQlschef für d:ile AIIl!1i,e­
gen U11SleIie-r W'eirrbau,em wirklich etwas übri,g 
hätte. Das W.einsbOOer'Q1esetz wll'Iide vorüber­
'geh.end ·außer K:raH ge,setZit. Damit fiel nicbJt 

nur di.e W,e1ilIlJstJEmer, dJitese 53 GrosdlJen, 'Son­
dern vor ,allem aum die äußerst U!n'behehte 
KontroUe :im gesamten W,eUn:VieI1klehr. Aum 
wi'T fr,eu ten uns idarü ber , w,ar,en uns aJb-e,r 
sofort dessen bewußt, daß dä'ese M,aßnahmen 
einzig und allein deswegen '9,eSietZit WlerdJen 
mußten, um überhaupt ,ein MirndeiI'heitskahi­
net1 Kr'eUsky ä'Ilistallli€,ren zu können. 

Aber schOlIl bei der V,enahsch1edung der 
Wei'lll9'esetZinovelle !im Juli des .gJ.eimen Jah­
res war äm § 33 eine weitaus schärfere Auf­
zeichnungs- und Transportscheinpflicht vorge­
sehen. Infolge eines angeblichen Mißverständ­
nisses lehnte aber auch die SPO diese Be­
stimmungen hier im Hohen Hause ab. 
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Am 1 .  Jänner 1 972 hätte die Alkoholsonder­
steuer auslaufen sollen. Sie haben sie neu ein­
geführt trotz Ihrer Behauptungen im Jahre 
1 968, si e  sei  ruinös, sie sei untragbar, sie sei 
der Ruin soundso vieler kleinbäuerliCher Be­
triebe. Aber schon am 2. Dezember 1 97 1  wurde 
dieselbe Steuer, von der Sie so viel zu reden 
wußten, von der sozialistischen Mehrheit im 
Parlament gegen die Stimmen der OVP und 
FPO neu ein geführt. 

Heute wird die weitaus sChärfere Aufzeich­
nungs- und Transportscheinpflicht von SPO 
und FPO beschlossen, die, wie ich smon er­
wähnt habe ,  der Produzent selbst zu führen 
hat; es wird ihm niemand behilflich sein. 

kÖIIDen Wl]f ahnen, das können wir wahr­
smeinlich heute Ismon vor,aJUssagen, :z:umal 
aum hi,e,r ,der Grundsatz ,gelten iwi'rd : Der 
"am..delle" kann ruhig zahloo, UJIlJS geht :es jra 
nichts ,an. 

Meine Damen tmd Herrcen l 10 P,roZieIllt Ge­
tränkesteue·r, 10 ProZient Alkoholsondersreue.r , 
1 6  Pro�en.t minus 6 Proz'elü VOI15'te'UJelI',ahsmrei­
bung sind wi1eder 10 Prozent Mehrwertsteuer, 
plus ,sollJs1Ji.ge we:sentLim höhel1e Steuem und 
Abgaben auf Grund der hohlen Hek,tallSätze 
im Wieinbau, pLus g·eplam,tem GesundheH<s­
,schilling - man hört nur: kied.ne Abschaffung 
'der AlkohoLsonderstlEru!er, .aber zUJsätzl,ich 
5 Prozent -: :dJas sind, Wre'Iln man ,e1waJS .ge­
nauer nachr,echnet, nicht Wlellli!g,elf ails eiJne Be­
lastung von 42 GroschJen für eineTI Schilling 
aus .dem Wein. Also es reicht f.aJSI1: ,an diJe 
50-Pro�ent-Gl1enZ'e her,an, ISO w.re man .es heute 
in Schweden pHegt. Do:rt '1st ja der ALkohol 
nom vli'el m,ehr 'besteuer,t. HiJer Isi,eht rn,an w.iJe­
der das Leitbild, nam w:elchem ,die sozi,alisti­
sehe W,elin'baupolirtük ,giefühIit wir-d. 

Abschlileßend darf 'ich Si,e, Herr Bundesmini­zeugnissen sowie eine Reihe von sonstigen 
Leistungen auf dem Gebiete der Landwirt-

'st'er, fr,a,g'en , ob Sie nun WlirMich als Rtessort-

Ab 1 .  J änner 1 973 soll an Stelle der bisheri­
gen Umsatzsteuer die Mehrwertsteuer einge­
führt werden. Der Mehrwertsteuersatz soll 
16 Prozent betragen , für sogenannte begün­
stigte Umsätze j edoch nur 8 Prozent. Zu den 
begünstigten Umsätzen zählen laut Gesetz­
entwurf unter anderem die Lieferung von 
Lebensmitteln und landwirtschaftlichen Er-

schaft. Und j etzt hören Sie, meine Damen und 
Herren: D e r  Wein fällt laut Gesetzentwurf 
merkwürdigerweise nicht unter die begünstig­
ten Umsätze und soll mit dem vollen Satz von 
16  Prozent Steuer belastet werden. Dies stellt 
meiner Ansicht nach eine ausgesprochene Dis ­
kriminierung unserer Weinbauern dar (Zu­
stimmung b ei der aVP), weil drer W,einhau 

nach wi1e vor unbestritten ,e,i!Il 1ieil der ge­
samten Land- und ForstWli.rtsmaft IDSt. 

Nam den diV1el1Sen F,erns,ehillliterv,i,ews mit 
sozia11stlische<n Regi,e'ruuglSffiiit'g,liJedem und 
'<i,eren AUJssagen ,auf P,ressekonferen�oo über 
den zukünft;irg,en Gesundhei't:sd�e1l'st im Zu­
sammenhang mit .der Schaffung eines nleue'll 
Gesundhei.tsministe'lliums droht den Wein­
bauern eine neuerliche Gefalhr. Fr.au MinJister 
Leodolter w,ar W'eIlligsterus 'so <ehrLich 'Und hrClJt 
es offen ausgesprochen: Alkohol und Nikotin 
mÜJssen zusätzlich besteuem werden. Dite letzte 
Ziogar.ettenprei!serhöhung :am 8. Dez.embelT 
vorigen J,aJhI'es !br:ingt dem St'Cliat vor,aussichil:­
lim Mehreinnahmen von rund 400 Milliionen 
Sdüllirng. D a s  Gesumd:hed·tsmini's'terium 'bek,am 
,aber ,davon keinen GrQschen. MirrrstJer 
Am.drosch, befr,wgt über 'eine ,eventuelle Er­
höhUiI1Jg der Alko.hoLsonden�tleUJer, ist zwa'r 
etw,as vorsidrti.ger, metnt aber ,auch, daß ffiia:n 
da'rüber spr,echen müßifle. Und der Herr Bun­
delSk,anzler Kireisky Wlil,l das Volk mit dieser 
Fr.age konfronHer.en. WIi,e .dile ße.antrwortUlIl.g 
einer solchen Fr'Clige dUTch wleitJe �r:e'iJse d,er 
Bevölk,erung aussehen wird, d�e sich mit den 
Arbelitren und Sorgen der östefll1e!idlItschen 
WeinbaJUernsch,aft ni'e beschäfbiJgt ha:ben, das 

chef der Land- und FOI!stwiTtJsdlraft m.irt dieser 
VorgamgsweiJse ein v.el1s:tandren Siein können 
und ob Si,e auch d'er Me11l'lllIlig Isind, daß der 
W'ein von der landwütscha.ftlichen Urprod'llk­
Non her,a ulsgenommen werd:en ,s011. 

Ich k,ann nur .a:nkÜIlid1g·en : Wü werden uns 
wehr'en , Wlir wler.den uns 'ganz ve'he,ment weh­
ren. Und ich darf Süe ,als Riess ol1tch'ef, Herr 
LandwümsmaHsminilster, bitt.en, uns tin dieser 
schw€'llen Auseilnander!setziUng, dile 'UJIlJS bevor­
.steht, z.u unteTlsltützen. (Beifall bei der avp.) 

Präs:�dent Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Pfeifer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Pfeifer (SPü) : Herr Präsident! 
Hohes Haus I Bevor ,ich mim miil ·der 2. Wein­
g·esetznov.eUe belschäf1Jige, mömte im .aum von 
dem Rrecht Gebl"auch mach,en , von dem mein 
'geschätzter Herr VOI1l"eoo,er, dJeT Abg,eordnete 
Tschdda, gesprodlIen ha1. Er meinte :nämlim, 
daß man sa,gen muß, was man zu saJg€'ll 'hat. 
Kollege Tsmida, im nehme ,das .gLeiche Recht 
auch für mich in Anspruch. 

Si'e sind ,der Mein'U'lllg, daß ·diJese Wein-
9,esetznoV1eUe 'g,anz .ei!Ilf,am nur desw,egen not­
wendig goewor,den list, Wleil der § 33 damals 
bei der Weingesetznovellierung nicht sofort 
beschlossen wurde. Wir sind anderer Mei­
nung. Wir sind der Meinung, daß in der Zwi­
schenzeit, meine sehr verehrten Damen und 
Herren auf der rechten S eite dieses Hauses, 
auch in den EWG-Ländern, vor allem in der 
Bundesrepublik Deutschland, die Zeit nicht 
stillgestanden ist (Abg. Dipl.-Ing. T s c  h i d a: 
Das habe ich auch zugegeben!), sondern daß 
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es 'eine Reihe von Dinglen 9"egeben hat, die 
wiT unbedingt in eine NOV1el1e !lassen müssen, 
um einen S&aden für die östeifIleichi:sche 
WeilIlwirtJsmaft zu verhindern. 

H!&r KolLege Tlscbidoal Wenn Sie von der 

großen Unruhe in der Weinhauerschaft spre­
chen, was j>a Z'll eTw-arrtJen w,ar, KoLlege Hietl 
wJ:ro j-a sicher aJUch noch das gleiche Lied sm­
gen, dann möchte dch IhIllelll eiTIJeS sagen: 
Wegen ,der vorHege:nden Wedllll9,eset.znovelle 
gilbt e·s in Osberreim nJir:gends UIliI'Uhe j auch 
ich komme aus einem Ba'11lerndorf mil1: v,ielen 
W'eiIrrbaruern. Es WiTd se'h:r da:von ,abhäng·e'Il., 
mei11le Damen lIDd HeITen der VolklSpaTtei, 
wie Sie sich :in den kommenden Wochen 
- das 'i,st natürlich Ihre Ang'e-l'egenhei,t - in 
den W-einbauv€lnsammlunigleD. verhalten, wie­
weH Si'e Unruhe säen, W1i'e'Weit Si,e 'Zündeln 
werden. Eines sti€'ht fiest: Bei. eilllJem Faßwein­
pI1ei,s von 7,50 S heli Weißwein - ;in 'Uiliseren 
BJ.1ei,teg,Iiooen für Jeden W,einhaUier -, bei Rot­
welin von 9 S und da'rüoor werden Si,e es 
wa:hI1Scheinlich ·sehr !Schwe,r haben, die Wedn­
ba'lUe,rn zur U n:ruhe aufzurufien. 

M·eine sehr ver,ehrten Dalffi€iIl und Heuen ! 
Nun dom ,auch eini,ges zu dem vorbi'e'91enden 
Gesetz. Ich habe ,schon dar-auf VIerWlilesen : Seit 
der 1,e1zt,en W,eingles-etznoVlel1e, die ,am 16. Juli 

197 1  hiieT im HalLS'e beschloSSl€n wurde, Iitg,t !in 
der Zwischenz,ei.t ,auf Grund de;r KOIl!tak/te mi1 

der EWG und der B'Uudesif,epuh1rl.<k Deutschland 
in ETf,ahrung ,gebracht worden, daß ger.ade in 
FrClJg'ßn des Wlei[l'r,echtes besonder-er Wlert dar­
aU'f -g,e1egt w.ird, auch :in Os't!em,eich die Be­
zelichnuug "Klabi.neW' ,nUir 'fÜtr Wei[l zurulals­
s,en, der nicht autgebess,ert -ilst. Ger-ade von 
deutscher Seite wurde <im Herbs-t 1 97 1  Idalf'auf 
verwiesen , :daß es ,aus dle'r Sicht der zu !erwWI­
t-enden deutschen W'ei:nv,erordnung von V 00"­
teil wär,e , wenn lim österr.eich·iJschen Wein­
gesetz eine diesbezügl,idlJe Anp'BlsslUIlog vor­
weg/genommen würde. Diies1e, wi,e wir Ibehaup­
ten, notwendige AnpBlssung muß ,smon aus 
Gründen der vVahrung und de.s A'Uisbaue-s 
unserer Expor,tinteTeslSlen mit di'€lSlerr Novene 
sim-ergels1.ellt werden. Si,e w,jls.sen ja, daß wir 
be,sondere Exportint,eI"es,s'en in .oie Bundes­
republik DeutschLand halben . Für alle je:ne 
Weinbautreibeiliden, dile :schon bisher We-i'Ilie 
unter -der BeZieichnung "TIlicht -au[!gebessert" 
in Vierkiehr gesetzt -haben, wiJ1d das ·iJn d,i'e 
W'sing€lS'etznoveHe 1 97 1  :aufgenommene Ve'r­
bot der Zusatzbezeich:nung "Natur" oder 
"nat'll:rbelassen" k ein,e Di,skrimilJllie'rung :ihr:er 
W'eine mehr bedeuten. 

Hohes Haus ! Auch di,e Er-gänzung einerr Be­
stimmung des § 1 9  Abs. 4 lit. b geht auf einen 
Einwand von deutscher Seite zurück. Es wurde 
uns damals aus der Bundesrepublik Deutsch­
land mitgeteilt, daß es erst mit der Anhebung 

der Mostgradation auf 21 Grad Klosterneu­
burger Mostwaage - diese entspricht dem 
deutschen Auslesewein - möglich sein wird, 
den Interessen Osterreichs in der deutsChen 
Weinverordnung entgegenzukommen. 

Hohes Haus l Meine Damen und Herren der 
OVP I Was nun den § 33 betrifft, so möchte 
ich dazu sagen: Es hat sich der Herr Kollege 
Tschida sehr, sehr bemüht, darzustellen und 
aufzuzeigen, wie schwierig das für ältere Be­
triebsinhaber sein wird, wie schwer allmählich 
älter gewordene Bauern nun dieser generel­
len Aufzeichnungspflicht nachkommen werden 
können. 

Herr Kollege Tschidal Ich nehme an, daß 
Sie mindestens so gut wie ich aum die Erläu­
ternden Bemerkungen der 2. Weingesetz­
novelle gelesen haben. Machen Sie doch den 
Leuten ni mt Angst, daß sie überdimensionale 
Bücher führen müssen ! Es steht in den Erläu­
ternden Bemerkungen wörtlich zu lesen, daß 
die Führung von Ein- und Ausgangsbüchern 
in vielen Fällen selbstverständlich auch so 
toleriert werden wird und überhaupt so tole­
riert werden wird, wenn es sich um kleinere 
Betriebe handelt, daß man Aufzeichnungen in 
Heftform, Aufzeichnungen in losen Blättern, 
die man in Mappen zusammenheftet, durm­
führen kann. Ich glaube, man soll diese Dinge 
nicht dramatisieren. 

Sie sagen: Ja, bei der Bauernkrankenkasse 
- weil ich Ihnen unlängst dieses Argument 
im Landwirtschaftsausschuß geliefert habe -
oder bei den Steuervorschreibungen bekommt 
der Betreffende etwas in die Hand, aber hier 
muß er selbst Aufzeichnungen führen. Meine 
Damen und Herren der rechten Seite ! Es steht 
doch fest, daß jeder Flaschenweinvermarkter, 
also j eder Selbstvermarkter, ja bisher auch 
sehr pünktlich seine Alkoholsonderabgabe 
abliefern mußte, sehr pünktlich auch den 
Adressaten aufzeichnen mußte. Wenn Sie jetzt 
vom Faßweinverkäufer reden, dann muß ich 
Ihnen doch entgegenhalten : Ist es ein kleiner 
Betrieb, dann wird er im Jahr höchstens einige 
wenige, vielleicht drei, vier Zeilen benützen 
müssen, um seine Aufzeichnungen zu führen. 
Und ich glaube, das kann man auch einem 
älteren Bauern, der große Praxis im Betrieb 
hat, der vor der neuen Zeit nicht stehengeblie­
ben ist, jederzeit zumuten. Ich persönlich habe 
eine viel zu hohe Meinung von diesen vielen 
Tausenden Bauern, ich smätze nämlich ihre 
Intelligenz so hoch ein, daß sie jederzeit be­
reit sind, das auch durchzuführen, weil das für 
sie keine wesentliche Mehrarbeit bedeutet. 

Hohes Haus l Meine Damen und Herren! Ich 
möchte abschließend zu dieser vorliegenden 
2. Weingesetznovelle kurz feststellen, daß 
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diese Weingesetznovelle und die Abände­
rungsanträge, die zu die ser Novelle gemacht 
wurden, sicherstellen, d aß in der österreichi­
schen Weinwirtschaft nicht nur eine größt­
mögliche Ordnung auf dem Weinmarkt 
herrscht, sondern daß auch die für uns so 
wichtige Exportchance des österreichismen 
Weinbaues in die Bundesrepublik Deutsch­
land, also in einen Staat der EWG, in opti­
maler Weise genützt werden kann. 

Die sozialistische Regierungsfraktion lehnt 
den Antrag Hietl, der ja im Ausschuß ein­
gebramt wurde, ab. Gegen die Aufzeichnungs­
pflicht stemmen Sie sieb ja schon seit über 
einem Jahr. Ich nehme an, daß dieser Antrag 
ja wahrscheinlich wieder gestellt wird. Wenn 
er gestellt wird, dann lehnen wir diesen An­
trag - das darf ich Ihnen sagen - ab, und 
wir werden dieser Regierungsvorlage in der 
vorliegenden Form als Regierungsfraktion 
gerne die Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SpO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Hietl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Hietl (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren I Be­
vor im auf die Gesetz esmaterie eingehe, Herr 
Abgeordneter Pfeifer, darf ich kurz auf Ihre 
Ausführungen zurückkommen. Wenn Sie der 
Meinung sind, ich werde hier dasselbe Klage­
lied wie mein Kollege Tschida anstimmen, 
dann darf im erstens einmal feststellen, daß 
Kollege Tschida kein Klagelied hier ange­
stimmt hat, sondern einzig und allein Fest­
stellungen getroffen hat, die namens der öster­
reichischen Weinwirtschaft notwendig sind. 
(Beifall bei der OVP.) Das mit "Klagelied" 
abzutun, dafür sind wir nicht bereit. Uns ist 

man nicht so gelassen und mit solcher Ruhe 
den Dingen gegenübersteht. 

Sie haben von den Weinpreisen und vom 
Verdienst gesprochen. Ich werde in meinen 
Ausführungen nom darauf zurückkommen. 

Wenn sich nun das Plenum des National­
rates heute innerhalb von sieben Monaten 
neuerlich mit der Novellierung des Wein­
gesetzes zu befassen hat, so ist dies wohl dar­
auf zurückzuführen, daß sich die Fraktion der 
Regierungspartei bei der Abstimmung über 
die Weingesetznovelle im Juli des vergange­
nen Jahres nicht ganz im klaren darüber war, 
ob sie ja oder nein zu dem vielzitierten § 33 
sagen soll. Ich gebe zu : Es war am Ende der 
Legislaturperiode, e s  war noch dazu ein sehr 
schwüler und heißer Tag, und vielleicht war 
schon so manCher mit seinen G edanken 
irgendwo an seinem Urlaubsort. Daraus ist 
dann wahrscheinlich diese Panne passiert, 
denn ich nehme nicht an, daß Sie damals 
bewußt nein sagen wollten, wie Sie es heute 
hier dargestellt haben. 

Die österreithische Weinhauerschaft war 
vielleicht darüber gar nicht so unglücklich. 

Im Ministerium dachte man anders und 
sandte sofort eine neue Regierungsvorlage 
aus, die lediglich den § 33 und den dazu 
notwendigen § 51 zum Inhalt hatte. Der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft befaßte 
sich daher sehr eingehend mit dieser Materie 
und kam zu der Erkenntnis, daß es aum noch 
andere Dinge zu e rledigen gibt, sodaß auf 
unsere Initiative auch die notwendigen Ab­
änderungen in den § §  1 5  und 19 sowie des 
Artikels 111 behandelt wurden, und im hoffe, 
daß sie heute beschlossen werden. 

es um die Sache zu ernst, als hier daraus Es war notwendig, bezügIim der Gebiets-
Theater zu spielen. und Regionseinteilung die Verwaltungs­

bezirke einheitliCh geschlossen zu verankern. Wenn Sie behaupte n ,  in der Zeit von Juli 
Dies war vor allem im Verwaltungsbezirk bis Februar sei eine Änderung in der ge sam-
Tulln betreffend den Gerichtsbezirk Kirchberg ten Lage eingetreten, d

,
ann 

,
wollen Sie doch 

am Wagram eine zwingende Notwendigkeit, nicht damit sagen, daß SIe be� der Be�andlung 
da dieser Bezirk nicht nur regional, sondern im Juli bewußt sitzengebl1ebe� smd �nd i auch seiner Lage und den daraus resultieren­dadurch bewußt den § 33, also dIe AufzeIch- 1 den Erzeugnissen nach in die Region Donau­nungspflict:t, n�cht zum Gesetz ma�en w�!lten, \ land einzugliedern ist. Das ist aum eine obwohl SIe 1m Ausschuß dafur gekampft 
befriedigende Lösung für die Weinhauer die-haben. 
ses Bezirkes. 

Wenn Sie behaupten, draußen sei wegen des 
Das gleiche gilt auch von der Regelung der Weingesetzes keine Unruhe, Sie kennen die Gebietseinteilung bezüglich der Gemeinde Versammlungen und dergleichen, dann muß 

Etsdorf-Haitzendorf, womit auch dafür eine ich sagen : Ich weiß nicht, Herr Abgeordneter 
Klarheit gesmaffen i st. Pfeifer, wo Sie Ihre Versammlungen halten 

und vor welchem Zuhörerkreis Sie sie halten. 
Als Weinbaufunktionär bin ich fast täglich 
unterwegs, und ich kenne die Stimmung drau­
ßen vielleicht etwas besser als Sie und darf 
Sie daher darauf aufmerksam mamen, daß 

Bezüglich der Ergänzung zum Begriff ,,Kabi­
nettswein" ist eine Angleichung an das 
deutsche Weingesetz getroffen worden. In 
famlicher Hinsicht kann man dazu meinet­
wegen geteilter Ansicht sein, die Begriffs-
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bezeiChnung ist jedoch im Interesse des Ex­
portes notwendig. 

Eine ergänzende Textierung bezüglich einer 
Mindestmostgradation bei "Auslese" oder 
"Spätlese" mit 21 Klosterneuburger Graden 

- nicht Korneuburger Gradenl - ist ebenfalls 
in Angleichung an alle anderen Weinarten 
notwendig und findet daher auch unsere Zu­
stimmung, da gerade wir von der Osterrei­
chischen Volkspartei immer dem Qualitäts­
gedanken das Wort geredet haben und daher 
auch eine klare BezeichnungsvorsChrift in die­
sem Fall garantiert sehen wollen. 

Anders müssen wir natürlich zu dem viel­
zitierten § 33 Stellung nehmen, der j a. wie 
schon eingangs erwähnt, die Ursache der heu­
tigen Behandlung der Novelle ist. Ich habe 
soeben betont. daß wir immer der Qualität 
das Wort reden und für gewisse Qualitäts­
bestimmungen vollstes Verständnis haben. da 
unsere Bemühungen. den Anteil am Export 
zu steigern. die größten sind und wir daher 
Angleichungen an die EWG-Weinmarktord­
nung selbst wollen. 

Was j edoch in diesem § 33 verlangt wird, 
das geht entschieden zu weit. Wir haben im 
Ausschuß schon darauf hingewiesen und einen 
brauchbaren Abänderungsantrag vorgelegt. 
der j edoch von Ihnen. meine Damen und Her­
ren von der Regierungspartei sowie von der 
Freiheitlichen Partei. fast kommentarlos ab­
gelehnt wurde. Der Herr Abgeordnete Pfeifer 
hat bereits erklärt, daß Sie diesen Antrag ab­
lehnen, der wieder kommen werde. Ich muß 
ihn enttäuschen. Wir mußten die Entscheidung 
im Ausschuß zur Kenntnis nehmen und wuß­
ten auCh, daß es keine Änderung mehr gibt. 
Daher wollten wir uns dies ersparen. 

Ich bin überzeugt, und als Praktiker kann iCh 
Ihnen dies nur versichern, <laß zwisChen dem 
Text der Regierungsvorlage und der prak­
tischen Anwendung ein großer Unterschied be­
steht. Wenn nun die Verordnung des Herrn 
Ministers dazu so ausfällt, wie es im Entwurf 
zu lesen ist. dann bedaure ich schon heute 
j ene Beamten, die mit der Kontrolle dieses 
Gesetzes beauftragt werden. Ich kann mir vor­
stellen, daß eine Mengenkontrolle wohl ohne 
Schwierigkeiten vonstatten gehen kann. Wie 
man jedoch eine genaue Kontrolle von Jahr­
gang, Sorte und meinetwegen womöglich noch 
Rieden durchführt, darüber lasse ich mich sehr 
gerne beraten. Ich bin überzeugt. daß dabei 
die Kontrollorgane zu Uberprüfungen verhal­
ten werden, deren Lösung eine sChier unmög­
liche Aufgabe bedeutet. Ich möchte mit allem 
NaChdruck festhalten. daß der Weinbau keine 
Sonderstellung bezüglich der Kontrolltätig­
keit, insbesondere was die Qualität betrifft. 

einnehmen will, es i st aber im selben Atem­
zug abzulehnen, wenn man der Weinhauer­
schaft unnötige Erschwernisse auferlegt, die 
geradezu schikanös wirken könnten. 

Herr Bundesminister ! Sie haben mir bereits 
im AussChuß auf meine Frage erklärt, in der 
Verordnung dem Weinbautreibenden keine 
besonderen Härten aufzuerlegen. ICh ersuChe 
Sie daher. dafür Sorge zu tragen, daß nicht 
alle in den Erläuterungen vom 9. November 
1 91 1  angeführten Punkte bezüglich der Auf­
zeichnungspflicht verlangt werden. Ich habe 
schon auf die schwierige Problematik in dieser 
Beziehung hingewiesen. 

Herr Bundesminister I Wenn wir schon vorn 
Wein sprechen. dann darf ich auch auf Ihre 
Beantwortung meiner schriftlichen Anfrage zu 
sprechen kommen. Wenn im Budget für 1 97 1  
dem österreichischen Weinwirtschaftsfonds 
großzügig 49 Millionen zugesiChert wurden. 
so war dies eine klare Täuschung des Wein­
baues, denn in Wirklichkeit wurden nur 
35 Millionen Schilling ausgezahlt, während die 
restlichen 14 Millionen in einem anderen Topf 
verschwanden. Man hat die geringe Ernte von 
191 1  als Ursache angeführt. Das ist nach mei­
ner Meinung eine völlige FehleinsChätzung 
der Lage. 

Nun sind für 1912 40 Millionen im Budget 
vorgesehen. Auf Grund der Beantwortung 
meiner Anfrage muß ich zu dem Schluß kom­
men, daß man niCht daran denkt, diese 40 Mil­
lionen voll auszuzahlen, sondern daß man 
vielleicht wieder so wie im Vorjahr eine 
Reduzierung des Betrages vornimmt, denn es 
sind heuer nicht mehr 80 Prozent der Investi­
tionen auf 15 Jahre wie im Vorjahr, sondern 
nur mehr 60 Prozent auf 10 Jahre als Kredit 
der Gesamtinvestition vorgesehen. Es wäre 
ein Trugschluß. wenn man glauben würde. daß 
im Jahre 1912 keine Investitionen im Sektor 
Lagerraumbau notwendig wären. An Hand 
des Beispieles einer einzigen Winzergenos­
senschaft in Niederösterreich kann ich Ihnen 
mitteilen. daß allein diese Winzergenossen­
schaft im Jahre 1972 ein Investitionsprogramm 
von 20 Millionen Schilling vorgesehen hat und 
dieses auch durchführen wird. Dies bedeutet. 
meine Damen und Herren, eine ungeheure 
Belastung jedes einzelnen Weinhauers. Man 
will jedoch im Hinblick auf eine vorausschau­
ende Marktwirtschaft alle Vorkehrungen tref­
fen, um für eine eventuell wieder größere 
Ernte gerüstet zu sein. Man sage uns ja nicht, 
daß wir wegen einer etwas kleineren Ernte 
sofort den Ausblick in die Zukunft verlieren 
sollten I 

Daraus allein ist ersichtlich. daß alle Speku­
lationen, es wären auf Grund einer kleineren 
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Ernte 1 97 1  keine Investitionen notwendig, fehl 
am Platze sind. Ich muß daher namens der 
österreichischen Weinwirtschaft die Forderung 
erheben, auch für die Investitionen von 1972 
s o  wie im Vorjahr, Herr Bundesminister, die 
Kredithöhe auf 80 Prozent und auf die Dauer 
von 15 Jahren anzuheben, um die gewaltigen 
Anstrengungen der österreichischen Weinwirt­
schaft zu unterstützen, was letzten Endes auch 
im Interesse unseres Staates sein muß. 

Wenn im Ausschuß vom Herrn Abgeord­
neten Pfeifer die Ansicht vertreten wurde, in 
der österreichischen Weinhauerschaft - er 
hat es heute wieder gesagt - sei eine große 
Beruhigung eingetreten, weil es ein Verdienst 
der Bundesregierung sei, daß der Weinpreis 
beim Faßverkauf eine Höhe erreicht hätte, die 
zufriedenstellend sei, dann darf ich dazu ein­
mal folgendes feststellen: 

Der Weinpreis hängt im wesentlichen von 
dem Angebot- und Nachfragemarkt ab, und 
es ist der derzeit sich etwas normalisierende 
Faßpreis doch kein Verdienst der Bundes­
regierung, sondern eine Folge der kleineren 
Ernte 1 97 1  (Zwischenruf bei der SPO) und 
des Bemühens der Weinwirtschaft, den Kon­
sum im In- und Ausland anzuheben. 

Ein Verdienst der Bundesregierung aber 
wollen wir von der Opposition anerkennen : 
Das ist jenes Verdienst, daß die Preise im all­
gemeinen und hier besonders die Preise unse­
rer Bedarfsgüter sehr stark angestiegen sind 
und daher trotz steigender Weinpreise das 
Einkommen der Weinbauern geschmälert 
wurde. (Zustimmung bei der OVP.) Dieses 
Verdienst, meine Damen und Herren von der 
Regierungspartei, wollen wir Ihnen nicht strei­
tig machen. Das bleibt allein Ihr Privileg. 
(Abg. P f e i f e r: Der Weinpreis ist kein 
Preis?) Ich habe soeben erklärt, daß der etwas 
angestiegene Weinpreis durdl die höheren 
Preise der Bedarfsgüter mehr als ausgeglichen 
ist. Die Preisschere ist also auseinander­
geklafft, meine Damen und Herren. Also bitte, 
bei der Wahrheit zu bleiben I (Neuerliche Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Abschließend aber darf ich noch zu einer 
Frage Stellung beziehen, die mit der Zustel­
lung des Entwurfes für die Einführung der 
Mehrwertsteuer, die bereits vom Minister­
rat genehmigt ist, sehr akut geworden ist. In 
diesem Entwurf heißt es - und Kollege 
Tschida hat schon darauf hingewiesen -, daß 
die Mehrwertsteuer mit 16 Prozent festgesetzt 
werden soll und dabei audl dem Wein ent­
gegen allen anderen landwirtsdlaftlidlen Pro­
dukten kein halber Satz gewährt werden soll. 

Ich weiß nicht, ob man sich im Ministerrat 
darüber Gedanken madlte, was dies für den 

Weinbau bedeutet. Es wurde schon seit Jahren 
hier in diesem Hause des öfteren auf die 
drückende Steuerlast des Weinbaues hinge­
wiesen, der in allen weinbautreibenden Län­
dern Europas keine Parallel e  aufzuweisen 
hat. 

Nun kommt eine neuerliche Welle auf uns 
zu: Nicht nur, daß vom Weinhauer 1 6  Prozent 
beim Verkauf seines Produktes abzuführen 
sind, hat er auch bei Einkauf aller Bedarfs­
güter 16 Prozent zu bezahlen. Das heißt also, 
daß er teurer einkaufen muß, seine Lasten 
allerdings nicht auf den Konsumenten über­
wälzen kann. Ich glaube, das h aben wir hier 
schon einmal eindeutig festgestellt. 

Meine Damen und Herren! In der Tat heißt 
dies , daß zum Beispiel der Faßverkäufer, der 
zurzeit 1 ,7 Prozent Umsatzsteuer bezahlt, bei 
der Mehrwertsteuer trotz Vorsteuerabzug 
10 Prozent des Umsatzes zu bezahlen hat. Was 
ist dann weiter mit der 10prozentigen Sonder­
abgabe? Was ist mit der Getränkesteuer? -
Eine offene Frage. Eine Belastung, die einfach 
nicht zu verkraften wäre. 

Ich erhebe hier die Forderung, meine 
Damen und Herren, daß das Produkt Wein 
den allgemeinen Produkten der Landwirtschaft 
gleichzustellen ist und daß die Sonderabgabe 
vor Inkrafttreten der Mehrwertsteuer auszu­
laufen hat. (Zustimmung bei der OVP.) 

Hohes Haus! Ich stelle diese Forderung 
allen Ernstes. Idl bin mir meiner Verantwor­
tung als Abgeordneter bewußt, wenn ich Ihnen 
sage, daß die Weinhauerschaft mit Empörung 
diesen Entwurf der Mehrwertsteuer ablehnt 
und erwartet, daß endlich auch ihre Anliegen 
einmal berücksichtigt werden. 200.000 im 
Weinbau tätige Menschen werden die Ver­
handlungen zur Mehrwertsteuer sehr gespannt 
verfolgen. Ich braudle nicht auszuführen, daß 
man die Nerven der Weinhauerschaft nicht 
übermäßig strapazieren soll. Für alle sich dar­
aus ergebenden Konsequenzen, meine Damen 
und Herren, trägt die Bundesregierung die 
Verantwortung I 

Meine Fraktion wird den § §  1 5  und 19 die 
Zustimmung erteilen. Die § §  33 und 51 lehnen 
wir ab, weshalb wir auch den Gesetzentwurf 
in dritter Lesung ablehnen werden. Zur Ab­
stimmung selbst erlaube ich mir namens mei­
ner Fraktion folgenden Antra g  auf getrennte 
Abstimmung einzubringen: 

A n t r a g  
der Abgeordneten Minkowitsch, Hietl, Dipl.­
lng. Tschida und Genossen betreffend 
2. Weingesetznovelle 1 972 in der Fassung 
des Ausschußberidltes (169 der Beilagen) . 
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Gemäß § 63 Abs. 6 der Geschäftsordnung 
des Nationalrates wird beantragt, über die 
Ziffer 6 und über die Ziffer 1 der 2. Wein­
gesetznovelle in der Fassung des Aus­
schußberichtes ( 169 der Beilagen) (die den 
§ 33 sowie die Einführung einer neuen lit. c 
im Abs. 1 des § 51 des Weingesetzes be­
treffen) getrennte Abstimmung vorzuneh­
men. 

(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Die Abstimmung wird 
getrennt im gewünsmten Sinne vorgenommen 
werden. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Meißl. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Meißl (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren I Namens der frei­
heitliChen Fraktion möchte ich hier erklären, 
daß sich unsere Haltung niCht geändert hat. 
Wir werden daher heute dieser Weingesetz­
novelle 1 972 die Zustimmung geben, weil wir 
der Meinung sind, daß die vor allem in der 
Aufzeichnungspflicht notwendigen Maßnah­
men im Hinblick. auf die EWG-Weinmarkt­
ordnung und die bundesdeutsche Regelung 
notwendig sind. 

Ich möchte einige Klarstellungen vorneh­
men. 

Wenn der Herr Abgeordnete Ing. Tschida 
meinte, daß Kreisky eine gewisse Entlastung 
durch die Aufhebung der Weinsteuer für die 
Weinbauern gebracht hätte, so möchte iCh hier 
klar erklären : Das war im Rahmen der Budget­
einigung eine Forderung der Freiheitlichen! 
Wenn jemand den Weinbauern eine Ent­
lastung gebramt hat, so waren es wir Frei­
heitlichen. (Zustimmung bei der FPO. - Abg. 
P e t  e r: Das hat der HietI noch nicht mitge­
krieg!!) 

Ich möchte weiter auch eine Aufklärung 
darüber geben, denn der Abgeordnete Ing. 
Tschida und auch der Herr Abgeordnete Pfei­
fer, glaube ich, haben nicht klar zum Aus­
druck. gebracht, warum es notwendig ist, daß 
wir heute hier neuerlich eine Weingesetz­
novelle - jetzt haben wir das Jahr 1 912 -

verabschieden müssen. Es war - so steht es 
auch in dem Bericht - ein Mißverständnis. 
Die SPO-Fraktion war anscheinend damals 
etwas überfordert, der Ordner vielleicht nicht 
mehr ganz auf Draht. Wir Freiheitlichen 
j edenfalls, Herr lng. Tschida, haben sehr wohl 
unsere Haltung im Ausschuß auCh hier im 
Hause demonstriert. Wir waren bereit, diesen 
Bestimmungen des § 33 die Zustimmung zu 
geben, weil wir der Meinung waren, daß es 
eben notwendig ist. 

Nun ein paar Worte zu dieser Gesetzes­
novelle selbst. 

Es gab schon das letzte Mal eine Diskussion 
darüber, ob den Weinbautreibenden diese 
Aufzeidmungspflimt, die Führung von Ein­
und AusgangsbüChern und auCh die Transport­
besCheinigungen zuzumuten wären. Wir sind 
der Meinung - aum das habe im im Aus­
schuß gesagt -, daß die Verordnungsermäch­
tigung, die dem Minister gegeben ist, von 
ihm so gehandhabt werden muß, daß sie wirk­
lich nur das Notwendige vorsieht. 

Herr Bundesminister I Im wäre sehr froh, 
wenn Sie das, was Sie im AussdlUß gesagt 
haben, auch heute hier sagen könnten: Daß 
Sie diese Verordnungsermächtigung wirklich 
nur in dem notwendigen Ausmaß in Anspruch 
nehmen werden! 

Aber wir haben uns nicht der Notwendig­
keit verschlossen, daß es im Interesse einer 
gewissen Ordnung auf dem Weinmarkt - es 
ist j a  durch den Wegfall der Weinsteuer auch 
eine gewisse Registrierung der Weinmengen 
klarerweise weggefallen; es gab darüber Dis­
kussionen - notwendig sein wird, · daß man 
hier wieder zu geordneten Verhältnissen auCh 
bezüglich der Aufzeichnungen kommt. Nom 
einmal die Bitte : Aber nur in dem notwendi­
gen Ausmaß I 

Ich möChte aber klarstellen, daß die heutige 
Reparatur nur die Folge des seinerzeitigen 
Mißverständnisses war und es nicht so aus­
gedeutet werden kann, wie es der Abgeord­
nete Pfeifer versucht hat : Es war vielleicht 
ganz gut, denn jetzt können wir noch ver­
schiedene Dinge mit hineinnehmen, die in­
zwischen notwendig geworden sind. - Unter 
diesem Gesichtspunkt könnte man ja bei 
j edem Gesetz sagen: Lassen wir etwas zurück, 
damit man für die näChste Novellierung dann 
gleidl eine Möglichkeit hat, auCh Verbesse­
rungen unterzubringen. 

Es war hier schon klar : In erster Linie die 
Reparatur. Idl möchte darauf verweisen, daß 
im AnsChluß an die Panne von verschiedenen 
Stellen - auch der Herr Präsident Minko­
witsch hat sich sehr dafür eingesetzt, weil er 
der Meinung war, es müsse natürlich etwas 
drinnenstehenj siCherlim war die OVP-Frak­
tion bezüglich des Inhaltes anderer Meinungj 
aber ohne Aufzeichnungen geht es nicht -
deshalb auch der Versuch damals am 16. Juli 
gemacht wurde, das sofort zu bereinigen, was 
aber dann vom Präsidenten einfaCh nicht mehr 
zur Kenntnis genommen wurde. 

Ich möChte namens der Freiheitlichen sagen : 
Wir werden dieser Weingesetznovelle 1 972 
die Zustimmung geben, weil wir glauben, daß 
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MeiDI 
sie im Interesse des Exportes - und darum 
geht es bei der Novellierung 197 1  und 1972 
in erster Linie - notwendige Maßnahmen 
enthält. Sie sollen aber in dem Rahmen blei­
ben, daß sie keine Schikane für die Wein­
b auern werden. 

Zu der Frage der Kredite für die Wein­
wirtschaft darf ich Ihnen vielleicht ins Ge­
dächtnis zurückrufen, daß sämtliche AI-Kre­
ditansuchen des Jahres 1971 positiv erledigt 
worden sind. Für das Jahr 1972 liegen noch 
keine Programme vor. 

Zustimmung - ja, selbstverständlich, ver- Wenn Sie moniert haben, daß im Jahre 
bunden mit der Bitte, hier wirklich tolerant 1 97 1  der Weinwirtschaftsfonds 49 Millionen 
v orzugehen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Landwirtschaftsminister. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Hohes 
Haus ! Wenn man der Debatte folgte, so hatte 
m an den Eindruck, daß vielleicht gerade die 
Aufzeichnungspflicht etwas hochgespielt 
wurde. 

Ich gebe aber eines zu bedenken: In der 
EWG-Weinmarktordnung beziehungsweise im 
deutschen Weinrecht ist jeder Betrieb auf­
zeichnungspflichtig. Wenn wir also EWG-kon­
form behandelt werden wollen, müssen wir 
natürlich auch EWG-konforme Bestimmungen 
übernehmen. Dies im besonderen deshalb, 
weil  sich der Weinexport in den letzten Jah­
ren sehr erheblich ausgeweitet hat: Im Jahre 
1 969 betrug er 27.000 hl, im Jahre 1970 laut 
Außenhandelsstatistik 50.000 hI, im zweiten 
H albjahr aus den Zolleigenlagern 81 .000 hl 
und in den ersten drei Quartalen des Jahres 
197 1 inklusive solcher aus den Zolleigen­
lagern 1 72.000 hl. Man schätzt, daß wir bis 
Jahresende etwa 200.000 hl Wein exportieren 
werden. 

Nun zur Frage der Aufzeichnung. Der § 33 
Abs . 2 stellt eine Verordnungsermächtigung 
dar. Eine solche Verordnungsermächtigung 
muß bekanntlich so gefaßt werden, daß sie 
gegen alle Eventualfälle absichert. Daß wir 
- wie ich schon erwähnte - diese Verord­
nung flexibel handhaben wollen, steht außer 
Zweifel . 

Hohes Haus ! Außerdem haben sämtliche 
Interessenvertretungen bezüglich der Verord­
nung, die dem Begutachtungsverfahren zuge­
leitet wird, jederzeit die Möglidlkeit, dazu 
etwa noch Stellung zu nehmen. 

Ob die einzelnen Kriterien wie Jahrgang 
und Sorte in die Verordnung aufgenommen 
werden sollen, ist eine Frage, die man dann 
prüfen kann. Aber zum Unterschied von der 
Auffassung des Herrn Abgeordneten Hietl 
glaube ich, daß durch diese Aufnahme der Ein­
tragung von Sorte und Jahrgang die Kon­
troll tätigkeit wesentlich erleichtert wird und 
die Kontrollore natürlicherweise bei der Be­
urteilung durch die Sinnenprobe bereits er­
hebliche Anhaltspunkte haben werden. 

Schilling im Budget hatte, ihm aber nur 
35 Millionen Schilling verblieben, darf ich 
dazu bemerken, daß er auch keine Ausgaben 
über diesen Rahmen hinaus vorgesehen ge­
habt hat. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. - Der Herr Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 
Es ist beantragt, über Artikel I Z. 6 (neu) 

und Z. 7 (neu) getrennt abzustimmen. 
Ich lasse zunächst über Artikel I bis ein­

schließlich Z. 5 (neu) in der Fassung des Aus­
schußberichtes abstimmen und bitte j ene 
Damen und Herren, die diesen Bestimmungen 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Uber Artikel I Z. 6 (neu) , die § 33 betrifft, 
ist getrennte Abstimmung verlangt worden. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dieser 
Bestimmung in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Uber Artikel I Z. 7 (neu) , die die Ein­
fügung einer lit. c im Abs. 1 des § 5 1 zum 
Gegenstand hat, ist ebenfalls getrennte Ab­
s timmung verlangt worden. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser 
Bestimmung in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung erteilen, sidl von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile 
s owie über Titel und Eingang des Gesetzent­
wurfes in der Fassung des Ausschußberidltes 
abstimmen und bitte j ene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sidl von 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange­
nommen. 

Damit ist die zweite Lesung be endet. 
Der Herr Berichterstatter beantragt die so­

fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit-
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Präsident Dr. Maleta 

ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von Nach einer Wortmeldung des Bundesmini­
den Sitzen zu erheben. - Dies ist die Mehr- sters für Verkehr Frühbauer hat der Aus­
heit. Der Gesetzentwurf ist somit auch in drit- schuß einstimmig beschlossen, dem National­
ter Lesung a n  g e n  0 m m e n. rat die G e n e h m i g u n  g der Abkommen 

5. Punkt: Bericht des AussdlUsses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtsmaft über die Regie­
rungsvorlage (71 der Beilagen) : Internationa­
les Ubereinkommen über den EIsenbahnfracht­
verkehr (CIM) vom 1. Februar 1910, Inter­
nationales Ubereinkommen über den Eisen­
bahn-Personen- und -Gepämverkehr (CIV) 
vom 1. Februar 1910, Zusatzprotokoll zu den 
am 1. Februar 1 910 in Bern unterzeichneten 
Internationalen Ubereinkommen über den 
Eisenbahnfradltverkehr (CIM) und den Eisen­
bahn-Personen- und -Gepämverkehr (CIV) 
und Protokoll über die Beiträge, welche die 
an den Internationalen Ubereinkommen vom 
25. Februar 1961 über den Eisenbahnfracht­
verkehr (CIM) und über den Eisenbahn-Per­
sonen- und -Gepäckverkehr (CIV) beteiligten 
Staaten an die Kosten des Zentralamtes zu 
leisten haben, vom 7. Februar 1970 (165 der 

Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zum 5. Punkt der Tagesordnung : Inter­
nationales Ubereinkommen über den Eisen­
bahnfradltverkehr (CIM) vom 7. Februar 
1970, Internationales Ubereinkommen über 
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
(CIV) vom 7. Februar 1 970, Zusatzprotokoll 
zu den am 7. Februar 1970 in Bern unterzeich­
neten Internationalen Ubereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) und den 
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
(CIV) und Protokoll über die Beiträge, welche 
die an den Internationalen Ubereinkommen 
vom 25. Februar 1 961 über den Eisenbahn­
frachtverkehr (CIM) und über den Eisenbahn­
Personen- und -Gepäckverkehr (CI V) betei­
ligten Staaten an die Kosten des Zentralamtes 
zu leisten haben, vom 7. Februar 1910. 

Auf Grund der Erkrankung des Bericht­

samt Anlagen zu empfehlen. Das ist ein ein­
stimmiger Beschluß. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, daß General- und Spezialdebatte unter 
einem abgeführt wird. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n go 

Die in den § §  3 und 4 des Artikels 69 des 
Internationalen Ubereinkommens über den 
Eisenbahnfradltverkehr sowie § 3 des Arti­
kels 64 des Internationalen Ubereinkommens 
über den Eisenbahn-Personen- und -GepäCk­
verkehr enthaltenen Bestimmungen haben 
verfassungsändernden Charakter. 

Für die Abstimmung über diesen Tages­
ordnungspunkt finden daher gemäß Artikel 50 
Abs. 3 Bundes-Verfassungsgesetz die Bestim­
mungen des Artikels 44 Abs. 1 des Bundes­
Verfassungsgesetzes Anwendung. 

Ich stelle gemäß § 61 Abs. 2 Geschäftsord­
nungsgesetz die für die Abstimmung erfor­
derliche Anwesenheit der Hälfte der Mitglie­
der des Hauses fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, 

dem Internationalen Ubereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr vom 7. Februar 
1970, dessen §§ 3 und 4 des Artikels 69 ver­
fassungsändernde Bestimmungen enthalten, 
samt Anlagen, 

dem Internationalen Ubereinkommen über 
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
vom 7. Februar 1970, dessen § 3 des Arti­
kels 64 verfassungsändernde Bestimmungen 
enthält, samt Anlagen, 

erstatters wird den Bericht der Ausschuß- dem Zusatzprotokoll zu den am 7. Februar 
obmann Ulbrich erstatten. ICh bitte um den 1970 in Bern unterzeichneten Internationalen 
Bericht. Ubereinkommen über den Eisenbahnfracht-

verkehr und den Eisenbahn-Personen- und 
Berichterstatter Ulbrich: Herr Präsident I -Gepäckverkehr und 

Hohes Haus ! Uber Einladung der schweizeri­
schen Regierung fand vom 2. bis 7. Feber 1970 
in Bern die 7. Revisionskonferenz der Inter­
nationalen Ubereinkommen CIM und CIV 
statt, aus der neue Ubereinkommen hervor­
gegangen sind. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft hat die gegenständliche Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 25. Jänner 
1972 in Verhandlung gezogen. 

dem Protokoll über die Beiträge, welche 
die an den Internationalen Ubereinkommen 
vom 25. Februar 1961  über den Eisenbahn­
fradltverkehr und über den Eisenbahn-Per­
sonen- und -Gepäckverkehr beteiligten Staa­
ten an die Kosten des Zentralamtes zu leisten 
haben, vom 7. Februar 1970 
die Genehmigung zu erteilen, sidJ. von den 
Sitzen zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e-
n o m m e n. 
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6. Punkt: Bericht des AussdlUsses für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtschaft über die 
Regierungsvorlage (79 der Beilagen) : Bundes­
gesetz betreffend statistische Erhebungen auf 
dem Gebiete der Zivilluftfahrt (Zivilluftfahrt-

Statistikgesetz) (166 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Zivilluftfahrt­
Statistikgesetz. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Koste­
lecky. Ich bitte um den Bericht. 

Die Heranziehung der Flughafenbetriebs­
gesellschaften als statistische Anmeldestellen, 
wodurch d e r  gerade im Bereich der Zivilluft­
fahrt überaus rasanten Entwicklung Redlnung 
getragen w erden soll, zumal ohne den Einsatz 
der den Flughafenbetriebsgeselllschaften zur 
Verfügung stehenden technischen Einrichtun­
gen in naher Zukunft der durch die Verwen­
dung von Großraumflugzeugen ständig wach­
sende Umfang der Erhebungen nur mehr sehr 
schwer bewältigt werden könnte. 

Die Notwendigkeit zur Schaffung einer 
Berichterstatter Kostelecky: Herr Präsident ! brauchbaren Grundlage für eine öster­

Hohes Haus ! Im Auftrage des Ausschusses reichische Zivilluftfahrtstatistik ergibt sich 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft be- auch aus der Mitgliedschaft Osterreichs bei 
richte ich über die Regierungsvorlage (79 der der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation, 
Beilagen) : Zivilluftfahrt-Statistikgesetz. zu deren Anliegen unter anderem audl die 

Der Zweck des vorliegenden Gesetzentwur- Zivilluftfahrtstatistik gehört. 
fes ist es, die gesamte statistische Tätigkeit Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt umfassend tätswirtschaft hat die Regierungsvorlage am 
zu regeln. Es sollen einerseits die bestehen- 25. Jänner 1972 der Vorberatung unterzogen. 
den Erhebungen hinsichtlich ihrer Rechtsbasis Dieser Sitzung wohnte auch Bundesminister 
und ihrer Organisation vereinheitlicht und für Verkehr Frühbauer bei. 
andererseits für die im Hinblick auf eine er-
folgreidle Zivilluftfahrtpolitik schon seit lan- Bei der Abstimmung wurde die Regierungs-
gern geforderte Luftfrachtstatistik eine ent- vorlage mit Stimmeneinhelligkeit unverändert 
sprechende gesetzliche Grundlage geschaffen angenommen. 
werden. Auf die s e  Weise sollen die der Zivil- Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
luftfahrtstatistik von der zu erhebenden der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
Materie her anhaftenden Besonderheiten mit wirtschaft durch mich den A n t r a g, der 
den Erfordernissen, welche die Voraussetzung Nationalrat wolle dem von der Bundesregie­
für die statistisme Erfassung sind, zur Uber- rung vorgelegten Gesetzentwurf (79 der Bei­
einstimmung g ebracht werden. lagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 

erteilen. 
Der Erreichung dieses Zweckes dienen vor 

allem folgende im vorliegenden Entwurf ent- Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 

haltenen Bestimmungen :  idl, General- und Spezialdebatte unter einem 
vorzunehmen. 

Die Teilung d er Erhebungsmaterie nam dem Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur 
A b s t i m  m u n g. 

samlichen Gehalt in drei Erhebungsgegen­
stände, nämlich in "Verkehrs- und Transport­
leistungen" ,  in "Bestands- und Erfolgsdaten" 
und in "Nutzung von Zivilluftfahrt-Personal- Ich bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
ausweisen" , w odurch im Interesse einer mög- vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
limst rationellen Vorgangsweise eine klare Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
Abgrenzung der - teilweise remt untersmied- den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange-
lidle Erhebungstemniken erfordernden . nommen. 
Sachgebiete erreicht werden soll. Der Herr Berichterstatter beantragt die 

Die Verordnungsermächtigung, welche die 
Basis für voraussichtlich vier Verordnungen 
bilden soll, n ämlich für eine Zivilluftfahrt­
Verkehrsstatistikverordnung, für eine Zivil­
luftfahrt-Frachtstatistikverordnung, für eine 
Zivilluftfahrt-Unternehmensstatistikverord­
nung und für e ine Zivilluftfahrt-Personalaus­
weisstatistikverordnung. 

Der umfassende Katalog der Auskunfts­
pflichtigen, mit welchem erstmals durch eine 
eigene Bestimmung die statistische Auskunfts­
pflicht für den gesamten Bereich der Zivil­
luftfahrt normiert werden soll. 

sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. Ich bitte somit j ene Damen 
und Herren, die dem vorliegenden Gesetz­
entwurf auch in dritter Lesung ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 
Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

7. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
aussdlusses über den Bericht des Bundes­
ministers für Finanzen (III-4 der Beilagen) 
betreffend Haitungsübernahmen des Bundes 

im 1 .  Halbjahr 1971 (152 der Beilagen) 
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Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
7. Punkt der Tagesordnung : BeriCht des 
Bundesministers für Finanzen betreffend Haf­
tungsübernahmen des Bundes im 1 .  Halbjahr 
197 1 .  

Berichterstatter ist der Abgeordnete Ortner. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ortner: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Im berimte im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über den 
Bericht des Bundesministers für Finanzen 
(111-4 der Beilagen) betreffend Haftungsüber­
nahmen des Bundes im 1 .  Halbjahr 1 97 1 .  

Gemäß einer Entsmließung des National­
rates vom März 1 967 hat der Bundesminister 
für Finanzen am 1 9. November 197 1  den ob­
genannten Bericht im Nationalrat eingebracht, 
dem unter anderem zu entnehmen ist, daß 
der Bund im 1. Halbjahr 1971 für insgesamt 
2.61 5,698.79 1 , 1 0  S Haftungen übernommen hat, 
wovon 920,256.79 1 , 1 0  S auf Zinsen entfallen. 
Der Gesamtstand der Bundeshaftungen zum 
30. Juni 197 1  beträgt 46.489,42 Millionen Schil­
ling Kapital, zuzüglich 4735,70 Millionen Schil­
ling Zinsen; zusammen also 5 1 .225, 1 2  Mil­
lionen Schilling. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
vorliegenden BeriCht in seiner Sitzung am 
18.  Jänner 1 972 der Vorberatung unterzogen. 
NaCh Wortmeldungen der Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr und Dr. Schmidt sowie 
des Bundesministers für Finanzen Dr. An­
drosch wurde einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Kenntnisnahme dieses Be­
richtes zu empfehlen. 

Der Finanz- und BudgetaussChuß stellt somit 
durch mich den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen betreffend Haftungsübernahmen des 
Bundes im 1. Halbjahr 1 97 1  (III-4 der Beilagen) 
zur Kenntnis nehmen. 

Abgeordneten Ing. Hobl und Genossen be­
treffend die Einsetzung eines parlamen­
tarischen UntersuChungsausschusses. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete 
Babanitz. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Babanitz: Herr Präsident! 
Hohes Haus I Namens des BautenaussChusses 
habe iCh zu berichten über den Antrag der 
Abgeordneten Ing. Hobl und Genossen betref­
fend die Einsetzung eines parlamentarismen 
Untersudmngsaussmusses gemäß § 33 Ge-
schäftsordnung des Nationalrates. 

. 

Die Abgeordneten Ing. Hobl und Genossen 
haben in der 2. Sitzung der laufenden Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates am 
5. November 1 97 1  den gegenständlichen An­
trag im Nationalrat eingebracht und wie folgt 
begründet : 

Der Nationalrat hat in der XII. Gesetz­
gebungsperiode einen Untersuchungsausschuß 
zur Prüfung aller Umstände um den inter­
nationalen Ideenwettbewerb für Armitekten 
zur Planung eines Amtssitzes internationaler 
Organisationen und eines Kongreßzentrums 
in Wien sowie die vom Auslober getroffene 
Entscheidung eingesetzt. Dieser Unter­
suchungsaussdmß hat intensive Beratungen 
geführt, konnte aber infolge der vorzeitigen 
Beendigung der Gesetzgebungsperiode einen 
absChließenden UntersudlUngsberiCht an das 
Plenum des Nationalrates nicht mehr erstatten. 

Da die sozialistische Parlamentsfraktion der 
Meinung ist, daß die Arbeiten dieses Unter­
suchungsausschusses fortgesetzt und abge­
schlossen werden sollen, und da dies aus 
Gründen der Geschäftsordnung des National­
rates nur durch die neuerliche Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses mit der glei­
chen Themenstellung erreicht werden kann, 
wird dieser Antrag gestellt. 

Der BautenaussChuß hat diesen selbstän-
Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen digen Antrag in seiner Sitzung am 25. Jänner 

liegen keine vor. Wir gelangen somit zur 1 972 in Anwesenheit des Bundesministers für 
A b  s t i m  m u n g. Bauten und Technik Moser der Vorberatung 

Im bitte j ene Damen und Herren, die dem unterzogen. 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den Es wurde einstimmig besmlossen, dem 
vorliegenden BeriCht zur Kenntnis zu nehmen, Hohen Hause die Annahme dieses Antrages 
sich von den Sitzen zu erheben. - E i  n- der Abgeordneten Ing. Hobl und Genossen 
s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. zu empfehlen. 

8. Punkt: Bericht des Bautenausschusses über 
den Antrag 2/ A (11-4 der Beilagen) der Abge­
ordneten Ing. Hobl und Genossen betreffend 
die Einsetzung eines parlamentarisdIen Unter­
suchungsausschusses gemäß § 33 Geschäfts­
ordnung des Nationalrates (164 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
8. Punkt der Tagesordnung: Antrag 2/A der 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Bautenaussdluß somit den A n  t r a 9, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Gemäß § 33 Abs. 1 des Bundesgesetzes 
vom 6. Juli 1 96 1 ,  BGBL Nr. 1 78,  betreffend die 
Geschäftsordnung des Nationalrates, wird ein 
Untersuchungsaussdluß zur Prüfung aller Um­
stände um den internationalen Ideenwett-
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Babanitz 

bewerb für Architekten zur Planung eines 
Amtssitzes internationaler Organisationen 
und eines Kongreßzentrums in Wien sowie 
die vom Auslober getroffene Entscheidung ein­
gesetzt. Dieser Untersuchungsausschuß besteht 
aus zehn Mitgliedern, und zwar aus fünf Ab­
geordneten der SPO, vier Abgeordneten der 
OVP und einem Abgeordneten der FPO. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen 
liegen keine vor. 

fassenden Ausschus ses für Gesundheit und 
Umweltschutz, bestehend aus je 1 1  Mit­
gliedern und Ersatzmitgliedern der SPO, j e  
9 Mitgliedern und Ersatzmitgliedern der OVP 
sowie einem Mitglied und einem Ersatzmit­
glied der FPO, ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - E i n  s t i m  m i g 
a n g e n 0 m m e n. 

Die Klubs haben bereits die Namen der 
Mitglieder und Ersatzmitglieder namhaft ge­
macht. Diese gelten damit als gewählt. Ihre 
Namen werden dem Stenographischen Proto­
koll beigedruckt. 

Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g. Eine Aufstellung über die Mitglieder und 
Ersatzmitglieder des Ausschusses für Gesund-

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, gemäß 
§ 33 Absatz 1 des Bunde s gesetzes vom 6. Juli 
196 1 ,  BGBI. Nr. 1 78,  betreffend die Geschäfts� 
ordnung des Nationalrates, einen Unter­
suchungsausschuß zur Prüfung aUer Umstände 
um den Internationalen Ideenwettbewerb für 
Architekten zur Planung eines Amtssitzes 
internationaler Organisationen und eines 
Kongreßzentrums in Wien sowie die vom Aus­
lober getroffene Entscheidung - bestehend 
aus zehn Mitgliedern, und zwar aus fünf 
Abgeordneten der SPO, vier Abgeordneten 
der OVP und einem Abgeordneten der 
FPO - einzusetzen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m-
m e n. 

9. Punkt: Wahl des Ausschusses für Gesund­
heit und Umweltschutz 

heit und Umweltschutz wird außerdem allen 
Abgeordneten zugeleitet werden. 

Die Tagesordnung i st erschöpft. 
Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für 

morgen, Donnerstag, den 3. Feber 1972, um 
10 Uhr mit folgender Tagesordnung ein:  

1 .  Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (36 der 
Beilagen) : Abkommen zwischen der Republik 
Osterreich und dem Vereinigten Königreich 
von Großbritannien und Nordirland über 
Soziale Sicherheit ( 1 7 1  der Beilagen) 

2. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (37 der 
Beilagen) : Allgemeines Abkommen zwischen 
der Republik Osterreich und der Französischen 
Republik über Sozi al e  Sicherheit ( 1 72 der Bei­
lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir kommen zum 3. Bericht des Ausschusses für soziale Ver-

letzten Punkt der Tagesordnung: Wahl des waltung über die Regierungsvorlage (1 1 4  der 

Ausschusses für Gesundheit und Umwelt- Beilagen) ; Notarve rsimerungsgesetz 1972 
schutz. ( 1 13 der Beilagen) 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, 
gemäß § 25 Abs. 1 des Geschäftsordnungs­
gesetzes einen Ausschuß für Gesundheit und 
Umweltschutz, der 21 Mitglieder und 2 1  Er­
satzmitglieder umfaßt, einzusetzen. 

Die Mitglieder und Ersatzmitglieder werden 
auf die parlamentarischen Klubs im Verhältnis 
der Zahl der ihnen angehörenden Abgeord­
neten verteilt. 

4. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung betreffend den Beridlt der Bundes­
regierung (III-8 der Beilagen) über die 
Empfehlung (Nr. 136) betreffend Sonderpro­
gramme für die Beschäftigung und Ausbildung 
Jugendlicher zu Entwicklungszwecken ( 1 74 der 
Beilagen) 

5. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung betreffend den vom Bundesminister 
für soziale Verwaltung vorgelegten Bericht 
(111-12 der Beilagen) über die Amtstätigkeit 
der Arbeitsinspektorate im Jahre 1 970 ( 1 75 der 
Beilagen) und 

Demnach entfallen auf die SPO je 1 1 ,  auf 
die OVP je 9 Mitglieder und Ersatzmitglieder 
und auf die FPO 1 Mitglied und 1 Ersatz­
rnitglied. 

6. Erste Lesung des Antrages 9/A (11-30 der 
Die Mitglieder und Ersatzmitglieder selbst Beilagen) der Abg. Melter und Genossen be­

werden von den Klubs dem Präsidenten nam- treffend Pensionsänderungsgesetz 1972. 
haft gemacht und gelten damit als gewählt. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
Ich bitte somit j ene Damen und Herren, eingeleitet. 

die dem Vorschlag auf Einsetzung eines 
21 Mitglieder und 21 Ersatzmitglieder um- Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung: 20 Uhr 35 Minuten 
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Verzeichnis der Mitglieder und Ersatzmit- Mitglieder der in der 21. und 22. Sitzung 
glieder des Ausschusses für Gesundheit und eingesetzten Untersuchungsausschüsse 

Umweltschutz 

M i t  g l  i e d e r : Hanna Hager, Horejs, Flugzeugankäufe des Bundesheeres (S. 1 598) 
Pansi, Samwald, lug. Scheibengraf, Sekanina, SPO : Mondl, Lanc, Troll, Dr. Tull, Schieder 
Steininger, Tesml, Tann, Herta Winkler, 
Zingler (SPO) i OVP : Dr. Blenk, DDr. König, Koller, Doktor 

Breiteneder, Dr. Frauscher, Dr. Halder, Kranzlmayr 
Dr. Marga Hubinek, Linsbauer, Dr. Pelikan, 
Staudinger, Vetter, Helga Wieser (OVP) i FPO : Zeillinger 

Dr. Scrinzi (FPO) .  
E r  s a t z  m i t  g 1 i e d e r : Anneliese AI­

brecht, Brauneis, Edith Dobesberger, Egg, lug. 
Hobl, Dr. Kerstnig, Dr. Reinhart, Schlager 
Josef, Dr. Erika Seda, Skritek, Wielandner 
(SPO) i 

Dr. Elenk, Brandstätter, Dr. Gasperschitz, 
lug. Helbich, Hietl, Dr. Mussil, Ofenbö<x, 
Stohs, Dipl.-Ing. Tschida (OVP) ; 

Dipl.-Ing. Hanreich (FPO). 

Zentrum für internationale Behörden (S. 1 698) 

SPO : Babanitz, Haas, Ing. Hobl, Nittel, Sam­
wald 

OVP: Dr. Elenk, DDr. König, Dr. Ermacora, 
Dr. Eduard Moser 

FPO : Dr. Broesigke 

Drucldehlerberitbtigungen 

Im stenographischen Protokoll der 1 6. Sit­
zung vom 1 7. Dezember 1 97 1  soll es auf Seite 
1 283 in der ersten Zeile der reChten Spalte 
statt "Geschäftspartnerschaft" richtig heißen 
.. Gesprächspartnerschaft" . 

Auf Seite 1 285 soll der Beginn des dritten 
Absatzes in der linken Spalte lauten: 

Im möchte nom einmal auf das zurück­
kommen, was Herr Abgeordneter Meißl gesagt 
hat. - Hier im Parlament gibt es nur Abge­
ordnete der Osterreichischen Volkspartei, die 
derzeit mit 80 Mandaten zu Buche stehen ! 

österreichische Staatsdruckerei L61 10222 
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